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Verfesser und Verlej^fcr behalten &ich das aus sohl iessende Recht 
zu Uebersetzungen dieses Werkes in die französische und serbische 
Sprache vor. 
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Vorwort 



ijeltere Reisen nach Serbin, geoaue Bekanntscball mit 
dem nattoDalen Leben , der Sitte und Sprache des serbischeii 
¥o]kes, mit seinen politischen, socialen und religiösen Zustän- 
den und seiner leitgentfssiscfaen Geschichte, und der anregende 
vieljlihrige freundsebaftlicbe Verkehr mit seinen besten Män- 
nern gaben mir die natürlichste Veranlassung zu einer einge- 
henden Beschilligung mit den tfffenUiehen RechtsyerhSltnissen 
Serbiens und der übrigen slawischen Provinzen des otoma- 
nischen Reiches, die reiche Materialsaminlung tum serbischen 
Verfassungsrechle aber, welche mein geschätzter Freund 
Dr. Demeter Maiitsch, Sekiionschef in der fürstlich serbi- 
schen Staatskanzelei , im Jahre 4851 publioirt hat, den ersten 
Impuls zur wissenschaftlichen Bearbeitnng des serbischen , 
Staatsrechtes. 

Zur VerOffenliichung dieses Werkchens in deutscher 
Spraebe bestimmten mich Motive anderer Art. 

Es ist gewiss kein unbilliger Wunsch, den wir Slawen 
hegen ^ dass in einer Zeit, we von l>erufenen und noch sahi- 
reiche in unberufenen Fremden so viel Uber uns gesehrieben, 
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Ober unsere nationale und polilische Ezisteos verhandelt und 

uns in bÜDdem Hacenhasse beinahe jedes Anrecht auf dieselbe 
abgesprochen wird, unsere Yerhallnisse und Zustande nach 
ihrer positiv wahren Seile dem Auslande bekanntwerden. Dass 
sie es aber nicht sind , beweist beinahe die ganze einschlägige 
Literatur, die ein sehr unerfreuliches Bild von der Humanität 
und Urbanität unseres Zeitalters gibt. Solange sich jedoch die 
halbmondsttchtige Presse in Ihrer Dienstbeflissenheit auf die 
herkömmlicbea Schmühungen und Verunglimpfungen unseres 

a 

Volkes beschrankt, Hegt ftlr uns kein Anlass vor, unser Schwei- 
gen zu briBchen; wenn sie es sich aber beifallen lasst, Ober 
Angelegenheilen su sprechen, zu deren Beurtheilung Sach-r 
kenniniss und positives ^Yissen erforderlich sind , und anstatt 
der Wahrheit die Traumgebilde ihres UebelwoUens und ihrer 
Unwissenheit der gläubigen Welt vorfOhH: dann wird es 
eine nicht bloss literarische Pflicht für jeden unter uns , der es 
irgend vermag, sur Ehre der Wahrheit for sein politisch und 
literarisch misshandeites Volk das Wort zu ergreifen. 

Die slawische Literatur hat, schon wegen der Gering- 
acbtuDg unserer Sprache im Auslande, nicht den Vortheil in 
grossem Kreisen bekannt su sein ; was daher in slawischer 
Sprache geschrieben wird, existirt für das Ausland so gut wie 
gar nicht. Wollen wir uns also dem Auslande verständlich 
machen, so kann dies nur durch das Medium einer fremden 
Uteratursprache geschehen. • 

Unsere slawische Schriftsteilerei In blner fremden und na- 
mentlich der deutschen Sprache hat aber ausserordentlich viel 
liiflsliches an sieh. Schreiben wir deutsch, so schreiben wir nicht 
für uns und bewegen uns sowohl in Absicht des Publikums als 
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der Sprache in einem natürlich fremden Elemente. Dies wird 
entweder ganz einfach Obersehen, oder man IHsst gar nicht gel- 
ten, dass die wissenschaftliche BiJdung, die sich Einzelne von 
uns in Deutschland , Italien oder Frankreich angeeignet haben, 
weder die sttjbstanzielle Kraft noch aber die Beslioiiimog habe, 
das nationale Clement in uns zu vernichten und uns aus con- 
crelcn Mcnschcn^zu einem Abstractum zu machen , weiches 
wesenlos im Dentschthum oder Romanenthurn herumschwirrt 
und alles andere nur kein AMi klicher Mensch sein kann. Kr- 
wägt man Überdies, dass der slawische Schriftsteller nicht wie 
ein anderer Auslander des ermuliiigenden Urbanen Entgegen- 
kommens des literarifiAhen Kreises, dessen Denkweise und 
Sprache er sich aocommodirt , in vorhinein sieher ist , so wird 
man zugeben müssen, dass stets einige Seibstverlüugnung dazu 
gohisrt, einen literarischen Versuch in fremder Sprache zu 
wagen. 

Wenn ich dies nun ungeachtet solcher nicht sehr ermu- 

thigenden Betrachtungen dennoch woge, so geschieht es eiues- 
Iheils darum , weil ich meinem Volke durch Darlegung der ein- 
fachen Wahrheit in Bezug auf seine staatsrechtlichen und 
politischen YerhHitnisse einen Dienst zu erweisen hoffe; an- 
derntbeils aber, weil ich der Wissenschaft, welche Uber alle 
nationale Besonderung zur weltumfasseudeu Universalitat 
strebt, hiemit einen Beitrag zur Entwickelungsgesohicbte der 
staatsrechtlichen Principien der Neuzeit zu liefern wünsche, 
welchen sie von einem deutschen oder französischen Rechtsge- 
lehrteu adiou dcbshalb nicht zu erwarten hat, weil es kaum ei- 
ner derselben der Muhe werth erachten durfte , sich ehevor 
eine genaue Keniiiniss der serbischen Sprache , welche die aus- 
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sdbliesfiliofae Gesellessprache des Staates ist, und des sefbiscben 
Natlonallebens , auf dessen BigenthOmlichkeii so mandie staal- 

licbe wie privairecbliiche lo^litutioD Serbiens beruht, zu er- 
werten, ohne welche Voraussetzungen selbst ein si^hescbeide- 
Des Werkchen wie das vorliegende nicht woht:'möglicb ist. 
Buchst wahrscheinlich bliebe daher das serbis(^e Staatsrecbl 
noch sehr lange unbearbeitet und die daiobcr cursirenden 
Märchen wttrden an der Ehre eines historischen Ansehens ge- 
langen , wenn nicht ein Eingeborner, in Erwägung dass das 
stoffliche Interesse eines solchen Werkes gegenüber allen for- 
mellen Mangeln doch auch in Anschlag in bringen sein dOrfle, 
den Muth fosste, mit einer w^issenscüafUicben Bearbeitung 
desselben zunächst in deutscher und eventuellr in franz<lsischer 
Sprache vor das juristische Publikum hervorzutreten. 

Das Werkchen isl bestimmt, den Reigen mehrer einzig 
und üllein aus auUlicben Quellen geschüpfler und gewissenhaft 
bearbeiteter Monographien ttber das Staats- und Kirchenrecht 
der cbristKch- slawischen Provinzen des otonianischen Reiches 
zu eröffnen und zunächst an dem Xerritoriaistaatsrechte des 
Fttrstenthums Serbien darzulegen, in welcher Weise das 
christlich- slawische Eieoient in diesem Lande die mit seinem 
Rlute errungene nationale und politische Ezistenz zu nutzen 
versucht, und weich ein Vorbild es den politischen Bestre^ 
bungen seiner noch nicht emancipirten StammesbrOder in 
Bosnien, der Herzegowina, Melochien und Bulgarien hingeslelit 
hat. Sollte dieser literarische Versuch bei Fachgenossen An- 
klang und Zustimmung finden , so wttrde densselben im Laufe 
^ der nächsten Jahre die Darstellung der chaotisch verworrenen 
Staats-* und privatrechlKchen VerhüHnisse der unmitlelbareo 
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slawuchen Provinzen der Türkei und ein System de& kaao« 
nisoben Rechtes der morgeDlflndiecb-reclitglaabigeD Kirebe 
mit besomierer BUcksichl auf seine Anwendung in der slawt* 
scbeii (roflsiscben, serbiscben vnd bulgariscben) Naiioii«lkircbe 

nachfolgen. 

leb bebe dieses Werk mil Lnsl und Liebe untemommen 

und schreckte nicht vor den Schwierigkeiten einer wissen- 
scbafUicben Arbeil zurück, lu welcber ausser den Quellen 
keinerlei Vorarbeiten vorhanden sind , und welcher ich nur die 
Musseslunden widmen kann, die mir Amtsgescbttfte und 
Belsen flbrig lassen. Da unter selchen Umstanden das sonst 
so beilsame borazische ,,nonum prematur in annum'* sich 
leidit bis „ad kalendas graecas" hinausdebnen konnte, so war 
es nicht thuiilich, auf die Form des Buches mehr Muhe zu 
verwenden als ich eben getban habe, obwohl ich mehr daAlr 
gelhaa zu haben wUnschte, weil ich die Funu keineswegs für 
ein indifferentes Moment an der Sache selbst halte und ihre 
Bedeutung an den Meisterwerken der klassischen und moder- 
nen schönen und wissenschaftlichen Literatur würdigen gelernt 
habe, HinsicbtHch des Inhaltes appellire ich nicht an die 
Kachsicht, sondern einzig an die Gerechiigkeii der wissen- 
scbaftlicben Kritik und werde mich gerne zufrieden geben» 
wenn berufene lachgenossen darin die Frucht eines ernsten 
wissenschaftlichen Strebens und in guter Schule zugebrachter 
wissenschaftlicher Lehrjahre eikeimen und das Werkchen der 
deutsehen Rechtswissenschaft, als deren Jünger ich mich dank-r 
bar bekenne, nicht ganz unwürdig erfinden ; und andererseits, 
wenn die Staatsmänner Serbiens mir zugestehen, dass ich 
aus der Masse zerstreuten Materials ein System des heimath* 
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licbeix Staatsrechtes entwickeit habe, welches, vielleicht bei 
sahlreiohen Mängeln und Irrthttmem in Einielbeiten , doch ein 
in seinem Grundgedanken und iiu Ganzen wahres und treues 
Bild der öffentlicben RechtsverbäHoisse des mir Ibeoeni tthd 
werlhen Landes wiedergibt. 

Die Darstellung umfassi das gesammte Staatsrecht Ser- 
biens soweit es auf positiven Gesetzen und anerkanntem 
RechtsberkomnidQ beruht, ich habe mich , und ich glaube mit 
Grand , auf die möglichst prScise dogmatische Darstellung des 
positiven serbischen Hechtes beschränkt und sowohl jedes Ein- 
gehen auf die allgemeinen Lehren des Staatsrechts als die oft 
missliche und irreführende Hei i)eiziehung von Anaiogieen aus 
dem d0bntlichen Rechte anderer Staaten geflissentlich vermie- 
den I weil es mir nicht um den Pi unk pul>licistisüher Erudition, 
sondern ausschliesslich um quellenmässig treue , systematische 
Ueberlieferung des vorliegenden positiven Rechlsslofles zu thun 
war. Hieraus erklart sich auch die auffallige Kürze mancher 
Gapilel im Gegensatze zu jenen, fOr weiche ein reicheres 
Quellen material vorhanden ist. Dass ich die Quellen mit Ge~ 
' wissenbafiigkeit studirt und benutzt habe , wird niemand, 
dem dieselben zugänglich sind, In Abrede stellen können. 
Gesetze und fürstliche Verordnungen sind am einschlagigen 
Orte Siels mit Angabe ilires Dalums und der Stelle der Gesetz- 
sammlung, wo sie enthalten sind, citirt und die Gitate noch- 
mals emsig verificirt. Besonders charakteristische gesetzliche 
Bestimmungen sind bisweilen wdrtlich in den Text aufge- 
nommen und als solche ersichtlich gemacht. Ungedruckte 
ministerielle Verordnungen werden wegen ihrer Unzugänglich- 
keit nur ausnahmsweise angeführt, wenn auch ihr Inhalt für 
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die Darstellung benutzt wurde. Die Abweichungen yoo der 

herküinnjüchen Behandlungsweise des Staatsrechts, wie a. B. 
die versuchte Darstellung der eigentbünilichen Bechtsverblill- 
nisse der Hausgemeinheit, der Gemeinde und tlo« Kirche, schei- 
nen wir ausser der innem Nothwendigkeit auch die gewichtige 
Autorität des grossen StaatsrechtsTebrers Robert von Mohl 
für sich zu haben. Die bei der Transscription slawischer 
Worte und Eigennamen angewandte Orthographie wird den 
deutschen Leser in Stand setzen, dieselben richtiger auszu- 
sprechen, als man es sonst zu hören gewohnt ist. 

Eine wie ich iioSe nicht unwilikouimene Zugab^ des 
Werkcfaens dürften die urkundlichen Beilagen sein, well sie 
äüinmtlich von mir neu überseizL und in der fürstlich serbi- 
schen Staatskanzelei auf Grund der türkischen und griechi- 
schen Urtexte amtlich revidirt sind, und mitbin hier zum 
ersten Male in authentischer üebersetzung mitgethciit werden. 
Hinsichtlich der barbarischen Form der Üebersetzung dieser Ur- 
kunden bitte ich den Leser, der sich daran Stessen sollte, zu er- 
'Wägen, dass zu publicistischen Zwecken eine genaue wort- und 
sinngetreue Üebersetzung selbst im schlechtesten deutschen 
Style einer wohlstyltsirten freien Paraphrase vorzuziehen sein 
durfte. Jedenfalls bilden diese Urkunden so charakteristische 
Musterstikcke der hoch gepriesenen staatsmannischen Weisheit 
des TQrkenthuros und der vielbewunderten publicistischen Sty- 
lislik der Pforte, dass es unerlässlich schien, sie mit der treue- 
sten Sorgfoit in deutscher Sprache wiederzugeben. 

Schliesslich fUhle ich mich angenehm verpflichtet, meinen 
werthen Freunden und meinen lieben Gommilitonen in Serbien 
den herzlichsten Dank iUr die vieUalligen Beweise ihrer freund- 
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lioben Theilnabnie an diesem Werkchen hiemit Öffentlich aus- 

losprechen, weil es mir nur dadurch möglich geworden ia^ 
dasselbe in vorliegender Gestalt zu publiciren. 

Agram in Croatien am PliogsUage <857*). 



*) Um etwafgoa MimvorttSoflDiMafl, «oia iMgllolienraise die jiing- 
stea Vorgänge io Serbien Anlass geboa kODDleo, in vorhinein in begegneo, 
holte ich et niebtfttr ttbordasslg hier in eriilllren, den dat drackfertlga 
Manwoript diaaei Warkchant sieh barelta ioll Anfnal IIB? in den Hündea 
dar Harren Verleger I>a0ndet. 

Agram, imjauuar 
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Einleitung. 

Begriff des serbischen Staalsrecbts. 

Das FUrstenthum Serbien isi ein unter derSiizerainetat des 
otomanischenBeicbes stehendes Territorium, dessen staatsrechtr- 
liches Yerfaaltniss tum Suzerain durch Verträge der otomani- 

schen Pforte mit dem Kaiserreiche Bussland und durch freie 
Uebereinkunft mit dem serbischen Volke selbst festgesetzt, und 
dessen biedurch erworbene Rechte und Freiheiten erst von Russ- 
land allein gewährleistet, gegenwärtig aber, in Folge des leisten 
orientalischen Krieges, unter die Gollectivgarantie sammtUcher 
Paciscenten des Pariser Friedens vom 48/30. März 4856 gestellt 
worden sind*). 

Das Staatsrecht des Fürsten Ih ums Serbien ist daher ein po- 
sitives , parliculares Territorialstaatsrecht , welches sich auf der 
Grundlage der dem serbischen Volke eigenthttmlichen nationalen 
AttCfassung der Staatsidee und deren Anwendung auf historisch 
gegebene Zustände durch positive Peststellung der rechtlichen 
Beziehungen des FUrstenthums Serbien zum otomanischen Reiche 
einerseits, und andererseits seiner eigenen Regierung zu den 
Staatsangehörigen gebildet und entwickelt hat. • 

Als Inbegriff der in Bezug auf die Verfassung und Verwal- 
tung des FUrstenthums Serbien jetzt gültigen Rechtsnormen, 
beruht das serbische Staatsrecht hauptsächlich auf positiven 
Verfassungs- und Verwaltungsgesetzcn und Verordnungen; in 



aj Püi iscr Friedeasverlrag, Artikel XXYlll und XXIX. 
V. TkaLc, Serb. StuUrccIil. ( 
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jenen F;iIIen aber , fUr welche solche nicht bestehen , und doch 
eine fiesUmmuDg wttnschenswerth oder nolb Wendig ist /wird 
theils das Herkommen , tbeils die Rechtsapalogie das fehlende 
Gesetz suppliren mttsseo » obgleich weder jener Grundsatz aus- 

diUciilich ausgesprochen ist, noch diese Fälle irgend pracisirl 
sind. 

GesdikbUicbe Eotwickelaiii; des serbischen SUatsrechU. 

Das PDrstenthum Serbien ist das Product der ersten sieg- 
reichen Erhehunc; der christlich - slawischen Gesellschaft Gjepten 
die religiöse und pol i tische Herrschaft des Islam im otomanischen 
Reiche. 

£s kann nicht die Aufgal:>e dieser geschichtlichen Einleitung 
sein, die Berechtigung des serbischen Volkes zu der Bevolution, 
welche die Quelle seines heutigen Becbtsiustandes geworden ist, 

zu untersuchen oder nachzuweiscu , noch aber die Geschichte 
dieser Revolution zu erzilhlpn ; sondern ihr Zweck ist bloss; die 
staatsrechtlich bedeutendsten Momente der Geschichte Serbiens 
seit der Revolution im Jahre 4S0i in ihrer unmittelbaren Bezie- 
hung zu dessen jetzigen Rechtsverhaltnissen in möglichster KOrze 
hervorzuheben und somit eine Qbersichtliche DarsteHung ihrer 
organisclion Entwickelun^ zum leichteren Verständnisse dersel- 
ben zu geben. 

I. 

Der Kampf, welchen das seiiiischd Volk im Jahre 4804 ge- 
gen die usiirpirte 'Gewaltherrschaft der JanitscharenhSupt- 

linge (Dahije) im belgrader Paschalttk unternahm , war bei sei- 
nem Beginne ein Kampf der Nothwehr gegen einen Feind , der 
zugleich ein geföhrlicher Gegner der Pforte war, da die Dahije 
ihre Macht in Serbien gegen Absicht und Willen der Pforte ge- 
gründet und geübt hatten. Obgleich also urspHInglich blosse 
Nothwehr und nichts weniger als revolutionärer Natur musste 
aber die Empl$rung der Serben gegen die Dahije bei den eigen- 
ihUnilichen VeriiaUjiissen eines Staatswesens, das, nach Ranke's 
Ireilender Bemerkung, nicht auf einer Vereinigung undDurch- 
dringung verschiedener (nationaler und religiöser) Elemente be- 
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gründet ist, sondern nuf dem Gegensatze zweier HovoikeruDgen, 
voD denen eine zum Herrschen, die andere zum Dienen be- 
stimmt ist"'), nalumothwendig zu einem Kampfe ge^en das olo* 
inanische Staatsweseo selbst sich eniwickelD und eine mit der 
weitern Ausdebnong des anfänglich lokalen Kampfes wachsende 
Tragweite gewinnen. Bald handelte es sich Air die Serben nicht 
mehr bloss um die Abwerfung des Joclies der Dnhije, sondern 
um die Erkcimpfung einer politischen Existenz im olomanischen 
Reiche* Diese Tendenz des Aufstandes trat immer bestimmter 
hervor y obwohl man die unermesslichen Schwierigkeiten ihrer 
Erreichung nicht unterschtttote. Denn da eine Versöhnung des 
alleinberechtigten und in seiner Gerechtsame gekrankten Herrn 
mit dem rechtlosen Knechte unmöglich und Line beide Thcile 
zufriedeosteiiende Üeüüguug solchen Kampfes ein unlösbarer 
Widerspruch war; während andererseits das serbische Volk bei 
der wohlerkannten Unmöglichkeit einer gänslichen Losreissung 
vom otomanischen Reiche nur innerhalb dieses Staalsverbandes 
einen dessen eigenstem Wesen widerstreitenden aber für das- 
selbe zur Lebensbedingung gewordeneu Rechlszustand zu er- 
kämpfen angewiesen war, welcher gegenüber dem politischen 
i^rineipe des Islam und der Unzuverlässigkeit und geringen Sta- 
bilität der otomanischen Staatspolitik nur dadurch sichergestellt 
werden konnte, dass er nach siegreicher Erkfimpfung durch 
ausdrückliche völkerrechtliche Garantie einer der Pforte Ober* 
legenen auswärligen Macht gewührleislel würde: so tauschte 
man sich darin nicht, dass die Möglichkeit eines endlirlirn Er- 
folges nur in dem Falle vorhanden sei, wenn es gelänge, eine 
auswärtige Macht in das nationale Interesse su ziehen. Gleich- 
wohl wurde der begonnene Kampf mit heldenmttthiger Auf- 
opferung' und mit nicht geringem GlQcke fortgesetzt. 

Die aus der Betrachtung der allgemeinen politischen Lage 
Europa's gewonnene Ueberzeugung, dass keine europäische 
Grossmacbt ausser Russland die Emancipation der chrisUich- 
slawischen Elemente des .otomanischen Reiches wünsche oder 

aj Ranke, Gescliichte der serbischen Rovoluüon. 2. Aufl. Berlin 18U. 

s. in. 
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fördern würde, so wie die vom serbischen Volke lebhaft gefühlte 
nalionaie und religiöse Einheit mit dem russischen Volke be- 
stimmte die Serben gleich beim Beginne des Äufslandes, imAu- 
gusHSOi, eine Gesandtscbafi nach Russiand abzuordnen , nm 
sich vom kaiserlicli-russiscben Cabinete die unumgänglich noth- 
* wendige Garantie des angestrebten nenen Rechtsverhältnisses 
zum olornauischen Reiche zu ei s^i^ken. Das russische Cabinet 
ergriff diese Gelegenheit, um sich der Sympathien der christlich^ 
slawischen Unterthanen der Türkei zu versichern ; es anerkannte 
indirekt die Berechtigung der Bestrebung der Serben und ver- 
sprach die von ihnen bei der Pforte vorzubringenden Bitten und 
Forderungen auf diplomatischem Wege zu unterstützen , ohne 
jedoch die Uebernahme der gewlinschlen Geu aiu ieislung für 
das hiedurch zu Erreichende ausdrücklich zuzusagen ; zugleich 
aber schickte es mit der heimkehrenden serbischen Gesandt* 
schafi einen diplomatischen Agenten nach Serbien zur Ueber* 
wachung der dortigen Yorgünge. 

Dieser Umstand und die Antwort Russlands wurden von 
den Serben günstig gedeutet , belebten ihr Selbstvertrauen und 
bewogen sie auf einer Volksversammlung (Sskupschtina) zu 
Ostrushnilza, im April 1S05, eine Gesandtschaft nach Konstan- 
tinopel abzuschicken, welche der Pforte die formulirten Forde^ 
rungen des serbischen Volkes vorzutragen hatte. Obgleich die 
Serben nur das Recht zur Besetzung der Landesfestungen , mit- 
hin auch das Recht Waffen zu iragen, und deuNachlass der bis- 
hin falligen Kopfsteuer (Charadsch) forderten, so war doch dar- 
aus ersichtlich, dass sie eine völlige Umgestaltung der bisherigen 
Rechtsverhältnisse'*) anstrebten; die Antwort der Pforte auf 
diese Zumutbung der Serben bestand in der Verhaftung ihrer 
Abgeordneten in Eonstantinopel. 

Die Serben, die mit den Waffen iu der Hand unteiiiaii Jelt 
hatten, behaupteten sich indessen siegreich; die Dahije und diö 
türkischen Grundbesitzer (Spahije) Hoben aus dem Lande und 
die von Bulgarien, Bosnien und Albanien aus gegen die Sert>eii 



b) Eine Darstellung derselben gibt Ranke am a. 0. S. 34—47. (8. Aufl.) 
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anruckenden türkischen Heere errangen keine militärischen Er- 
folge. In Folge dessen und in Voraossicbt eines Krieges mit 
Bussland wurde die Pforte bestimmt, den Serben entgegensu- 
kommen und sie durch Ibrahim Pascha von Skodra zur Wieder- 

aufiialime der Unterhnndlungcii aufzufordern. Auf einer Volks- 
versammlung zuSsmederewo wurden von den Serben neue und 
weitergehende Forderungen gestellt und der Pforte durch eine 
neue Deputation vorgelegt. Unerwarteterweise verstand sich die 
Pforte zu grossen principiellen Goncessionen ; sie willigte in die 
Forderung ein , dass die Serben alleinige Herren ihres Landes 
werden und eine nationale Regierung erhalten sollen f durch das 
Verbot, dass die verinebenen Spabije nicht wieder zurückkehren 
dürfen, wurde das frühere Unterthäni£:;keitsverblil(ni$s implicile. 
au%ehoben ; die Serben erhielten das Becht, ihre Landesfestnn- 
gen allein su besetzen , bloss in Belgrad würde zum Zeichen der 
Oberherrschaft der Pforte eine türkische Garnison bleiben ; die 
Pforte verlangle voü den Serben einen jährlichen Tribut von 
900,000 Piastern')", versprach jedoch hievon die Spahije für ihre 
von den Serben occupirten Lündereien zu entsciilidigen. Indes- 
sen zeigte es sich bald, dass es der Pforte mit diesen Zugestund- 
nissen nicht Emst gewesen , und sie verweigerte die Ratifica- 
tion derselben, nachdem sich die Serben zur Annahme der 
Liebereinkunft erkla: L lialien. 

Die von der Flui te genehmi{>len und spater desavouirten 
Friedensbedingungen galten den Serben fortan als (]anon des zu 
erkflmpfenden Rechtszustandes. Während nun unter fortgesetz- 
tem Kampfe jahrelang alle Unterhandlungen ruhten , Übte das 
serbische Volk, indem es, durch seine militärischen Erfolge ge-- 
hoben, sich als die Quelle aller Staatsgewalt betrachtete, fak- 
tisch volle Souveraineltll aus, organisirte eine nationale Regie- 
rung, gab sich Gesetze, und schrieb Auflagen aus; Kara- 
dschordsche Petrowitsch, der siegrcicheHeld des Befreiungskrie- 
ges, ttbte erst als militKrischer Oberbefehlshaber (wrchowny 
woshd) eine Art monarchischer Uacht mit einem Senate (Ssowjet) 



c) Etwa 53«600 Thir. pr. Grt. oder 76,60» Gulden bair. Coav.-Mze. 



Digitized by Google 



6 



KioleitUDg. 



auS; der nach der Zahl der damals im Aufstande beizriffenen 
42 Kreise des Landes aas 42, von den Orlsältesten der Kreise 
gewählten und von ihren Wahlbexirken unterhaltenen Mitglie- 
dern bestand und die oberste Yerwaltongs- und Justizbehörde 

des Landes bildete ; die polizeiliche Verwaltung der Kreise lag 
in der Hand der kleinern Kriegsbäupter (Wojwode) ; Gerichte 
wurden in den Hauptorten der Kreise eingeführt und Schulen in 
denselben begründet. 

Auf dieser Grundlage entwickelte sich die fürstliche Macht, 
als deren TrUger nach einigen Jahren KaradschordiMihe allgenein 
anerkannt wurde. 

Durch diese Anfange staatlicher Oraanisntion wurde dem 
Lande eine einheitliche Regierung und den Uhrigen christlichen 
Provinzen der Türkei ein Vorbild für ihre Bestrebungen gege* 
ben; gelang es den Serben auch nicht, wie es spater auf dem 
Höbenpunkte des AulBtandes den Anschein hatte , den ganzen 
serbischen Tolksstamm in Bosnien , der Herzegowina und Me- 
tochien zur I.rho])una gecen die Türkenherrschaft fortzureissen, 
oder mit Einscliluss .Moiitenegro's zu einem einheitlichen christ- 
lichen Nationalstaat zu vereinigen: so wurde in der Bildung des 
kleinen serbischen Staatswesens doch ein Mittelpunkt lu einer 
derartigen Entwicklung in der Zukunft geboten. 

Indessen hatte der zwischen Russland und der Türkei ge- 
fllhrte Krieg im Jahre 1807 zum Einmärsche russischer Truppen 
in Serbien den Anlass gegeben ; trotz der geringen militärischen 
Wichtigkeit dieses Umstandes wurde derselbe in politischer Hin- 
sicht von der höchsten Bedeutung für die Serben , welche da- 
durch als Husslands Verbündete' erschienen und als solche durch 
den erfolgenden Friedensschluss eine völkerrechtliche Bestim- 
mung ihres Rechtszustandes ansprechen zu dürfen hofften. In 
richtiger Erkenntniss dieser Eventualität versuchte die Pforte 
1811 durch Ghurschid Pascha von Widin die Serben zu einer 
Separalunierhandlung mit der Pforte su bewegen, Kara- 
dschordscbe erklarte ihm Jedoch im Einverstlindnisse mit dem 
nissischen Armee -Gomroandanten, dass die Serben auf keine 
Separatunterhandlung eingehen können , dass sie sich aber in 
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alles fügen wollen, was der Kaiser von Russland für sie mit dem 
Sultan veral)reden würde. In dem hierauf zwischen Russland 
und der Türkei am Mai 4842 zu Bukurescfat abgeschlos- 

senen Frieden wurde nun der Serben als Tbeilnehmer an dem 
Kriege im YIII. Artikel des Friedenstraktates ausdrücklich Er- 
wähnung gelhan und es wui dLii die ihnen hiedurch gemachten 
Zugeständnisse unter die völkerrechtliche Gaiantie Busslands 
gestellt; aliein die nur durch die überstürzte Eile des Friedens- 
abflchlusaea erklärliche vage Unbestimmtheit des die Serben be- 
treffenden Friedensartikels wurde die Ursache beinahe swanzig- 
jühriger kriegerischer und diplomatischer Efimpfe «wischen den 
Serben und der Pforte, welche endlich nur durch das Waffen- 
^tück Russlands in dem Kriege von 1828 uud 4829 einen für 
Serbien glücklichen Ausgleich fanden. 

Die Zugostttndnisse, weiche die Pforte den Serben im bu- 
koreschter Frieden gemacht hatte,' waren an sich nicht gering; 

ob wohl man nicht zweifle/' heisst es Im Friedenstraktate, 
,,dass die Pforte gegen ihre serbischen Unlei ihanen mild und 
grossherzig verfahren werde, so sei es doch fl\r gerecht erachtet 
worden in Anbetracht ihrer Theilnahme am Kriege feierliche 
Verabredung für ihre künftige Sicherheit zu treffen/* Die Ser- 
ben erhalten demnach vom Sjiltan .vollkommene Amnestie und 
ihre Ruhe darf auf keinerlei Weise gestört werden; aber die 
Wdhreiid des Krieges entstandenen neuen Befestigungen müssen 
geschleift und die von Ältersher bestandenen den Türken über- 
geben werden ; die türkische Besatzung dieser Festungen dttrfe 
sich keinerlei Bedrückungen der Bevölkerung erlauben und die 
Pforte werde gegen die Sei1)en die wOnschenswerthe Hässiguug 
beobachten. Ausserdem wird die Pforte den Serben auf ihr 
Ansuchen diejenigen Vorrechte gewahren , welche einige ihrer 
ünterthanen auf den Inseln des griechischen Archipelngus und in 
einigen andern Provinzen genicssen , indem sie ihnen seihst die 
Verwaltung ihrer innem Angelegenheiten ttberltfsst und von ih- 
nen unmittelbar einen mUsalg^n Tribut erhttlt, und dieserwegen 
die ntfthigen Anordnungen ImElnvemehinen mit dem serbischen 
Volke selbst treffen wird/' 
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Dadurch wurden zwar die Hiiuf)if>ijnkle des neuen Rechts- 
« verhttitnisses des serbischen Volkes zur Hörle festgestellt und 
dessen Weitereoiwickelung im Eiaveratändnisse mit dem serbi- 
schen Volke zor vOlkerrecbtlicbea Verpflichtung der Pforte ge- 
macht, deren Erfüllung von Russland ntflliigonfalls durch 
ZwaiiLTsiiiiUel erwirkt werden konnte: aber die von den Serben 
wiedc) liolt Ii« 'McIUe Forderung hinsichtlich der Besei/itng der 
Festungen durch Serben, des Hechtes Waüeu zu tragen und des 
Verbotes der Rückkehr der Spahije fanden ungeachtet ihrer un» 
mittelbaren praktischen Wichtigkeit keine Berncksicbtigung, was 
die traurigsten Folgen fllr das serbische Land und Volk herbei** 
führte. 

If. 

Soljald die russischen Truppen nach dem I riedensschlusse 
die Waiachet und Serbien gertfumt hatten , wählten die Serben 
auf einer Volksversammlung su Wratadiewschnitsa eine Depu- 
tation, welche sich nach Konstantinopel wegen der Ausführung 
der Serbien betreffenden Stipulationen des hukureschter Frie- 
dens begeben sollte. Der inzwischen zum Grosswesir erhobene 
Churschid Pascha von Widin erklärte der Deputation, welche in 
Konstantinopel abgewiesen worden war , und auf der Rückreise 
den Grosswesir in Schumis traf, i^dass die Pforte keinen neuen 
Frieden mit den Serben unterhandeln wolle ; die Serben moch- 
ten daher, wie mit Russland verabredet, ihre Waffen ausliefern 
und sich dei Gnade des Sultans tibergeben; übrigens werde 
desshaib eine türkische Kommission in Nisch zusauiinentrelen, 
an welche sich die Deputation wegen Durchführung dieser Be- 
stimmungen wenden mOge.'* 

Zur Verhandlung mit der in Nisch versammelten Kommis- 
ston unter Tschelebi Efendi wurden von den Serben Anfangs 
4813 auf einer Volksversammlung zu Belgrad neue Bevolimach- 
tigle gewählt , welche im Namen des serbischen Volkes an die 
Kommission folgende Forderungen stellen sollten: i) dass die 
serbische nationale Reglerungsmacht sich auf alle Orte erstrecken 
mOge, welche zur Zeit von den Serben besetzt seien; 9) dass 
Earadschordsche Petrowilsch von der Pforte als erblicher Fürst 
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von Serbien anerkannt und durch grossberrlichen Berat (Lebns- 
brief) in seiner Würde bestätigt werde; 3) dass der Senat, wel- 
cher die Verwaitong der Landesangelegenheiten nach seinem 
eigenen Ermessen führen sollte , durch einen Ferman bestätigt 

werde. Daeeuen versprachen die Serben der Pforle: 1) Treue 
und UnlerthüDigkeit und zum Beweise derselben die Aufnahme 
eines Paschas mit einer angemessenen Besatzung in Belgrad; 
ausserdem verpflichteten sie sich S) zur Zahlung des Tributes in 
einem jetzt zu bestimmenden Betrage ; 3) zur Vertheid igung ih- 
res Landes gegen auswärtige Feinde und zur Bewachung der 
Festungen, welche sie wie das höchste Gut schlitzen wollen und 
deren Erhallungskosten nach weiters zu treffender Abkunlt, der 
Pforte oder den Serben zur Last fallen sollten. 

Hierin zeigte sich die grundsätzlich verschiedene Auflassung 
des bokureschter Friedens seitens der Pforte und der Serben; 
denn auf der Grundtage eben desselben VIH. Artikels , auf wel- 
chen die Sei*ben ilire Foi dt. runi:en sUit/h n, vei langte die tür- 
kische Kommission: 4) Zerstörung der neuen Befesliizungen und 
Auslieferung der Waffen, Pferde und kostbaren Pferdegeschirre; 
2> Gestattung der Rückkehr der Spahije unter Rückgabe ihres 
frtlhem Besilzthumes ; 3) Bewilligung neuer Ansiedlungen der 
Tttrken und 4) Wiederherstellung der türkischen Regierungsge- 
wait im Lande; wer dnniil nicht zufrieden wiire, erkläile die 
Kommission, niUäbo aus Serbien auswandern . 

Bei dieser gründlichen Verschiedenheit der Ijeiderseitigen 
Anschauungen war eine Verständigung kaum denkbar; Tsche- 
lebi Efendi zeg sich mit der Kommission nach Ssofija zurück, 
woher er im Jflai 4813 an Raradschordsche um abermalige AI)- 
Sendung von Abgeordneten zur Friedensunterhnndiung schrieb. 
Da die Seri>eü einsahen, dass die l üi ken, an allen Grenzen Ser- 
biens in ungewöhnlicher Machtenlfaltung aufgestellt, nicht wohl 
nachgeben würden, fassten sie, um sich wenigstens die Mög- 
lichkeit einer künftigen und vielleicht erfolgreichem Erhebung 
zu sichern, ihre Forderungen in zwei Punkte : 4 ) dass ihnen die 
IJandwaffen, welche sie stets getragen, nicht abgenommen wer- 
den, und 2} dass den vertriebenen lUrken die Wiederkehr nach 
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Serbien niclit gestattet werde ; dagegen versprachen sie in Bel- 
grad einen Pascha und in säinmtlicbe Festungen türkische Be- 
satxung ao&unebmen und sich su bemühen, dass hinsichtlich 
der übrigen Forderungen eine Verständigung herbeigefUbn 

werde. 

Den Serben wurde auf diese Poslulate gar keine Antwort ; 
die Türken hatten iiiren Zweck erreicht, indem sie durch die 
Unterhandlungen Zeit gewannen , ihre Rüstungen zu vollenden, 
und fielen von allen Seiten in Serbien ein. Die Serben erhoben 
die Waffen nochmals, aber vergeblich. Nach Karadscbordsche's 
freiwilliger Entfernung aus dem Lande am 3/15. Oktober 4813 
fiel dieses ganzlich den Türken in die lliinde. Es begann eine 
furchtbare blutige Reaction, weiche aiie Errungenschaften des 
neunjährigen Freiheitskampfes zu verschlingen drohte, da die 
Türken Serbien als erobertes Land behandelteni und auf die Sti- 
pulationen des hukureschter Friedens weiter keine Rücksichl 
nahmen, ,,weil die Serben denselben nicht in der gehörigen 
Deutung vollzogen hätten/' Das kaiserlich - russische Cabinet 
Hess zwar durch seinen Gesandten in Koiislantinopel nach dem 
Bewandtnisse des' Krieges fragen, der in Serbien, in Wider- 
sprach mit dem 48li abgeschlossenen Frieden, geführt werde; 
aber, obgleich die Antwort der Pforte eine nichtssagende Aus- 
flacht und die von den Türken in Serbien ausgeübten GrSuel 
notoiisch wareri , dianLi das russische Gabinet, durch die neue 
eigenthüinliche Geistesrichtung des Kaisers Alexander Pawlo- 
witsch \ om Oriente mehr und mehr abgezogen, auf keine grUnd» 
lichere Erkitfrung und liess die Sache jahrelang auf sich beru- 
hen. Die Serben machten durch dieAbsendung einer serbischen 
Deputatton an den wiener Congress den vergeblichen Versuch 
das christliche AbendlLiiid kiv ihre traurige Lage zu inleresüii en, 
um aut dipiomatischein Wege von der Pforte die Erfüllung völ- 
kerrechtlicher Verbindlichkeiten zu erlangen und türkische 
Barbarei gegen ein christliches Volk abzuwehren; sie waren 
von gani Europa verlassen und abermals, wie beim Beginne des 
Kampfes , auf sich allein angewiesen. Unter diesen Umständen 
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war die That des rudniker Knes*^) Milosch Obrenowitsch, der 
selbst erbittert Uber die sich mehrenden GrHuelthaten der TOr- 
ken die Unmöglichkeit längem Ertragen« derselben fUhlte und 

am Palmsonnlage 48<5 die Serben zu den Waffen aufrief, von 
nicht minderer Bedeutung als der erste Aufsland K ladschor- 
dscbe's im Jahre 1804. Mit beispielloser Schnelligkeit und Ein- 
mOlhigkeit erhob sich das gesammte serbische Volk und brachte 
in unwiderstehlichem Vordringen bald das ganze Land, mit Aus- 
nahme der Festungen, in seine Gewalt. 

Nnn wat es die durch diese Erfolge überraschte Pforte, 
\v( 1( he durch den Rumil i-Wallissi, Maraschli Aali Pascha, Frie- 
dcnsunterbandiungen mit den Serben anzuknüpfen versuchte ; 
diese verstanden sich gerne dazu , wollten jedoch nur mit den 
WafiTen in der Hand unterhandeln. Aali Pascha nahm daran 
keinen Anstand und liess die wegen der Friedensverhandlung 
nach Konstantino|>e] reisende serbische Deputation durch seine 
eigenen Af)L;esandten dnhin geleiten. Die Pforte aber lehnte jede 
direkte Unterhandlung üiit den Serben ab und verwies sie an 
Aali Pascha, welchem sie jedoch durch einen Ferman befahl 
,,far die Serben* väterliche Obsorge zu tragen.*' Diese Phrase 
wurde beiderseits milde ausgelegt und gab Veranlassung zum 
Abschlüsse des Friedens zwischen den Serben und Aali Pascha, 
Dieser cestaltete den Serben das Traden ihrer Waffen, über— 
liess ihnen die Fiiiitreibung der Steuern in demselben Ausmasse^ 
wie sie vordem Aufstande erhoben wurden, bewilligte ihnen 
einigen Antheil an der Rechtspflege insofern , als die Musselim» 
(tOrkische Polizeibeamte) nicht ohne Einwilligung der serbischen 
Enesen gerichtliche Urthetle gegen die Serben vollziehen sollten, 
endlich willigte er in den Porlbcsland der anstatt des vormali- 
gen Senates während des neuen Aufstandes organisirten Natio- 
nal kanzelei^ welche ihm als Gerichts- und Verwaltungsrath zur 
Seite stehen sollte.| 

Als aber die Serben eine Deputation an die Pforte sandten, 



(i) Die Knesen waren too der restaurirten iiirkischeo Autorität einge- 
setzte Krei8cbef$. 
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um die Ratification dieser reherelnkunfl zu erbitten, wurde die 
Genebinigung derselben unter mancherlei Ausnuchten ver wei- 
gert; jedoch wurde die Uebereinkuoft gieichsam als Piivatver- 
trag zwisebea den Serben und Äali Pascha, trotz bfiofiger irnd 
vielfacher Verletzung derselben durch die Tarken , jahrelang 
aufrecht erhalten. 

Unter diesen Unisliinden konnte sich selbstverständlich ein 
gesicherter Kecbtszuätaud in Serbien nicht bilden; jedoch erhob 
sich zum Gittcke für das Land die einheitliche fürstliche Gewalt 
des Knes Milosch Obrenowitsch , der zwar erst von den Tarken 
zum Knes eingesetzt worden war, aber als Urheber des siegrei- 
chen Aufstandes von 1815 nach Karadschordsche's Tode imJabre 
1817 voiii i^aüzen Volke als Fürst anerkannt wurde, und die 
Angelegenheiten seines Vaterlandes mit klarem Verständnisse 
der Lage und ausserordentlicher Klugheit und Energie leitete. 

Die Ungewissheit eines Zustandes , der mit der Person Aali 
Paschels täglich beseitigt werden konnte, bestimmte die Serben 
nach einigen Jahren der Ruhe abermals eine Deputation an die 
Pforte zu senden und dieser vorzustellen , sie möge bei der er- 
wiesenen Erfolglosigkeit aller durch Deputationen in Konstaa- 
tinopel geführten Unterhandlungen, einen eigenen Kommissttr 
nach Serbien senden , damit er sich von der Lage des Landes 
und der Stimmung des Volkes Überzeuge und aus dessen eige- 
nem Munde seine Wünsche und Forderungen vernehme. Sei es 
nun , dass die Pforle die Serben wirklit h beruhigen, oder dass 
sie etwaigen Vorwürfen Russlands begei^nen wollte: sie erliess 
4820 in Bezug auf die serbischen Angelegepbeiten einen Ferman 
und schickte denselben durch einen Ghodscha-Dschan*), Essaid 
Mehemed Efendi nach Serbien. 

Dieser Ferman enthielt einige für die Serben wichtige Zu- 
geständnisse ; es wurden nämlich darin die Abgaben für denje- 
nigen Theil Serbiens , der ehedem das Paschnlük Belgrad gebil- 
det hatte, festgesetzt und bestimmt, dass türkische Polizeibeamte 



e) Titel eiuer Klasse Buaiuter des Miuisleriuius der Ausw&rtigeu Aujje 
Icgoaheilen. 
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Musseliiue) bloss in den Festungen an der österreichischen 
Grenze bleiben , aus dem flachen Lande aber entfernt werden 
sollten; der Knes Milosch Obrenowitsch wurde damit zum Far- 
ster ernannt und weiter erklärt , dass die Serben Unterthanen 
der Pforte verbleiben und die türkischen Truppen in der Garni- 
son und bei Durchmärschen mit den ntfthigen Lebensmitteln 
verseben sollten. 

Zur Kundmachung des Fermans in Serbien wurde eine Zu- 
sammenkunft des Chodscha-Dsciiün mit dem Fürsten Milosch 
Obrenowitsch in Topdschider bei Belgrad veranstaltet. Essaid 
Hehemed Efendi verstandigte die anwesenden Serben von dem 
Inhalte des Fermans und verlangte von ihnen die Unterzeich- 
nung einer niitgebraciiten schi ililicluii KrklJirung, ,,dass die 
Serben mit der Pforte und mit ihrem eigenen Za^lande vollkom- 
men zufrieden seien und in Zukunft niemals wieder vom Sül- 
len etwas fordern wurden.** Nachdem die Serben den Inhalt 
des Fermans und dieses Postulat vernommen, erklärten sie, 
durch den Perman nicht sufriedengesleUt zu sein , forderten die 
Erfüllung der sie betreffenden Stipulationen des bukureschter 
Friedenstraktates und verweigerten die Unterzeichnung der ver- 
langten Erklärung, indem sie sicli das Recht vorbehielten , den 
Sultan auch in Zukunft um Gnade anrufen zu darfen. ^ Der 
Perman wurde daher nicht publicirt, die Conferenz l(tste sich 
ohneResultat auf und derChodscha^Dschan kehrte alsbald nach 
Konstantinopd zurück. Fürst Milosch Obrenowitsch beeilte 
sich seinerseits der Pforte den Sachverhalt bekannt zu geben, 
und verhehlte nicht, dass, nachdem man das unzureichende 
Mass der von der Pforte zu gewttrtigenden Zugeständnisse kenne, 
die Fortdauer des zwischen den Serben und Aal» Pascha beste- 
henden Vertrages zweifelhaft) ja nicht wohl m&glicfa sei. Die 
Pforte zeigte sich hierüber nicht unwillig , vielmehr forderte sie 
die Serben hierauf zur Absendung einer Deputation nach kuu— 
stantinopei auf, um neuerdings einen Ausgleich zu versuchen, 
und iiess die Serben wissen, dass bei mehr Nachgiebigkeit von 
ihrer Seite die Pforte mehr zugeben werde. 

Die Serben wSlhlten in einer allgemeinen Volksversamm- 
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lung eine neue Deputation und formulirten Ihre Forderungen 
also 1 ) Erweiterung der Landesgrenzen bis zu den Orten, 
welche zur Zeit des bukureschter Friedensschlusses von deo 
Serben besetzt waren; Festsetzung des Tributes für das ganze 
Land; 3) Bestätigung des Fürsten Hilosch Obrenowitsch durch 
einen Ferman j Bestütigung des Ssowjet und Bewilligung sur 
Organisirung von Gerichten nach eigenem Bedürfnisse und Er- 
messen ; 4) Cultusfreiheit und das Recht zur Krrichlung von 
Kirchen, Schulen und andern Anstallen zur BetesUgung des 
cbristiichen Glaubens und zur Verbreitung der Kultur. 

Die Deputation fand bei der Pforte eine gute Aufnahme , da 
aber inzwischen in der Moldau und Walachei and in Griechen- 
land eben (1821) Unruhen ausgebrochen waren , wurden die 
Unterband I linsen ausgesetzt und bulil d iraul die serbischen 
Abgeordneleu in Haft geselzt, unter dem Verwände der Besorg- 
niss für ihre persönliche Sicherheit, offenbar aber um an ihnen 
Geissein für die Buhe Serbiens zu haben. Um sie gegen jede 
Gefahr alcbor zu stellen wurde ihnen vom Lande die Vollmacht 
entzogen. 

III. 

Aus der Erfolgiosit^keit ihrer Bemühungen, mit der Pforte 
eine befriedigende Auskunft zu Stande zu bringen, scbOpflen 
die Serben die üeberseogung, dass die Pforte ohne einen mfioh- 
tigen Anatoss von Aussen her ihren Forderungen nicht entspre- 
chen werde, und Hessen aHe weitem Unterhandlungen fallen. 
Der Status quo iu Serbien wurde din * Ji den griechischen Frei- 
heitskampf nicht gestört , und Türken wie Serben verhielten 
sich ruhig, indessen aber hatte das russische Gabinet, nach der 
Thronbesteigung des Kaisers Nikolaj Pawlowitsch, den Angele- 
genheiten des Orients eine grössere Theilnahme zu widmen be- 
gonnen und drang namentlich mit strengem Emst anf die Aus- 
führung des bukureschter Friedens; die Zögerung und ünent- 
schlossenheit der Pforte veranlasste Russland auf einer Erläu- 
terung des bukureschter Traktales zu bestehen , welche nach 
langwieriger Verhandlung in Akjerman am 27. September/7. Ok- 
tober 1826 unter dem Namen einer Convention zu Stande kam. 
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Im fünften Artikel dieser Convention versprach die PforU», 
sich mit den Serben selbst direkt zu verstUndigeD, woasu die 
nähern Modalituten in der dem Vertrage beigegebenen ,,Sepa- 
ra takte in Beireff Serbiens**^) festgestellt waren. Hienach soll- 
teo die Serben als Erfüllung der . bukurescbter Stipulationen 
erhalten: Freiheit des Coltns, freie Wahl ihrer Fürsten und un- 
<\l)hangige innere A lminislration , die Wiederliorstellnng der 
Landesgrenzen ; wie sie zur Zeit des bukurescliler Friedens- 
schlusses bestanden ; die Festsetzung eines Tributes anstatt der 
frOhei^ Abgaben nnd mit Einschluss des Ertrages der türki- 
schen Kriegslehen, deren Verwaltung an die Serben übergegangen 
ist ; Handelsfreiheit , das Becht zur Gründung von HosptUllem, 
Schulen und Buchdruckereion; endlich wurde den Türken die 
Xirderlassung in Serbien für die Zukunft verboten, und die 
Pforte versprach, binnen achtzehn Monaten Uber die mittler- 
weile mit den Serben tu treffende Uebereinkunft einen Hati- 
scherif zu erlassen, welcher dem niasiscfaen Gabinete mitzutbei- 
len und als integrirender Tbeil der Convention zu betrachten 

« 

sein würde. 

I^ie Serben vernäh uien auf einer Volksversammlung in 
Kragyjewatz den Inhalt der Akjermaner Convention, deren Auf- 
nahme um so freudiger war, als durch dieselbe diejenige Auf* 
fassung des bukureschter Traktates , welche die Serben bei ih- 
ren Unterhandlungen mit der Pforte stets geltend zu machen 
versucht hatten, zu völkerrechtlicher Aiici keniuing gelani^te 
Auf dieser Volksversammlung wurde Alilosch Of>reno\vilsch 
neuerdings und zwar auf Grund der Bestimmungen der Akjer- 
maner Convention zum erblichen Fürsten gewählt und damit 
seine revolutionllre Erhebung auch rechtlich begründet. Die 
Pforte aber verblieb niclitsdestoweniger bei ihrem ZOgerungs- 
System und führte die Convention ebensowenii» als den buku- 
reschter Traktat aus; erst als sie, nach dem mit Ihisslnnd im 
Jahre 4828 begonnenen Kriege, in welchem sich Serbien neutral 
erklärt hatte, im sechsten Artikel des am 2/44. September 4829 



(} Ist unter den Beilagen dieses Buches als Anlage lu Nr. I. enthalten. 
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in Adrianopel abgeschlossenen FriedenslnilLtaies neuerdings sich 
verpflichtet hatte, die mit dem fünften Artikel der Akjermaner 
Convention verbundene Separatakte in Betreff Serbiens** ohne 
Verzug gewissenhaft und pünktlich zu erfüllen, wurde der erste 
Ferman in Betreff der serbischen Verhältnisses) 14 Tage nach 
Batifikation des Adrianopeler Friedens erlassen und in Serbien 
in allgemeiner Volksversammlung kund gemacht. 

Dieser Ferman enthält bloss die Zusage der den Serben zu 
gewalirenden Rechte; seine Bedeutung liegt daher in der Be- 
stimmung des Ausmasses der Zugeständnisse der Pforte an die 
Serben , und in der Anerkennung der von den Serben verfoch- 
tenen Aulfassung des bukureschter Traktates, welcher hiedurch 
als die wahre Grundlage des jetzigen Rechtszustandes in Serbien 
anerkannt worden ist. Eine unmittelbar praktisehe \Vichti|2k( iL 
hat aber erst ein zweiter Ferman ''j, welcher jenem in Jahres- 
frist fuli^te und unter Anerkennung des vom Volke gewählten 
ErbfUrsten Jüilosch Obrenowitsch und unter der ausdrückli- 
chen Bestimmung, dass der Fürst nach dem Beirathe eines Se- 
nates dem Lande eine Verfassung xu geben und tu regieren habe, 
das rechtliche VerbSlltniss Serbiens zui IUüi Lc feststellte und 
die alsbaldige Durchführung aller den Serben gemachten Zuge- 
standnisse anordnete. Aber auch die Ausführung dieses Fer- 
mans sliess auf mancherlei Bedenken und Schwierigkeiten bei 
den illrkiscbenMachlhabern ; namentlich wurde die angeordnete 
Auswanderung der Türken aus Serbien fortwährend verzögert, 
(wiesle denn bis beute noch nicht erfolt^L ist) und die Beiocor- 
poration der im Jalü e 1813 Sci bit n enlrisseiien Landesbezirke 
konnte erst in Vollzug gesetzt werden, nachdem sie durch einen 
dritten Ferman') im Jahre 4833 wiederholt befohlen worden 
war. 

Nun die Rechtsverhältnisse zur Pforte (geordnet waren, 
wurde im auch zur Regelung der kirchlichen Zustände Ser- 
biens geschr itten und durch den Abschiuss eines Goiicordates 

C) Siehe Beilage Nr. L 
b) Siebe Beilage Nr. IL 
i) Siebe Beilage Nr. III. 
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mit dem Patriarchale in Konstantinopel'') der serbischen Natio- 
nalkirche eine unabhängige Stellung gesichert, ähnlich der po- 
litischen Stellung des Landes zur Pforle. üinfori konnte die 
Aufmerksamkeit des serbischen Volkes mehr auf seine innem 
Recbtszustande gelenkt werden» far welche es bislang keine 
Norm ausser dem Willen des Fürsten gegeben hatte; es traten 
aber bald mancherlei Differenzen zwischen Fürst und Volk her- 
vor ) deren Begleichung im Lande selbst im Jahre 1 835 durch 
ein auf den Anschauungen des europaischen Rechtsstaates be- 
ruhendes organisches Statut*^ versucht wurde. Das Statut, in 
allgemeinerSskupschtina beschlossen und von derselben wie vom 
Porsten angenommen, trat zwar nicht ins Leben, weil die Pforte 
den Serben dns ilinen schon zugeslandeneRecht, sich seihst eine 
Verfassung^ zu geben , streitig machte und folgerecht das Statut 
nicht anerkannte; jedoch hatte diese Regung den Erfolg , dass 
die Horte, um ihre Oberherrlicbkeit zu wahren, die Serben 
4837 zur Absendung einer Deputation nach Konstantinopel auf- 
forderte, um mit derselben zur F^tstellung der innem Angele- 
genheiten des Landes i in neues Grundgeselz zu vereinbaren. 

Mit Zugrundelegung des organischen Statutes von 18351 
paktirte die Pforte mit den serbischen Bevollmächtigten 4 838 
ein neues auf den Principien des modernen Rechtsstaates basir- 
tes Grundgesetz (Ustaw)^), welches von Russland als ErRlRung 
seiner Verträge mit der Pforte anerkannt und gutgeheißen, am 
</43. Februar 1839 in Serbien promuigirt wurde. Die Nichtach- 
tung des Ustaw von Seiten des Fürsten Milosch Obrenowitsch 
gab schon nach wenigen Monaten seinen Gegnern Aniass zu ei- 
nem Aufstande» welcher mit der Abdankung des Fürsten Milosch 
zu Gunsten seines erstgebomen Sohnes, Milan, endete, nach 
dessen bald eingetretenem Tode Milosch's jüngerer Sohn Michail 
in der Fürstenwürde succedirte. Allein , von Parteiungen zer- 
riHlet, konnte das Land forthin nicht mehr zur Ruhe kommen; 
als ihr Opfer fiel 1842 nach kurzer Regierung auch der Fürst 
Michail M. Obrenowitsch und mit ihm die Familie Obrenowitsch. 

k) Siehe die Beilagen Nr. VI. und YII. 
1) Siehe Beilage Nr. IV. 



Digitized by Google 



18 



Kinleitttog. 



Hierauf wählte sicli das serbische Volk in allgemeiner Lan— 
desversammlung am H/2G. September 1842 einen neuen 1 ür— 
steil io dem Sohne Karadschordsche's , Alexander Karadscbor-* 
dacbewitflch , welohem jedoch Bussland als Scbutimachi Ser* 
biens, wegen der An seiner Erhebung doreh eine Bevolultoo 
die Anerkennuni; verweigerte und erst nach förmlidier Wieder— 
holunjj; der Wiihl in der am i;j/27. .luni 1843 am Wratscliiir hei 
Belgrad abgeliai tonen Landes Versammlung ertheilte. Die Piorie 
aber benutzte den Regierungswechsel in Serbien, um die ser- 
bische FUrstenwIirde, die dem Fürsten Iiilosch Obrenowitsch 
erblieh verliehen war» tur bloss persönlichen su machen» wobei 
es , ungeaehtet wiederholter Reclamationen der serbischen Re^ 
gierung . bislier sein Bewenden hatte. Gleich nach geschehener 
Promulgalion des Uslaw begann in Serbien eine lebhafte legis- 
lative TbUtigkeit am innem Ausbau der Verfassung. Wahrend 
des kurzen Restes der Regierung des Fttrsten Iiilosch Obreno- 
witsch und unter der nach dessen Abdankung eingesetsten Re- 
gentschaft kamen in kurzer Zeit die wichtigsten organischen 
Gesetze lu Stande und unter der Rop^ierung des Fürsten xMichail 
M. Obrenowitsch konnte dieser Ausbau in seinen w^esentlichen 
Tbeilen als vollendet angesehen werden , so dass der Regierung 
des Fürsten Alexander Karadschordschewitsch nunmehr die 
thetlweise Ergänzung und Weiterentwickelung der grundgesets- 
liehen Staatsorganisation vorbehalten blieb. 

Wahrend der auf den Aufstand von 1842 gefolgten und 
bloss durch einen nirssglückten Erhebungsversuch im Jahre 4 844 
momentan gestörten Friedensperiode consolidirten sich die innem 
Verbältnisse immer mehr und mehr und entwickelte sieb ein 
geordneter Rechtssustand im Lande, wie er in keiner andern 
Provina des olomanischen Reiches su finden- ist, und wodurch 
dieOrgantsatlonsföhigkeit und die kulturhistorische und politische 
Berechtigung des serbischen Volkes in unwiderlegbarer Weise 
consiaiirt wird*"). Es darf übrigens nicht ausser Acht gelassen 

m) Vergleiche bierabei> die Schrift ,,Das serbische Volk in seiner Be- 
deotUDg fttr die orientellsclie Frage and die europilsehe ClvllisaUoD.*« 8. 
Uipslg Oustsv Mayer, S. 8 n. ff. 
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werden, dass der aligen:cine Zustand ein noch mehr zufrieden- 
stellender geworden sein durfte, * wenn nicht die Pforte , unge- 
achtet der anerkannten Autonomie des Landes in allen innem 
Angelegenheiten , oftmals und wohl meist auf auswärtigen* An-* 
trieb eine Autorillit gellend zu machen gesucht hätte, die »hr 
grundgesetzlich nicht zustand , und , wenn aucli vorn Laiule zu- 
rückgewiesen , dadurch iniaierhia den sonst mügliohen grossem 
Fortschritt aurgehallen hatte. 

Beim Ausbruche des letsten orientalischen Krieges 485^1 
muthete die Pforte der serbischen Regierung eine aktive Partei- 
nahme fUr die türkische Sache gegen Russland zu. Die serbische 
Regierung wies jedoch uns slaatsrechtüchen und politischen 
Gründen ein Ansinnen zurück , welches unfehlbar zu einer Ka- 
tastrophe geführt hatte , und verpflichtete sich bloss zu strenger 
Neutralität, welche von der Pforte als sehr erspriesslich aner- 
kannt und zur Veranlassung wurde , dass der Sultan , zur Be- 
ruh igung der eine SchmJllerung ihrer von Bussland gewähr- 
leisteten politischen Rechte besorgenden Serben , im Dezember 
4 853 motu proprio einen Hatischerif") an den Fürsten Alexander 
Karadschordschewitsch erliess, wodurch die Aufrechterhaltung 
der Rechte und Freiheiten Serbiens ungeachtet die ihnen zur 
Grundlage •dienenden Vertrage mit Russland durch den Krieg 
Ihre Geltung verloren haben,'' als Ehrensache und als poiitisdies 
System der Pforte ausgesprochen, ja ihre Erweiterung und Ver- 
mehrung zu angemessener Zeit zugesagt wurde. 

Obwohl sich Serbien durch Üehauplung der ausgesproche- 
nen Neutralitat ein Recht auf die Erfüllung der grossherrlichen 
Zusagen' erworben hatte , so bat sich der Pariser Priedenscon- 
gress doch nur darauf beschrankt, die Aufrechterhaltung des 
Status quo in Serbien auszuspiechen und im XXVIII. Artikel 
des Pariser Friedenstraktates vom 18/30. Miirz 1856 die Be- 
stimmung zu trelFen, ,,dass die durch kaiseriiche liats festge- 
stellten Recht« und Freiheiten Serbiens^' — als welche unab- 
hängige nationale Verwaltung, volle Freiheit des Gultus, der 

n) Siehe ßciiagc V. 

1* 
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(jcseUgebung, des Handels uod der bcbiflTahrl" nanientlieb 
hervorgehoben werden — n^'^i^ s° unter die gemeinsame 
GaranUe der vertragsobliessenden Blachle gestellt werden.'* 
Doch wurden durch die Artikel XVII., XVIII. und XXIX. des 

Pariser Friedenstraktates auch einige Ziii^estSndnisse an Serbien 
gemacht; die beiden erslgeiinnnlen Aiukt l i;c\\öhren nSihtfilich 
Serbien die Tbeiluabme an der europilisclien Üonau-ScliiUlahrls- 
Commission und an der slUndigen Donau-Üferstaaten-Connuis- 
sion; der Artikel XXIX. aber bestimmt, dass in Serbien keine 
bewaffnete Intervention ohne vorangegangene Verständigung 
der paktirenden Machte stattfinden könne, was allerdings von 
grosser praktischer Wicbtiskeil ist, weil liicdurch incomnien- 
surablen Veiieitüten auswürliger Mächte eine vöikerrechllichc 
Schranke gesetzt wird. 

Diese Bestimmungen des Pariser Friedens wurden vomFtlr- 
sten Alezander Karadschordsche witsch in einer am 23. Joni/5. 
Juli 4 856 erlassenen Prociamation dem serbischen Volke kund- 
gegeben und bilden den Seliliissslein am Baue des jelzipcn 
Reclilszustandes in Sei bien , welcher sich seit euiem halben 
Jahrhunderle durch die Thalkraft des Nalionaigeisles und die 
Ausdauer des serbischen Volkes bei den grüssten innern und 
äussern Hemmnissen unter der alleinigen schirmenden Förde- 
rung Russlands entwickelt und, soweit menschliche Weisheit 
und Vorsorge es vermag, gefest iizt hat. 

Qaellen des serhiscUeo^taatsrechls. 
Die Quellen des Staatsrechts des Furstenthums Serbien sind : 
1. Die Friedensverträge der otomanischen Pforte mit 

Russland, insoweit sie das FUrslenlhum Serbien berUhi en , und 

atwar: 

1 ) Der VlU. Artikel des bukureschter Iriedens voiu i 

Mai 181<s!; 

2) der V. Artikel der als Erläuterung des bukureschter, 
Friedenstraktates erklärten Convention von Akjerman vom 
43/25. September 4826 nebsl der demselben angefugten ,,Se- 
paralakle in Betreff Serbiens**; 
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3) der VI. Artikel des Adrianopeler Friedens vom 8/4 4. 

September 1 829 ; 

4) der XVU., XVIIL, XXVIII. uodXXlX. Artikel des Pari- 
ser Frieden? vom 4 8/30. März i 856. 

II. Alle in Folge der drei erstgenannten Friedenstraklale 
l)ei versciiiedenen Anlassen ernosscne und liie ünfiulithen 
llechtsverhllHnisse des Fürslentliums Serbien reiiclnde IJa ti- 
sche riie und Fermane der otomanischen l'forle*), wonioter 
die staatsrecbtlich wicbtigstea folgende sind : 

4) DerlJatiscberif aus der ersten Hälfte des Monates Rebiul- 
Achtr 4245 (September 48S9}, im vorliegenden Werke als 
,,1. Hat^' cilirl; 

2} dei llcitischerif vom 7. Rebiul-Ewwel 4246 (3. August 
4830), als liaf' cilirl; 

3) der Hatischerif vom Anfange des Monates Redscbeb 4249 
(November 4 833) als , ,111. Hat'' cttirt ; 

4) der Haltscherif aus der Mitte des Blonates Schewwal 
4254 (Dezember 4838}, im Buche al^ Ustaw'' (Verfassungs- 
urkunde) citirt; 

5) der Ilalischerif vom Ende des Monates Kebiul-Ewwel 
4270 (Dezember 4853) als Uat'< citirt 

III. Das zwischen dem FUrstentbume Serbien und dem 
Patriarcbate zu Konstantinopel zur Regelung der kirchlichen Ver- 
hältnisse des Landes abgeschlossene Goncordat vom Jänner 
4 832 nebst Zusatz akte vom Juli 1836*^). 

IV. Die Landesgesetze und R e cm- u n s ve ro r d - 
nungen, insofern sie staatsrechtliche Verhältnisse ordnen und 
feststellen. 

V. Das Herkommen ) welches in Bezug auf das serbische 

a) Hat-i-Scherif heisst bloss die Sanktionsformel, die der Snilan eigen- 
händig über eine officielle Akte der l'foi le solzl ; die Akte selbst heisst 
Fermaii (Ordonnance). Doch wird jeder mildern kaisei liehen Handzei- 
chen versehene Fermnn ein ,, Haltscherif" oder kinzweg ,, Hai" .genannt. 

b) Diese fünf Hali<cliorife sind unter den Bcilai^en dieses Werkes ia 
worlgctreiier Llober.-t Izung als Nr, l., II., III., IV., V, abgedruckt. 

c) ünler den BeiIngen dieses Werkes in wortgetreuer Ueberselzung als 
Nr. VI. und VII. abgedruckt. 
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Slaalsreclii um so wichtiger isl^ als sirh darin die nationnlo Auf- 
fassuDg der Rechtsidee in Verhällnisäen geltend macht, deren 
positive Festslellttng durch die Gesetzgebung entweder noch 
nicht erfolgt ist, oder wegen ihrer Bestimmtheit und Anerken- 
nung durch die aligemeine Sitte ttberflttssig erscheint'). 

VI. Die A nalogie mit den staatsrechth'chen Bestimmungen 
dor rm opaischen Rechtsstaaten in Bczuej anf Verhaltnisse, die 
hier und dort ähnlicti sind und daher die Anwendung von ana- 
h>gen Bestimmungen des öffentlichen Rechts zulassen. 

§■ *• 

QueUeasaamilungea des serbischen Staatsrechts. 

Die Quellensammlungen des serbischen Staatsrechts sind 

tlieils officielle, Iheils private. 

1 . Officiel le sind : 

A. der Staatsanzeiger (,,SwanitschneISowine,'* früher 
,,Ssrb8ke Nowine'*), durch welche Gesetze und Verordnungen 
von der serbischen Regierung promulgirt werden ; 

B. die Gesetzsammlung (,,Sbornik sakonah i uredbah i 
uredbenyhukasah isdanyh sa knjasheslwo Ssrbiju"), bisher VIII 
Bande, 4<» Belgrad, 1840—4 856, in gegenwärtigem Werke als 
y,Sbornik I, 11, III'* u. s. w. citirt. 

2. Private: das oHenUiche Recht des Ftirstenlhums Ser-* 
bien („Jawno prawo knjashestwa Ssrbije**) von Dr. Demeter 
Matitsch, Belgrad 4854, 8*; ein Buch, welches beinahe das voll- 
stSndige Material zum serbischen Verfassungsrechte mittheilt, 
den Wortlaut der das Fürstenthuin Serbien betreffenden Artikel 
der Friedenslraktate , der Ilalischerife und des Concordates ia 
authentischer serbischer L'ebersetzung mit historischen und kri- 
tischen Bemerkungen und Ezcursen enthalt und zum Lehrbucbe 
des heimatlichen Staatsrechtes an der juridischen Facultttt des 
Lyceums in Belgrad bestimmt ist* 



d) Es ist in dieser Beziehung ein ofi gehörtes, meist wirksames Wort: 
,,So sei es zu Karadschordsches uder iüliloscb's Zeilen gewesen." 
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Erstes Capitel. 
Das Territoxiam. 

§. 5. 

Das Land Serbien ttnil seine Bevdlkerong. 

Das Fürstenlhum Serbien in seinem Liegen würtigen Umfange 
ist ein unter diesem Namen hislorisch erhaltener Theil des ehe- 
maligen serbischen Zarenreiches. Die Grenzen desselben sind 
durch die Ausdehnung des Aufstandes , und mithin der serbi-« 
sehen Begierungsgewalt, zur Zeit des bukureschter Friedens- 
schlusses hesliiiiuil und im .I;ihro 1834 durch eine von dessen 
Paciscenten ausgesandle Commission regulirt und festgesetzt 
worden ") . 

Dieses Gebiet bildet zwar einen integrirenden Bestandtheil 
des otoroanischen Reiches ^j, ist aber ein geschlossenes Terri- 
torium, dem die Cigenschaften der Untheilbarkeit und Integrität 

zAikommen , nachdem die Pforte die Vereinigung des vormals 
unter drei Pascbaiüks getlicillen Landes zu einem (j.mzt'n und 
unter Einem Herrscher anerkannt, und die vom serbischen Volke 
geforderte Reincorporirung der während der Reaktion von 4 843 
vom Lande losgerissenen Gebietstheile als völkerrechtliche Ver- 
pflichtung erfüllt hat«). 

In diesem Umfange liegt Serbien zwischen dem 43** und 
45^ nordlicher Breite und zwischen dem 36® 56' und 40* 30' 



a) IT. Hat§ 3; lU. Hat g 1. 

b) II. Hat §.19; üstaw und alle übrigen Hats im Eingange. 

c) Separatakl« zam Art. V. dar AicjermaDer Konvention • L Hat; IL 
Hatg 8; IlL Hatgl. 
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östlicher Liloge, und wird im Osten von der Walachei und von 
Bulgarieu,^im Süden von Bulgarien und Bosnien, imWeslen von 
Bosnien und im Norden von dem MilitHrgrenzgobiete des Öster- 
reichischen Kaiserreiches begrenzt. £s bilde! eio zusammen- 
hangendes Gebiet mit einem Flttcbenraucne von Eintausend seo- - 
graphischen Quadratm^len und mit einer Bevölkerung von Dber 
Einer Million Menschen , wm unior etwa 950,000 Serben slawi- 
schen Staiiirues und Bekenner der niorgcnlcindischen rechl£»läu- 
bigen Kirche. Der Rest der Bevölkerung besteht aus Bulgaren, 
Romanen, Türken, Zigeunern und Juden'). 

§. 6. 

Titel, Wappeo nnd Fla^e des FOrstenthams Serliieii. 

Das Land fuhrt den Titel ,,FUrstentbum Serbien" (Knja- 

sliestsvo Ssrbijdj"j. Das Lnndeswappen ist das alte Staatswap- 
pen des serbischen Zarenreiches und wurde während der Re- 
volution wieder eingeführt. Es besteht aus einem aufrechten 
französischen Schilde mit einem gemeinen silbernen Kreuze Im 
rothen Felde und mit je einem Feuerstable in den durch die 
Balken des Kreuzes gebildeten vier Eckfeldern. Der Schild ist 
von einem Lorheer- und Eiclienkrnnze umgeben, mit einem 
hermeliiiVLibiauiUn Purpurniantel bedeckt und mit einer ge- 
schlossenen Fürstenkrone mit Reichsapfel und Kreuz gekrönt 
Das FUrstenthum Serbien hat das Becht einer eigenen 



d) Vfjp-leiche hierüber in dem noch omtiichen Quellen mit grösstein 
Fleisse Lea j belleten ,,Rjetschnik statistilscbny Ssrbije" von Jowan Gawij- 
lowilsch, Seklionschef an Finanzministerium (Belgrad 4846), den treff- 
lichen Artikel ,,Ssrbija,'< S. 249^879, und die jährlichen Ucbersicbten der 
Bewegung der Be?ttii£erung, -weiche Professor Wladimir Jaksohitooli im 
„Qhnaik drotbtwa esrbake sslowesiooiti" (Beigrad ff,) mltlbellt. 

«) II. Hat § 2 ; üstew g 4 ; V. Hat. 

b) lieber das serbische Wappen besieht keine positiv-rechtliche Be- 
stimmung; es -wird sowohl in dem weiter unten (Anmerkung c) anzufUh- 
rendea Eweiteo Ferman» als auch io dem Landesgeselze über die Amtssie- 
gel vom S. Oktober 4844 (Sboroik» II« S. ISS) als ,,ierhischesN«tio&alw8p. 
peo/' mithio als elae notorisehe Sache einlach erwähnt. 
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FInjigc. Dieselbe ist eine roth-blau-weisse Tricolore, mit vier 
goldenen Sterueo im obersten rothen , und mit dem fierbiscben 
National Wappen im blauen Mittelleide''). 

Zweites Capitel. 
Vom Suzerain und seinen Bechten. 

§. 7. 

Recbliiche Stellang des FartleDthomt Serbleo zw otomanlscliea Pforle. 

Das Fllrstenlhum Serbien steht (nach §. 5^.) zum otomani- 
schen Reiche in einem eigentbUrolichen Äbhängigkeils-Verhftit- 
nisse, dessen Fortdauer durch den Pariser Frieden vom IS/30. 
Marz 4856 ausdrücklich ausgesprochen und von sämmtlichen 

vertragschliessenden Maclitcn gewährleistet ist'). 

Dieses Abhilngigkeilsverhüli tiiss i^i eben sowohl staatsrecht- 
licher wie vöikeirechtlichler Natur und kann durch den con- 
yentionellen Begriff der Ualbsouverainetät nicht präcis genug 
bezeichnet werden. In ersterer Beziehung wäre das Becht der 
Pforte gegcntlber Serbien als Oberhoheit (Suzerainet^) zu cha- 
rakterisiren, indem die Pforte vom serbischen Volke und seinem 
Ftirsten Treue und Gehorsam, das wesentliche Kriterium dieses 
Rechtsverhältnisses fordert "*), und als dessen nächsten Ausfluss 
vom Volke eine Prttstation in der Form eines Tributes in An- 
spruch nimmt*) ; dagegen aber durch die unter Tbeiinahme und 
Anerkennung Russlands mit dem serbischen Volke selbst pak- 
iirte Verfassung dem Fttrstenthume Serbien die volle innere 
Souverainetiit zuerkennt, und sich hiemit nicht nur jedes con- 

currirenden Xtegierungsrecütes, sondern auch desObeiaulsicbts- 
■ * 

c) HioriÜlcr püit es zwei Fermane , einer vom Monate Schaban 4254 
(4 835), der zweite vom Monate Schewwal IS54 beide bei Malttsch, 

a. a. 0. S. 85 u. 88. 

a) Pariser Friedenstraktat, Artikel XXVIIL 

b) II. Hat ,^ 2 uiid am äcliiuüse \ Iii. Hat § 4S und am Schlosse; U&Uw 
im Eingang; V. Hat. 

o) II. Hat %. 4 ; III. Hat §. 49 ; Ustaw im Eingänge. 
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r*echtes austirucklich bephi . und demgcnjass anordnet, dass 
sich die türkischen Reichsbehorden Id keinerlei Weise und unter 
keiDem Verwände in die Yerwaitungs-, Justiz- und Finanzan- 
gelegenbeiten Serbiens einmischen dürfen**). 

In Folge dieser Zugestandnisse geniesst Serbien das Becht 
der firien Wahl seiner Fürsten'), unahhiingige nationale Ver- 
walliiDL: und d.is Recht zur .lUtoDoiucu Orumisalittn dcr.seiben']; 
volle Freiheil der Geselzgeljung«), des CuUus^j, des Handels') 
und der SciiiflTabrl''), und das ftectit eine eigene nationale De- 
fensi^macht zu halten*). 

Minder klar sind die Sussem Souverainetatsrechte Seriiiens 
in ihrer völkerrechtlichen Wirksamkeit bestimmt. Die Pforte 
gibt durcli eine Besliiiiiimng der Verfassunasui künde im|)licite 
zu, dass Serbien zu auswärtigen Machten rechtliche Beziehun- 
gen haben dürre, die von jenen derl^forte unabbüngig und daher 
auch verschieden sein können , und darauf gestützt nimmt die 
Landesgesetzgebung die Ausübung des (aktiven und passiven) 
Gesandtschaftsrechtes für das Fürsten thum in Anspruch"*). 
Uebripens ist Serbien griindgeselziich herechtiscl , einen diplo- 
niiii ischen (iesclKiftstrü.^cr bei der Pforte in Konslanlinopel ") und 
diplomatische Agenten bei den Fürsten der Moldau und Wala- 
chei *") zu accreditiren , mithin selbst der Pforte gegenüber die 
Reprasentativgewalt zu üben ; endlich auch an internationalen 

d) II. Hatg. 6 ; III. Hatg 4. 

e) Separakakte zur Alcjermaoer Konvention and I. Hat; und als Folga 
dieses GrondsaUes II. Hat g % und Ustaw g 1. 

0 H. Hat gg S und 6 ; III. Hai g « ; Ustaw gg t, S, 4, H . 

g) II. Hai §5; Uslaw §§ H, 4 2, U. 

h) 11. Hai ^ und 1 4 ; LMaw § 57. 

i) II. Hat § 6 ; III. Hai § 9 ; üslnw § 45. 

k) Fermnn vom .Monate Schahan 12r»t '^835), bei Matit«?rh a.a.O.S.85. 
!) II. Hat g 8 ; III. Hai § 40 ; Uslaw fc, 3, liteta c und § 12, lit. d. 
m) üstaw §5; Organisation derSlaalskaazelei vom 29. Mail ö39 (Sbor- 
iiik I, S. 29 ) g§ 15, 10 und 48. 
u) II. Hai ^ 20 ; U.<;(aw § 4 8. 

o) Hierüber zwei Fermane, der eiste vom Monate Redsciteh 4 254 ^4 833), 
der zweite vom Monate Sttlhldaehe ItSS (1839), beide bei Malitscb a. a. O. 
S. OS and 04. 
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Angeirgonheilen unmittell) r» n Anlheil zu nchmon , wie ap der 
europäischen Donau - Scüiüfaliiis- Commission und der Donau- 
Uferslaalen-Commission, zu denen Serbien je ein Mitglied er- 
nennt, dessen Wahl übrigens von der Pforle bestätigt werden 
muss''). Ueber das Bündniss- und Kriegsrecht des Fürsten- 
Ihums Serbien fehlen posiliv-rechlliche Beslimnmngen gilnzlieh; 
doch scheint die rechtliche Verrnullmni; für dasselbe zu sein, 
nachdem der Pforle aus den Vertraj;eii kein Recht ;uif miliiil- 
lische tJülfe Serbiens bei ihren Kriegen mit auswärtigen Mäch- 
ten zusteht, und nachdem die Pforte sowohl In dem russischen 
Kriege Von I8S8 und 4829, als in jenem von 1853 — 4856 die 
von der serbischen Regierung aus freiem Erniessen erklUrte 
Nculrahtiit als ein dem Fürslenlhiimc zusIcIkmhIcs Hecht indi- 
rekt aneikanul und die zur Bcliauptung derseiheu von der sor- 
bischen Regierung angeordneten Rüslungen weder mit. Waffen- 
gewalt gehindert, noch auf diplomatischem W^e Protest dage- 
gen erhoben hat. 

Endlich ist dem Fttrstenthume Serbien das Recht derNicht- 
intervention in seinen politischen Angelegenheiten weniiistens 
in soweit gcwühiieislel, als durch den pariser l'ncdcn vom 
4 8/30. März 1856 die ZuiUssigkeit einer bewaffneten Interven- 
tion in Serbien von einer vorhergehenden Verstilndigung der 
Paciscenten dos pariser Friedens unter sich abhangig gemacht 
wird«). 

Rechte des Suzeraios uud PAlcUtea SerMens gegen dcuselbco. 

Aus der rechtlichen Natur des AbhIIngigkeilsverhaltnisses, 
in welchem das FUrstcnthuiu Serbien ziuu oioiiHiniöclien Reiche 
stebt (vgl, § 7), ergeben sich gewisse politische Rechte des Su- • 
zerains und correlative Pflichten des serbischen Volkes gegen 
denselben, deren Summe durch die positiven Bestimmungen 
der zwischen der otomanischen Pforte und dem Fttrslenthum 
Serbien bestehenden Verträge festgestellt ist. 

p) Pariser Friedensiraktal Artikel XVII und XVILI. 
q) Ebendaselbst Artikel XXIX. 
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Da diese Verträge in der bei der Pforte üblichen Form von 
(gli'it lisaui niülu proprio erlassenem Halischerifen und Ferinancn 
abgefassl sind , uud folglich die uiimiltelbare Becbtsauffassung 
der Pforte darlegen, so muss daraus geschlossen werden , dass 
sie das absolute Mass der dem Suzerain zukommenden Rechte 
enthalten , und dass daher der Suzerain in keinem Falle mehre 
oder grössere Rechte in Anspruch nehmen dttrfe, als er sich 
selbst durch jene Vertrüge vui hohallen hat. Auf der andern 
Seite ergibt sich aus der vorerwähnten Form dievser Verträge der 
Grundsatz, dass das FUrsteiuhum Serbien der Pforte gegenüber 
einzig und allein das in den Vertrügen ausdrUcklicb festgesetzte 
Ausmass von Pflichten habe , und dass in Fallen , fttr welche io 
den Vertrügen keine positive Bestimmungen getroffen sind , die 
recliiliche Präsumtion für das l ürslenthum Serbien und gegen 
die Pforte bestehe ; ein Grundsatz, welcher manchen Landesin- 
stitutionen zur Basis dient, und welchen die Pforte selbst io 
mehren Fallen thatsächlich anzuerkennen genOthigt war. 

Die Rechte des Suzerains sind derogemäss folgende : 

I. Gr hat den Anspruch auf die Treue und den verfassungS' 
massigen Gehorsam des serbischen Volkes'), dessen aulünuiüer 
Gesetzgebung in dieser Hinsicht die einzige Schranke gestellt ist, 
dass sie keine die Oberherrlichkeit der Pforte verletzende An- 
ordnung treffen dürfe''). 

II. Er hat den Anspruch auf einen vom Fttrstenthume Ser- 
bien zu leistenden Tribut, desseii jährlicher Betrag ttberein- 
ktfmmlich auf zwei Millionen dreihuuüu» ttauseud Piaster ) fesl- 



a) II. Hat am Schlüsse ; III. Hat § 48 QDd am Schlüsse; Ustaw im Bitt- 
gänge und am Sciilusse* 

c) 2,300,000 Piaster sind boilrfoflg gleich 435,000 Thlr. preus? Crt 
oder 192,000 Gulden oslr. Wahrung. Die Pforte empningl den I ribul in 
tiold, den östreichischen Dukaten ü ü4 Piaster und 30Para, mithin in 
44,552 Dulialen. Wegen der bestandigen finanziellen Verlegenheilen der 
Pforte lablt dio serJ)ij»che Regierung aus GefUlIigkcii (ietn Gouverneur von 
Belgrad httufig selbst monaUicbe Vorschüsse, und hat ausserdem im abre 
I85d der Pforte aof Redinung des Tribulas eioe Aolellie von 95,000 Duka- 
ten gewahrt. 
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gesetzt ist. Durch die Zahlung dieses Tributes ist Serbien von 
jeder andern Priistalion, welchen Namen und Rechtstilei sie 
auch haben miige , also auch mit Einschluss der ehemals gefor- 
derten militärischen Dienstleistangen, für alle Zelten ledig, da 
in jenem Tributbetrage die frühere Kopfsteuer (Charadsch), das 
ZoDgefälle (dschumruk) und alle sonstigen Geld- und Natura- 
lienabgaben , so wie das ühercinkümmlich abgeschätzte Erträg- 
niss der vormaligen türkischen MiiilUrlehensgüter (Timar, Mu- 
kaat, und Sijamel) mit inbegriffen sind, welche schon während 
des Aufstandes in Besitz und Verwaltung der serbischen Regie- 
rung übergegangen sind. Der Tribut wird von der serbischen Be- 
gierung an den türkischen Gouverneur der Feslunii Belgrad in 
zwei balbjiilirlicben Raten Ende April und Ende Oktober alten 
Styles bezablf*). 

lU. Die Pforte bat das Recht in der Festung Belgrad einen 
Gouverneur (Muhafis), der zugleich den in Serbien wohnenden 
Tttrken gegenüber kaiserlicher Statthalter ist, und in allen 
Festungen, welche vorder Revolution von 'ISO 4 in Serbien be- 
standen und daher in Folge des bukiireschler Friedens nicht 
geschleift werden mussten**}, militärische Besatzung zu haltenO* 
Diese Festungen, sieben an der Zahl: Belgrad, Ssmederewo, 
Ssokol, Schabatz, Ushitze, lUadowo (Feth-Isslam) und Ada- 
Kaleb, stehen sammtlich, ausser den zwei letztgenannten, 
die dem Pascha von Widin untergeordnet sind, unter dem Com- 
niando des Festungsgouverneurs von Belgrads). Die Anzahl d<'r 
türkischen Garnisonstruppen in allen diesen Festungen ist nicht 
gesetzlich bestimmt; gegenwärtig beläufl sie sich auf etwa 6500 
Mann. 

Die Serben sind verpflichtet, den türkischen Besatzungs- 
truppen auf Requisition der Pforte bei eintretendem Bedürfnisse 

Getreide, Schlaelilvieh und andere Lebensmittel — in so fern 
solche im Lande genügend vorhanden sind — fUr baares jjeld 

d) II. Hai §§ 4 und 7 ; III. Hat § 4 9. 

e} Dukarescbter Frledeosvertreg Arl. VIII ; II. HatS IS : III. Hat g SO. 

f) III. Hai gg t, 8. 40 i Pariser Friedeasvartrag, Art. XXIX. 

g) Gawrtilo witsch a. a. 0. S. SS5. 
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SU den gangbaren Preisen abzulassen ; jede Anwendung von 

Zwangsraassregeln ist jedoch biel)ei ausdracilich untersagt*'). 

♦ Ausserdem i.st der Pforle durch eine freiw iiiige Coneession 
der serbischen Regieruiii^ die Zoilfreiheil iür das Slaalscigenlljura 
der Pforie und die Bedarfnisse der Fesiungsg^rotson bewüligl'}. 

Drittes Capitel. 
Der Türst 

GcschleliUlcbe Botwickeloog der fItrsUiclien Gewalt. 

Der Ursprung der fllrstlirhen Gewalt in Serl)ion ist in der 
Heiiierungsmacht der Vüsclia's zu suchen, weiche vor der Revo- 
lution über Serbien herrscliten. Nachdem diese im offenen 
Kampfe den Serben erlegen war, bandelte es sieb xunSchst 
darum, auf die Stelle derselben eine nationale Regierungsgewalt 
zu Selzen, welche, der nationalen Auffassung der Staatsidee 
entsprecliond. in einem monarcliischeii Ilaiiple culminiren solhe. 
Die öffentlichen Verhältnisse l)rachlen es mit sich, dass der 
siegreiche Urheber des Aufstandes gegen die Türken, Kara^ 
dschordscbe Petrowitsch, bald faktisch als Landesoberbaupt 
angesehen y und endlich , nach einer allgemein verbreiteten Mei- 
nuni», vom serbischen Volke in allgemeiner Landesversammluns; 
zum l:rl)fürslcn und Herrsclier von Serbien ccw.ihlL und al.> 
solcher in einer schriftlichen Akte förmlich anerkannt wurde. 
Diese Akte, heisst es, ist wahrend derReaklionsepoche von 18i3 
bis 4 845 in Verlust geralhen oder von den Türken vernichtet 
worden ; doch soll sich zur Zeit noch ein Erlass des damaligen 
Senates an die serbischen Behörden in PrivaihHnden beBnden, 
wodurch diesen die vom Volke getroffene Disposiiion hinsichtlich 
der üeberiraguug der erblichen Fürstenwürde ao Karadschordscbe 



h) Ii. Hai §49, III. Hat §8. 

i) Organisclics Gesetz über das serbische Zoliwoaen vom ts. Mai 4 SSI 
(Sbornik V, S. SOS ff.) g lOS, Iii. a. 
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amtlich niitgelbeilt wurde. Ob Wahrheit oder fable convenue, 
kann hier nicht untersucht werden ; möglich ist diese AufsteW 
lung jedenfalls, da auch bei der Anfangs des Jahres 4813 in 

Belgrad abgehaltenen allgemeinen Volltsversammlung beschlos- 
sen wurde, von der Pforte die Anerkennung Karadschordsche*s 
als erblichen Fürsten von Serbien zu fordern. 

Nachdem unter der Reaktion 1813 die nationale Regie^ 
rungsgewalt erioschen war, wurde sie IS45 von dem Urheber 
des zweiten Aufotandes , Iiilosch Obrenowitscfa , wiederherge- 
stellt, welcher sie anfänglich als von der türkischen Regierungs- 
macht eingesetzter Knes in deren Namen, seit 1817 — dem Tu- 
desjahrc Karadschordsche^s — aber als vom Volke in allgemein 
ner Landesversammlung förmlich gewählter Erbfürst in seinem 
eigenen Namen ausQbU;. 

So viel Unheil auch von Serbien durch sie al^ewendet und 
so viel Gntes von ihr geschaffen wnrde , verföugnele die natio- 
nale FUrstengewaJt ihren Ursprung aus der Paschagewalt und 
der kriegerischen Revolution doch nicht, und war daher zu 
sehr gewaltsamer und persönlicher Natur, als dass sie nicht den 
-während des Refreiungskampfes wieder erwachten freiem Sinn 
des Volkes zu Wttnscheo nach einer freiem Regierungsform ver- 
anlasst hatte. Diese Wünsche fanden ihren Ausdrack in dem 
Hat Vom Jahre 1830, durch welchen Milosch Ohrenowitsch als 
Erbfürst von Serbien seitens der Pforte anerkannt, und ihm be- 
fohlen wurde , die Regierangsgewalt im Einvernehmen mit ei- 
nem berathenden Senate zu üben*); diese Anordnung aber blieb 
erfolglos und erst durch den nach dem Vorbilde des nicht durch- 
geführten Gonstitutionsversuches von 4835 mit der Pforte pak- 
tu leo Ustaw von \H',]H wurde die Flirslengewalt wirksam auf 
die Grundlagen des europäischen llechtsstaales zurÜckgelülirL*'). 

Nach der Revolution von 1 842 wurde der vom Volke ge- 
wählte Fürst Alexander Karadschordschewitsch seitens der 
Pforte bloss persönlich ohne das Pradicat der Erblichkeit seiner 



a) ri. Hat 42. 

bj Uslaw g§ 2, 3, 44, 41. 

r. Tkalac, Swi». Slulmelit. B 
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Würde anerkannt; nichts destowenigcr ist das Reciit des serbi- 
flcben Volkes , dem vod ihm gewählten Fürsten die Erblichkeit 
seiner Würde tu prAdidren » durch twei PrMcedenxfilUe erwie- 
sen aod wurde vom serbischen Volke in der letzten, am 29. luni 
i 848 abgehaltenen allgemeinen Landesversammlung als solches 
in Anspruch genommen. Die serbischo Reaioruiii^ erklärte hier- 
auf, dass sie dieserwegen die nalhigcn Schritte bei der Pforte 
eingeleitet habe*"), und auch weiterhin thun werde; indessen 
aber ist die Ltfsung der Frage bisher nicht erfolgt. 

Art der Throaerwerbaog. . Regicniagtaiitritl. BegeolMhafl. 

Von dem .mittels der Staatsvertrttge dem serbischen Volke 
zuerkannten Rechte der freien Fürsten wähl*) wurde in Serbien 
zweimal Gebrauch gemacht ; einmal als im Jahre 4 827 nach der 
Publikation der Akjerroaner Convention die Wahl des Forsten 

Milosch Ohrenovvitsch in farmlicher Weise wiederholt wurde, 
dnnn nach dem Sturze der Dynastie Obrenowilsch im Jahre 
4 8iS, als der jetzt regierende Furst Alexander Karadsciiordsche- 
witsch zum Fürsten von Serbien gewählt wurde. 

Da die Staats vertrage Serbiens mit der Pforte von der 
Erblichkeit der Fürsten würde in der Familie des Fürsten Milosch 
Obrenowitsch sprechen''}, so sind über die Evcnlualitilt und die 
ModalitMten einer neuen Fürslenwahl keine positive Üestim- 
mungen getroffen, in beiden Pr^cedenzfällen geschah die Wahl 
in allgemeiner Landesversaromlung ohne jede Ingerenz der 
Pforte. 

Im Sinne der Staatsverträge ist die fürstliche Würde im 

Münossi iTnme des regierenden Fürsten nach dem Ers!c;eburts- 
rechte erblich. Aus dem Geiste der nationalen Institutionen und 
der bisherigen üebung geht hervor , dass der Fürst eingeborner 



c) Fiji hHu iie Resniulion Über tUe Forderungen dieser LandesversamiU- 
unü vom 26. September <848 (Sbormk IV, S. -179), Artikel 9. 
a; Separatakte zur Akjermaner Coaveolion und l. Hat. 
b) II. ilat§ 3; Ustaw § 1. 
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Serbe ; folglich Bekenner der morgeDiändischcn rechtgläubigeQ 
Kircbe, volljährig und vollkommen dispositioiMfilhig sein mOsse. 

Der erbbereofaligla FUrsI wird alsogleieh der Pforte lar 
Anerkennung prflBentlrt, welebe ihn diese in der beiibrge- 

, brafuchlicfaen Form eines Lehenbriefes (Berat) ertheilt''), wofür 
der Fürst aus seinem Privatein komtnen eine Taxe von Einbiin- 
derttausend Piaslorn an den kaiserlichen Staatsschatz zu ent- 
richten hat**). Die Pforte ist aus den Staatsverträgen mitSerbiea 
nicht berechtigt, dem ihr prüsentirten Pttrsten die Aneitennung 
za verweigern oder einen andern als den ihr prüsentirten Pür- 
sten in Serbien einiuselsen. 

Der Regierungsantritt des Fürsten erfolgt nach erhn lirner 
^Anerkennung der Pforte und nachdem der Fürst in die Hände 
des Metropoliten von Serbien mündlich und schriftlich den Eid 
abgelegt, dass er die Landesverfassung heilig und nnverbrQob- 
lieh halten und schlitzen wolle*). Hierauf wird der Fürst nach 
dem Ritus der morgenländischen rechtgläubigen Kirche vom 
Meti'opoIUen von Serbien ij;os;illit und enipfaiiiji die IJiildiijuug 
der geistlichen und weltlichen Würdenträger des Landes. Nach 
bisheriger Üebung erlässt der Fürst bei seinem Regierungsan- 
tritte ein Manifest, in welchem er dem Volke eidlich gelobt, im 
Geiste der Landesverfassung sn regieren'). 

Der Grundsatz der Yerbindtiehkeit des Nachfolgers aus den 
materiell und loi inell verfassungsmässigen Regierungshandlun- 
gen der Vorgänger ist in Serbien ausdrücklich anerkannt und 
wird in allen bisherigen Manifesten ausgesprochen*). 

Der Fürst führt den Titel „Fürst von Serbien'' (Knjas 
ssrbski) mit dem Pi^dicate „Durchlaucht'' (Sswjetlost) , vom 



c) UstawS 18. 

(I) 5950 Thlr. pr. Crt. oder 8600 Gulden tfstr. Währung. 

e) Ustaw g 9. 

fj Manifest des Fiirslen Michail M. Obrenowitsch vom 5. Mai <8^o 
(Sbornik I S. 548) vmH des Fürsten AieKaoder Karadscboriischewitsch vom 
16. Okiober 1 S '< :> Shornik I!, S 349 ) 

g; So in beiiien ehca cUirten Maniteslca und in der weiter unten an- 
zuführenden Proclamatiou der Regentschaft. 

8» 
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Volke wird er mit dem Namen ,,Goss{>odar" (Herr, Herrscher) 
angeredet. Die Pforte pflegt ihm als per&öiüiche Auszeichmmg 
einen hohen Civil- oder MUilHrdienstrang lu verleihen 

Uebei^ die Einrichtung einer BegentschafI bestehen noch 
keine posilivrechUiche Normen. Die Regentschaft nach der Ab- 
dication des Fürsion Milosch Obrenowitsch wurde von seinem 
Sohne und Nachfolger, von dem Senale und von Deputirten des 
Volkes ernannt , und bestand aus dem Ministerpräsidenten des 
vorigen Fttrsten , dem Präsidenten des Senates und einem Mit- 
gliede des letatem. In der ProdamaUon, welche die Regentschaft 
beim Aotrilte ihrer Wirksamkeit an das serbische Yolk erliess, 
wird erklart, dass sie die Verfassung und die vom Fürsten 
Milosch rechlsknifliti erlassenen Gesetze anerkenne und die 
Regierung nach den bestehendeo grundgesetzlichen BesUminuD- 
gen fortfuhren werde*). 

Die fflrsUiche Resiemogssewall. Hoheitsrechte* 

Das Staalsgrundgesetz fasst die Staatsgewalt als eine orga- 
nische Einheit und ujacht den Fürsten zu deren Träger. Der 
Fürst Übt sie in seinem eigenen Namen, ist aber hierin durch 
das Staatsgrundgesetz von 1838*) im Sinne des modernen 
Rechtsstaates an dessen positive Grundsätze und an gesetzlich 
bestimmte Formen gebunden , innerhalb deren er einen hinrei- 
chenden Baum zur Geltendmachung seiner Rechte besitzt. Da 
diese Rechte durchaus activ, die sogenanmen Freiheitsrechte des 
Volkes aber, so ausgedehnt und bedeutend sie seien, stets ne- 
gativ sind, so wird durch sie der Fürst zum alleinigen Herrscher 
im Staate ; Ihm nur kommen Majesttttsrechte im Lande zu ; die 
höchste äussere Wttrde , die Unverantwortlichkeit für seine Re- 



h) So wird z. B. dem gegen win (igen Fürsten von der Pforte im offi- 
ciellen Vorkehr der den Paschasölaicij zustehende Titel ,,Beg'* (,,Alexaoder- 
Beg") gegebeu i er hat persönlich den Titel eines Muschir (llarscballj ia. 
der Ulrkisehfln Armee. 

i) ProdamatiOD der Regenlschafl vom .8. Juni I8t9 (8boraik I, S. sa».) ' 
a) Uslaw gg 9—6 und schon rrtther, doch 0600 KMg, II. Hat §' s. 
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gentenhandiungen und die ünverlelzlichkeit seinerPerson ; jedes 
Uoteniehmen gegen sein Leben, seine Gesundheit und Freiheil 
wird als Hochveirath mit dem Tode bestraft^). 

Als Inhaber der BegierangsgewaU im Staate kommen dem 
Fürsten die materiellen nnd formellen Hoheitsrechie zu. Von 
erstem übt der FOrst verfassungsmässig sJimmlliche innere 
Souverainetatsrecble aus : die Territorialhoheit*), Jusliz-**), Po- 
lizei- •) und Privilegienhoheit*"); die Finanz- •), und Landes*- 
diensthobeit^) mit dem Oberbefehle Uber die Landesarmee 
die Kirchenhobeit^) und die fürstliche Prärogative gegenüber 
dem Senate als Volksvertretung'). Aeussere Hoheitsrechte kom- 
men ilini nur unter mehrfachen Beschränkungen zu (vgl. § 7.), 
welche durch die rechtliche Natur des AbhängigkeitsverhUltnis- 
SOS Serbiens zur Pforte bedingt sind. 

In Bezug auf die Formen , in denen sich die Staatsgewalt 
bethätigt, die Gesetzgebung und die Verwaltung, ist der Unter- 
schied zwischen Regierung und Verwaltung in der gesammten 
Staatsvci fassiiiig folijenchtip; festgehalten und durchgeführt, und 
dem Fürsten als alleinigem Hegenlen die Ausübung beiderformeller 
Hoheitsrechte zuerkannt. Die Gesetzgebung"*) übt er mit einem als 
Volksvertretung geltenden Senate (Ssowjet) aus, und hat das 
Recht des absoluten Veto , der Sanktion und Promulgation der 
Gesetze; dio vollziehende Gewalt") aber ttbt er allein in gesetz- 
lich bestimmten Furmuü und durch ihm wie der Volksvertretung 



b) Gesete vom S3. Oktober i 84S (Sborolk II, S. S7S) gl. 

0) U.Hatg8;Ustawg83iind41. 

d) Dstawggsm. 0 nndSI. 

e) Ustaw § 2, 3 lit. b), 19 und %%. 

f) Ustaw § S lit. fi ; vgl. das Qesots vom 8. Mttrz 48ft0 (Sboroik V, Stt) 
§g 49 and 20. 

g) III Hat § 49; Ustaw gj; 3 lit. d), 12 lit. e) UOd 20. 
b) Ustaw g§ 3 lit. a) und 54. 

1) Usta\s' § 3 au C). 
k) Ustaw § 57. 

1) U?liiw i:;^' 8 und 13. 

Wj II. Hat ö ; Ustaw § 4 3. 

n) Ustaw §§ 8 lit. b}, e), a) und 4. 
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verantwortliche Minister aus, und hat das 01>eriHifsichls-, Ver- 
ordnungs- und Entschüiduogsrecht, so wie in iiiasidit auf aus- 
wärtige Verhaiinisse die Aeprlisenlalivgewall. 

Ehrenrechte, pecuniäre uud Pdvatrecbte des ifttrsten. 

Ehreorechte, wie sie andere europäische Fürsten ttben, wie 
z. B. die Bildung eines Hofetaates, Gründung und Yerleihung 

von Orden, auszeichnenden Titeln u. s. w., stehen auch dem 
Fürsten von Serbien zu, nachdem ihn die Verfassung daran 
nicht behindert. Weil di>er derartige Institutionen in einer 
Gesellschaft ohne politisch anerkannte Standesunterschiede oder 
Standesvorrechte voraussichtlich nicht gedeihen würden: halt 
der Fürst auch keinen Hofstaat , sondern bat bfoss einen wohl- 
geordneten Haushalt, und als Kriegsherr einen General, Kijutan- 
ten und einige FlUgeladjutanten aus dein Landesheere um sich. 
Einen eigenen Orden gibt es in Serbien nicht; von Titeln , die 
nicht mit dem Amte selbst verbunden sind, verleiht der Fürst 
entweder htthem militärischen Bang als AusieichnuDg an Civil- 
beamte (und diese Uilitärtitel begründen dann ihren wirklichen 
Rang bei der Landesmib'z) , oder an Militärs den Titel eines 
fürstlichen Ehrenadjutanlen'^ (potschestny knjasheski Adju- 
tant). 

Unter den pecuniären Rechten des Fürsten ist die Civilliste 
verfassungsmässig festgestellt, indem das Staatsgrundgesetz 
ausdrücklich die Verpflichtung des Volkes anerkennt , dem Für- 
sten zur Bestreitung seines persönlichen Unterhaltes ein stan- 
desmässiges Einkommen zu gewahren, dessen Betrag jedoch 
niemals zu einer drückenden Last für das Volk werden soll''*}. 
Die Civilliste des Fürsten beträgt 4000 Kesse (Zwei MillioneD 
Piaster) ^) und wird von der Finanzverwaltung in übereinkOmm- 
iich bestimmten Fristen an den Fürsten abgeführt. 



a) II. Hai § 42 ; l^iösw § i. 

b) Kesse (Beutel) ist eine türkische Euch im ngsiuunze ä oüu Pia!>ter; 
4000 Keose m etwa 449,000 Thlr. pr. Crt. oder 171,000 Gulden öslr. 
WOhraog. 
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lieber andere pecunisre Reebte des Forsten gibt es keine 

slaatsgrundgesetzliclie Vorschriften , doch czeniessl er herkömm- 
lich die Wohnung in dem lUrsUichca Rcsideozschlosse (Konak), 
die Befreiung von den aiigemetnen Lasten, wie von Steuern auf 
sein Privaibesitsthnm, und von Zollgebühren*). 

Hinsiefallifih der Rechte , welche dem Fttrsten als Menseben 
susteben , ist weder in den Hats noeb im Ustaw irgend welehe 
Ausnahme votn t^enieinon Utülite gemacht, welches daher auf 
die Person und die Familie des Fürsten volle Anwendung bat. 
Den Grundsatz, dass der Fürst allen andern Serben in seinen 
Phvatrediten gleichgestellt sei, spricht das bürgertiobe Gesets-* 
buch apodiktisch aus ; ein besonderer Givllgßricbtsstand ist dem 
Forsten nicht eingeräumt 

Viertes Capitel. 
Vom Volkei aeineii Beobten und Pfdchtan. 

Geflcblcbtlfche EatiHekelaBf der Volkfrechte. 

Es ist in der Reehlsiehre des Koran und im Principe des 
[UoUammedanischen Ucligionsstaates begründet, dass kein Nicht- 
Mosulman (Dschaur, UogJäubiger) im Staate Grundeigentbum 
erwerben oder besitzen darf. Aller Grund und Boden gebtfrt 
vermöge der religitfseti Bechtsfiktion des Islam dem Ghalif^ 
Sultan, der ihn seinen Kriegern oder andern Musulmanen als 
Erblehen oder den Moscheen und religiösen Gorporationen als 
unantastbares Nutzeigentbum (Wakuf) verleibt. 

Nach dem Sturze des serbischen Zarenreiches mussten diese 



c) Kiaa lürstiieh« RMotoUoD vom tl. Mira 48$i, Nr. SSI, varoidaet 
diM ie Boiag auf die Fttrstee Miloscli und Hichall M . Obreoewitocb , ohae 
dee reglereedett Fttnleo sa erwShoeD. pje Befreioag des Fttrsten voo 
Zollgebttbreo wird im GeseUe vom SS. Mal 4SS0 (Sbornik V, S. 208} glOS, 
Iii. b) aosgesprochen. 

d) BUi^Hcbes Geeetibach für da« Fanteathom Serbleo (Belgrad 
484«) 149. 
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Rechtsgrundsatce in allen Proviozen desselben eine gäDzliche 

Umkehr aller Lebensverhältnisse mit sich bringen. Da inSerl)ien, 
anders als in Bosnien , wo der einiieinüschp Feudaladel durch 
den Uebertritt zum Islam seinen Grundbesitz und seine Prä- 
rogativen rettete, und nach wie vor die herrschende Klasse 
blieb, das gesammte Volk beinahe ohne jede Ausnahme der 
cbristlicben Religion getreu blieb) so kam das gesammte Grand- 
eigenthum im Lande in fremde iJUnde, und das ganze serbische 
Volk sank zu einer rechtlosen dienenden Masse herab. Das 
Gruüdeigeathum kam in Folge des vorerwähn len Feudaiprinci- 
pes an Osmanen als Giviliehen (Spabilttk und TschiAlük) oder 
Kriegslehen (Timar, Mukaat und Sijamet), und an musulma- 
nische Religionsinstitute als Wakuf. Das gesammte serbische 
Volk wurde hörig und den niusulmanischen Grundeit^enlliuiuern 
unlerthUnig, welchen es lür die .Nutzniessung seines frühern Ei- 
genlhums ausser persönlichen schmählichen Erniedrigungeu, 
Geld- und Naturalienabgaben von seinem Erwerbe und beweg- 
lichen Besitze leisten und Frohndienste verrichten musste. Dem 
Staate aber zahlte das Volk eine Toleranzsteuer in der Form 
eines Kopfgeldes (Gharadscb) und musste ihm ausserdem jähr- 
lich eine bedeutende Anzahl zuüi Kriegsdienste t;ul^I icher Jtinji;- 
linge liefern^ welche zum üeberti-itto zum Islam gezwungen als 
Türken in die Reiben der Janitscharen au%enommen wurden. 
Von politischen Rechten des Volkes konnte unter solchen Ver- 
hältnissen wohl keine Rede sein, und die Steigerung seiner 
Pflichten auf ein nicht mehr erträgliches Maass wurde 1804 zum 
Signale des Aufstandes gegen die D.ihije. 

Nach der Vertreibung und Iheilweise freiwilligen Auswan«- 
derung der Türken aus Serbien kamen die Serben wieder In 
den Besitz des Grundes und Bodens, den sie bis dahui als Unter- 
thanen der musulmanischen EigenthUmer innegehabt hatten. 
Das Lnterthanigkeitsverbattniss hdrte damit sammt allen seinen 
Gonsequenzen faktisch auf; seine Auflösung so wie das rnncip 
der Freiheit des Eigenlhums und der Person jedes Serben w urde 
später durch die Staatsverträge mit der Pforte auch rechtlich 
begründet. Damit wurden für das serbische Volk die beiden 
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Grundprincipieu des modernen llechtssLaates gewonnen und 
später durcli das Slaatsiirundiiesotz bis zu einer vollsliindigen 
Abgreuzuog und SicherstelJung der negativen Freilieltsrecble des 
Volkes gegenüber der fttrstUchen R^ierungsgewali erweitert 
und weiter entwickelt* 

' Dai SUatsbUrgerrechU 

Die Serben als mittelbare Unterlbanen des otomaniscben 
Beiebes geniessen im ganzen Umfange desselben Eingebornen- 
rechle und im Auslande den diplomatischen Schutz der Pforte. 
Im FUrslenthume Serbien aber geniessen sie besondere staats- 
bürgerliche Rechte, auf welche kein anderer Untertban des oto- 
maniscben Reicbes Anspruch machen kann. 

Die Summe dieser politischen Recbte, welche durch die 
Staatsgnindgesetze und durch die Landesgesetzgebung dem ser- 
bischen Volke der Slaatsciewall gegenüber zuerkaiitu sind, 
kommt, wie es sich in einem Lande, wo keine gesetzlich aner- 
kannte Standesunterschiede und folglich keinerlei Standesvor- 
recbte bestehen , von selbst versteht , jedem serbischen Unter- 
tban in gleicher Weise zu und kann von jedem mttndigen oder 
nicht entmündigten Serben , welcher daher bürgerliche Rechte 
aubiilif II kann"), ohne jede Ansnahme und in demselben Um- 
fange im ganzen Staatsgebiete des Ftlrstenthums Serbicu aus- 
geübt werden. 

Als die Gardinalprincipien der staatsbürgerlichen Rechte 
des serbischen Volkes sind die Freiheit und Unverletzlichkeit 
der Person **) und des Eigenthums ') grundgesetzlich anerkannt. 

Damit sieht in Verbinduiij^ die vollkoMnnono Gleichheit aller 
Serben vor dem Gesetze in Bezug auf Rechte und Pflichten und 
der gleiche Schutz ihrer Rechte im Vaierlande wie im Aus- 
lande Dagegen sind aber auch alle Serben zu verfassungs- 



a) Serbisches Civilgesetzbuch 37—44, 

b) üstaw §§ i7, 65, 66 ; CivilgcselzbucL §g 15 und <6. 

c) Ustaw g§ 27, 46, 47, 63, 65 ; CivilgeseUbucb gg 45 und 16. 

d) Ustaw g 97} Civilgeselabuch g Ii; Gesetz vom SS. Jäoaer IS49 
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massigem Geborsani gegen die Staatsgewalt, zur Leistung von 
Militärdiensten und zur VerthcidigunG; des Vaterlandes in Kriegs- 
gefahr, so wie endlich zur Tragung des relativ gleichen Antheils 
der Slaaislasten » der Steuern und Abgaben , gjeicbmilssig vor* 
pflichtet'). 

Erwerl) uoü Verlust des ätaatsbttrgerrechtes. 

Der Genuas und die Ausübung des Staatsbttrgerrecbtes ist 
durch das Landesindigenat bedingt. Jeder im Gebiete des FOi^ 

stenthums Serbien geborne Serbe ist schon (Jurch Geburt des 
serbischen Landesindigenates theilhaliig; dasselbe kann aber 
auch durch Naturalisation erworben werden*). 

Die Naturalisation (prirodschenje) ist an bestimmte gesets- 
liehe Formen gebunden. Der Fremde, welcher durch sieben 
Jahre in Serbien entweder im Staatsdienste gestanden oder mit 
dem Betriebe eines Erwerbszweiges sich aufgebalten und sieb 
gesetzlich und tadellos auigeiilhrt hat , erhtilt dadurch den An- 
spruch auf Naturalisation; bei kürzerem Aufenthalte im Lande 
kann aber die Einbürgerung nur durch eine besondere fiewilii- 
gung des Pürsten mit Zustimmung des Senates erworben wer- 
den'*). Die Naturalisation ist vom Ministerium des Innern ansu- 
suclien, und erfolgt nach erlanglerEntlassung des Gesucbslellers 
aus seinem frühem Staats verbände. Nachdem derselbe den ser- 
bischen Untert?i<insrid geleistet, worin er Treue-<lein Fürsten, 
Gehorsam der Veriassung und den Landesgesetzen , und Erfül- 
lung aller den serbischen Unterthanen obliegenden gesetzlichen 
Pflichten gelobt, und, wenn er nicht schon vorher als Freiäder 

(Sbornik V, S. 6} § 4; Organisation der Slaalskaozelei vom 29. Mai im 
(Sbornik I, S. 29) § U. 

e) üstaw § 60 und am Schlüsse ; Gesetz vom 8. Mörz 4 850 (Sbornik V, 
S. 95 ff.) § Gesetz vom 4 0 Jäntter 4 845 (Sbornik III, S. 4) § 7; Civilge- 
setzbuch^g^ö j PolizeiproceUurgeselz vom 28. Mai 4 853 (Sbornik V, S. 4S7) 

a) Ctvtl^cs(HzbucU ^ U. 

b) Ebendaselbst, und Gesetz vom 2. Mai 4 84 4 (SboroikU, S. 800 ff.) 
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einen Wohnsitz im Lande gehabt hatte, den Krois und die Ge- 
meinde namiiaft gemacht hat, wo er sich ans^ssiL; nmchen will'), 
erhält er vom Ministen um des Innero Ober seine Aufnahme ein 
Decrei, und wird in die Gemeinde- Gonseriptionsliste etngetra* 
gen '^). Es versteht sich von selbst, dass der Naturalisirte ancfa 
fUr seine Gattin und seine minderjährigen Kinder das serbische 
Slaatsbürgerrecht erwirbt. Frauen im Aubiatuie {geboren und an 
einen Serben vereliciicht , erhalten die Näturaiisaiion durch die 
Heiralh selbst^ wenn hierin in dem Staate, dem sie bis zu ihrer 
Verebelichung angehörten, Reciprocitat besteht. Frauen, die aus 
irgend einer Provins des otomanischen Reiches gebttrtig sind, 
gelten auch in Serbien für Eingebome ; eben so verwirkt eine 
Serbin, die sich mit einem Christen nach einer andern türki- 
schen Provinz verchelicht| durch die ileiralh ihr Indigenatsrecht 
in Serbien nicht*). 

Der Verlust des Indigenatsrechtes erfolgt fiir Frauen durch 
Ueirath mit einem Fremden, wenn in dessen Geburtsstaate 
bierin ReciprocitSt beobachtet wird') ; sonst aber bei jedem Ser- 
ben durch den Austritt aus dem sei])is( hen Slaatsvorbande und 
durch Auswanderung^]. Diese ist jedem Serben gestattet, so- 
bald er von einem fremden Staate die Einf)Urgerungszusicherung 
erhalt und nachweist, dass er seine Pflichten gegen den Staat» 
die Gemeinde und seine Familtengenossenscbaft erfüllt hat, wo* 
von sich die Regierung durch die Behörden oder durch ein Edikt 
im Staalsanzeiger Ul)erzeui;en kann. Die Entlassung ist durch 
die Kreisbcbördc vom Ministerium des Innern anzusuchen und 
wird durch eine vom Ministerium des Aeussern bestätigte Ur- 
kunde ertheiit^). 

Durch die Naturalisation erwirbt der Aufgenommene das 
Domicilrecht im ganzen Lande und das Gemeindebttrgerrecht 



c) Gesetz vom 2, Mai <84 4 §§ 3—6. 

d) Ebcndaselbsl |5i{^ 5 und 6. 

e) CivilyeseUbuch U und 48, 
0 Eben dasei bsl 4 8. 

üesclz vom ä. Mai 5^ 7. 

b) Ebendaselbst §^ ä und 9. 
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in derjenigen Gemeinde, in welcher er sieb niederiasscn will, 
endlich das Mechl zur Ausübung aiicr den Eiogebomen gewähr- 
ieisteten StaatsbUiigerrechte , wogegen er auch alle dieseo oblie- 
gende Verpflichtungen, wie den ve^assungsinissigen Gehorsam, 
dieGerichtspfliditigkeit und die Trag^og aller «ffentüchen Lasten 
abemimmt, 

§. 16. 

Von den eiBselneo Groniirecktea de« serlilscbea Volke«. 

A. Die Freiheil der Person. 
Die Verfassungsurkunde bestimmt ausdrücklich, dass jeder 
Serbe in seiner Persönlicbkeil und seiner Ehre geschttUl werde*). 
Jeder Serbe ist als« freie Persönlichkeit anerkannt und jeder Zu- 
stand der Unfreiheitj wie Sklaverei oder Hörigkeit , so wie jede 
Verpflichtung zu Zwangsdiensten für immer aufgehoben . Da- 
durch ist jedem Serben die Frcihoil des Aufenthaltes im jotiem 
belicbigeo Orte des Landes , die freie Wahl des Standes und 
Nahrungszweiges das Eecht Uberall im Lande unbewegliches 
Eigentbum zu erwerben, und darüber frei zu verfügen, das 
Auswanderungsrecht und der Schutz gegen willkührKche Beein- 
trSlchtigung seiner persönlichen Freiheit durch die Staatsgewalt 
i^cu ahrleistet*). Es kann daher kein Serbe seinem gesetzlichen 
Richter entzogen oder vor ein anderes als das zuständige Gericht 
des Kreises, in welchem er seinen Wohnsitz hat, gestellt wer-* 
den^). Niemand kann ohne vorbeigegangenen richterlichen Ur- 
tfaeilsspruch verfolgt, beunruhigt oder gestraft werden , noch zu 
einer andern als der gesetzlich vorgeschriebenen Strafe verur- 
theilt werden'). Kein Serbe kann ix lizeilich verhaftet werden 
ausser auf handhafter That oder w egen notorischer Urheberschaft 
eines Verbrechens; wegen polizeilicher Vergehen aber nur dann, 
wenn er ein ttbelbeläumdeler, mehrmals abgestrafter Mensch 



a) üataw §27. 

h) Civüi^esetzbucli 15 und 4 7, 48; II, Hai g 47. 

c) i slaw ^'tii 27 unU 66 j Civilprocessoiilimog § S. 

(1) L'slaw ^ kS. 

e; Uslaw §g 27, n und 66. 
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ist , oder wenn sejne Eniweicbung su besorgen ist. Wenn aber 
jemand von der Polizei verhaftel wird, so muss sogleich die Un- 
tersuchung vorgenommen und er entweder von der niit Straf* 

competenz für genngere (sogenannte polizeiliche) Vergehungon 
aiisgcsia Helen Polizeihehörde') bestraft, oder, wenn ihm ein 
grösseres, die Strafcoinpelenz der Polizeibehörde übersteigen- 
des Vergehen zur Last gelegt wirdj binnen S4 Stunden dem su- 
standigen Gerichte übergeben werden'). Den Gerichten ist es 
ausdrttclLlich sur Pflicht gemacht, über die Integritttt der rich- 
terlichen Gewalt zu wachen , keine Verletzung derselben durch 
die Polfzeibehöriien zu gestatten und sich von der genauen Ein- 
haltung dieser Vorschriften zu überzeugen^'). Endlich ist wegen 
frühem türkischen Rechtsbrauches angeordnet , dass jedermann 
nur für seine eigenen Vergebungen strafbar sei, und dass die Kin- 
der und Verwandten eines Verbrechers für dessen Vergehungen 
weder haftbar sind noch dafbr bestraft werden können'). 

Mit dem Principe der Freiheit der Person steht die Denk- • 
freiheit, die Lehrfreiheit und die Religionsfreiheit 
in unauflöst>arer Verbindung. Obgleich die serbische Regierung 
die innere Berechtigung dieser Folgerungen jenes Grundsaties 
als solcher jederieit anerkannte, hat sie es in Rücksicht auf die 
jetzige Entwickelungsstufe der Nationalbildung und auf die po- 
litischen Verhältnisse des Landes für nothwendig erachtet, die- 
selben mehrfach gesetzlichen Beschrankungen zu unterwerfen. 
Staatsgrundgesetzlich steht der Pressfreiheit kein recht- 
liches Hinderniss entgegen, da die Präventivcensur erst spHter, 
hauptsSchlicb aus Deferenz gegen die Pforte und aus ftttcksich- 
ten für die Nachbarstaaten , eingeführt ist. Doch wurde gleich 
bei der Organisation der Staatsverwaltuoi^ im Jahre 1839 dem 
Cultusmiuister zur PQicht gemacht, im Einvernehmen mit der 



0 Ein eigenes Strafgeselz über Polizeiübertretongen vom 97. Hai 4 SSO 
(Sbornik V, S. 189^486} und ein Proeedargesets vom S8. Mal IS60 (Sbor- 

nlk V, S. 187- 206) besonders §§ 2 - 4, 7 und 21. 

g) Ustaw % 65 und Polizeiprocedurgesetz 7. 

h) Gesetz vom »6. Jttaner 4840 (Sbornik 1, 5. iSi—iU) g 4i. 

i) U«tawg29. 
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Kirchengewalt ein „der poHUsdien Aufgabe und den Bedürf- 
nissen des Staates*' entsprechendes Gensurgesets zu verfassen, 
welches „das Recht der freien lIHtheilong der Gedanken dureh 

die Presse lum Zwecke der Verbreitung der Kultur nur in so- 
weit beschränken sollte, ais os der Zeitgeist, der Zustand der 
VolksbilduDg und die internationalen Verhältnisse erbeischen^'^). 
In Po]g0 dessen kam im Jahre 4844 ein Censurgesetz zu Stande, 
durch welches für alle in Serbien gedruckten Werke und Zei- 
tungen eine sehr liberale Pr&ventivcensur eingefllhrt wurde, 
welche in Bezuc: auf Schriften geistlichen Inhalts von einem 
durch die Kircheni^ew lii bestellten geistlichen Ccnsor, Uber alle 
übrigen Schriften von cineui durch die Regierung ernannten 
weltlichen Gensor gettbt wird In Bezug auf im Auslande'ge- 
druckte Bttcher und Zeitungen macht die Regierung von ihrem 
Repressivrechte selten einen Gebrauch"). 

Das Recht und zugleich die Pflicht des Staates , fttr die in- 
tellektuelle und sittliche Bildung des Volkes zu sorgen, wird von 
der Regierung anerkannt und durch Errichtung von Schulen ! 
und hohem Lehranstalten bethaiigt"). Die Lehrfreiheit hat , 
eine Schranke nur in dem als Staatsprincip erklttrten Grund* 
satze , dass die sittliche Bildung des Volkes auf die positiven 
G I u n d 1 n gen des Christen thums nach dem Bekenntnisse der mor- | 
genländiscben rechlgUiubigen Kiicho zu basiren und /u \>Üet:v\) 
sei"). Der häusliche Unterricht unterliegt eben so wenig einei 
Beschränkung, als das Recht jedes Serben sich mit jedem be- 



Gesetz über dieOrganisalion der Cenlralregierung vom 29. Mai 4839 j 
(Sbornik 1, S. 38.) HI. Capilel, 2. Abschnill, § 12, und fursUiche Resoiulion 
vom 26. September <848 (Sbornik IV, S. 20i) ^ 89. 

1) Censurgeselz vom 4. Juli 4841 (Sbornik II, S. 47 ff.) §§ I ttod 41. 

m) Nachtrags Verordnungen zum Gensniigeaetze vom 4 4. April 485S, 
und 7. Joli 4858 (Sbornik VI, S. 98 und 4SI.) 

n) 11. Hat g 9 ; UsUwg St; Orgenisehes Geselz ttber die Binriobtang 
der Geotratregierang ▼om SS. Hai 488S (Sbornik I, S. 88.) Iii. Capilel. 8. 
Abschnitt gg 8—40; Organisches Oeselc über dai Uoterrichlswesen von 
S8. September 4844 (Sbornik II, S. 848—844) g 40. 

o) Gesetz vom 89. Mai 1839. III. Capilel, f. Abschnill, g 6, und fürst- 
liche Resolution vom 86. September 4848 (Sbornik IV, S. 498) g 58. 
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liebigen Wissenszweige zu beschäftigen nnd sich für ein belie- 
biges Wissensfach auszubilden wie und wo es ihm beliebt. 

Die dem serbischen Volke durch die Staalsvertrüge mit der 
Pforte zugestandene volle R eligi onsf roi hei l ist eine der 
allerwich ligsten Concossionen des musulaianischen Heligions- 
und Stoatsprincipes''). Obwohl sich dieselbe bloss auf die mor- 
genittndiach'- orthodoxe Kirche bezieht, zu welcher sich das ge- 
sammle serbische Volk bekennt und welche daher als National*- 
und Staatskirebe anzusehen ist ; so hat die serbische Regierung 
doch fins Princip der Religionsfreiheil uif alle anerkannten 
christlichen Giaubensbekennlnisse ausgedehnt und sowohl der 
rümisch-katholischen als der evangelisch-protestantischen Kirche 
die freie Ausübung des Gottesdienstes nach deren Ritus und die 
Bildung von Gultusgemeinden unter gewissen Bedingungen ge- 
stattet. Uro jedoch einer politisch bedenklichen Proselyten- 
macherei iu vorhinein eine Schranke zu setzen , ist der Ueber- 
iritt von der Natiooalkircbe zu einem andern lieligionsbekennt- 
nisse untersagt 

Ueber das Associations-, Beschwerde- und Pe- 
tiiionsrecbt fehlen bisher gesetzliche Bestimmangen, doch ist 
die Abhaltung von Versammlungen and die Bildung von Verei- 
nen zu gesetzlich nicht verbotenen Zwecken nieninls bejinstiln- 
det worden. Das Pctitionsrecht aber haben sicti die Serben 
schon während ihrer Unterhandlungen mit der Pforte ausdrück- 
lich vorbehalten , ohne dass diese dagegen Einsprache erhoben 
hatte, und spüter wurde dieses Recht durch die SUatsvertrifge 
förmlich von der Pforte anerkannt'). 



p) n. Hatgl; üstaw§ 57. 

q] Hierüber zw«i Gesetze vom 9. September <853 (Sboraik Vit, S. 7ü 
und 80.) 

r) Vergleiche hierüber die Einleitung (§ i, 11) zu diesem Werke, dann 
1. Hat und II. Hat im Eingänge. 
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§• <7. 
ForUeUoog. 

B. Freiheit des Eigen th ums. 
Das Staalsgruüdgesetz spricht den Grundsatz aus. dass der 
Lehensverband für ewige Zeiieo aufgehoben ist'), und dass Itei- 
nem Serben jemals Frohodienste (Kuluk) au^elragen werden 
können*'). Jeder Serbe bat das unbescbränkta Recbt Überall 
im Lande, auch in mehren Gemeinden, Liegenschaften »u 
erwerben'); das Eigenthum ist frei und unverletzlich'^); jeder 
Serbe ist in seinem Eigenthunisrechte geschützt und kann nur 
durch ordentlichen Rechtsspruch des freien Disposüionsrechles 
darüber verluslig werden*). Die Strafe der VermOgensconfisca- 
lion darf niemals verhangt werden 1. Eine Expropriation durch 
die Staatsgewalt kann nur im Falle der Noth oder eines beson- 
deren öfU ntlichen Bedürfnisses oder Vorlheils, dessen Vorhan- 
densein durch ein Gesetz entschieden werden nuiss«), gegen die 
volle, durch Sachverständige zu ermittelnde Entschädigung 
stattfinden, wobei dem nicht sufriedengesteliten CigeuthUmer 
der Rechtsweg offen gehalten wird^}. Rei Strassenbaiiten haben 
die Gemeinden den enteigneten Grund vom Gemeindegrunde xu 
ersetzen und beschadigle Gebäude durch Gemeindemittel wie- 
derherzustellen'). 

Behufs der Regelung der Grundl)esitzverhällnisse ist die 
Einftihrung des Katasters'') grundgesetzlich angeordnet und die 



a) Ustaw § 59; Civilgesetzbuch g 14 S. 

b) Ustaw % 49. 

c) Geteix vom 7. Kebraar 4844 (Sbornik II, S. 988). 

d) Civiigesetcbueh 45, tli, SfS, 9f I. 

e) I)«taw g§ i*7, SS, 48, 47 ; CivilproceMordaung § 8, 

f) Uslaw g 28 

g) CivHgeselzbuch §§20und2<7. 

h) Verordnung vom 15. September 1855 (Sbornik VIII, S, 80), 

i) Verordnung vom 7. Juni 1852 (Sbornik VI, S. 413). 

k) Ustaw g 20. Ein KatastergesetzeDlwurf wurde vom Finanzministe- 
rium schon am 5. März 1842 dem Senate vorgelegt und von demselben 
beinahe alljährlich in Ennneruug gebracht; das bauptsücblichsle Bedenken 
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Anlage von Grandbüchern ^) bei den Kreisgerichten vorgeschrie- 
b«ii, auf deren Grandlage jeder Serbe tvaa Brvveise seines £1* 
gentfaumsredites vom Staate Gnmdbriefe (Tapijc) erhallen soll"). 

Der polizeiliche Schutz des Eigenthums ist der untersteu Poll- 
teibehörde des Staates zur Amtspflicht gemacht"]. 

♦ 

C. Siehe rslel In ng der Staatsl)ürge rrechte durch 
die verfassungsmässige Unabhängigkeit der 

Rechtspflege. 

Jeder Serbe bat das Recht , alle zweckdienlichen gesetzli- 
chen Mittel gegen Verletzungen seiner Rechte anzuwenden und 
bei geschehener Rechtsverletzung vom Staate zu fordern , dass , 
ihm auf gesetzlichem Wege sein gutes Recht werde''). 

Die Rechtspflege wird in Serbien von Gerichten verwaltet, 
welche In Ihrem Wirkungskreise bloss auf die Verfassung, das 
gesetzliche und Gewohnheits-Recht und auf die Stimme des Ge- 
wissens ani^ewiesen und diirin von jeder Emtlussiiahiiie der Re- 
gierungsgewalt unabhängig sind''). Diese Gerichte sind für alle 
Serben dieselben ; einen privilegirten Gerichtsstand gibt es im 
Lande nicht : bloss das siehende Heer als solches ist in Discipli- 
Dar- und MilitttrstrallBacben unter militürische Gerichtsbarkeit 
gestellt'»). 

Es liegt im Begriffe des dem Fürsten zukoiimienden Jusliz- 
hoheitsrechtes den gemeinen Rechtszustand im Lande zu be- 
gründen und zu erhalten. Es wird daher im Namen des Fürsten 
Recht gesprochen ; er ernennt die Richter, schreibt den Gerich- 



des Senates dagegen war der KosiLupunkl , wesshalb noch heute das Ka- 
taster ein frommer Wunsch der Hegierung gebheben ist. 

1} Civilgesetzbucti 292 und 803, uod Verordnung vom 16. April 485S 
(Sboroik V, S. m.) 

m) OslawgSS. 

o) Ostaw § es. 

o) Uslaw § 4S ; Civilg^aelibach | IS. 

p) Civllprooestordnung $ 7 and Oesets vom M. Fobrasr 1844 (Sboroik 

II, 8. 197) 88 t, S and 6. 

q) Civilproceftordaug 8 17 und Gosetx vom 9. Jinner 1S4S (Sbomlk 

III, S. I— «4} 88M— 

V. Tkalae, Seili. Slaatmchl. 4 
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Ion die foruicUe Geschäftsordnung vor und beaufsichiii^l die 
Beobtspflege. Aber weder der Fürsl nodi irgend eio StaaUbe- 
amter darf sich in die exckisive Befagnias des Richters, Becbi tu 
sprechen, einen Eingriff erlauben') und deo Gerichten selbst ist 

gesetzliili aufgiMi'.igen für die Unverlelzlichkeit der richterlichen 
Gewalt zu wnchen*). Tin den liichtor gegen jede W iilkülir der 
Regierung sicher zu stellen, verordnet das Staatsgrundgesetz, 
dass er nur nach gerichiiicbem Erweise eines Verbreebens oder 
Vergehens und nach ordentlichem Rechtsspruche seines Amtes 
entsetst oder entlassen werden kann*} ; die Bewilligung oder den 
Auftrag zur Einleitung einer gerichllicben Untersuchung gegen 
einen Richter ertheiii ul)er Klage einer Behörde oder eines Vri- 
vaten das Justizministerium"). 

Die Rechtspflege wird durch BichtercoUegien von min- 
destens drei Rtcfatem in gesetxlicfa vorgeschriebener Gompetens 
und instantenfolge verwaltet''). In Bezug auf die Persönlichkeit 
der Hichtei- heslimmt die Verfassungsurkunde, d.iss <ille Richter 
eingeborne oder nnturHiisnle Serben'*), nnd duss die Erstin- 
stanzrichter mindestens 3C), die Richter an höhern Gerichts- 
hMen aber 35 Jahre') alt und rechtskundige im Justizdienste 
erprobte Httnner sein mflssen*). Kein Richter darf gleichzeitig 
bei mehren Instanzen fungiren") und kein Amt ausser dem 
Richteramte bekleiden'*'') : er ist aus^chliessHch nur zn richter- 
lichen t'univtioncn verjillii biet" ), und k( in anderer Civil- oder 
Miiitärbeamte kann, auch nicht einmal zeitweilig, das Richter- 

8) ürgaiuschcä Gesetz vom 26. Jiinner <840 (Sbornik 1, S. iSi) ^ ii. 

1} Ustaw § 42 ; Orgauitcbes Gesetz $ 7. 

u) Orgaoificbes GeMls g 7. ) . 

v) Uatawggao undSI. 

w) Ufitaw § BS, and Organisches Gesetz g S. * 
x) IIsUw g S( ; Organisches Gesets g S. 

y) Ustaw g 87 ; Orgaaiscbes Gesetz ▼om S6. Jinoer 1840 (Sbornik I, 

S. 496) g r 

z) Ustaw § 41; Organisches Gesets g 4. ■ 
aa) Uslaw 40, und Verordnaog vom 17. Juni 4SSi (Sboroilc VI, 480.) 

bb] Ustaw g 55. 
ccj Uslaw g &5. 
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amt verwalten'''^}. Ehen so uDabbSngig als der Richter moerb^ib 
der Grensen seines Berufes gegenüber der Regierungsgewalt ge<- 
stellt ist, muss er aucb den Parteien gegenüber sein» daher 
jede mttndh'che oder scbrtfllliebe Beleidigung des Gerichtes oder 
eines Richters bei der Ausübung seines Amtes verboten und be- 
straft wir'd''*). 

Die Aussprüche der Gerichte sowohl in Civil- als in Straf- 
sachen sind, sobald sie nach deiQ Gesetze gefüllt wurden , durch 
sich selbst gültig, bedürfen daher keiner wie Immer geartetefi 
Bestätigung oder BekrSfiiiziing und werden, wenn nicht binnen 

der gesetzlich l)estirrHnten Frist dagegen Appellation eingelegt 
wird, nach dem Ablaufe dieser Frist rechtskrJiftig und vollzieh- 
bar *^). Nur Todesurtheiie und Rechtssprüche auf mehr aJs s.ecbs- 
jabrige Freiheitsstrafen und auf Amisentsetzung müssen vom ' 
obersten Gerichtshofe des Landes dem Fürsten vorgelegt wer- 
den , welcher, wenn rttcksichtswürdige mildernde UmstSnde 
vorhanden sind , von seiner Prärogative der Strafverroinderung 
oder Begnadigung Gebrauch machen kann^), * 

Fliaites Capitel. 
Becktsverhältnisse nicht-serbischer üntertiianen. 

I. 

RechteverhBltnisse der Türken. 

§• 18- 

GeschlchtHehe IJegrüüdUBg derselben. 
Schon wahrend der Kevolulion erschien den Serben als 
eine der hauptsächlichsten Btti^cbaften für die unbehinderte 
Entwickelung und Befestig|ung des erkümpflen Rechtszustandes 

dd) Ustaw g 56; Organisches Gesetz § 5. 

ee) Verordnung vom f8. Juni 1852 (Sbornik VI, S. IIS.) 
ff) üstaw § 36 ; Ori^anisches Gesetz §§ 54 und 55. 
gg) Ori::nniscbes Gesetz ▼om SS. Dezember 4855 (Sbornik Mil, ff. 
Ii Hi üstaw § 3, m. Q. 

4* 
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die BesliminuDg, dass den wührend des Krieges vertriebenen 
oder ausgewandenen ittrkischen Grondbeaitiem (Spahije) die 
Rückkehr nach Serbien verlmten, und daas kOnflig keinem Tttr- 

ken die Ansiedlung in Serbien geslallet werde. Da diese I orde- 
rung des serbischen Volkes durch den bukurescbter Friedens- 
vertrag nicht erfüllt wurde, kehrten während der Reactions« 
epoobe von 4813 bis 4815 viele dieser Türken nach Serbien 
zurttck und ihr Gebahren rechtfertigte die Besorgnisse der Ser- 
ben , welche endlich dureh die Äkjermaner Convention wenig- 
stens in so fern bescUwielili^L wurden, dass den lUrken verbo- 
ten wurde, sich künftighin in Serbien anzusiedeln. Auf Grund- 
lage dieser Concession zu weitern Zugesiündnissen gedrdngtp 
verordnete die Pforte im Jahre 4830^ dass jedem Türken » mit 
Ausnahme der Feslungsgamison , der Wohnsits in Serbien 
strenge untersagt sei, und liestimmte den in Serbien schon sess- 
haften Türken die Frist Kines Jahres zum Auszüge aus dem 
Lande'). Da aber diese kurze Frist auf alle Fälle unzureichend 
war, so wurde sie im Jahre 4833 auf fUnf weitere Jahre ver- 
ltfngert^)y sugleich aber wurde die erwtfhnte klare Bestimmung 
des Hatischerifs vom Jahre 4830 dahin gedeutet , dass die in 
Serbien bereits ansässigen Türken sich auch in das Innere der 
Festungen ziehen, also doch in Serbien bhibcn köimeii j; das 
Verbot fernerer Niederlassung in Serbien wurde indessen aus- 
drücklich erneuert^). 

Im Sinne dieser Bestimmung hätten alle Titrken bis 4 . Fe- 
bruar 4838 Serbien (mit Ausnahme Belgrads, wo sie nach 
schiedsrichterlichem Urtheilsspruche des Kaisers Nikolnj Pawlo- 
witsch fUr inin ri wohnen dürfen) räumen müssen; allein theiis 
durch Unlust der Piorle, iheils durch grosse Gonnivenz der ser- 
bischen Regierung ist diese Bestimmung noch immer nicht er- 
Allit. Es leben daher noch jetzt etwa 46,000 Türken in Serbien 
in sechssehn verschiedenen Ortschaften. Da indessen das Recht 



a) II. Hatju. 

b) III. Hat 8«. 

c) III. Hat S 6. 

d) III. Hat t S. 
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Serbiens auf die Enlfernung der Türken zu dringen, auf die 
zwischen der Pforte und Serbien bestehenden Verträge begrün- 
det, daher zweifellos , und die Ausführung dieser Bestimmung 
ein aligemeiner NatioDalwunsch ist, so kann dieselbe bei festem 
Willen der serbischen Regierung nur mehr eine Frage der Zeit 
sein*}. 

Rechtliche Bestimmungen. 

Die gesettlichen Bestimmungen aber die Rechtsverhältnisse 
der Tarken in Serbien sind dureh die Hatischerife vom Jahre 
4Si6 (1830) und vom Jahre 4249 (4833) getroffen*). Dieselben 

sind eLüii sowohl für jene Türken , welche in Serbien beständig 
verbleiben dürfen , als auch für diejenigen gUllig, welche im 
Sinne der Staats vertrage nach der ihnen gewahrten fOnQahrigen 
Frist auswandern sollten. 

Obwohl in letzterer Beziehung die Natur eines Rechtspro- 
visoriums mit präklusiver Dauer an sich tragend, sind sie durch 
die stillschweigende Concession der serbischen Regierung noch 
jetzt in Kraft. 

§. 20. 

A. Allgemeine BesUmmungea. 

Die in Serbien wohnenden Türken sind unmittelbare Un- 
terlhanen der Pforte und mit den Serben gleichberechtigt"). Da 
die Rechlslehre des Koran eine Unterordnung der Musulmanen 
unter Ungläubige (Dschaur) nicht gestattet; so stehen diese Tür- 
ken unter unmittelbarer Regierungsgewalt der Pforte» welche 
diese durch den Festungs^-Gouvemeur (Huhafis) von Belgrad als 
kaiserlichen Statthalter ausübt **). Dem Muhafis steht ein von den 
Türken aus ihrer Mille gewahlLer Verwaltungsralh (Medschiliss) 
zur Seite, der in der Festung Belgrad seinen Sitz bat'). 

e) Vergl. die fürsUiche Resolution vom 36. September 4848 (Sbornik. 

IV, S. 184) § 26. 

a) Unter den Beilagen dieses Werkes Nr. II. und III. 

a) III. Hat ^ 8. 

h] m Hai i uaü 8. 

G) III. Hat i 2. 
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Die Türken werden in ihren Wohnorlen von selbstiiewähl- 
ten iVIunicipalbeliorden regiert**); ihre Richter fKadi inid na- 
meoUicb ihre Gericbtsvoliziehcr (Musselin)) duKeo nur in den 
Festungen wohnen doch erstreckt sich ihre Gerichtsbarkeil 
auch auf die in den Übrigen neiin offenen Ortschaften Serbiens 
wohnenden Tttrken. Es versteht sich von selbst, dass der Serbe 
den Turiveu, mil dem ei tiiiin Hechtsslrcit hat, beim Kadi, der 
Türke 4en Serben aber beim serbischen Gerichte zu belangen 
hat. 

0en türkischen Belidrden- in Serbien ist ausdrücklich tur 
Pflicht gemacht, sich unter keinem Verwände in die serbischen 
Angelegenheiten einzumischen und mit den Serben das beste 

Einvernehmen zu pflegen '^j. Ohne eine positive Anordnung die- 
ser Art wird von Seite der serbischen Regierung hierin die voll- 
ständigste Wecbsei&eitigkeit beobachtet. 

. §. «<• 

B« Ffir die TOrkeii in Belgrad. 

In Belgrad, als der Hauplstadtt und liauptfestung Serbiens, 
ist den Türken fUr ewige Zeiten der freie Wohnsitz gestattet'), 
und zwar, da die Stadt aus der Festung und deren Vorstädten 
besteht , sowohl In der Festung als in den Vorstudien , weiche 
zur 2eii des Abschlusses der Verträge innerhalb der. Stadt- 
mauern und -Thore bestanden. Aber nur die Festung selbst ist 
unmittelbares Territorium der Pforte; die genannten Vorstädte 
sind serbischer Landesboden, und nur ihre türkischen Einwoh-* 
ner sind unmittelbare Unterthanen der Pforte und stehen unter 
deren Gerichtsbarkeit* In den ausserhalb der Stadtmauern und 
-Thore neu entstandenen Stadttbeiien Belgrads dUrfen keine 
Türken wohnen. 

Die Türken in der Festung und den Vorstädten Belgrads 



d) III. I]at % 2. 
6} II. Hat § 10. 
f) III. Hat§ 4. 
a) lU. Hat g S. 
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haben das Recht Wohpbfiuser uDd andere Gebllude bq errich- 
ten immobiles Eigenthum zu erwerben und frei darüber zu 
disponiren , und es sowohl an ni lere Türken als iin Serben zu 
verüussei n . Sie geuiessea f^mot* in Belgrad voUkomaieoe Hao- 
delsfreiheit*^). 

Dieselben Rechte , welche den Türken in der Festung und 
den Vorslfidten von Belgrad zukommen , sind auch den daselbst 

wohnenden Serben zuerkannt*). Der Filrsl und die serbisclien 
Regierungsorga nc habea daselbst jederzeit den unbehiaderleQ 
Ein - und Ausgang '^j. 

Die Sicherheiis- und Reinlichkeils-Polizei in den Vorstädten 
von Belgrad ist tlbereinkttmmlich der serbischen Regierung tiber- 
tragen ^j, und dabei befohlen, dass sich die Ttlrken den polizei- 
lichen AnordnuPLion, welclie die serbische Hej^ierunj^ iiu Einver- 
nehmen mit dem türkischen Gouvei'neur zu treffen nötliis findet, 
nicht widersetzen dürfen'). Das Recht Wallen zu trafen ist in 
der Festung und den Vorstädten nur dem türkischen und serbi- 
schen Militär, deh Beamten und den Poliseidienem gestaUet*). 

C. In Hliislclil auf die aaswaaderodeo TOrken« 

Alle Türken , ausser denen in der Festung, und den Vor- 
städten von Belgrad (vgl. §.81) und der Garnison der serbi- 
schen Feslungen (vgl. §.8), sind verpflichtet gewesen, bis I . Fe- 
bruar I83H aus Serijien in andere Provinzen des olotnanischen 
Reiches auszuwandern oder in das Innere der F(3ötuniien Ser- 
biens zu ziehen"). In beiden Fällen waren sie verhallen bis zu 
dieser Präklusivfrist ihre Liegenschaften , nach Erweis ihres Ei- 
fa) III. Hatg \ \. 

c) EbendQselhsl § 4 6 und <8. 

d) Ebendaselbst g 9. " 

e) Ebendaselbst §§ 8, 9, H, 16, 18. 

f) Ebendaselbst § 8. * 

g) BbeDdatelbstg 44. 
b) Bbeodaselbst % Ii. 
i) Bbeodaselbst g 10. 
a) III. Batggt nodS. 
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geDthomsrediteA , an Seiiien zu UbereinktfmmlicbeD durch eine 
ad hoc bestellle Gommissioii crmiUelieD Preisen gegen haaren 
Erlag des Eaufsdiillings seitens derKünfSer zn verkaufen Un- 
bewegliches Eigenlhum zu erwerben oderWohnhJluser zu bauen 
war iiioen ausserhalb Belgrads überall untersagt'}. Die lUrki- 
scheo Liegenschaften , welche bis zum Ablauf jener Präklusiv- 
frist nicht verkauft würden ^ sollten der serbischen Regierung 
Übergeben werden, welche sie wie Staatsgut xu verwalten, and 
ihr bei derUefoemahme commissionell ermitteltes Beinertri^niss 
an die türkische Siaatscasse in Belgrad zui Auszahlung au die 
Eigenthümer abzuliefern hätte 

Den Türken, welche ihre Besitzungen vor dem Ablaufe der 
f UnQabrigen Frist veräussem und auswandern wolltea , wurde 
jede Hilfsleistung beim Verkaufe und bei der Uebersiedlung zu- 
gesagt'). 

Um die zur Äusu antlei uDg i^enuthiglen Türken vor Mangel 
zu sichern, wurden die Serben verpflichtet, ihnen (so wie der 
Festungsgarnison) bei eiDtretendem Bedürfnisse Getreide und 
Lebensmittel g^en baare Bezahlung abzulassen'); übrigens 
wurde aber auch festgesetzt , dass kein Serbe, wider seinen 
Willen und zwangsweise, verhalten werden dürfe, einem Tür- 
ken zu dienen . 

II. 

RechtsverbällDisse der Fremden. 

Die RechtsvcrhalLniöse der Fremden in Serbien beruhen auf 
den Grundsätzen des internationalen Privatreciiles, welclie iheils 
durch die völkerrechtlichen Vertrage der otomanischen Pforte 



b) II.Hat§44;IIl. HatS7. 

c) HI. Hat8 41. 

d) U. Hat 1 41. 

e) III. Hai g K. 
I) lU. Hat S <. 
g) IL Hat 8 17. 
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und ausvNärligen Staaten"), ÜiciLs durch die LaudesgeseUgebunjj 
des FQrstentliuiiis Serbien festiieslellt sind. 

Auf den Staatsverlrügen der Pforte mil auswärtigen ÄJäch- 
ten sind manche für Serbien sehr unbequeme und lastige Ein- 
richtungen basirty welche bei den politischen und rechtlichen 
Zuständen des otomanischefi Reiches zum Schutze der Fremden 
gegenüber der türkischen Regierungsgewalt allerdings nolh\N en- 
dig waren und noch jetzt sind ; deren Grund aber in Serbien 
durch das zur Geltung gebrachte chrisliiche Staatsprincip und 
durch den geordneten Rechtszustand des Landes voUsUlndig 
entfallen ist. Als solche Einrichtungen sind namentlich die 
übermässige Ausdehnur^i: der Oonsulargcrichtsbarkeit auf alte 
bürgerlichen, pülizeilichen und criminellen Rechlsaniielegonhei- 
ten der Nationalen, und das den Consulalen zustehende Schulz- 
recht zu bezeichnen, welches oft in einer solchen extremen 
Weise gettbt wird, dass es sich mit den Grundsätzen eines ge- 
regelten Staatswesens -schlechterdings nicht vertragen kann. 
Da sich aber solche Anomalien aus dem Völkerverkehr sehr 
schwer eiilieinen lassen, so ist eine Beseiliuuim derselben erst 
von einer küiiliigen neueu Entuickelungs-Feriode des Völker- 
rechtes zu gewärtigen. 

Die serbische Landesgesetzgebung gestattet jedem t rentdeni 
welcher von Seiten seiner Regierung mit einem ordentlichen 
Passe versehen und befähigt ist, seinen Lebensunterhalt im 
Lande zu verdienen, den Aufenthalt in Serbien, unter der Ver- 
pflichtung zum Gehorsam geilen die Polizei- und Strafgeselze 
des Landes''), und gewährt dem Fremden denselben Ilechls- 
sdiutz wie den Eingebomen, wenn in dem Staate, dem der 
Fremde angehört, hierin Reciprocität besteht, welche im Zweifel 
der Fremde zu beweisen hat""). Die Freiheit der Person und des 
Eigenlhums des Fremden mit allen damit verbundenen Rech- 
ten — wofern nicht zum Genüsse derselben durch die Staats- 

a} iii. Uat§ <5. 

b) Gesetz über puhzciiicbeä SUafverfabreii vom äö. Mui 1850 (öboraik 
Y, S. 187 er.) § M. 

c) Clvilgeialzbuch § 47. 
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vcrlriiiic und durch die Landesvoi t";issiinL; die soi bische Stji.Us- 
bUrj^erscIicift crforderl Nvird**j — ibt uuler den SchuU der Lan- 
desgeselze gcstelil- ). Die Fremden dürfen in Sci bien ilandel und 
Gewerbe betreiben^), jedoch Jieine Liegenschaften erwerben <). 
Die Uebertretung dieses Verbotes durch Känfe auf fremden Na- 
men, wird an dem Serben; der seinen Namen dazu hergegeben, 
mit dreijähriger Freiheityslrafe geahndet ; der Eigenthllmer bat 
aber seine widergesetzlich erworbenen Liegenschallen binnen 
drei Monaten zu verkaufen : thut er dies nicht, so werden sie 
auf Veranlassung des Ministeriums der auswärtigen Angelegen- 
heiten von Staatswegen licitando veräusserl und der ErlOs dem 
Gonsulate des Staates Uberantwortet , welchem der Fremde an- 
gehört*'). 

Fremde erhalten in ihren in Serbien geschlossenen Civil- 
recbtsgeschäften (zwischen Fremden' unter sich oder zwisehen 
Fremden und Serben) Recht nach den Bestimmungen des ser- 
bischen Givilrechtes , ausser wenn jene im erstem Falle aus- 
drücklich an fremde Gesetze gebunden wurden oder wenn die 
damit vciknUpften Rechlsfolii'on im Auslnude zu gewnrtiiK^n 
sind*). Das Stadtgericht in Belgrad ist hierin die conipetente 
erste Instanz^); aber die Bewilligung und Vornahme der Exe- 
kution auf das Vermtsgen eines Fremden ist stets von dem Gon- 
sulate desjenigen Staates zu verlangen , dessen Unterthan ofler 
Schulzgenosse der Fremde ist. 

. CivilklaiicMi liOüon Fi'cinde tnüsücn stets entweder direct 
oder im Wege des belgrader Sladtgenchtes bei dessen nationa- 
lem Gonsulate eingebracht werden , welchem die Civilgerichts- 
barkeit-in Rechtsangelegenheiten der Nationalen unter sich oder 
mit andern Fremden zusteht. 

d) Civilgeselzbuch §45. 

e) Ebendaselbst gg 15 uod 46. 

f} Organisches Gesetc vom 14. August 1847 (Sboroik IV, S. 41 — 96) 
Sg,124-138. 

g) III. Hat g 17. 

h) Verordnung vom 3. August -1852 (Sboriiik VI, S. 139J. 

i) CivilL'eselzbuch § 6 ; CivilproGossorduuog 6. 
k) CiviipiocessordDUDg § 36, lit. b). 
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In Polizei- und Präventiv- Justizsachen werden die Frem- 
den nicht von den Landespolizeihchördon vorgeladen, noch ver- 
hört, sondern die Unlersuchung des ibnen zur Last gelegten 
Vergehens ■ wird ohne- sie vorgenommen und die Akten dem 
'Ministerium des Innern vorgelegt , welches sie mit dem gesetz- 
lichen SlrafHntrasie dem betreffenden Coiii>ul<ile zur FüllunL; und 
Vollslreclvung des Lrtheiles Ubergibt'). In Criminalsaciien der 
Fremden haben die serbischen Gerichte den Thatbesland zu er- 
heben und die ünlersuchuiig zu führen , nach deren Abschluss 
aber den Inquisiten mit den Untersucbungsakt^n an das Justiz- 
ministerium zu schicken , welches ihn mit den Akten und dem 
Slrafanlrage dem betreffenden Consulüle zur Urtheiisschöpfung 
und tlxekution übergibt'"/. 

Durch einen siebenjährigen tadellosen Aufenthalt in Serbien 
erlangt der Fremde den Anspruch auf Naturalisation"), wovon 
schon oben (vgl. 4 5) die Rede war. 

■ 

Sechstes Capiteh 

BechtsverhAltiiiBse besonderer Oeaellschaftakreifle 

im Staate. 

^. ii. 
Allgemeiae Grundsätze. 

Von gesellsclial'tliehen Lelx nskreisen, welche sich inner- 
halb des Staates, aber unabhani^ig von demselben, beim serbi- 
schen Volke auf der Grundlage der natürlichen Genossenschafls- 
interessen bildeten und hidtorisch entwickelten , sind die Maus- 
gemeinheit (Sadruga), die Gemeinde (Obschtina) und dje Kirche 
(Zrkwa) für das serbische Staatsrecht die wichtigsten und er- 
heischen eine besondere Darstellung ihrer cigenlijüuilicheu 
Recblsverhällaissü. 



I) HolizeisUafproccdur ^» < 

m* Verordnung vom <ö. Mai 4 640 (öbüruik Iii, S. öö). 
0) Civilgesetzbucb § 44. 
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Es kann keinem Zweifel untorliegcn, dass clor Staat, so wie 
er die RecbUverbäUnisse seiner Unterihaaeo als Individuea uod 
als Gesammlbeit sum Staate zu ordDen vemimftnothwendig be- 
rufen Ist, ebenso als Einbeit aller gesellscbafilicben Lebenskreise 
veniiuge seines Begriffes die Berechtigung in sich bat, das recht- 
liche VerhaUniss dieser durch die nationale Sitte gescliatlenen 
lud aufrecht erhaltenen socialen Lebenskreise unter sich und 
zum Staate durch die Gesetzgebung festzustellen , und dieses 
Becht bat die aerbtsohe Staatsgewalt sowohl in Bezug auf die 
Hausgemeinbeit und die Gemeinde, als auf die Kirche thatslldi- 
lich ausgetlbt. 

Erster Abschnitt. 
Die iiausgeuieioheit (Sadriiga)« 

Geschichtliche BegrOadaaf. 

Die serbische Familien Verfassung *J äussert sich in zwei 
verschiedenen Arten ; entweder besteht die Familie bloss aus 
ihren natttriichen BGtgliedem (Vater, Mutter und Kindern) unter 
der patriarchalischen Gewalt des Vaters — oder sie besteht aus 

einer Anzahl von l'ersoDCD, welLhe zwar blutsverwandt sein 
können^ es aber nicht sein müssen , und welche allein oder mit 
ihren Nachkommen zum gemeinsamen Erwerbe und Genüsse 
des Lebens vereinigt unter einem freigewablten Oberhaupte in 
Einem Hause und in vollkommener Gütergemeinschaft zusam«- 
men leben. 

Das erstere VeiliälLniss (Inokossnost) hat auch in Serbien 
keine in slaalsrechllicher Beziehung besonders hervorzuhebende 
EigenthUmlichkeit an sich ; desto interessanter ist aber das 
zweiterwähnte (Sadruga], welches in Ermanglung eines passen- 
den Wortes Hausgemeinbeit genannt werden mag. Eine 



a) VergleK:h(j über die politische Bedeutung dieses Gegenstandes die 
Schrift „das serbische Volk in semer Bedeutung für die orientalische Frage 
und die europäische Givilisalioii.'* Leipzig 48S3. S. 42 u, ff. 
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uralte slawische SiUe hat sie sich bei Bussen^ Bulgaren , Serben 
und Kroaten noch heute erhalten ; am vollständigsten in Russ- 
land, wo sie der gans analogen Gemeindeverfassung zur ßcisis 
und zum Vorbilde dient und sich im Zusamroenhnnse mit dieser 
weiter entwickelt hat. Minder vollkommen bei den Bulgaren, 
den Kroaten und Serben in Serbien , Bosnien , der Herxegowina 
und der Zmagora , weil hier das analoge Princlp in der Ge- 
meindeverfassung durch feudalistische und sonstige fremdrecht- 
liche Insliluüonen beschränkt und endlich zerstört \vorden ist. 

Die Hausgemoinheit in Serbien wurde Ins zur Promulgation 
des Civilgesetzbuches im Jahre 1844 niemals durch eine positiv 
gesetzliche Anordnung berührt; sie beruhte und entwickelte 
sich auf der nationalen Sitte. Unter der türkischen Herrschaft 
war sie ein Lebensbedttrfniss für das Volk geworden , welches . 
in der Rinigung einer grössern Anzahl von Menschen zu gemein- 
samer Hülfe und Thaiigkeit die ihr auferlegten Lasten Ii i( liter 
tragen, den Einzelnen gegen brutale Gewalt leichter schützen 
und endlich seine Nationaliiat leichter erhalten und bewahren 
konnte, als in der Zersplitterung in getheilte kleine Familien. 
Die Zeit seit der Revolution konnte an einer mit dem Volksleben 
so innig ver\\ ichsenen Sitte nichts ändern, und auch das Gesetz 
brachte keine Störung in das Verhältniss, da es sich begnügte, 
das durch die Sitte Gebotene als gesetzliches Recht aufzustellen. 

Reebtinreriilitoisse der Baaiieawinkeit«). 

Unter Hausgemeinheit (Sadruga) versieht das Gesetz eine 
Anzahl von volljährigen dispositionsföhigen Personen, welche, 
durch das Yerwandtschafisband oder durch ausdrückliche Auf- 
nahme allein oder mit ihrer Nachkommenschaft dem Hause ver- 
bunden , in Gütergemeinschaft unter einem Dache zusammen- 
leben**). Die Hausgeuicinheit , auch ,,Haus'* (kutscha) jta» 

a) Die gesetzlichen Besliinmungen darüber eolhttU das Civilgeselibncli 
l Tiieil §g 36, 49, 57 und 58. und lI.Tbeitp 4. AblheUung, Capilel XV, 

507-58«. 

b) Civii^tselifbacb §§ 57 und 507. 
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ox^^ geDannt y ist eine .juristische Person*'), welche hinsicht- 
lich Ihrer Sussem Verhältnisse die Rechte einer natflriichen Per- 
son goniesst und unter besonderem Staalsschutze steht'). 

Den Miliiliedern des llausrs koinnien in ihrer Ge.snminlheii 
alle lU'chio zu , welrhe ciii/.cin dastehende Individuen «ze- 
niesseu*); aiie sind, ob verwandt oder aufgeoommen , unter 
sich g»nz gleich berechtigt^) und zurHiikJfsleistungen gegen dqs 
Haus nach Massgabe ihrer Kräfte gleich verpflichtet*}. 

Das Associationsprincip, auf welchem das Haus beruht, be- 
gründet den Rechtsprundsalz des unt^olbcillen FaniilienhcsiUcs 
mit stelig wechselnder Theilung der Nulzniessung desselben 
durch die Hausgenossen. Das gesammte Eigenthum des Hauses 
ist gemeinschaftliches Gut aller Genossen; aller Erwerb jedes 
Einzelnen gehört der Gesammtheit ;* es sei denn , dass ein Ge- 
nosse ausser dem Hause durch Arbeit , (illh k oder Zuf.jll etwas 
erwirbt und dns Krsvorhene ce£»en Ver/ichlleisluniJ! auf seinen 
Anlheil am Haiisgule für sich zu l)ehallen erklärt; aller Gewinn 
and aller -Schaden des Hauses betrifit auch jeden einzelnen Ge- 
nossen^). Theilhaber des Hausgutes sind aber nur die männli- 
chen Hausgenossen; die Frauen und die männlichen Kinder 
unter fünfzehn Jahren haben bloss den ^utz^enuss am Verniö- 
geosantheile des Gallen und Vaters*); weibliche Kinder werden 
Yom Hause als Gesammtheit erhalten und haben vermäge natio- 
naler Sitte bei ihrer Verheiratbung bloss den Anspruch auf eine 
anständige Aussteuer seitens des Hauses^). 

Das Dispositionsnecht Uber das llausgut steht bloss der 
Gesammlheit aller voUi ihriizen und verhcinilhelen Miinner zu; 
ohne ihre ausdrückliche Zustimmung darf kein Xheii des Haus- 



c) Civilgeselzbuch ^ 36. 

d) C. G. B. §§ *2 und 68. 

e) C. G. B. § 58. 

f) C. G. B. § 26. 

g) G. Ü. B. ^'g 5U, .5<7, 523. 

h) C. G. B. ,45§ 308, 51 i . 

i) G.G. B. §g 518, Sit. 
k) C. 6. B. 8 6S9.* 



üiyiiiZüü by GoOgle 



I 



* RecblsverbaitnlsBe besonderer Geaellscbaftskreise im Staate. 63 

gutes enteignet oder verschuldet werden^). Hat indessen ein 
Hausgenosse ohne Vorwissen der Gesammtheit seinen Äntheil 

verscliukkt, so kann der Glaubiger nur an diesem Anlheile seine 
BeiViedigung suchen,- nusser wenn er Ixnvoison kann, üass das 
Da rieben für das II us verwendet wurde und dass das ganze 
Haus es geroetnscbalilich genossen und verzehrt hat"). 

'Das Prineip des Hauseigenthums schtiesst Obrigens nicht 
die Möglichkeit eines individuellen Eigenthums aus; ein solches 
sind alle jene (icgcnslünde , welche zun» ausschliessenden per- 
sönlichen Gebrauche eines Hausgenossen gehören"), und über 
welche er vollkommen frei verfugen kann"). Bei Intestalerbfolgc- 
gehen sie auf die Witwe mit gleichem Rechte Uber'). 

Der Tod eines Hausgenossen ändert am Stande und an den 
Verhallnissen des Hauses und des cemeinsamen Haus^ulos irnr 
nichts"^). Die binterl)lieI)eno. Witwe IkIüiII, wenn sie im Hause 
verbleibt, die iebenslünglicho Nutzniessung des Vermögensan- 
theils ihres Mannes ; verliisst sie aber das Haus , um zu ihren 
Aeltem zu ziehen , oder verheirathet sie sich abermals, so erhält 
sie, ausser der Dos und dem gesammten individuellen Eigen- 
thuni ihres Mriiuies, nach der Silte von Seile des Hauses die 
volle Bestreitung der Uehersiedlungskoslen und eine anständige 
Aussteuer zur Einrichtung ihres neuen Haushaltes *).• Die min- 
derjährigen Kinder folgen dem Vater in seinem Vermdgensan- 

* 

theile., auch in dem Falle , wenn sie mit der Mutter aus dem 

väterlichen Hause fortgegangen sind*). In Bezug auf die gesetz- 
liehe Erbfolge hat die Verwandtschaft im Hause Vorzug vor der 
Verwandtschaft ausser demselben auch wenn diese graduell 
näher wäre; ja die nach der Sitte erfolgte Aufnahme in die 

1) Civils^i'sclzlnich § 510. 
ID) C. G. B. g 515. 
I») C. G. R. K 309. 
o) C. G. B. §§ 521, 52i. 
p) C. G. B. ^ 523. 
q} C. G. B. 516. . 
r) C. G. B. ^ r)i3. 

S) C. G. B. Ö-2 4, 525. 
Ij C. ü. ü. 538. 
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liausgcmeinbeil schliessl die Verwandtschaft ausser derselben 
iDÜ alleiniger AusDabme der roinderjttbrigen Kinder und der in 
Sklaverei oder Gefangenschaft Verfallenen oder im Landes- 
dienste Stehenden, von der Erbfolge ans"). 

Das Hausf;enielnheitsviM li.iltiiiss ist iiiit Zustimmung der 
Genossen fUr den Einzelnen luslich. Er kann seinen ttberein- 
ktfmmlicben Yermtfgensantheil in Natura oder in Baarem nach 
der Abschätzung durch Sachverständige ansprechen, und mit 
Zuslimmung der Hausgenossen im Hause , aber ausser der Ge- 
meinheil , für sii li allein leben und arbeiten , oder aber günzlich 
ausschei(ieü ); sstT aber der IltTUSgemeinheil Schaden zufügt, 
kann von der Genossenschaft nach Einantwortung seines Ver- 
mtfgensantheils ohne weiteres aus dem Verbände ausgeschlossen 
werden^. Das HausgemeinheitsverhttUniss erlischt nur durch 
die freiwillige oder erzwungene Ausscheidung, oder den Tod 
aller verheiratheten oder volljährigen Manner im Hause. So 
lange einer der letztem noch lebt und eine Aufnahme des Haus- 
vermifgens nicht ausdrücklich verlangt , wird diese vom Ge- 
richte nicht vorgenommen; in letzterm Fatle aber kann der 
Vermttgensantheii der Minderjährigen entweder ausgeschieden 
und in gerichtliche Verwallung genommen, oder invent^risch 
der Hausgemeinheit zur weitem Manipulation Überlassen wer- 
den''). 

§. «7. 

Stellnag des Haosvaters zur HaaigemelDhelt waA iHtmf inr GeoietBde 

Did znm Staate. 

Die Ilausgcineinheit ist in allen ihren innern Angelegenhei- 
ten innerhalb der Schranken des Gesetzes vollkommen autonom 
und von jeder Ingerenz der Staatsgewalt frei. Die Leitung der 
Hausangclegenheiten steht dem Hausvater (starjeschina) zu. 

Der Slarjesciiiua wird von den volljährigen und verheira- 



a) Civilgesetxbacb g§ 527, 6ftS. 
vj C. G. B. g SIS. 
w) G. O. B. %Mh. 
X) G. 0. B. g ItO. 
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Iheten Mannero der Genossenschaft unter ihnen frei gewulilt. 
Es ist gleichgültig, ob er mit jemanden im Hause verwandt oder 
verschwägert ist oder nicht, und eben so wenig kommt dabei 
das physische Alter in Betracht; er. kann daher selbst der 
jüngste unter den volljährigen verbeiratheten Mannern der Ge- 
nossenschaft sein: die SiUe und das Bedürfniss erfordert es, 
dass er der Klügste, Erfahrenste und Hcredies(e unter seinen 
Hausgenossen sei. P> übt eine durch das Herkommen geheiligte 
discretionflre Gewalt Uber ^ämmtlicbe Hausgenossen und ordnet 
alles auf die Arbeit und die Nutzniessung der Genossen Eezüg- 
liehe an; aber seine Befugnisse hinsichtlich des Hausvermögens 
sind sehr gering. Er kann ohne Zustimmung der Genossen Uber 
das HausvermOgen nicht disponiren , nichts enteignen oder ver- 
schulden ; er ist bei Eingehung aller fur die Gesammtheit one- 
roeen Tertrige an ihren Bath und an ihre Zustimmung gebun- 
den und für alle etwaigen Rigenmiichtigkeiten gesetzlich verant* 
wüi Uich, und kann durch den Familieoialh ohne weiteres ab- 
gesetzt werden. Er ist der Verwalter des Ilausvermögens und 
' der natürliche Vormund der minderjährigen Uauskinder, lUr 
deren Heranbildung zu guten , ehrenhaften , thtttigen und nUts- 
liehen Staatsbüiigern er im Einvernehmen mit deren Muttern zu 
sorgen hat*). 

Der Hausv iU'i rf^prasentirt das Haus der Gemeinde cescn- 
Uber; die Staatsgewalt steht in allen Verwaltungs- und Finanz- 
angelächelten nur mit der Gemeinde in Beziehung, und Übt 
nur durch die Gemeinde, so wie diese nur durch den Starje- 
schina einen EinOuss auf die Hausgemeinheit aus. Das Haus ist 
in pi ivaLrechtlicher Beziehung der EigcnthUmcr des Verniogcns 
und in finanzieller die zu besteuernde Person , obwohl die 
Staatsverwaltung als Einheit der Steuerquote den verheirathe-, 
ten münniichen Kopf annimmt; das Haus stellt aus der Zahl der 
mUnnlichen Bausgenossen alljährlich einen Bekruten zur Lan- 
desarmee ab : die Staatsverwaltung hat es in allen diesen Bezü- 
s gen, und stets nur mittelbar, mit dem Hause, nicht mit den 



«} avilgeselibQoh gg S40 und Si9. 

V. TkalM, S«i^ 8lMl«r«dit; *S 
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luLÜviJuen zu thun. Nur in polizeiiicher und si r<i fr ecbt lieber 
Hinsicht ist das Imlividuum im blossen Fonn lim verbände 'wk 
in der HaiugeaeioMi fUr sich selbst dem Staate haftbar: in 
jeder ancfem Bextehnng.isl ftir die Gesamnlhett der Geaesseo 
der Starjcsdiina der Gemeinde Qod rolttelbar dem Staate ver- 
antvvortlicii. 

Zweiter Abschnitt. 
Die Gemeinde (Obttchtina). 

§. 28. 
G^seliletatllclie AegrllBdaBff. 

Die AttHassung der Gemeinde «ils ein^ rein socialen Le- 
benskreiseB mit eigenen ans dem lecalen Zusammenleben der 
Mensoiien ohne Einwirkung der SCaatsgcwaH von selbst sieh 

entwickelnden genossenschaniichen Interessen, ist allen slawi- 
< sehen Völkern eigeniliUuiüeh , aber hei keinem so ausgebildet, 

wie bei deoi russischen und diesem zunttchst i)eim serbischen. 
Es ist kaum sweifeihaft, dass, eben so wie das Hausgemein- 
heitsverbtfltniis , so auch die arsprUaglicbe Orgsnisation der 
serbischen Gemeinde jener der russischen ganz analog war, und 
dass in Serbien, wie in Russlaiui , die Gemeinde der ursprüng- 
liche Eigeulhümer alles Grundes und Bodens in ihrer Gemar- 
kung gewesen sei, welcher einer periodischen Xheilmog nach 
der Ansah! der volljährigen Gemeindegenosseo unterworfen war. 
Dieses Princip scheint aber in Serbien nach dem Untergange 
des serbischen Zarenreiches und durch die Tttrkenherrscbaft 
in jenem des feudalen Grundeigenthunis und durch fremd- 
rechtliche Bestiromungen. untergegangen zu sein; dagegen trat 
im Laufe der Zeil an dessen Stelle der iieschrclnktere der Haus- 
gemeinheit xu Grunde Hegende Bechtssats, dass der ilavsbesitx 
eine organtsohe Einheit nrii stetiger Theilung semes NuUgeuttS- 
aes onler die Hausgenossen ist , während sich in Russlarnd das 
Princip des ausschliesslichen Gemeindegrundeigcnthums und der 
Stetigen Theiiuug desselben unter die üausgeaieixüieiteQ nach 
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der wechselnden Anzahl der volljährigen und verJieitatheten 
Männer in denselben noch beute in voller Rechtskraft erhftlieii 
hat *). Gieiobwolil zeigt die serbisehd Gemciiule auch g^nifvir«» 
tig^ also Daeh dam firlOtdiaa daa asdnaiven (kneindagnNido 

eigenthoms, eine unveranderiiehe Lebeiiakraft, und hat, ta 

sich abgeschlossen und ausserhalb des fremden Staatswesens 
stehend, in Serbien dfe Türkenherrschaft, wie in Russland das 
Mongolenjocb y siegreich Uberlebt. l>ie grosse Bedeutung der 
serbiacban Gametnida £ur das nationale ^taatsjeben trat nament- 
lich im Freiheitskriege hervor, wo, bevor in dem aicfa erst bil- 
denden fitaaiswesea eine gesetzgebende und vollziehende Ge- 
walt sich thiiiii: erweisen koüulo, die Gemeinde als die eiazige 
vuikslhUmlichc Organisation durch die blosse Macht der natio- 
nafen Sitte das aller früheren Bande entled^te Vaik snsanunen- 
hiell und dadurch seine Befreiung ermingUcbte^). 

Was die Fremdherrschaft vom Guten Obrig gelassen, konnte 
die nationale Regierung nicht zerstören. In richtiger Ei kenn i- 
niss der Wahrheit, dass der politische Fortschritt des Landes 
durch günstige sociale Zustcinde desselben bedingt sei^ bess sie 
der serbischen Gemeinde ihren «ociaien Charakter und grif in 
ihre herk<$mmliche Organisation anfiinglich nur In so wdt em^ 
dass sie die Gemeinde gesetzlich unter die Aufsicht der Staats^ 
gevvaltslellte, dieselbe zur Verwaltung ihrer Rechte durch selbsl- 
gewählte Vorstände nicht bloss nach dem Herkommen, sondern 
auch nach dem gesetzlichen Landesrecbte verpflichtete , ihr die 
Ausübung def Ortspoiisei in weitester Ausdehnung ttberiiess 
und Ihre Geriohtsbarkiell auf «in die Juatisgewak des Staates 
nieht beefntrachttgeades Mass zurUekflikrte. Die Freibeil, die 
den Gemeinden hiemit eingeraunil worden war, zeigte sich aber 
den volkswirthschaftlichen Verhältnissen derselben nicht gU»«- 



a) Veii^eiobe Ober das rassische GemefoddebeD die Schrift Alet. 
Heneo's „Du d^veloppement des id^es r^volationnai/^s Russte^ per 
fscaader»** Paris, ISSI, Im Aohange. 

h) Vei^ieiche über die politische Bedeata»; <ler serbisciien Geinetnde 
die schon cttfrle Schrift ,,des serbische Volk a. s. w,** teipxig, 1858, 
S. Uff. 

5* 



üiyiiizeo by Google 



68 



8ielii4w Gspitai. 



stig, und sdion nach eineorDeoefinrain wurde die Staatsgewalt 

durch die schlechte Verwaltung des Gemeindevermögens in 
vielen Gemeinden genötbigl, dem vorliin unbegrenzten Dispo- 
silioQsrecbie der Gemeinden binsicliilicb des Gemeiodevenntf- 
gens sehr enge Schranken sn selten* 

8. ««. 

RechtsverUältoUse der Gemeinde. 

lede serbische Gemeinde hat einen Theil des Landesgebie- 
tes SU ihrem Bezirke , welcher unter einem eigenen Namen ent- 
weder aus einem einzigen Orte mit dessen Weichbilde besteht, 
oder aus hh liren einzelnen Oi U n gebildet ist'). 

Die serbische Gemeinde ist eine juristische Person''), welche 
in privatrechllicber Hinsicht alle Bechte einer natttrlicben Per- * 
son gemesst und nach den Bestimmungen ihrer innem Organi- 
sation Austlbt*). Die Gemeinde verwaltet sich selbst nach Vor- 
schrift der Gesetze durch selhstüossalilte Vorstände 'j, tlbt in 
ihrem Bezirke die polizeiliche und richterliche Gewalt Über ihre 
Angehörigen aus vertheilt die von der Staatsgewalt der Ge- 
meinde auferlegte Steuerlast auf die einzelnen Gemeindege- 
nossen'), und ordnet ihren Haushalt innerhalb der Sehranken 
des Gesetzes nach eigenem Ermessen >). Die Staatsgewalt übt 



a) Organisches Gemeiodegesalz voaa IS. Joli ISSS (Sboralk I, S. 94) 

SS5. 

b} Civilgesetzbuch § 86. 

c) Civilgesetzbuch § 59. und Gemeindegeieta g S. 

d) Gemeindegesetz §§4,46, SS; Verordnung über Organisation und 
Competenz der Friedensgerichte vom 17. Juni 1839, bestätigt durch %i9 
des Gemeindege<iet7cs (Sbornik I, S. 906) §g i uod S; Kmetengesetz von 

S3. März 1 84 0 (Sbornik I, S. 201). 

e) üstaw §§ 30 und 3«; Gemeindegeselz §§ 5, 8, 46, 29; Verordnunj^ 
über Fnedensgerichte S und 9; Gesetz vom 8. Juli 1S39 (Sbornikl, S.84) 
3. Arlikel. 

f) Gemeindegesetz §§13 und 24 ; Steuerconscriplionsgeselz vom 8. Mörz 
4 85S {Sboroik Y, 8. 95) § 21 . 

g) GemeiodegeMls gg 4S und 46; Gesetz vom IS. September 4 889 
(Sbornik l,S. 149). 
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verfossQDgßtnlisaig ihr Oberau&icbtsracht Ober die Gemeinden 
durcb die PoliieibebOrden , die Kreis- und BesirksvorsUinde 

g. 30. 

Voe den CeoieiadeaegeiyirigeB. 

Jeder Serbe inuss einer Gemeinde des Landes als Hitglted 
angeboren. Das Gemeindebttrgerrecbl isl ein Personalrecht, 
welches jedem nur in Einer Gemeinde des Landes zukommt. 

Es berechtigt zum Wohnsilze nicht aHein in der Gemeinde , wo 
man es besitzt, sondern in jeder andern Gemeinde des Landes, 
uud zum Besitze von Liegenschaften in jeder Gemeinde des 
Landes. 

Jeder Serbe, ob allein oder im FarofKenverbande oder end^ 
lieb In Hausgemeinheit lebend , ohne Unterschied geniesst das 

sei bische GemeindebUrgerrecht. Dasselbe wird erwoiben durch 
Geburt, wenn die Aelteru zur Zeit derselben in der fiemcinde 
wohnen; durcli Verheiratbung in ein im Gemeindeverbandc 
stehendes Familienhaas oder eine Hausgemeinheit, und durch 
Aufnahme , welche keinem volljährigen unbescholtenen Serben 
oder naturalisirten Fremden verweigert werden kann» Staats- 
beanite, Geistliche und I.eliier iiüL ilircn Frauen und Kindei'n 
gehören jener Getiieinde, in welcher sie angestellt sind, als Bür- 
ger an , ausser wenn sie in Hausgemeinheit stehen ; in welchem 
Falle ihnen und den ihrigen das GemeindebOrgerreoht dort zu* 
steht, wo die Hausgomeinhelt Ist. Den Verlust des Gemeinde- 
bttrgerrechtes zieht nach sich die Yerhelnithung in ein Haus in 
einer andern (Gemeinde, derAiistiiu aus dein serbischen Staats- 
verbande und die Auswanderung inV Ausland. 

Die Rechte und Pflichten sämmtlicher Gemeindebttrger sind 
dieselben und gleichen fttcalle: Gemeindeschutx und Gemeinde- 
gerichtsbarkeit; Nutzniessung des Gemeindeverm^Jgens ; gleiche 
BefUhigung zu Municipalttmtem für alle Familienhaupter oder 



h) Ustaw S SS ; Gemeindegeselz §g 4 7 nod S8 ; VerordAung über Orga^ 
nisation d«r Friedensgericble ^ 19 ; KiiMlcngesetz §§ 8, 4, 6, 10« 
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Uiüsvvtar in der GenMimle; Gehonaoi g^gan die Gemmaä^ 

•brigkeit und V erpflicbUing «or Tragung dar GameiodflluleB. 




Das aarbitolia Gameiodegesets ateUta ursprttogUeb drei 
Klaasan rw Gamaittdeo auf, daran Baebla und Pfliditen siffar 

gleich sind, deren Organisation und Vcrwahong aber in wa- 
senllicben Punkten abweicht. Zur ersUn Klasse gehörte bloss 
die Landeshauplsladt Belgrad, zur zweiten afle Übrigen Städte 
des Landes, tur dritten sUmmtltcbe Dorfgemeinden Später 
arlifeU aber auch die beigrader Geroeinde dieselbe Organiaatlany 
weleha den flbrigenMdtaganiaittden eigen isl^), so dass gegen- 
wäriig bloss zwei Klassen Yon Gemainden — Bladtr* und Land- 
gemeinden — bestehen. 

Zur Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten und Au%- 
ttboog der ihr xustebanden Rechte besteht in jeder serbischen 
Gamainda eine administrative nnd gericbtUeba Behörde iinWr 
dem Namen Friedansgaricbt (priralrlleljny ssod)*). Dieser 
Behörde steht ein von den Gemeindegenosaen nnlar sfeli ge- 
wählter zur Vertretung dor Interessen der Gemeindeglieder 
gegenüber den Gemeindebehörden berufener Genieindeaus- 
scbnss (ObsehÜnari) surSeite, dessen Mitgliederza hl in Belgrad 
anf aS, In den Übrigen Stadtgemeindan auf 8 — 16, in den Dorf- 
geroaindan aber durch das Herkommen bestimmt ist^). 

In Belgrad ist die Polizei Verwaltung von dem Friedensge- 
richte getrennt und einem besonderen Stad imagistrate 
(üprawiteljstwo waroschi^Beogradaj übergeben , welcher den 
Kreisbehörden des Landes in seiner Gompetens gleichgestellt 
«nd eine Regierungsbehörde ist, welche Ober das beigrader 



a) GeiDetiide^e»e(z vom 13. Juli 1839 (Sboinik I, S. 94) §^ i uDd 3. 

b) Verordnung vom SO. Dezember 48H (Sboinik Ii, S. 458). 
e) Oiiiislod«g»t«isSgisiintftS. 

a) G^mtlndsgeselt f 4t, 4», t4. 
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Friedensue rieht im Namen der Staatsgewalt die OberatJ- 
siehl ausübt 

Diese Priedensgericbte In den Stadlgemeinden bestehen aus 
einem Vorstand (Kmet), zwei Raiben (Pomotschoik) und einem 

Schreiber mit zwei Amisdienern (Fandur) ^} ; in den Landesge- 
meindeo aber aus einem Kmet und zwei Fotnotächnizi mit einem 
Gemeindediener (Birow) Alle diese Beamte werden von den 
Gemeindegenosaen unter aich frei gewttblt und von der Ge- 
meinde besoldet^). 

Das Gesets verlangt, däss der Kmet und seine Räthe unbe- 
scholtene, verständige, verdiente und angesehene Männer seien'); 
aei.bstversländlioh mUssen sie volljährig und im VoJigenusse 
aller Staats- und gemeindebttrgerlichen Aechte, endlich niobt 
^ unter einander verwandt oder verschwUgert setn% Die Volks- 
Sitte bringt es mit siob., däss sie Hausvilter und erfiihrene, be- 
redte Männer sein mUssen. Ist eine Gemeinde aus mehren Orl> 
scbaflen zusammengeselzt , so ist der Kmet aus dem Or te , wo 
das Friedensgphcht seinen Silz hat, die Räthe aber aua den 
ilbri^ Orten zu wählen ; besteht die Gemeinde ails bloss swei 
Orten, so ist ans. dem grossem .der Kmet und ein Rath, aus dem 
kleinern aber bloss ein Rath til wählen^). Die Wahl geschieht 
mit einfacher Stimmenmehrheit in allgen>einer Gemeindever- 
sammlung, welche mit Vorwissert und in Gegenwart des Kreis- 
oder Bezirksvorstandes abgebalten wird , jedoch . ohne jede 
weitere Ingerenz desselben als dasa er die abgegebenen Stim- 
men sammelt und Öffentlich abstthit, und Unordnungen hintan* 
zuhalten hat^). Die Gewühlten bedürfen keiner Bestätigung von 

ej VürqrdQung yora 10. Daibv. 1841 (öboraik Ji, S. lüSj. 

f) Gemeindegesetz § 4 5. 

g) Gemeindegesetz § 23. 

h) Gemeindegesetz §20 and S8; Verordnung Uber* die Organisation 
uad Gompetens der Priedenig^ricble vom 47. Jooi ISS9, liesttttigt duroh 
% SS des-Gemeindegesetses (Sboroik I, S. S36} %%, 

i) Vecordoung 8§ S und 4 -, Kmeten^esets vom 19, Mttn 4S4S (Sbornlk 
I.S. «Ot)gt. 

k) Verordnung gg t5 und 17. - - 
' J). KmeteogeseU U < «od S. 
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Seile der Staatsgewalt , ihre Namen wei den tlur ch den Kreis- 
oder Bezirksvorstand dem belreffenden Kreisamte zur Keanlaiss 
gebraebi*). Die Wahl gilt je Dach dem jeweüigeii HerkommeD 
entweder für eine besUmmte Ansaht von Jahren oder aber fttr 
die Lebensieit der Gewühlten ; sie k<f«nen nur Uber Klage der 
Gemeindegenossen wegen Veruntreuune: oder Amlstaiirf;issic;keii 
und deren Erweis durch die unmittelbare Ueherzeui^ung des 
Kreis- oder Bezirksvorstandes durch das Kreisami, bei sonsti- 
gen Vergehen aber nur durch Urtheil desKreisgeriohles abgasettt 
werden!'). Nach geschehener Wahl und Yor dem Antritte ihres 
Amtes hüben die Kmeten und Rätbe vor der versammelten Ge- 
meinde in die lliinde des niiwescndcn Ortsgeistlichen den Eid zu 
leisten y dass sie gegen ihre Amts- und Berufs- ^ so wie gegen 
ihre Gewissenspflichten niemals handeln werden*). 

Die Kmeten und BMthe beliehen für ihre Amlswaltung von 
der Gemeinde einen Gehalt y welcher sich nach der Seelenanzahi 
der Gemeinde richtet'), und von der Gemeinde gleichzeitig mit 
der staatlichen Steuer emgezahlt werden muss**). Ausserdem 
sind die Kmeten stets , die Rüthe aber in dem Falle, wenn sie 
nicht ans demselben Dorfe sind, wober der Kmet ist, für ihn 
Person von der direkten Steuer befk^t'}. 

§. 32. 

Rechtifcbe Stelluog der Gemeindebehörden und der Gemeindeausschflsse. 

Die Kmeten und die ihnen beigegebenen Ruthe sind die 
gesetslichen Vertreter der Gemeinde als eines socialen Lebens^ 
kreises und als einer juristischen Person sowohl gegenüber dem 

Staate als auch dritten Personen oder Genossenschaften ; sie 
berathen und beschliessen Uber Gemeindeangelegeübeiten mit 



ra) Verordnung g 8. 

o) Verordnung % 7 and Ilirstiicbe RuolaUon vom ts. September 1848 
fSbeniik IV, 8. 18i) 8 90. 
o) Verordnung g 8. 
p} Kmetengeielz gg 8 und 6. 
q) Kmetengeselz g 10. 

r) Steueroooscriplioofigeeeli vom 8. MSn 4880 (Shonifk V, 6. 88) g 8. 
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oder ohne Zuziehung der GcnieindeausschUsse , und bandeln im 
Namen der Gemeinde. Sie ertobeinen in deren Namen als ihre 
reehtroHasigen fieprttsentanten bei den Landes Versammlungen, 
Oben in ihrem Namen die Lokalpolizei- nnd Priyentivjusiii- 

gewalt und die FriedeiisgeriLhLsl>aikeit in iiiiein Geroeindebe- 
zirke innerhalb der ihnen von der Staatsgewalt gesetzten G rea- 
len aus, vertheilen und heben die Slaatssleuem nnd Geinetnde- 
lasten in ihrer Gemeinde ein ; verwalten das Gemeindevermlh- 
gen; verlaulbaren die Verordnungen der Staatsbehörden und 
leiten und beau£sichtigen deren Vollziehung. Sie sind durch die 
Verschiedenheil dieser ihnen aufgetragenen Funktionen ebenso- 
wohl Vertreter ihrer Genossenschaf Isinteressen, als auch Organe 
der Staatsverwaltung; aus diesem doppelten Charakter ihrer 
Stellung ergibt sich für sie eine doppelte Verantwortlichkeit 
gegenüber der Gemeinde und gegenüber der Staatsgewalt. 

Um ihrer Wirksamkeit eine kräftigere Stütze zu geben hat 
• die Staatsgewalt, auf Grund ihres verfassungsmässigen Ober- 
aufsicbtsrecbtes Uber die Gemeinden*), es für nülbig erachtet, 
der unmittelbaren Aufsichtsbehörde, als welche in Belgrad der 
Stadtmagislrat, in den Kreisstädten das Kreisamt, in der Berg- 
stadt Majdanpek die Bergwerksverwaltung, in den Übrigen 
Städten und in säiiiiuilichen Landgemeinden die Bezirksämter 
bestellt sind''), aufzutragen, dass die respectiveo Amts vorstünde 
die Gemeinden ihres Bezirkes «i bereisen, zu beaufsichtigen 
und den Gemeindebehörden jede mögliche IlUilsleistung su ge- 
wahren , die Hindemisse ihrer durch die Sitte und das gesetz- 
lictie Becht bestimmten Wirksamkeit zu beseitigen und Ihnen 
bei Renitenzfallen thut:satiiliche Hülfe zu leisten haben"). 

m 

Neben den Gemeindebehörden bestehen in allen Gemeinden 
Serbiens Gemeindeausschüsse, welche, von allen Ge- 
melndegenosse'n aus der Zahl ihrer Intelligentesten, rechtlichsten 
und patriotischsten Männer auf herkömmlich bestimmte Zeit 



»} üstaw § 65. 

b) Getneindegesetz §g47 und S3; Verordnungen vom tQ. December 
fS4l (Sboraik I, 8. ISS) uod tmd 4. Mürz 48S4 (Sbomik VIII, s. 2^. 
e) UsUw 8 65; KmelengeseU 8§ 3, k, IS. 
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gewiibU, lü allen die ganze Gemeinde, ihren Nutzen oder Nach- 
ibeii, ihre Vertndgens Verhältnisse und die SteuervertbeiluDg be- 
Ireffisodeo AogelegenbeiteD lu beratbea uDd sa beschiieasen und 
«He SediMugsgebahriuig lu oontroliren balwo , and ohne oder 
gegen, dorm Znslioininng und Binwilligung die Gemefnd^yebOr- 
den k^ine derartige Frage erlcdi|j;en dürfen. Die Gemeindeaus- 
ecbttMO verwalten ihr Ehrenamt unentgeltlich'^}. 

« 

VoB fieMefaMaerinlte*). 

Zur Bestreitung der GemeindebedUrfnisse und zur Rrret- 
chung der den Gemeinden vorgesetzten Zwecke in administra- 
tiver Hinsicht haben die Gemeinden als juristische Personen das 

Recht, Vermögen Iii erwerben und innerhalb der ihnen zur 
Verhütung der Verschwendung desselben gesetzlich gezogenen 
Schranken frei darüber zu verfügen. Am Genüsse des Ge- 
meindevermOgens haben alle Gemeindegenossen gemeinsamen 
oder gleichen Antheil; dassoibe darf ausschliesslich nur snr 
Deckung der Gemeindebedflrfnisse verwendet werden', als 
welche die Besoldung aller Gemcindeheamlen (ausser den Knie- 
ten und Rjilhen, vgl. § 31), der Lefirer, Aerzte, Hebanuiien und 
Gemeindediener^ der Bau und die Erhaltung ^on^Gemeiodehäu- 
sem , Schulen und Kirchen , der Strassen , Brücken , Brunnen 
und Wasserleitungen, die Errichtung von Spitsilern, Ar- 



d) Gernöhidegeselz g§ 1 0, M , l 3, 1 4, ^ 9, 24. 

a} Gcselzllche Anordnunpon über den Genieiiidehaushnll sind in fü!- 
giMidon Gesetzen und Vertu dnuni^en eiUballen : Civilgeselzbuch § 5p ; Ge- 
iiu'iiuiegeselz vom M. Juli tiS39 [isbornik I, S. 94) g§ 3, U, 12, <3, 20, 24; 
Verordnung vom 49. Juni 4839 (Sboinik 1, S. 67); Gesetz vorn 12, Sepleui- 
ber 4ää9 (Sbornik 1, S. H9] ; Gesetz votu 23. Marz 1 8 40 (Sbornik I, S. 205); 
Verordnung vom 8. April 48t9 (Shorolk I, S. S19) ; Gesetz vom 6. Juni 1840 
(Sbornik II» S. 7) ; Gesflts vom 16. Norember I84S (Sbornik II, S. 49S}; Go- 
Beiz vom ttt. Juli 4846 (Sbornik III^.S. 497) ; Verordnung vom 80 Juli 4 888 
(Sbornik V, 5. S89) ; Verordnung voirf 44. :November 488t, (Sbornik V, 
S. 890) ; Verordnang vom 44. Juni 4888 (Sbornik VI, S.418); Gflseti vom 
9. Juli 4888 (Sbornik VII, S. 68); Vcvordnoog vom 48. August 4884 (Sbor- 
nik VIII, S. 48) ; Verordnung vom 88. Juli 4888 (Sbornik VIII» S. 91). 
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menlitfiuern und' aDctern gemeinDtttngen AnslaHMi bo2eiebiM( 
sind''). 

Das Gemeindevermttgen besteht tbells aus Ltegenscbaflan 

und Capilalien''), Iheils aus dem Iii Uagaisse gewisser Regalien^ 
welche die Staatsgewalt den Geuieinden als solchen zur Bestrei- 
liiDg voD Gemaindebadürf Dissen verliehen hat, und welche da- 
her eine ständige aiuacblieasiicfae EinnahnMqueile der €e- 
meindekasae bilden'). 

Zu allgemeiner Nutzung der gesam inten Gemeindegenossen- 
schaft dienen die ehemaligen türkischen, spater in den Besitz 
der serbischen Staatsgewalt Ubergegangenen , endlich den Ge- 
neinden eigentlittinlich ttberlaesenen uobdtiattten Gründe (alije) 
mit Htti-* and Weidegerechtigkeit fttr alle Gemeindegenesaen 
und, der Sitte gemäss, für die benachbarten Dörfer, die der- 
gleichen nicht besitzen ; doch sind die Gemeinden verpflichtet, 
unbemitieiten Gemeindegenossen, welche nach dem Austritte 
aus dem Uaaagemeinbeitaverbande ein eigenes Haus begründen 
woHeni davon , in se weit es der Umfang dieser Gründe geatal" 
tety aur Anaiedlang und Beurbaning unentgeltlich abcugeben*) ; 
die Holzung und Eichelung in den Waldungen , von welch letz- 
terer herkömmlich die benachbarten Düi (er, die kt inen WnJd 
besitzen , nicht ausgeschlossen werden dürfen ; endlich Stein- 
brttobe, Kalk- und Sandgraben und Blutegelteiohe« 

Den Gemeinden gehört femer däa EnrUgntas der Marktge- 
bahren und des im Wege effentlichen Ausbotea unter ZuBiehung 
des Kreis- oder BezirksvorsLandes erzielten Pachtschillings der 
Wag- und Aichgerechtigkeit (in Stadien und nmr bei Kaufen 
und YerkMufeu in grösserem Quantum als 30 Oka = Zentner 
eder 4 Eimer ösir. Masses) ; der Wein-, Branntwein- und Bier^ 
Schankgerechtigkeit (Acdse filr das Gonsumo unter I Eimer)^ 



h) r,erneindege>e(z 42, io, 2<; Gesetz vom ii. September 

i untl 5; Gesetz voui ^^3. Mörz 184 0 i und 45. 

c) Gemeindet;elder kuiuieii ;iuf impilhM niSssige Hypothek mit fO Pi'OC. 
«Mgelegl werden. Vci Ordnung vom -ii. Juli 4 855 

d) Verordnung vom iy. Juni 1 839; Gesetz vuni 23. .Mörz ti>4ü. 

e) Verordnung vom f 4. November 4 850. 
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der Fieiscbbäake y der offenen Kramiüden und des Fischfanges 
(mit Ausschluss jenes in der Donau undSavei welche die Staals- 
9»waH steh vorbehallan hat). 

Wo diese ErtrUgnisse der Genieindekasse zur Reslreitung 

der Gemeiüdebedürfnisse nicht ausreichen , ist den Gemeinden 
' subsidiarisch dns Uethl einer ü ni 1 agc eiugerauuit'^), zu wei- 
cher alle Gemein flegenossen ohne Unterschied nach Massgabe 
ihrer Leistungslühigkeit verpflichtet sind« 

Die Verwaltung des GomeindeTemiOgens und die Einbrin- 
gung der Umlagen ist dem Kmet und den Ratben anvertraut, 
welche auch den Gemeindeelat zu entwerfen habcu und für 
dessen Einhaltung veranlworllich sind. Die Genehmigung des 
Etats und die Bestimmung und Auftheilung der Umlage istSache 
des Gemeindeaussohusses, >ohne dessen Einwilligung namens 
der Gemeinde keine Schulden gemacht werden dürfen. Die Ge- 
meinden sind verpflichtet , mit ihren EinkOnften wohl hanssu- 
halten, genaue Rechnung darüber zu fuhren und sie nur zu Ge- 
meinden wecken zu verwenden. Die Bestreitung der Staats- 
steuern aus den GemeindeeinkUnften ist eben so verboten wie die 
Vertheilung etwaiger UebersohOsse unter die Gemeindeg^nossen. 
Alle Einkttnfle fliessen in die Gemeindekasse, welche bei dem Prie- 
densgerichte verwahrt wird und unter der Sperre des für ihre ge- 
setzliche Gebahrung verantwortlichen KfiH i und eines der beiden 
Hathe steht*). Kleinere Auslagen darf die Gemeinde seibslständig 
machen, grttssere (s. B. Cur Bauten) nur mit Bewilligung der Staats- 
gewalt, welche, durch die allkugrosse Freigebigkeit mancher 
Gemeinden genöthigt , das Dispositionsrecht der Gemeinden im 
Jahre 1853 in einem Masse beschrankte, welches mit der son- 
stigen Freiheit der Gemeinden im entschiedensten Widerspruche 
Steht, indem es ,,jede Ausgabe der Gemeindekasse im aitgemei- 
nen von dem Yorwissen und der Genehmigung der Polizeibe- 
hörden abbttngig macht'* und somit iroplicite den Gemeinde- 
etat der Genehmigung der Staatsverwaltung zu unterziehen an- 

I) Gesell vom It. September 48S9 ^ 4; Getets vom :i8. Mttrs IS(| 

815. 

g) Kbeodesclbst g t. 
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ordnet^ was bisher niemals der F.iU war und den Zwetk der 
nothwendigen Beschränkung weit Uberholl''). Ueber ilire Ver- 
mögeDSgebabrung hat jede Gemeinde am Schlüsse des Jahres 
einen dokumenlirlenBecbnungsabschliiss der obersten Gonirols- 
bahffrde sur PrUfäng vonttlegen* Der KasseDStun - steht den 
Kreis- und Bezirks Polizeibehörden jederzeit zu, welche im Falle 
eines Kassen defektes den KmeL uhnc weiteres zu suspendiren 
und dem zustiindii^en Gerichte zur Einleitung der strafrechtli- 
chen Untersuchung gegen denselben zu Ubergeben verpflichtet 
sind'j.j 

Dritter AbscbQitt. 
JOie Kirche (zrkwa). 

Die serbische Nationalkirche. 

§. 34. 

Historische Be^ündoDg. 

Das gesammte serbische Volk ohne irgend welche Aus-- 
nähme bekennt sich zur inorgenittndischen rechtglüubigen 
Kirche, undbildet in seiner Gesammtheit unter voUständiger 
Anerkennung des symbolischen und canonischen Verbandes mit 

derselben eine eigene Nalionalkirche. Als solche ist sie ein be- 
sonderer gesellschaftlicher Lebenskreis, dessen eigcnthUniliche 
Interessen sich innerhalb des Staates zwar, aber in vollkom- 
mener Unabhängigkeit von demsdben entwickelten und geltend 
machen. Durch die vielfache Berührung, in welche die Kirche 
wie die bürgerliche Gemeinde mit dem Staate kommt , ist die 
Aufstellung von positiven Grundsiilzen für die Bestiniinung des 
• beiderseitigen Verhältnisses gel^olen, dninit die Kirche ihre 
Existenzzwecke ungestört, aber auch ohne Uebergriffe in die 
Lebenssphäre des Staates, verfolgen und erreichen könne. 

h) Gesetz vom 5. Jnü iSTiS. 

i) Gesetz vorn ii.. September 1839 § 8 ; und furtiiiclie Resolution vom 
i6. September 4 848 (Sboroik IV, S. § 20. 
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Der musulmaiiisebe Staat, selbst von clipser Ansicht ausgehend, 
hat der morgenläikdiscIieD orthodoxen Kirche schon bei satoer 
eniM GoosiitttiniOg aaf enropiisobem Beden die FreiheH ilurer 
ExittMU logetiobertf nad, oh^ileidk mH gromf vad drttckender 
BesehHtailEung in Bezug aaf die Aostthnng ihm Bekenntnitees, 
die Eigenthttmhehkeiten der Verfassung und Verwallung der 
Kirehe geachtet und unter seinein Schutze foi tl)e8teheD le&sen — 
wodurch sieh diese auch in Serbien erhalten hat*). 

Neehdem dwroh die ierbisdie Bevolulaea die .Bosaem 
Schranken, nui welchen dai mohammedanische Staatsweaen in 
seinem Interesse die Kirche umgeben hatte/ gefallen waren« 
war das sei bische Volk vor nllcm darniif liedacht , dem fiikii- 
schen Zustande eine rechtliche Begründung zu geben , und 
sdiloss« nach Feststellung seines staatsrechtlichen Verhältnisses 
sur Pforte and Erlangung völlkemmener Religionsfreiheit seitens 
der Letslem^), mit' dem Patriarcliate in Konstantinopd als dem 
Haupte der luorgenlündischen Kirche im J.dire 1832 ein Con- 
cordaf), wodurch der nationale Charakter der serbischen 
Kirche erhalten und deren canonische Beziehungen zum kon- 
stantine^eler Patriarchate ttbereinkömmüch i^eordaet wurden. 
Als SerMen im Jahre 4838 von der Pforte seine gegenwärtige 
Verfassung bekam, wurde auch der kirchlichen Frage nicht ver* 
i^essen und wurde das Uebereinkommen der Serben mit dem 
Patriarchate in Konstaotinopol grandgesetzlioh bekräftigt'). 

f. 35. 

Bedi^verliailalsie toscfMiekea Kirche« 

Durch die StaatsvertrSge Serbiens mit der Pforte und dem 
Patriarchate in Konslantiiiopel wurden die Rechtsverhaltnisse 
der serbischen Nationalkirche einerseits gegenüber dem Staate, 

a) lieber ife nationale and politische Bedeutung der morgenlSndlecÜien 
Kirche fe^^he die Mrift ..Dae eerhisehe Volk a. «. nr.*« t>e«pzig 1 s«a. 
8. 44--1S. . 

b) n. Hat Sgl und 14. 

c) Mer den Brifasen dieses BTerkes Nr. iri«iid VII. 

d) Dstaw 9$ 87« 88 and 8«. 
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andererseits t^egeiiüber dem PiUriarchale festgesteüt, und in 
erslerer Beziehung durch die Landesgesetzgebung weiter eot- 
wickelt uad «osf ebildeU Da der serbtscben Nationalkirefae alle 
von der iDaiigeiiiaadiache& rechtg)ttnbig6D Kirche im otomtiii«- 
sehen Heksbe ab anti<]iJO erworbenen Rechte und Freiheiten ge~ 
wahrleistet sind: so ceniesst sie innerhalb des symboliseiieii 
und canooischen Verbandes mit der morgenlündischen ortho- 
doxen- Gesammtkircbe ein ausgedehntes Stamiarreebt und siebt 
onler einer eigenen nationalen Kirehenverwaitong gegenttber 
dem Staate ist sie als ein eigener socialer Lebenslureis anerliannt 
und ihr das Recht der Selbstverwaltung der Religions- undKir- . 
chenangelegenheiten sowie des KircheiiL^utes gesichert*). In An- 
erkennung dieser canonischen Abhängigkeit der serbiecben 
Nationaii(.irche ron dem Patriarcbale in Kenstantinopel zahk 
Serliien an (etileres fett jedes der di^i vor dem AfMohinese des 
Genoordates bestandenen Bistbllmer {das vierte ist erst spüter 
creirt worden) eine jährliche Abgabe von 3Ö00 Piastern, zu- 
sammen also ÖOOO Piastern und ist dadurch von jeder andern 
LeisUing gesetzlich frei geworden**). 

Der Fflrst übt das lue circa saera als ein.ilim als cbristitr 
chem Pursten zustehendes HoheilsreGht ans und hat die Pflicht, 
die Kirche im Genüsse und in der Ausübung ihrer wi.hlerwor- 
benen Rechte zu sciiützen ; dass ihm aber kein Recht zusiehe, 
sich in die dogmatischen , Cuitus- und Disciplinarangeiegcnhei- 
ten der Kirche einzumischen, ergibt sich aus dem Grundsatze 
der Trennung des von der Kirchengewalt allein in Bezug auf 
alle Innern Kirchenverhflltnisse in voller Selbstständigkeit aus- 
geübten Jus in Sacra von der Kircbenhoheil von sell>st. Iis kann 
daher weder der Staat die innere Eotwickelung der Kirche 
hemmen, noch aber die Kirche bei der Anerkennung der nattlr- 
liehen Grenzliiue zwischen ihr und dem Staate, tum Nachtheile 
des letateren einen Staat im Slaale bilden. 



9) Dstaw § 57, 11041 Orgenisdlies Oeedi ttber die Kirdheogewalt vom 
Sa. Aogost IS47 (Sboroik IV, S. W—iiS) §§ 46-11. 

b) CoACoiiSat SS i und 5 nod ZniaUikle. WO PlaMer afad etwa m 
Thlr. pr. Grt. oder 750 Gulden tfstr. WAbruog. 
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In Bezug auf die AusUbunsj der Kirchenholieit sind in Ser- 
bien folgende Grundsäize massgebend. Der Staatsgewalt steht 
das R«oht der Aofnalime, der BiiduDg und Bestimmnng der 
Reehte ven ReligioDigeiiassenscbaAeD m% Das Oberaufsichts^ 
« reebl über die Kirche hinsicbtlicb ihrer Yerlassang und Ver- 
Wallung übt die Staatsgewalt durch die topographische Eiiuhei- 
Jung des Landes in Kirchenspiengel'}, durch die Iksiaiigung 
des Metropoliten und der Biscb^tfe und durch die Lnterord- 
Buiig des gessBimteii KJerus unter die Civil-, Polisei- und 
Strafgericbtsbarkeit des Staates*); hinsichilich des Kircbengutes 
aber durch die Anordnung der jabriiehen Vorlage von Auswei- 
sen Uber den Besitzstand und der Rechnungen über die Ein- 
künfte der Kirche, sowie Uber deren Verwendung aus Das 
Schtttsrecht endlich durch Gestattung des Rechtsweges sur Gel- 
tendmachung der der Kirchengawall sustefaenden Rechte | inso- 
fern diese dtvch poUseiliche Massregeln nicht tu erreichen 
wäre*), durch Auszeichnungen des Klerus vor andern Lnter- 
thanen, w ie die Befreiung von allen Steuern , von körperlichen 
Strafen u. dgl.**], durch Einführung einer von der Kirchengc- 
walt selbst xu Übenden geistlichen Rttcheroensur*) und die 
Handhabung der äussern Rtrchenpoliiei ; nichl minder durch 
Einräumung eines positiven Einflusses der Kirche auf die ge- 
sammle Volksbildung^) und durch Anerkennung: der Verpflich- 
tung der Staatsgewalt , den ihr vorgestellten Bedürfnissen der 



*) Vergleiche hierüber die beiden Gesetze vom 9. September 1853 
(Sbornik VII, S. 78 und 80) ; und weiter unten § 43 dieses Werkes. 

c) Organisches Gesetz über <Iie Humchtung der Centralregiemog vom 
iö. Mai \ (Sbornik l, S. ö2), Iii. Gapilel, 8. Abscbniit $ i 6. 

d) Conoordat ^ 4—3. 

e} Orgaoiscbes Gesetz über die Kirchengewalt § 25. 

f) EbendflselfosI $ 16, lit. e] ; Organisches Gesetz ttber die Centralre- 
gieniog III, 8, § 18; VerordiioDg vom 18. Deoember 1851 (Sbornik VI, 
8.74). 

g) OrganisdiM Geiets Uber die Kirobongewalt S 18. 

h) Uslsw gg 48 ood 80. 

jj Orgaoisches Gesetz ttber die Gentreiregiemiig III» 8, g 41. 
k) Ebendaselbst gg 8, 8, 8, 40. 
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Kirche in Bezug auf die Ausbildung und Subsislenz des Klerus, 
auf den Kuitns und die kirchlichen Aostalten von Slaatswegen 
absitfaeifen'}. 

A. Der Klerus der serbischen iNaiionaikircbe. 

8. 36. 

Der Metropolll vod SerUeii. 

Dtijs ^( selzliche Oberhaupt der serbisclien NaUonalkirche ist 
der Erzbischof von Belgrad , welcher als solcher den Titel »»Me-* 
tropoHt von ganz Serbien*' fttbrt« Ihm sind drei Suffragan- 
bischOfe untergeordnet, mit welchen er die Nationalsynode (Ssa- 
bor arcbijerejski) bildet*). Der Metropolit ist der Staatsgewalt 
gegenül)er der gesetzliche lit prUsentant der Kirchcngewait, 
weiche unter sich ausschliesslich durch ihn verkehren'*). 

Kraft des dem serbischen Volke verfassungsmassig zuer- 
kannten 'Rechtes der freien Wahl seiner geistlichen Häupter*) 
wird der Metropolit von der Nationalsynode aus dem eingebor- 
nen serbischen Klerus uuJ zwar, den Salzungen der moi^en- 
iandischen Kirche gemäss, aus dem Münclisstande gewählt und 
in der Form einer Candidation dem Fürsten zur Bestätigung 
prasentirt^). Nachdem der Fürst dem Gewahlten die Bestätigung 
durch Ukas ertheilt » hat er die Wahl des Metropoliten dem Pa- 
triarchen von Konstantinopel anzuzeigen und den Gev(*fthlten zur 
Erlheilung der Investitur vorzustellen. Dem Patriarchen slehl 
keine Emsprache gegen die Wahl, noch eine Einwendung gegen 
die Person des Gewlildten zu"), und, insofern nicht in einer 
oder der andern Beziehung die eanonischen Gmndstttze der 
morgenlai^dischen rechtgläubigen Kirche verletzt wurden, ist 
der Patriarch verpflichtet , seine Genehmigung der Wahl unver- ^ 



I) Organisches Gesetz über die Centralregierung III, §^1 U-<8. 

a) Concordal g i ; Ustaw § 58; Orgaoiscbes Gesetz über die Kirchen 
gewall 45. 

b) Organisches Gesetz über die Kirchengewait § 20. 

c) I. Hat; II. Hat g 44 ; Ustaw § 57 ; CoDCordat % 1. 

d) Goncordat § 2 ; Organisches Gesetz Uber die Kirchengewalt g 47. 

e) Cooeordat g 4 aod %. 

V. Tkahc, Serb. Staalsi'ecbl. 6 
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7.Uglich schriftlich duszuspiechen iintl dtMii (iewühllen den apo- 
atolisoben Segen schriftlich zu ertheilen'). Die bischOflicbe Con- 
secratioD wird am Metropoliten im Lande fielbsi von dem ttltasten 
Landesbischof vollsogen , nachdem der Metropolit von der Ter- 
pfliohtunf^, «um Empfange der Investitur zum Patriarchen nach 
Konsianlinopcl zu ii^iicn , LiL'scUlich ciiihuiiden ist*^). In Aner- 
keiinunc; der Palri;jrcha!L;e\valt hat Serbien hei jeder Neuwahl 
des Metropoiilen dem Patriarchen als Ehrengeschenk für die 
Genehmigung derselben den Betrag von dreihundert österreichi- 
schen Dukaten su entrichten^), und der Metropolit hat beim 
Gottesdienste den Namen des Patriarchen von Konstantinopel als 
Oberhauptes der morgenlündischen Gesaniiulkirche im Gebete 
zu erwähnen '). 

Der Metropolit kann ohne ausdrückliche Einwilligung des 
Patriarchen und des Pürsten seines Amtes nicht entseli't wer- 
den^). Er und die Bischöfe werden vom Staate angemessen 
besoldet , und erhalten , ausser gewissen gesetzlich bestimmten 
Taxen für die ihnen canonisch obliegenden geistlichen Anils- 
handlungen , keinerlei Abgaben, weder vom Volke noch vom 
Klerus^). Er kann, gleich den Bischöfen, Uber ein Drittheii sei- 
nes selbsterworbenen Vermögens beliebig tesUren , welches 
Dritihdl , wenn er ohne Testament stirbt, seinen Verwandten, 
oder in deren Abgang zu gleichen Theilen dem Landes- 
schul fonds und liedürfligen Kirchen und Klöstern anheim- 
fällt. Die übrigen zwei Drittheile des Vermögens fallen 
dem Landesschul fonds und Kirchen und Klöstern zu; und 
swar, wenn er ohne Testament gestorben ist , zu gleichen Thei- 
len f wenn er aber testirt hat , nach ihm beliebiger Vertheilung 
unter dieselben , oder- unter Arme, wohlthMtige Anstalten 



0 CoDeordat§t. 

g) Concordal § S ; IL Hat 1 14. 

h) Concordat § *. " 

i) Concordat § 8. . 
k) Concordat § 7. 

1) Organisches Gesetz über die Kirchengewall g§4 und 84, uod Gesetz 
vom 20. März 1858 (Sboraik VII, S. 36). 
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u. s w.*"). Dem PatriarcbeD sieht kein Recht zu, auf irgend ei- 
nen Theil des Nachlasses des Metropoliten oder der Blschttfe von 
Serbien, sei es im Namen der Palriarchalkirche als Pflichttheil 
oder unter irgend einem andern sonst obKchen ReclitstiteT , An- 
sprüche zn erheben"). Dagegen ist es ober so^^ühl dem Metro- 
politen als den Bischöfen untersagt, auf den Namen des Landes 
beim Patriarchate Schulden zu machen, nachdem die serbische 
Regierung im Jahre 4 826 alle derartigen Schulden der Landes- 
bisthümer beim Mriarehate im Betrage too IST^^^OO Piastern 
aus Landesmüldn vollständig getilgt hat"). 

8- 37. 
Die LandesÜtcbSlIe. 

Gleich dem Metropoliten werden die drei Bischöfe von der 
Synode aus der Zahl der ^ingebornen ktoslergeistlichen gewühU 
und vom Fürsten bestlitigt. Ihre Gonsecration vollzieht der Me- 
tropolit, als Haupt der Nationalkirche , aus eigener MachtvoU* 
kommenbeit Im Lande selbst. Ihre Wahl bedarf nicht der Ge- 
nehmigung des Patriarchen von Konstantinopcl ; jedoch Ist die- 
ser verhunden , iiiu Ii ( ilialtener Anzeige der Wahl, dem neuen 
Bischoie i>chrilUich den apostolischen Se^en zu ortheilen*}. Die 
Bischöfe haben bei ihrer Einsetzung an den Patriarchen keine 
Ehrengeschenke V SU leisten, und beim Gottesdienste bloss den 
Namen des Metropoliten von Serbien su erwähnen^). Die Bi- 
schöfe dürfen nicht ohne Einwilligung des Metropoliten und des 
Fürsten von ihrem Amte enthoben werden'). Sic können über 
ein Diitlheii ihres selbslerworbenen Verniügcos frei disponiren 
(vgl 36); der Metropolit hat auf keinen Theil ihres Nachlasses 
einen Anspruch ^) . 0 

• Jk 

m) Gonoordat % 5 i Getett vom 10. Mai 1847 (Sboroik IV, S. SS). 
n) Concoriiat % S. 

o) Gflofloritot S i ; dieSyDodalqotItBiig Ueriber ift bei MtUiMii ä. a. 0. 

S, 4 08 abgedruckt. 

a) Coooordat § 3 ; OrganisolMS OaMli tthar die Kirchaaeewalt i 47. 

b) Coooordat §g 4 und S. 

c) Concordal § 7. 

d) Coacordat ji S » vgl. obea £ AoiuerluiQS I) uod m). 
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g. 38« 
D«r übrige Klem. 

Der ttbrige klerus Serbiens Jiestehi aus WeilgeisUicbeD und 
aus Mtfnchen. Dieselben werden naeh erlangter geistlicher Aus- 
bildung in der ad hoc vom Staate gegründeten und erhaltenen, 

aber unter unmillelbarer Aufsiclit und Leitung des Metropoliten 
stehenden theologi&chen Lchranstait (bo^osslowsko utschilischte) 
in Belgrad von dem betrcflenden Di(k^anbischof ordioirt. Den 
WellgeisUicben ist canoniscb gestattet, sieh vor der Ordination 
tu verehelichen; sie geniessen, ob im blossen Familien- oder im 
Hausgemeinbeitsverbande lebend, alle staatsbürgerlichen und 
Privalr«'( l)ie und unbeschrankte Dispositionsfhhif^keit hinsichtlich 
ihres Vermögens für den Todesfall*). Nur der Betrieb des Handels 
mit Landesprodukten ist der Geistlichkeit ausdrflcklicb unter- 
sagt^). Jedem Weltgeistlichen Ist gestattet, nach d^r gesetiltchen 
Scheidung von seiner Frau oder nach deren Tode in den 
Mönchsstand zu treten. Die Pfarrer werden von dem betref- 
fenden Diiicesanbist hüfe zu ihren Stellen ernannt und eingesetzt 
und haben an den Bischof ausser der Gollaturtaxe (ssyngelija) 
gar keine Abgaben <u entrichten*"). Die Pfarrer werden von ih- 
ren Gemeinden unterhalten; ausser freier Wohnung mit dem 
nöthigen Gärtengrunde erhalten sie von jedem steuerpflichtigen 
Kopie ihres Pfarrsprengels (mit Ausnahme der Armen)*) eine 
Abgabe (bir), welche in Landgeitjeinden in Naturalien, in Städten 
aber in baarem Gelde geleistet, von den Kmcten eingehoben 
und dem Pfarrer kestenfrei xugestellt wird'). Endlich beziehen 
sie Ihr kirchliche Amtshandlungen und für Matrikelaussttge , mit 
Aijsfihme der von der Staatsgewalt su Staatszwecken abge- 

^ 

a) OrganisehM Gesetz über die KirebengawaU g 15. 

b) FartUiebe Resoinlion vom SS. September 484S (Sbornik IV, 8. t77) 

c) Geietz vom tt. Hftn ISSS (Sbornik VU, S. S6). 

d) VerordDong Yom U. September 4S48 (Sbornik IV, S. 47t]. 

e) Verordnungen vnm 6 Mal 4S47 (Sborolk IV» S. 48) vod vom SS. 
Augttrt 4847 (Sbornik IV, S.iS4). 
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forderten'), gewisse Taxen, deren Betra:^ von der Staatsgewalt 
im £in vernehmen mit der Kirchengewalt im Wege der Gesetz«- 
gebung festgestellt wird>). 

Die Witwen und Waisen der Geistlichkeit \a erden aus ei- 
nem eigenen , so eben in der Bildung begriffenen Pensiousfoods 
angemessen erhallen werden. 

Die Mönche leben in Klöstern (manastir) anter einem selbst- 
gewliblten Oberbaupte (arcblmandrit oder igoman) im GttUbate. 
Die Kloster smd , gleich den Hausgemeinbeiten , selbststündige 
juristische Personen, stehen aber nicht wie letztere im Ge- 
meindevL'i bünde, suiiLierh bilden fievN isst rmnssen selbst eigene 
Gemeinden für sich^). Die Klosterbruder leben in vollkommener 
Gütergemeinschaft unter sich ; das Riostergut wird von einem 
freigewafalten Klosterbruder verwaltet , welcher alQährlich dem 
Kloster- Vorstände in Gegenwart der gesamrtiten Bruderschaft 
Rechnung darüber abzulegen hat'). Mönche können über ihr 
Vermögen für den Todesfall nicht verfügen : der gesammte Nach- 
lass derselben füllt canonisch dem Kloster anheim , zu dessen 
Bruderschaft sie gehören^). 

B. Die Verfassung und Verwaltung der Kirche. 

■ 

§• 39. 
Die Diöcesaa-Consistorieo. 

Das Fttratenthum Serbien ist behufs der Verwaltung der 
Religions- und Kirchenangelegenheiteii In vier Eparchien ein- 
getbeill; die eine, ndt dem Erzbischofe an der Spitfe, hat den 

Sitz in Belgrad, die drei übrigen — Schabatzer, Ushitzer und 
Timoker — stehen unter der Leitung von Bischöfen, welche ihre 



t) VerordnuDgea vom Ii. December 4 847 (Sbornik IV, S. 448) und 
vom 7. Juli 48St (Sbornik VI, S. 110). 

g) Verordauog vom it. September 4847 (Sbornik IV, S* 446} and Ge- 
sets Vom 10. Mtfrz 48SS (Sbornik VII, S. 86 ff.). 

h) Verordnung vom 48. April 4888 (Sbornik VI, 8, 05), 

i) Organisches Gesetz über die Kirchengewalt % 48 Iii. e). 
k) Verordnung vom 0. Mal 4 840 (^rnlk V, S. i8). 
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SiUe in SchabaU, KaranowaU imd Megotin habeo. Diese vier 
Eparehien »iiid la VerwaHitiigssweekcii in 26 Pratopmbyterate 
(Protopresswyteral) und 9 Vjcariate (Darnjestnilsclilwo) einge- 
theill, denen 651 Pfarreien (parochije) unterstehen. Ausserdem 

be&teliea in Serbien 38 Klöster, welche den i'i olüpresbyteraten 
nicht unloreeordnel sind*). 

Zur Leitung alier Kirchenangelegenheiten , so wie zur Aus- 
übung der Kirohengewall bestehen in Serbien drei Kirohenbe- 
hürden: die DtOoeaannonststorien , das Appellations^GoBsisto- 
rium nnd die Landessynode mit eigener geselilioh bestimmter 
Gompetenz. 

In jeder Epaichie besiebt zur Leitung alJer kirchiichen, 
kirohenrechtlichen und den Klerus ab solchen betreffenden An- 
gelegenheiten ihres Sprengeis ein Gonsistorium (hensststorija 
eparchijalne) unter dem Versitsa dea Dideesanbiscboies auriwei 
(beim belgrader Gonsiatoriom drd) ordentliefaen oder wirklichen 
Mitgliedern zusanimengeselzl, von denen eines auü dejuKlo^lcr- 
klcruS) eines (in Beigrad zwei) aus dem Stande der Weitgeist- 
lichkeit der betreffenden Eparchie entnommen sein moss. Diese 
Gonsistorialrllihe werden vom Gonsistorium gewählt, von der 
Nationalsynode bestätigt und der Staatsgewalt angezeigt, von 
welcher sie eine angemessene Besoldung aus der Staatskasse 
erhalten. Ausser diesen wirklichen Mitgliedern kann jedes Gon- 
sistorium aus dem Kreise der verdienstvollsten Geistlichen einige 
Honorar- Gonsistorialräthe wählen, weiche im Verhinderungs- 
falle die wirkliehen Gonaiatorialmthe in den Sitsungen und bei 
Kemmisslenen vertreten. Jedes Gonsistorium hat ein von ihm 
selbsternanntes, der Staatsgewalt anzuzeii^endes und von die- 
ser besoldetes Personal zur Besorgung der Kanzeleigeschafle. 

Die Amtsgeschafle der Consistorien werden in Sitzungen 
kolleginlisch behandelt und erledigt, welche wöchentlich we*. 
nigstens einmal, naeh Bedttrfi|is9 aueh 6lter abgehallen 
werden; die Amtssprache der Oonststerien ist die serbische, 
doch ist im schriftlichen Verkehr derselben mit dem Klerus - 



8) YgL GawrijlQwiUcb a. e. O. 8. tSS ood 960. 
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auch der Gebrauch der kirdiensla wischen Sprache niohl aus- 
geschlossen*'}. 

Die GompetoDS der Consislorien unifassl, den oanonischen 
SaliuDgen der morgeDtlindiseben rechtgläubigen Kirche ge- 

niciss''), die Aufsicht über die Verwallunü; der Kirchenlehrc iii 
Kirche und Schule, Uber den Kultus und seine Bedürfnisse, 
Uber den geistlichen Status ihrer respekliven Bezirke, sowie 
Uber die Gebahrung des Kirchengutes; die Discipiinargewali 
Uber den Klerus; die Gerichtsbarkeit in erster Instanz in Streit- 
sachen des Klerus lüii Laien aus rein geistlichen Angelegenheit 
len und in Ehcsnchen (auch bei i^emisi liion Khen, wenn ein 
Theil der iiiüti^eniandischeu Küche anj^ehüri] in solcrn, als die 
Gonsislorien satsungsmässig die Rechtsfrage des Fortbestandes 
oder der Trennung der £he und der $i|8tentatioDspflich( lu 
entscheiden haben, deren Betrag die Givilgieriohte festsetzen. 
Es ist den Gonsislorien zur Pflicht gemacht, die Rechte der 
Kirche und des Klerus zu vertreten und zu wahren ; die Sta- 
tistik des ihnen unterstehenden Klerus und des Kirchengules in 
Evidenz zu halten und sammt jährlichen Auszügen aus dea 
kirchlichen Matrikeln der Getauften » Getrauten und Verstorben 
nen der Staatsgewalt initsutheilen. Die Gonsislorien siod nicht 
berechtigt , irgend welche Neuerungen in Ihren Didocsen einsu^ 
führen, noch aber hierüber mit einer fremden Kirchen^ewait 
oder der einheimischen Staatsgewalt in irgjend w eiche Be^itUiun^ 



b) Organisches Gesetz über die Kireheng»ivalt g I— 15. 

c) Siehe über das VerbSlIniM oad die Aaiieadong der veratlMeneo 
ReehtM|tt6llefi der morgealSadlseh-OrlbodoienKifcbe (Samvisogsa ven Bte- 
verid^e« Aitemani, Goteltor, Leonclaviiu; Voellas ond JuslellOB, dann des Pe- 
daljon iiDd der Kormlscbaja Knjiga] in den slawisoheaNallonalkireben dieAb- 
bandlBDgenKopHar's in den Wiener „iabrbücbero derUlerätttr/« ■smeat» 
»ich im XXlIk, ZXV. und XXXill. Bande (Wien ISIS— liS4— f8U>. 
Pie qaeUenaiSatlge Bearbeitung eioes Systems des canoniscbtn Itechtea 
der morgenlttndisch'Orthodoxen Kirche mit besonderer Beziehung auf seine 
«icUung und Anwendung In der russischen und serbischen Nattonalkircbe 
hoiTt der Vcrrasscr des voriiagsad^a Werkaa im Laufe der nücksteo 
Jahre zu Stauda zu brioseo. 
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zu Irelcn , sondern bdbeti hierüber bloss an die NalioDalsynodc 
durch den Metropoliten Vorstellungen zu machen''}. 

Als vollziehende Organe dienen den Gonsisiorien dieProio« 
presbyterateundVieariate, dorcb welche sie ihreAnordnongeian 
den Diöcesancleras erlassen und von denen sie periodiscbeBericlkte, 
die Kirchenrechnungen und die älalistischen Daten erhalten'). 

§• 40. 

Das AppeUaUoDS - CoasistoriaiD. 

Als Hevisions- und Berufungsinstanz in allen von den 
Diöcesan - Consistorien innerhalb ihres gesetzlichen Wir- 
kungskreises als erster Instanz verbandellen und erledigleu 
Angelegenheiten fungirt 4as unter dem Vorsitze des Metro- 
IM>liten von Serbien in Belgrad eingesetzte Appellaüons- 
Gonsistoriurn (konssistorija appellatorijalna), welches aus dem 
Metropoliten, den drei LandesbischOfen und vier aus der Zahl 
der verdienstvollsten und fähigsten Geistlichen vom Proto- 
presbyter- (oder Archimandriten-). Range vom Appellalions- 
Gonststorium gewählten , von der Nationalsynode bestätigten, 
der Staatsgewalt angezeigten und von dieser besoldeten Mitglie-- 
dem besteht, von denen zwei dem Mönchsstande und zwei dem 
weltlichen Klerus angehören mUssen. Das Appellations-Consi^ 
storium hat das Hecht, Üonorar-Gonsislorialrälhe aus dem Lao- 
desklerus zu ernennen und hat zur Besorgung der &anzeleig&- 
schufte das Personal des belgrader Di(fce$an-Gonsistorianis zur 
Verfügung. 

Jeder bei den Diöcesan-Consistorien in erster Instanz ent- 
schiedene Fall ist innerhalb Acht Tagen nach Zustellung des 
Gonsistorialurtheiles appellabel ; die Appellation suspendirt die 
Rechtskraft des erstinstanzlichen Urtheiles bis zum Ausspruche 
des Appellations-Conslstoriams. Urtheile des DiOcesan-Gon- 
sistoriöins auf Degradation öder Amtsentsetzung eines Geistlichen 



d) Organisches Gesetz über die Kircheogewalt 46~Z2 j CivUgesets- 

buch §§ 65. und 100. 

ej Eheodaselbftt | ZI, 
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(nach vorbergegangener Saspension des Angeklagten durch den 
BiOcesanbiscbof) so wie in Ehesachen auf Scheidung werden 
erst nach der jedesmaligen Revision und Bestätigung durch das 

Appellations- Consistorium rechlskrüflig. Ausserdem sind alle 
Sitzungspr(jt()kolle der Diöcesnn- Consislorien , alle slatistiscücu 
Ausweise und die jährlichen Matrikelauszdge , so wie alle Kir- 
chenrechnangen dem Appellations-^Gonsistorium lur Einsichi 
und zur Vorlage an die Staatsgewalt zu unterbreiten. 

Das Appellations-Gonsistorhim versammelt sich alljährlich, 
in der Regel im Frühjahre, nach Bedürfniss auch öfter im Jahre; 
den Tag der EröHaung bestimmt rechtzeitig der Metropolit. Die 
Sitzungen desselben währen bis zur gänzlichen Erledigung aller 
seiner Geschäfte*). 

§ 41. 
Die IValionalsynode, 

Die htfcbste geistliche Gewalt Übt in der serbischen Kirche 

die Nationalsynode (ssahor archijerejvski] aus, welche aus 
sammtlichen Diöcesanbischöfen uiUer dem Vorsitze des Metro- 
politen besteht und sich alljährlich nach Abschluss des Appelta- 
tions-Gonsistoriums in Belgrad, nach fiedOrfhiss und Umständen 
aber auch zu anderer Zeit und an einem andern Orte versam- 
melt*). 

Der Wirkungskreis der .\alion;ils\ nude ist durch das cano- 
nische Uecht der morgeniandiscbeu rechlgläubii^en Kirche be- 
stimmt und erstreckt sich auf alle Angelegenheiten der Ober- 
aufsicht und Leitung der Kirche und des Klerus. Die Synode 
hat die Einheit und Reinheit der Kirchenlehre und deren Yer- 
waltung in der Kirche und Schule, den Wohlstand der Kirche 
und den Fortschritt christlichen Lebens im Volke zu beaufjsich- 
tigen; lUr die zweckmässige geistliche Ausbildung des Klerus zu 
sorgen und verdiente und geachtete Männer unter demselben 

a) OigaDiscbw Gesetz ttber die Klrchengewalt §§ 46, lilt. c}, d), f), hj ; 

17 oad t6— 44. 

a) Ustaw gg 57 and 68 ; Organisches Gesetz ttber die Kircheogewalt 

18 4ft und 46. 
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sa hOhern {^isUichen Wttrden^ und namentlich jener des Heire- 
politen und derBischttfe, zu erheben, endlich die- Betiehnngen 

der Kircbe xur Staatsgewalt zu leiten^). Die Synode übt das 
Slatutarrccht : ihre Beschlüsse und Anordnungen in rein geist- 
lichen AngelcL^« nticiteo bedürfen tu ihrer Ausführung der Be- 
stätigung der Staatsgewalt nicht ; betreffen sie aber, gemischte 
Angelegenheiten » so werden sie dnreh die Staatsgewalt in der 
Form von nach Einvernehmung der Kirchengewalt'' sustande* 
gekoiuüienen Slaal&^csetzen promulgirt. 

G. Das Kirehenvermögen. 

Das,filgeBtliiim der Kircbe und dessen Verwaltoog* . 

In der Eigenschaft der Kirche als juristische Person ist ihre 
gesetzliche Befähigung, Vermögen zu erwerben und selbststSn- 

dig zu verwalten, bop'ündet. Dieses Recht, der rtiorgenlan- 
disch-rechtgläubigen Kirche im otomanischen Reiche ab auliquo 
zuerkannt, ist auch der ser!)ischen Nationalkirche verfassungs- 
mässig gewährleistet'). Das Kirchengut ist volles gesetzliches Ei- 
gentbnm der Kirche und wird, gleich den frommen Stiftungen , von 
der Kirche mit Ausschluss jeder Ingerenz der Staatsgewalt ver- 
waltet, welche sich nur zur Verhütung von Missbräuchen und 
von Verschwendung die Oberaufsicht über die Vermögensge- 
bahrung der Kirche vorbehalten hat^). Vom Kirchengute der 
serbischen Nationalkirche ist der Landesschulfonds ganz unab- 
hängig , welcher vom Staate durch eine eigene Deputation yer- 

• * 

waltet wird*"). . - * ' 

Das Kirchengut besieht Ihcils aus Liegenschaften und Kapi- 
talien, tbeil» aus currenteui Einkommeo, wie Taxen und Opfer- 

b) Organisches GdfteU Uber CU9 kircbeagewaU j{ 47. 

c) l'staw § 57. 
a; iJstaw § 57. 

b) Organisches Gesetz über die Einrichtung der| Cenlralregieruog, 
III. Kapitel, S. Abschnitt g 18. 

c) Ueber den Landcgächulluadä wird iüt zweiten Buche dieses Werkes 
(§ 81] gebändelt. 



Digitized by Google 



RechUverhfiltDisse besonderer GesetlschafUkreise im Staate. 9| 

gaben. Zur Vennebrung der ersiem bat die Slaatsgewall der 
Kirobe allen Grundbesiii der mobammedaniscben Moscbeen 

und religiösen Gorporationen (Wakuf) oiiienlliümlich zugespro- 
chen und fertigt auch der Kirche, nach küinniissioneller Auf- 
nahme aller den Kirchen und Klöstern gehörenden Liegenschaf- 
ten durcb den Kreisvorstand, den Protopresbyter oder Vicar und 
die Kmeten des Kircbensprengels*), Kum Erweise ihres Eigen- 
tbumsrecbles auf Liegenschaften Grundbriefe (Tapije) ans, 
welche in den von den Kreisgerichlen geführten Grundbüchern 
eingetragen werden^). 

Als Grundsatz ist ausgesprochen , dass Kirchengründe , mit 
Ausnabme des Wakuf, unter UmsUinden aueb verkäuilicb sind, 
namentlich wenn sie der Kirche geringen oder gar lieinen Nutzen 
gewahren oder wenn auf dense1t)en Privatgebäude gegen Zins 
eriicljlet wurden und deren Eigenthümcr sich mit der Kirche 
freiwillig Uber den Abkauf des Grundeigenthunii^ ( invorstelien*). 
Kirchengolder kiUinen auf pupiiiarmässige Ilypoihek gegen 
i 0 Proc. Zinsen angelegt werden gleich Staats^ und Gemeind»- 
geldern**). 

Das Kirchen gut der Paroohial-Kirdien wird von weltlichen 

durcii dio kirchencemeiiuic t;euahllen Tutoren verwaltet, welche 
allj^rlich vor dem Protopresbyter, dem Ortsgeistlichen, demBe-' 
sirksvorslande und den Kmeten Rechnung darüber abzulegen ver- 
piflichtet sind*). Ausgaben von mehr als 500 Piastern dürfen 
von der Gemeinde nicht ohne Bewilligung des Gonsistoriuma 
gemächt, und jede Ausgabe von mehr als 50 Piastern musa 
schriftlich belegt werden^). Von der Verwaltung des Kloster- 
gutes war schon oben (vgl. §. 38J die Meüe. Die Uechnuugsah- 



d) VerordouDgeo vom 5. Dezember 1839, W Nr. S20S (ungedruckt) 
uad vom S. Juni (Sbornik VI, S. 408). 

e) Verorduimg vom SS. Februar t848 (Sboroik IV, 8, 181). 
1) Ualaw §88. 

g) Verordoung vom 8. Februar 4847 (Sbornik IV, S. ii, 
b) aesels vom 80. Janl 1818 (SboroU[ III, S. 78). 
i] Organisohes Geaeti über die KirobiMigawaH % *^ Iii. a)< 
k) GeaetE vom 8Q. Jaol 4848 (Sboraik III, 9. 78), 
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schlttsse der Kii*chen und kl^lster werdeu dunh den Protopres- 
bytor und beiiebungsweiae den Iguman dem Dilicesail-Gonsisto- 
rium vorgelegt , weichet dieselben , so wie die Aas weise aber 

den BesitzsUmd im Wege des Appellalions -Consistoriuins der 
Staatsgewalt zur Kenntnissnahrae und zur PrU[uQg durch die 
oberste doulrolsbehOrde unterbreitet'). 

II. 

Die übrigen cbristiicbea ReligiGDögeuossenscbafleD. 

g. 43. 

Beehlsverhillaisse der evangeHschen und der rttoiIseh-kJitheUscliea 

Kirche in Serhlea* 

Das Princip der vollltoainienen Freiheit der Religionsttbunn, 

welches den Serben bezüglich der serbischen Nationalkirche 
durch die Staatsvertrage mit der Pforle tzewührleistet ist, hat 
die serbische Ötaütsgewalt, ,,iQ Gemässheit des Zeitgeistes und 
des humanitären Fortschrittes des Jahrhunderts, in welchem wir 
leben/' auf alle anerkannte christliche Confessionen ausser- 
halb der morgenländiscb-rechtglaubigen Kirche ausgedehnt und 
ihücn die Freiheit des Kultus in Serbien zuuesUiTiden. Soltdld 
die Zahl der Mitaliedor tlieser Confessiunen hinreichend gross 
ist, um eine^ Gemeinde zu bilden und eine Kirche mit einem 
Geistlichen zu erhalten, dürfen sie, nach vorhergehender Be- 
willigung der Staatsgewalt , unter den für jeden einseinen Fall 
besonders vorzuschreibenden Bedingungen eine Kultusgemeinde 
unter frcii^ewUhltem Vorstande , mit selbststündi£;er Verwaltung 
des Kirchen- und Schul Vermögens und derBelugniss der Scibst- 
besteueruDg zu Gemeindezvvecken bilden. Sie sind von allen 
Abgaben an die serbische Nationalkirche frei; der Geistliche 
und der Lehrer müssen serbische Unterthanen sein*). 

Um aber der Nationalkirche durch diese Ausdehnung der 



)) OoBaniaehw Gewii Ober die Kircbengewall S§16» lU. e), 47 und 41; 
und Verordoong vom 4S. D«Mmber 1851 (Sborntk VI, 8. 74). 
a) Brsles Gesetz vom 9. September 48S8 (Sbomiic VII, S. 78). 
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Religionsfreiheit keinen Abbruch zu ihun , ist der UebeririU aus 
derselben so jeder andern Gonfession auf das strengste verbo* 
ten und wird die Preselytenmacherei strenge geahndet. Ge- 
mischte Ehen müssen zur civilreehtlichen Gültigkeit von dem 

Ortsgcisllichen der Nationalkirche eingesegnet und Kinder aus 
gemischten Ehen von (lemselben sjetauft werden ; endlich sind 
auch Ehesachen aus gemischten Ehen der richterlichen Gompe- 
tenz der Consistorlen der Nationalkirche unterworfen''). 

Auf dieser rechtlichen Grundlage bestehen ge^nwVrtig in 
Belgrad eine evangelisch -protestantische und eine rttmisch- 
katholische Gemeinde. Herkömmiicii geniesi>en auch die Juden 
in Belgrad dieselben Rechte. 

Siebentes Capitel. 
Der Senat <Ssoiipjet) als LandesTertretung. 

§. 44. 

GeaebichUlehe BegrOndung. 

Schon bei der ersten Einrichtung einer nationalen Regie- 
rung in Serbien wurde die Notb wendigkeit einer Beschrflnkung 
des Inhabers derselben anerkannt und eine eigenthUmliche 
Landesverlretung eingeführt, welche unter dem iNamen eines 
Senates (Ssowjet) zugleich die oberste Gerichts- und Verwal- 
tungsbehörde bildete, neben welcher die periodisch zusammen- 
tretende allgemeine Landesversammlung (Skupschtina) gewisse 
legislatorische Befugnisse, wie die Verwilligung der Steuer und 
die Gontrole des Landeseiats austlble. Das Yerhältniss beider 
aber war nicht klar* J)esliiiinit und der Senat wuide nach Uni- 
ständen bald als Gentrairegierung, hald als Volksreprüsentanz 
nnd Mitinhaber der gesetzgebenden Gewalt angesehen : offenbar 
schwebte aber den Grikndem der nationalen Regierung die am 
europaischen Gontinent noch neue Institution vor, die sich in 



h; Zweites Gesotz von demselbea Dalum (Sbomik Vit, S. M), 
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Serbien im chaotischou Kriegsdrang und -iNoih nicht so ieiclil 
durcbfuhren Uess als in bereits organisirlen Slaalen^ wo sie 
nicht, wie hier, den Anfang, sondern gewissermamn den 
Schlosspunkl Mallioher Orgunisation biidel. 

Die rechtliche Bedeutung des Ssowjet wMhrend der Jahre 
1805-1813 liegt aber hauptsächlich in seiner Wirksamkeit als 
Centralverwallungs- und oberste Gerichtsbehörde des Landes, 
welchem daditrch ein fester Mi llelpunkt für eine kUnXiige bessere 
Organisation gegeben war. Während der Heaktionaepoche von 
4843 -^4815 ging der Ssowjet mit so vielem Goten ^ das er ge- 
schaffen, unter und wurde nach dem siegreichen Aufstände des 
Knes Milosch ObrenoWitsch 1817 durch eine ^^Nationalkanielei*' 
ersetzt, deren Befugnisse äusserst gering waren und deren Be- 
deutung^ nur darin lag, dass sie eine serbische Behörde unter 
der Türken herrscbaii vorstellle« Als sich die Alleinherrschaft 
Hilosch's befestigt hatte , konnte von einer Theilnahme des Yol- 
kes an der Gesetzgebung keine Bede mehr sein und der ,,Bath 
der Aeltesten,'' nach welchem Fürst Hilosch im Sinne des Uati- 
scherifs von 1830 die nationale Staatsgewalt organisiren undaus- 
ttben sollte*), hatte eben so wenig legislatorische Befugnisse als die 
. Skupschtina, welchederFUrstzeitweise einzuberufen pflegte, ohne 
sieh durch ihreBeschlttsse irgend gebunden su Alhlen. Erst durch 
das organische Statut von i 835 wurde der Ssowjet, wie es in der 
Absicht seiner ersten Organisation gelegen aber übel ausgeführt 
war, als die juristische Repräsentation des gesanimten Vol- 
kes und seiner paiiiischen Interessen und als die. zur Ausübung 
der politischen Rechte des Landes gegenüber der Landesregie- 
rung ausschliesslich berufene Corporation eingesetzt und ihm 
durch das Staatsgrundgesetz von 4 838 die unmttlelbare Theil- 
nahme an -der Gesetzgebung und die gesetzliche CoiUiole cki 
Staatsverwaltung zuerkannt*'). Mit diesen wich (igen Befugnissen 
ausgestattet besteht der Ssowjet als inlegrirender Theil der 
Staatsgewalt in der Organisation fort, welche ihm gleich nach 



a) II. Hai 4ä 2. 

b) Ustaw 40— 4ä, U und 47, 
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der Eiufuhrung des Ustaw auf dessen Grundlage durch die na- 
lionaie Siaatsgewalt gegeben wurde'). 

g. 45. 

Die Organisation des Seoales. 

Der Senat besteht (nach der Anzahl der Kreise des Landes) 
mit Einscbluss des Präsidenten und Vice -Präsidenten aus 
siebeozehn Mitgliedern (Ssowjetnik)'), welche sammtlich der 
Fürst über Vorschlag und mit Zustimmung des Senales 
aus den Erfahrensten und Angeschensten des Volkes zu des- 
sen Vertretern auserwühit und ernennt^). Da die Mitglieder 
des Senates vermöge dieser Eigenschaft nicht als blosse Yer- 
IrauensmSinner des Fürsten angesehen werden können, so stellt' 
das Slaalsgrundgesetz die absolute Bedingung, dass diesell)on 
Manner sein rtiUssen, welche ihren MitbUr L^orn durch ihre her- 
vorragenden Fähigkeiten und ihren untadelhaften Giiarakter 
vollkommen bekannt sind und sich durch namhafte Verdienste 
um das Vaterland allgemeine Achtung und Anerkennung er- 



c) Organiiches Gesell Uber die Eiaridituiig dM Ssowjet vom t7. April 
IBI9 (Sbornik I. S. 4 6-28). 

l'stasv g 6 und Organisclies Gesetz über die Einrichtung desSsowjet 
vom 27. April 1839 (Sbornik I, S. 46 — 28) § 1. Es ist eine öfter, und na- 
mentlich auf der Landesversammlung von 4 848 geöusserte Forderung des 
Volkes , da»ä aus jedem Kreise des Landes Je ein S.sowjetntk sein sollte. 
Der Grund dieses Verlangens ist einerseits die Reminiscenz, dass der 
Ssowjet ursprüuijlich eine KreisvoiheUing bilden sollle , und die Ansicht, 
duss aui diese Weise die Interessen aller Landestheilc durch Münner, die 
in denselben geboren und aufgewachsen sind, am besten gewürdigt wer- 
den, in weiciier Beziehung diü Ue^tei ung diese Ansicht als gut und nülzücb 
aocrkaunto und sie in Zukunft im Auge zu behalten verspraob — anderer* 
seit« aber gellte dadnrcb bezweckt werden, dass keine oaturalisirten (Mter- 
reiehischen) Serben in den Senat koaomen, gegen welche das Volk noch 
ans der Regieningsperlode des Fürsten MikMcb ein vom Paiieiseitte ge- 
oilhrtee Ulsslraoen hegt. (Jeher diesen auf der Hand liegenden Grund jener 
Fordernng hat sich die IU|(iernog bei der Verabtcbiedoog dereeUien nicht 
aangeeprocheo. Vgl. die faraUlcbe ResolutiOB vom 9$, September 184$ 
(Sbornik IV, S. 478) Artikel 8. 

b} Ustaw 8g 6 and 8 ; Organisches Geseta g 8, 
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worben haben'**). Ausserdem verlangt der Ustaw als gesetz- 
liehe Eigenschaften der Hilglieder des Senates die serbische 
Nationalität und implicite das Bekenntniss der serbischen Natio- 

nalkircbe, den Vollfjenuss der hllri;. ] liehen Rechte und des 
serbischen Slaatsbllrgerrechles durch Geburt oder Naturalisa- 
tion, ein physisches Alter von wenigstens ftlnf und dreissig Jah- 
ren und den Besitz immobiler Guter im Lande']. Herktfmmiich 
werden die liitglieder des Senates dem Kreise der tüchtigsten 
Staatsdiener hühem Ranges entnommen. 

Nach erfolgter Eriieniiung und \ür dem Eintritte in den 
Senat hat jeder Ssowjetnik , mit Einschluss des Präsidenten, in 
Gegenwart des Metropoliten von Serbien einen Eid zu leisten, 
durch welchen er sich verpflichtet, niemals gegen die Interessen 
des Volkes und die gesetzlichen Rechte des Suzerains zu bandeln 
und nichts zu thun, was seinen Berufs- und Gewissenspflichten 
widerstreiten kiuinte"). 

Die Mitglieder des Senates werden als Staatsdiener ange- 
sehen und geniessen alle Rechte , welche dieaen zustehen , im 
vorzüglichsten Ausmasse. Sie nehmen den ersten Rang unter 
den Staatsbeamten ein, werden aus der Staatskasse besoldet 
und tragen in den vorgeschriebenen FMlen die Staatsuniform'). 
Sie geniessen vollkoiutnrne Froilieit der Aeusserung im Amte, 
und können nur in dem l ulle abgesetzt oder aus dem SbOv^jel 
entfernt werden, wenn sie durch gesetzliches Urtheil der ver- 
fessungsm^sig zuständigen Gerichte eines Veiigehens gegen den 
Suzerain oder gegen die Verfassung des Landes oder endlich ei- 
nes gemeinen Verbrechens ttberwiesen worden stnd>). 

Der Sitz des Senates ist stets am Orte der Gentralrcgierunc, 
also jetzt in Belgrad^). Der Senat ist permanent versammelt und 
kann vom Fürsten weder vertagt noch aufgel(töt werden. Alle 

c) Ustaw § 8; Organisches Gesetz § 3. 

d) Ustaw § 7 ; Organisches Gesetz § 3. 

e) Utttw § 9 ; Organisebes Gesets % 4. 

0 Ustaw S 19 ; Ofgaalschas Gosels g SS; Varonlnungen tooi IS. April 
4 SB« (Sbomik V, S. MS) und vom S. Oktober 4850 (Sbornik V, S. S86). 
g) II. Hai g 15 ; Uslaw g 47 ; Organisebes Gesetz g 6. 
b) Ustawgft. 
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Amtsgeschafle. des Senates konneD nur in Sitzungen verbandelt 
und entschieden werden ; die Sitzungen werden miodeslens 
zweimal wöchentlich , mfAsi aber täglich gehalten ; sur* Gültig- 
^JtMfcjsy^ Beschlusses ist die Anwesenheit vod swei Drittheilen 
seiner M itgliediH^ vjprgAishrieben. Seine Beschlüsse fas^t äer Se- 
nat mit einfacher Slirnmcnmfchrheit; die Absiimmung geschieht 
offen und mündlich, aussei vvcnp das Bailot in einem besondem 
Falle durch Stimmenmehrheit beschlod^en wird. Bei Stimmen- 
gleichheit für und gegen einen Verhandlurigsgegenstand muss 
die Beschlassfossang auf eine voltztthligere Sitzung vertag! wer- 
den»). ' 

Da bei den Silzungen des Senates die Anwesenheit und 
Theilnabme der Minialer sowohl zur Vertretung der Itegierungs- 
anträge als zur Ertheilung von Aufklärungen Uber Gegenslünde 
ihres Wirkungskreises nothwendig ist , so verordnet der Ustaw, 
dass die ^taatsminister^ nach vorhergehender Ablegung des 
Verfassungseides, wahrend der Dauer ihrer AmtsfonkUon im 
Senate den Sitz und Vorrang vor den Miiizliedorn des Sena- 
tes haben sollen^). Für einen aus ge^eLzlichciii Grunde am 
Erscheinen im Senate verhinderten Minister bestellt ihm der 
Fürst unter den Mitgliedern des Senates mit dessen Zustimmung 
einen zeitliehen Stellvertreter*]. 

Zur Führung des Protokolls und Ausfer tigung der Beschlüsse 
ist ein Generalsekretär nebst zwei Sekretaren angestellt; der 
Schriftfuhrende Sekretär hat bei Verhandlungen eine bera- 
thende Stimme*"). Ausserdem besteht beim Senate das nöthige 
Kanzeleipersonal , welches» so wie die Sekretare , Staatsbeamte 
sind und aus der Staatskasse besoldet werden*). 



i) l'stnw g Ii; Organisches Geselz .^^ 2G — 47. 
k) Lslaw ä 4 6 ; Organisches Ge&ela 6 ond 33. 
1) Organisches Gesetz § 7. " . 
ui) Organiscbes Gesetz §§ <7, 29, 31, 3*. 49, 51. * . ' t 

n) Organisches Gesetz g§ 9. &2. 60. 



V. Tk«lae, S«rb. S.tMltr«ehl. 
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§. 46. 

Die pollUscheo Befufotise des Senates. 

Der rechtliche Zweck des Senates ist , alle nationalen In- 
leresseo des serbischen Volkes nach Innen uad Aussen zu be- 
ratben und su begutachten und den Fürsten , als Inhaber der 
Staatsgewalt I bei deren verfassungsniKssiger Ausübung zu un- 
terstlltsen*). Da sich nun die Staatsgewalt in den beiden For<- 
men der Gesetzgebung und der Vollzieluing der Gesetze belhü- 
tigl, so ist d;imit auch die Aufg^d)e und das Rocht des Senates 
ausgesprochen, in jeder derselben, jedoch auf eine verschiedene 
Weise zu wirken. Seine Befugnisse sind daher doppelter Art; 
in Bezug auf die gesetzgebende Gewalt ist dem Senate die Initia- 
tive, und andererseits derlieirath und die Zustimmung zu jedem 
seiner Natur nach von der hegierun^ ciusgehenden Gesetze zu- 
gesprochen'') : in liiiisicht auf die vollzielionde Gewalt steht ihm 
das Hecht und die Pflicht zu, die Siaatsvorwallung im Geiste 
der Verfassung zu organisiren, ihre Tbiitigkeit zu befiufsicbtigen 
und über die Einhaltung der diesbezüglichen gesetzlichen Be- 
stimmungen zu wachen*). 

A* Bezüglich der gesetzgebenden Gewalt. 

Der Senat ist verfassungsmässig der Mitinhaber der geselz- 
gebendep Gewalt, deren Ausübung dem Fürsten als Staatsober- 
haupt zusteht. Keine Anordnung ist rechtskrUflig und keine darf 
in Vollzug gesetzt werden, wenn sie nicht zwischen dem Filrslen 
und dem Senate in der gesetzlich festgestellten Form vereinbart» 
vom Senate berathen, angenommen und gjenehmigt, und vom 
Fürsten sanktionirt und proroulgirt ist'). Dem Senate konunty 
unter Tbeilnahme und Genehmigung des Fürsten , die prin- 
cipielle Entscheidung aller Frauen und Rechtsgrundsätze hin- 
sichtlich der Staatsbürgen echte des Volkes , dann der Justiz-, 

a) Ustaw g <0; Oigauisches Gesetz g 10. 

b) üstaw § H; Orfiaiiisches Gesetz § <<. " 

c) IJsl iw fc, 26 ; 0rt;ain8ches Gesetz 2J, 24, 85. 
dj üblavv § 4 1 ; ürgtioisches Gesetz 4 1 uutl i1. 
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Verwaltungs-, Finans- und IfilitSrg^setegebuDg and das Bechl 
der aulbentiscben Auslegung der Gesetze zti*). Der Senat allein 
Übt das Recht der Inilialivc, so wie der Fürst allein das Reclit 
des absoluten Veto nus, und in jedem Gesetze und in jeder Ver- 
ordnung tuuss, zur Begründung ihrer Recbtskräftigkeit , die Zu- 
stimmung oder Genehmigung des Senates ausdrücklich erwSbnt 
werden'). 

B. Uinsichtiich der vollziehenden Gewalt 
stefaen dem Senate folgende Befugnisse zu : 

1 . Er liat innerhalb der durch das Staalsgrundgesetz ge- 
zogenen Grenzen die gesammte Staatsverwaltung unter Geneh- 
migung des Fürsten zu organisiren» den Wirkungskreis der ein-« 
zelnen Ministerien zu bestimmen, Gompetenzconflicte zwischen 
denselben za entscheiden , bei sich eingebender Nothwendigkeit 
neue Aemter zu creiren und die Gehalte der dabei anzustellen- 
den Beamten, so wie deren etwaij^e Ueiuuuuraiionen zu bewilli- 
gen «). 

2. Ihm haben die Minister alljährlicji im Marz und April 
molivirte Aechenscbaflsberichte Uber die Amtsführung der ihnen ' 
anvertrauten Ministerien und der denselben untergeordneten 

Vollzugsorgane zur PrQfung vorzulegen ^J. Ihm sind die Minister 
für Iiiiügrilat der dem Laude vertragsmasbii^ zustehenden 
püiitischeu Rechte'} und für die verfassuni^sniüssige Ausübung 
der ihnen vom Fürsten übertragenen und in dessen Namen ge- 
übten vollziehenden Gewalt verantwortlich''). Der Senat hat 
das Recht die Minister, welche die Schranken der ihnen über- 
tragenen vollziehenden Gewalt ttberschritten haben, darüber zu 

e) tJülaw 12 hl. a; und d] ; Organisches Gesetz g§ i i lit. a) und d) 
und 33. . . 

f) üslaw § 13 i Organisches Gesetz g§ <3— <8. 

g) Ustaw S IS lit. hj ; Organi0oh«9 GümIx §§ i% liU h) und SS. 
b) Üttftw 8§ 4S uod IS ; Qrsanitobes Geaeta % 14. 

i) Orgaoisallon der Staalskanzelei vom 39. Hai 1899 (Sharaik J, 8. t9) 

gl». 

k) Orgaaisaliou der Geotralregieruiig vom t9. Mal 4 889 (Sboraik I, 
S. 38) S 5 ; OrgaDiaches Geaelz über dea Saowjei § S«. 
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vermabDen-und zur Rechenschaft zazieheo, uod niHhigenfnIis 
im EinvernebmeD luH dem Fttrsten Massregeln gegen das Wei- 
tergreifeh solcher MissbrSlttclie zu titfeii> ohne sieb ttbrigens 
direkte'Eingriff(B'in die Handhabung der votlsiehenden Gewalt 

zu erlauben'). Zur formell rechtlichen Ikjjt ündung der Verant- 
wortlichkeit der gesammten Staatsverwaltung gegenüber dem 
Senate ist die Contrasignatur jeder von derselben ausgebenden 
Anordnang durch den betreifenden Minister angeordnet"*). Ein 
eigenes Gesetz tiber Hinisteranklage gibt es ttbrigens nocb nicht. 

3. ])a der Staatshaushalt verfassungsmHssig nur durch Fi- 
nanzgpsetze zu bestimmen ist uiid keine Abgabe ohne vorher- 
gegangene Zustimmung des Senates eingehoben werden kann"): 
so ist dieser allein berechtigt, das ihm vorzulegende auf.Grund" 
Jage des von jedem Minister fttr sein Departement vorberechne- 
ten Erfordernisses von der Staatsverwaltung aufgestellte jahr- 
liche Budget zu prüfen, zu begutachten und zu genehmigen oder 
zu verweigern , und die Summe der zur Bestreitung der Staats- 
bcdUrlnisse.benölhiglen Steuern und Abgaben zu verwiliigen**), 
die ihm Uber die angeordnete Verwendung derselben von der 
Staatsverwaltung vorgelegten Rechnungen zu prüfen und den 
betreffenden Minister ' entweder zur Verantwortung zu ziehen 
oder davon zü entlasten p) ; die Aufsicht Uber das Staatsgui zu 
führen und mit dem etwa erübrigten Heste der i£innabmen zu 
disponiten'). ' 

Zum Zwecke der Beaufsichtigung des Etats, so wie der 
Prüfung der Rechnungen besteht beim Senate, von diesem allein 
abhängig und in dessen Namen Und unter dessen unmittelbarer 



1) Organische! Gwetz gg ^4 and S5. 

ID) Usüw § 25 ; Organisation der Staabkapzelei § 22 ; Organisation der 
Centrairegierung § 9. 

D) Cstaw gg 1 4 und SO ; Organ ttobei Gesetz g II . 

o) Ustawg 4S lit. c).; Org»oisclies Gesetz g 4t Ut. c) ; Organfsatloo der 
Centralregierang g 4S. 

p] I staw 15 uod 26; Organisches Gesetz gg S4 und tS; Organisa- 
tion der Cenlralrcgierung § 7. 

q) Ustaw gg 42 III. c)» 20 und fS. 
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A ufsicht wirkend , eine eigene Oberste Conti olsbehöi de 
(Glawna Kontrola), uuter der specielien Leitung eines von Jahr 
zu Jahr eigens biezu bestellten Senats -Mitgliedes als Direktor 
(uprawitelj glawDe Kontrole) iilii dem erforderlichen RedinuDgi»- 

und KanxeleipersonaleO*' 

4. Der Senat hat dfie Zahl, die Organisation und die Besol- 
dung der Liindesai mee zu bcjitiiumcn und die MUitargeseUe für 
dieselbe ausaiuarbeiteu . 

, ' §.47. • V 

Der ümluig DBd die Austtboog der seseligebeiMlen Gewalt . 

Der Umfang der gesetzgebenden Macht , welche dem Für- 
Sien von Serbien im Vereine mit dem Senate verfassungsmässig 
zusieht , erstreckt «ich auf alle Rechtsverhältnisse des (öffent- 
lichen und Privatlebens , welche ihrer Natnr nach eine[r recht- 
lichen Bestimmung unterliegen können; ihre positiven innem 
Grenzen sind aber durch das Abhängigkeitsverhaltniss , in wel- 
chem Serbien zur Pforte steht, durch das Staatsgrundgesetz und 
selbstverständlich durch wohl erworbene Rechte juristischer 
und natttrlicher Personen bestimmt*). 

Es werden daher sowohl neue Gesetze gegeben als auch 
ältere abgeändert; um aber für die Gesammtbeit der Staatsan- 
gehörigen verpflichtend und nöthigenfalls auch zwangsweise 
voUziebbar zu sein, müssen sie zwischen beiden Factoren der 
gesetzgebenden Gewalt in verfossungmässiger Form vereinbart 
und erlassen werden **). 

Dies gilt sowohl von den Gesellen, welche allgemeine 
Reohtsgrundsätze aufstellen , als von Verordnungen, welche 
auf der Grundlage der Verfassung, des gesetzlichen Rechtes, oder 
des gesetzlichen Herkommens für specielie Fälle gesetzliche Be- 
stimmungen treffen. 



r) Gesetz vom U. Juli <844 -Shornik II, S. 304). 

s) üstaw g i« !it. d) und Organisches Gesetz M lit. dj. 

a) Uslaw 9 und 43; Organisches Gesetz g 18. 

b) Ustaw aod 43i Orgaoisches Gesetz ^ Ii und Sl. 
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Gesotze können nur in lioin Falle erlassen werden, wrnn 
ihre iNotbwendigkeii durch Bescbluss des Senates anerkanni und 
constatirt wurde*'). Die Iniiiative der Gesetsgebaag ist ein poii«- | 

■ 

tisohes Befugnias des Senates, so wie das absolnle Veto ein sol- | 
ehes der Farsien isl'). Die Veranlassung eines Gesetses kann ' 

aber sowohl vom Senate, als vom Ftlrsten ausgehen, ja jeder 
einzelne Minister, jeder Ssowjetnik , jede Landeshehördo kann 
bei erkannter Nothwendigkeit einer gesetzlichen Bestimmimg im 
geeigneten Wege das Ansuchen um £riassung einer solchen stell- 
ten*). Eben so geschieht es mit Verordnungen und mit der In- 
terpretation der Gesetze ; jederHinister kann sich, sei es aus ei- 
gener Erwügung oder auf eine Anfraf:o der ihm unterstehenden 
Vollzugsbchörden, an den Senat weiulcn und die LikJaruiig des 
Gesetzes oder die Aulstellung eines Grundsatzes für einen spe- 
ciellen Fall ansuchen. Der Senat stellt den Grundsatz CUr die 
Beurtheilung des Falles auf, welcher, wenn er die Bestätigung 
des Fürsten erhält, als Verordnung an den betreffenden Minister 
erlassen wird und für den Iraglichen wie für anderweitige ana- 
loge Falle als rechtliche Norm zu gellen hat. 
> Nach beschlossener Nothwendigkeit eines Gesetzes ist es dem 
Senate zur Pflicht gemacht, ein motivirtes Projekt desselben, sei es 
durch eineCommission aus seiner Uitte mit oder ohne Zuziehung 
anderer Personen, oder durch einen Minister oder einen Ssowjetnik 
oder endlich durch speciell hiezu aufgeforderte Beamte ausarbei- 
ten zu lassen. Der aut diese W eise zustandegekommene Gesetz- 
entwurf wird dem Senate zur Üei^ulachtung und Be&cbiusälassung 
vorgelegt; bei der Debatte muss der Minister^ dessen Ressort das 
Gesetx betrifil, anwesend sein und muss seine Ansicht darüber 
vernommen werden. Wird der Gesetzentwurf vom Senate durch 
Stimmenmehrheit angenommen, so muss er in der festgestellten 
Fassung eines Gesetzes mit der Fertigung des Präsidenten und 
des Sekretärs des Senates im verzuglich dem Fürsten zur Sank- 



C) Organisches GeseU ^ \6. 

d) Dsta'w § <3 ; Organisches Gesetz § <3. . 

e) OiigtDiscbes Ceseiz §14. 
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lion unterbreitet werden '^). Der Fürst kano das Gesetzprojekt 
grundgesetzliob nichL al^lehoent wohl ab«r liodifieationen in 
dmiselban bMnirageo. Bringl er irgeod welobe motivirte Aeii* 
derungen des Gesetzenlwurfai in Antrag^ so geht dieser ea dea 

Senat zur Beralbung und Erledigung der vom Fürsten beantrag- 
ten Aeuderungen und vorgebrachten Bemerkungen zurück. 
WeDQ der Senat auf seiner Ansicht und der ursprünglichen 
Passung des Entwurfes lu bestehen bescbüesst, so tinssert er 
aiofa darüber in einer Adresse an den Fttrsten, ta welcher er die 
HoUve seines Verfohrens darlegt. Es ist nun am Fürsten , ob er 
seine AntrUge aufrechterhalten, oder der Ansicht des Senates 
sieb anscbiiesseii will ; im erstem Falle wird der Gesetzentwurf 
mit, den moUvirten Modificatipnsantjrägen an den Senat sur leta- 
len Berathung zurttckgeleitet und kann von diesem angenom- 
meD oder nochmals abgelehnt werden. Kommt eine Vereinba- 
rung aber das Gesetzprojekt zwischen Fürst und Senat zu 
Stande — ohne weklie selbstverstUndlich ein verfassungsmäs- 
siges Gesetz nicht möglich ist — so wird der Gesetzentwurf in der 
endlich beiderseits vereinbarten und gebilligten Fassung vom 
Fürsten baldmöglichst sanktionirti dem Senate zurückgestellt 
und in vollzähliger Sitzung desselben publicirt. Das Gesetz be- 
ginnt mit der Formel ,,Wir N. N., Fürst von Serbien^ haben mit 

Zustimmung des Ssowjet verordnet und verordnen ,** 

trägt am Schlüsse das Datum und die Geschäfts -Zahl des Für- 
sten und des Senats und wird vom Fürsten unter Gegenzeich- 
nung des Ministerpräsidenten so wie vom Präsidenten und dem 
Generalsekretär des Ssowjet unterzeichnet und mit dem grossen 
Staatssiegel des Fttrsten und des Ssowjet versehen«). Die vom 
Fürsten an die Ministerien erlassenen Verui diiungen haben eine 
minder förmliche Fassung , crvväiinen der jedesmaligen Zuslim-*' 
mung des Senates bloss im Contcxte und bedürfen nicht der 
Contrasignatur des Ministerpräsidenten. 

Jedes Gesetz wird in so vielen Original -Exemplaren aus- 

f) Oi*gani:iclies GeseU 47. 

g) OrgaoMCbes Gesetz § 17. 
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gefertigt, dass alle Behörden damit betheilt werden köDoen. 
Die Promulgatioii der Geaeiie geht vom Fürsten aliein ans ; alle 
ausgefertigte Exemplare des Gesees werden dem Fürsten zu- 
gestellt , welcher sie durch das Ministerium , dessen Ressort das 

Gesetz betrifft, den einzelnen Behörden zustellen lasst; die 
Puhlicatioii erfolgt erst durch den Staatsanzeiger (Swüniuchne 
Nowine) , dann durch die Gesetzsammlung (Sbornik) Die 
Rechtskraft des Gesetzes triti mit dem dreissig^ten Tage naeh 
der Sanktion durch den Fürsten ein , wenn nicht Im Gesetie 
selbst eine andere Frist ausdrücklich bestimmt ist'). Ausserdem 
wird jedes auf vorerwähnte Weise promulgirle Gesetz in jeder 
lieriieinde durch die Kmeten, oder, wenn diese schnftun kundig 
sind, durch den OrtsgeisUicheo durch VerJesung verlaulbart. 

I 

Anhang. 

§. i8. 

Voa der aUgemeiDeo LaodeüversammJuDg (Ssluip&cbUna). 

Es isUmehrmals in diesem Werke der allgemeinen Landes- 
Versammlungen gedacht worden , und zwar in einetn Zusam- 
menhance inii Krscheinuni^tn , welche denselben eiue hohe Be- 
deutung fUr das öffentliche Lehen des serbischen Volkes ver- 
leihen. Da jedoch Uber die Organisation und die rechtlichen 
Befugnisse der Sskupschtina gar keine gesetzlichen Bestimmun- 
gen vorhanden sind , so entziehen sie sich jeder puhlicistischen 
Charakteristik und lassen nur eine historische Betrachtung ihres 
Zusammenhanges mit der staatsrechtlichen Eulwickelung der 
Landesverbultnisse zu. 

Nach dem Ausbruche der serbischen Bevolution Üble die> 
Sskupschtina im Namen des serbischen Volkes volle Souveraine- 
tat aus. Sie wfihlteKaradschordsche zum Landesfürsten, berieth 
über die innern und auswärtigen Angelegenheilen des serbi- 



h) Oreanisches Gesetz §§ <9 und SO. 

i] Orgaiu5ciies GeüeU g 21; V«rordoung vom i3. November 4850 
(Sboroik V, S. U\l 
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sehen Volkes, enianDte die Depntattonen , welche mit der Pforte 
und fremden Bfachten ttber die Feststellung der Rechtsverhält- 
nisse des Landes ge^cnttber der Pforte tn unterhandeln hai- 

len , und ertheilte ihnen hiezu die n()lhi':;en Instructionen ; sie 
gab Gesetze, bestimmte die Auflagen und koDtrolirte die Hand- 
habung der nationalen Staatsgewalt. 

Nach der Reactionsepoche und der wiederholten Revolution 
von 4845. wählte die Sskupachtina 4847 den Kues Milosch 
Obrenowltsch zum Erbfürsten von Serbien und wiederholte 
diese \\ ahi Dach der Bekannlmacliung der Convention von Ak— 
jerman im Jahre 1827; aber ihre Ubrifj;en Befugnisse wurden 
durch das kräftige Aufkommen der fürstlichen Macht in der Per- 
son des Fürsten Milosch Obrenowltsch immer geringer und san- 
ken endlieh zu gllnsllcher Bedeutungslosigkeit herab. Fdrsl Mi- 
losch berief sie zeitweise , publicirte vor Ihr die Staatsverträge^ 
machte ihrMittheilungcn über den jeweiligen SUind seiner diplo- 
matischen Unterhandluiitieo niil der Pforle und liess sie Be- 
schlüsse ia&se% ohne sich übrigens durch dieselben rechtlich 
gebunden zu erachten. 

Nach der letzten Revolution Im Jahre 4 842 war es wieder 
die Sskupsohtina , welche den jetztregierenden Fürsten Alexan- 
der Karadschordschewitsch wählte, und im Jahre 1843 diese 
Wahl wiederholte; die letzte Sskupschtina wurde Über Einbe- . 
rufung der Regierung am 29. Juni 4848 gehalten , jedoch in ei- * 
ner von der ursprünglichen ganz abweichenden Form:. wahrend 
nämlich sonst alle Emeten und alle Hausvater zu erscheinen 
pflegten, bestand die letzte aus gewählten Deputirten aller Kreise 
des Landes und der Landeshauptstadt Belgrad, des Landcs- 
lyceums, des Klerus der Mationaikirche und der Laudesarmee. 

Das Rechti Landesversammlungen zu halten ist niemals und 
von keiner Seite beanstandet worden, eben so wenig als das dem 
serbischen Volke verfassungsmässig zugestandene Petitiönsrecht, 
welches am Knde nur durch eine allgemeine Landosversanindung 
ausgeübt werden knnn: da jedoch die Slaat.s^iuiulgesetze der, 
Sskupschtina nichl erwähnen, so sind, bei der hiedurch begrün- 
deten Ordnung der Dinge , ihre Befugnisse und deren Umlang 



Digitized by Google 



106 Siebentes Capilol. Oer Seoal (Ssowjel) als Landetverlrelung. 

iweifelhafl geworden, und eine gesetzliciie HoslimmungdersfiibeQ 
isl, wie erwühnti noch immer nicht erfoJgU 

Die leUteLandesversammlung von 1818 (Ssweto-Petrowaka 
Sekupaehtine) tthte ein umfassendes, W6nig oder gar nioht be*» 

schränkics Petitionsrecht beinahe hinsichtlich aller Thätigkeits- 
olij( kte der Slaatsgcwnlt aus. Der FUrst nahm ihre Bitten und 
.Forderungen enlgegeo, übergab sie dem Senate zur Begutachtung 
und erHess im Einklänge mil den Beschlossen des Senates über 
alle zurSprache gekqinroenen 95 Punkte einen Landlagsabsobiedy 
welcher nach dem für billig und sweckdienlich anerkannten 
Verlangen der Sskupschtina durch den Staatsanzeiger und die 
Gesclzbamiiilung kundgemacht worden ist"). 

Auf dieser Lnndesversammlung wurde von allen Kreisen 
Serbiens die Forderung gestellt^ dass dieSskupsMohiina in Zukunft 
regelmässig alle Jahre, oder wenigstens alle drei Jahre einberufen 
werden nHlsse , um die Handhabung der gesamrolen Staatsge- 
walt zu kouU oliren und namentlich um den Stand unddieRech- 
nungsgebahrung des gosanirnten Staalbx ermöLcns zu prüfen. 
Diese Forderung wurde vom Fürsten mit Zustimmung des Sena- 
tes dabin verabschiedet, ,,dass diesem National wünsche ent- 
sprochen werden soll , und dass, bei der NothwendigjLeit einer 
gesetslichen Bestimmung Uber die Gompetenx der Sskupschtina 
unter Wahrung der Integrität desStaatsgrundgeselzes, eineCom- 
niission im Seiiale mit der Bearbeitung eines Gesetzentwurfes 
hierüber beaullragt worden sei, welcher nach erlolgier Sanktion 
dem gesammten Volke werde kundgemacht werden ^^''). 

Diese Gommission des Senates scheint aber ihre Aufgabe 
noch nicht gelöst su haben und das versprochene Geaets wird 
noch zur Stunde erwartet. 

a] Fürslliche Hes^ulution vom Scpleinber < 848 (£>Loinik iV, S. 173 
— 104] und oamenllicti § 6$. 

b) Ebendaselbst § 3. 



Digitized by Google 



Zweites Bucb. 

waltuugsrecht. 



Digitized by Google 



* ■ 4 



üiyiiized byGoogle 



firstes CapiteL 

* ■ • 

VjOU der Awrabung der voUaeheiideii Ctewalt. 

Erster Abschuill. 
VoD der Orgauisaiiou der Staatsverwaltung. 

' §• 49. ' . 
tochicliUiehe Eotwickelung; der vollziehenden Gewalt und verftssmigs- 
nXuige VerthelloBg der Staatsgeicbällsiiiuae. 

Es ist bereits mehrmals (vergl. §§2, 9, 44) in diesetA Werke 
erwähnt worden^ dass bei der ersten Einrichtung der nationalen 
Staatsgewalt in Serbien der Senat mit dem Oberbefeblsbdbcr 
Karadschordsche nicht bloss die gesetzgebende , sondern auch 
die volliiefaende Gewalt theiite, und dass die nacli dem zweiten 
Anfetande anstatt des Senates eingesetzte Najlionalkanselei eine 
ähnliche Bestimmung hatte , weiche sie aber gegenüber einem 
willenskraftigen Fürsten, wie Milosch Ohrenowitsch, weder gel- 
tend machen noch crlüllcn konnte. Nachdem sich endlieh die 
Nationalkanzelei in eine Art Obergericht verwandelt hatte, blieb 
Fürs( M ilesch im ansscbliesslicben Besitze der gesammien £xe- 
cutiv-Gewaii, deren Organisation die denkbar einfachste war. 
Ihm stand zur Seite ein Staatssekretär mit einigen Kanzelei- 
heamten zur Besorgung der Sclireibgeschüfte ; da aber der I ürst 
allein regieren wollte und regierte , so war die Amtsgewalt des 
Staatssekretars sehr gering. In der fürstlichen Kanzeiei cen- 
oentrirte sich die Justiz-, Polizei- und Finanz Verwaltung des 
Landes in oberster Instanz und ausserdem die Leitung der bei- 
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nahe unausgesetzten diplomatischen L'nterhandiungen mit der 
Pforte ; dass nun der FUrsi mit s^nem Staatssekretär und we- 
nigeo Cxecutivorganen diegesammte Staatsverwaltung zu beherr- 
schen und ausserdem die tttdtlich langwiengen Unterhand- 
lungen mit der Pforte zum Abschlüsse zu hriniien ver- 
mothle. ist einerseits durch die Einfailiheil der inncrn 
Landesvei hiillnisse jener Zeit, andererseits aber durch die rast- 
lose Energie und das entschiedene Herrschertalent des Fürsten 
Blilosch erklärbar und begreiflich, welcher, wenn ihn nicht eben 
seine gewaltige und gewaltthätige Natur zu persdnlichenAusschrei- 
tungen hiuriss, durt li diese einfache Oiii.iiii.>alion seiner Regie- 
rung bein;>ho zvvanziii; Jalire lang ein Ihatkriiftii^es, freisinniges 
Volk oiine eine gefahrdrohende Opposition zu beherrschen 
wusste. Indessen aber wurden , besonders nach erfolgte Aus- 
einandersetzung mit der Pforte , die Innern Verhältnisse immer 
compHcirter und die Macht und Einsicht des Porsten und seines 
Suialssekrelärs reichten immer weniger zur Dt htiTschung der- 
selben aus; die Opposition nahm zu und lurderte endlich vom 
Fürsten, dessen unumschränkter Wille bisher Gesetze gab und 
vollzog, die EtnfUhniog einer im Geiste des europäischen Bechis- 
staates organisirten^ an positive Gesetze gebundenen Staatsver- 
waltung. Das Staatsgrundgesetz von brachte diese Forde- 
rung zu rechtlicher Geltung, indem es die Staatsverwaltung von 
der Gesetzgeijung trennte und ihr die jetzige Grundlage und 
Organisation gab. Die Handhabung der Gesetze im Staatsgebiete 
des Fürstentbums Serbien steht demnach dem Ftlrsten. alleiOt 
als Inhaber der materiellen Hoheitsrechfe, zu und wird in sei- 
nem Namen und Auftrage von der Gentrab cgierung (zentraino 
prawiteijstwo) in den durch die Gesetzgebung ausdrUckÜcii vor- 
gescbriebcuen Formen ausgeübt'). 



a) ÜBtow §§ 3, 5 ; Orgaataebea Gesetz ilbcr deo Ssowj«! § sr 

Die VerlAssuQgtaricuDde ond die orsnoischen Gesetze sprecbeop nul 
Feslhaltang des Unterschiedes von Regiernog ood Verwaltung, von der 
Slaatslcanzelei im Unterschiede von der Central Verwaltung, unter welcher 
die Ministerien des Innern , der Finanzen , der Justiz nnd des Kultus nnd 
Ünterridiles begriflbn werden. Dn Jedoch die Slaatskanselei in Ihrer Eigen* 
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Da die Verfassangsurkonde und ihr entspracbend die Lan- 
desgesetzgebang fttr die Yerwallong des Landes das Realsystem 
angeordnet hat, so ist die gesammte Geschüftsmasse der Slaats- 

Verwaltung nach ihrer naU'irlichoii Gleicliarlii^keit und Verschie- 
denheit an Deparlenients oder Ministerien verlhcilt, deren Zahl, 
Name und WirlLungskreis gnindgesetxlich bestimmt ist. Jedem . 
Departement sind die zum Vollzuge seiner Anordnungen noth> 
wendigen Behörden untergeordnet, deren jeder der zum selbst- 
sländigen Amtshandeln nöthige ThUligkeitskreis eingeräumt ist**). 

Die Cenlrali c uierung zerfülll dctnnach in fünf verschiedene 
Departements oder Ministerien (püpclschitt'Ijstwo) : 

\. Die fürstliche StaatskauzeJei (knjasbeska Kanzelarija), 
welche zugleich das fürstliche Gabinet und das Ministerium der 

« 

auswärtigen Angelegenheiten (popetschileijstwo inostranyh dje- 

lab) bildet'); 

2. das Ministerium des Innern (popetschiteijstwo wnutre- 
njih djelab) •^j ; 

3. das Finanzministerium (popetschiteijstwo finanssije) *) ; 

4. das Justizministerium (popetschiteijstwo prawossudija)^ ; 

und 

5. das Ministerium für Kultus und Volksaufkliirung (popo- 
tschiteljstwo narodnog prosswjeschlenija) *}. 



sehafi als fürsUtches Cabinet durch ihre Befugnisse auf jlle Ceiitralverwnl - 
long unmittelbaren Eiiilluss ausübt, so schien es passender, die Staats- 
kanzelet und die Centraiverwaltung unter dem Namen yyCeolralregieruQg" 
alg ein organisches Ganzes zusammenzufassen. 

b) Ustaw g§ 5, 4 9—22; Organisches Gesetz über den Ssowjet g22; 
Organisaltou der CenlralverwaMun,:^ !0. 

c) üstaw § 5 ; Organisches Gosel/ über die Einrichtung der fürsUichea 
Staalskanzelei vom 29. Mai lf>39 |Sboi mk I, S. 29-37). 

d) üstaw §. <9 , uit^antsches Gesetz über die b-inrichlung der Ceotral- 
vci walluiiy vom 29. Mai 1839 (Sbornik I, S. 38—57) K. Capitel. 

e} Ustaw^g. 20; Organisches Gesetz über die Centralverwaltang» 
S. Capitel. 

Ii Oslaw §. 21 ; Organisdies Gesetz Ober die CeDtraiverwaliUDg, S.Ca- 
pilel» I. Abschnitt. 

g) U^taw § ti t Organiacbes GeseU aber die Geiilralverwftllaag, a. Ca- 
pilei, S. Abschnitt. 
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An der Spitze jedes Departemenls steht ein Minister (Fope— 
tschifcelj) ; nur das Kultus- und UnterrichtsmiDislenuin hat mit dem 
Josllzministeriun deaselben Chef gemetn. -Die Leitung der 
Staatskanzelei ist' dem Stell Vertreter des Fttrsteo" (Knjasheski 

Predstawnik) übertragen, welcher als solcher zugleich Minister- 

prasideul und Chef der gesammten Staatsverwaltung ist^). 

Reclilllclie Stellung der Miuisler. 

Die Minister sind als die ersten Beamten des Staates die 
unmittelbaren Ratbe des Fürsten und diejenigen.seiner Organe, 
an welche er unmittelbar seine Befehle richtet , damit selbe den 
untergeordneten Behörden mitgetheilt und in Vollzug gesetzt 
werden. Ueber die publicislische Stellung der Minister aber 
jzcht die Veilassungsurk Hilde und die Landesgesetzgebung in 
mehren wesentlichen Bestimm ungca von verschiedenen Ansicht 
ten aus. Die Yerfassung^urkunde lässt dem Fürsten in Bezug 
auf die Pers^MiIichkeit der Minister eine ganz freie Wahl ; sie 
fordert bloss, dass die Minister Eingebome oder naturalisirte 
Serben sein müssen ") und räumt ihnen, als Vertretern des Ro- 
gieruns^ssystems gegenüber dem Senate als Vulksrepräsenlation, 
,,wUhrend der Dauer ihrer ministeriellen Funktion" nach Ab^ 
legung desYerfassungseides den Sitz im Senate ein'')fobne ihnen ^ 
und zwar ganz consequent^ eine Stimme in demselben aus- 
drücklich zuzugestehen. 

Anders die Landesgesetzgebung. Diese bestimmt, dass die 
Minister einen integrirenden Theil des Senates bilden und dass 
der Purst seine Minister daher unter den Mitgliedern des Sena- 
tes wSblen müsse I und zwar aus dem Grunde ,,weil hier die 
verdienstvollsten, Obigsten und vertrauenswürdigsten Männer 
des Landes vereinigt seien'*''] ; dass ein Minister im gesetzlichen 

h) Ufttaw § 5 ; Organisches Gesetz über die Staatskaozelej ^§ 9 und 28 ; 
Organisches Gesetz ttb'er die Geatralverwattung g II . . 

a) üstaw §§ 4 uQd it. 

b) üstaw §. <6. 

c) Organisches Geseix ttber den Ssowjet g 8 ; Orgaaisation der Gen- 
Iralregieruag 5. 
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Verhinderungsfälle auch zeitlich nur durch ein Mitglied des Se- 
nates mit dessen Genehiuigang vertreteii werden kdime^); fer- 
ner dass die Minister auch wfihrend ihrer Funktion als selche 
eine entscheidende Stimme im Senate führen ; ") und dass jeder 

Minister, welcher freiwillig, udn durch die Nolhwendipkeit des 
öffentliclicn Dienstes £»ezwungen , seine Minislerstelle niederlegt, 
wieder in den Senat als dessen Mitglied zurücktrete 0, und nur 
durch ein Mitglied des Senates ersetzt werden dttrfe*), endlich 
dass nur nach dem Tode eines Ministers oder nach dessen we- 
gen eines (politischen oder gemeinen) Vergehens durch gericht- 
liches IJrlheii ausgesprochener Absetzung vom Amte der Fürst, 
nach der Bestimmung des §.54 der Verfassungsurkunde, einen 
hohem- Staatsbeamten zum Minister ernennen kOnne.''). Da aber 
nach, dieser' Theorie der Minister als solcher zugleich Ssowjetnik 
ist, als welcher er nur aber Vorschlag und mit Genehmigung 
des Senates zum Ssowjetnik ernannt werden könnte (vergl. 
oben §. 45 und Anmerkung b), so ist der Fürst bei der Wnhl 
seiner Minister stets an die Candidation und Einwilligung des 
Senates gebunden. 

Durch diese Bestiinmungen der Landesgesetigebüng wird, 
gegen den Geist der Verfassung und gegen den Wortlaut der 
Verfassungsurkuiide , der publicistisc ho Cliarakter des Senates 
als Volksvertretung mit jenem eines Staats- oder Geheimeurathes 
verwechselt, die genaue Grenze zwischen der gesetzgebenden 
und vollziehenden Gewalt verrückt und in Bezug auf eines der 
Gardinalprincipien des Bechtssiaates cüne bedauerliche Differenz 
sankttonirt; die bereits oft zu Beibungen zwischen dem Senate 
und der Staatsverwaltung Anlass gegeben bat. Denn während 
der Senat I auf die organischen Gesetze gestützt dem Ftlrsten 
dessen verfassungsmässiges Recht, seine ersten Bathgeber und 

— — — . ■ . ' - 

4) OvgaDisohes Gesetz Über deo Ssowjet 8 7. 

e) Orgahisches Gesetz Uber den Ssowjet g 6 ; Organisches Gaselz über 
die CeotFalr^gieroDg § 6. 

Organisches Gesetz über den Ssowjet § 8. 

g) Organisches Gesetz über den Ssowjet § 8. 

h) OrguDiscbee Gesetz über dea Ssowjet % 8, 

V. Tkalae, Serb. SiMMnebl. - 8 



Digitized by ÜOOgle 



1^4 Erslei Cü^ttel. 

höchsten Yerwaituogsbea raten auch ausserlialb des Senates aus 
dar Reihe höherer SlaaUbeamtai von erprobter Befähigung nach 
fraierEntschlieniiiigitt wählen, Btraiüg machte und ihn ntfthigle, 
diaaelban nnr dem Senate zo entnehmen : haiderFttrst, inlMvieli 
und materieU riebt ige r Auflasen ng desStaatsgrundgeseizes, dage- 
gen das Princip geltend gemacht, dass, indem die Minister a!s 
oberste Vcrwnltungsbeamte, in dieser Eigenschaft nicht zugleich 
VeÜLareprflaentanten aeien und indem ihnen niehi in ihrer Eigen- 
schaft alaMitglieder dea Seoateef sondern ala Veriretem der Staata^ 
Verwaltung gegenfiber der Yolkareprllaentation der Sita im Senate 
während ihrer Amtsfunlition zukomme: es ihm grundgeselzlich 
freistehe, dieselben atich nusserhnlb des S( n.itos nach seinem 
freien firmessen zu wählen und ihnen die ihm allein zusiehende 
BxeenlivgewaU zu übertrage. JedenfaUa ist ea aber, bei dieser 
prineipiell richtigen Anschauong dea Verhaltnisaest eine arge 
Ineensequenz , den Ministem , welche nicht zugleich MitgKeder 
des Senates sind, eine decisive Stimme im Senate zu ueslatten 
oder ihnen nach itirem HUcklritte die Aufnahme in den Ssowjet 
ala ein Vorrecht vorzubehalten, wie es bisher geschab. Da der 
Purst seit den letzten Jahren mehrmals h€tf«ita dieae Ansicht 
gagentlber dem Senate geltend gemacht und Miniater' ernannt 
bat, wdche nicht Mitglieder des Senates waren; so steht wohl 
eine baldige principielle Lösuns: dieser Differenz zwischen den 
Bestimniungeu der Yerfassuogsurkuude und der Londesgesets- 
gebuDg in Aussiclit. 

Die Mhiister Oben im Namen des FDrstea und in unmittel- 
barer Unterordnung unter denselben , ala alleinigen Inhaber der 
velliiehenden Gewalt, die Executive im ganzen Staate aus und 
sind für deren Ausübung nach den (gesetzlichen Bestimmungen 
der Verfassung und des im Lande gUitigen Hechtes sowohl dem 
Fürsten als dem Senate in dessen Eigenschalt als Yolksreprä- 
sentation verantwortlich^). Da ihre diesfilUiga Wirksamkeit In 



i) Organisches Gesetz Uher den Ssowjet % Ii ; OrgaaitchM Gesetz üher 
die StnatsksDieloi ^ 45 i OiisM)iaobet OcMli lihtr die CaotrahMrwtltniig 
gg S uod ft. 
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der Ertheiluog von Verordnungen und Weisungen an die ihnen 
UDtergeordneten YoUziebungßbehtfrden und in der Obmii£sichi 
ther die VoUxiehung der Gesetie und der IfiiiislBrialirerord* 
nuDgen besieht, so ist iliiieii ausdrückiieh rar Pflicht gemsohi, 
sich hienn strenge innerhalb der natürlichen und gesetzlichen 
Grenzen der Oberaufsichts- und YoIiziehun{^Sf:( w alt tu hallen, 
da jeder Eiogriif in die Befugnisse der Gesetzgebung als Miss- 
brauch der Amtsgewalt strenge geahndet wird^). Mit dem Pnn* 
cipe der Yerantwortiiofakeit der Minister als der obersten Organe 
der Staatsverwaltung ist implicite cÜe Verantwortlichkeit aller 
denselben unterstehenden Behörden ihnen gegen Ii bei ausgespro- 
chen und zur formellen BecrüiiduDg dieser Verantwortlichkeit 
angeordnet, dass jede von irgendeinem Departement ausgehende 
officielie Akte bei sonstiger [IngUlligiLeit vom Minister selbst un* 
terseiehnet, von dem betreffenden Sektienschef oonirasignirt und 
im Departement protokollirt und registrirt sein mttsse, weiche 
BesliuHiiung auch für die Amtsführung aller übrigen Behörden im 
Lande ohne Ausnahme getroifen ist'). Alle Minister der Central- 
Verwaltung sind verpflichtet, dem Senate alljUhrüch im hli\r% 
und April euien motivirten BeohMisehaAaberieht Uber ihren 
Verwaltungssweig, nebst einem documentirCen Gesohifksana- 
w«s Uber ihre eigener Thiftigkeit so wie jene der ihnen unter- 
geordneten Vollzugsl t liörden nebst den rotuluitelisten aller Be- 
amten ihres VerwalUmgssweiges vorzulegen, das Budget ihres 
Verwaltnngasweiges zu Terlassen , dem Senate zur Prtlfiing und 
Verwillignng zu unterbreiten , sich genau an dasselbe zu hallen, 
für jede im Budget nicht vorgesehene Ausgshe die besondere 



k) Orgaoisches Gesels Uber den Ssowjet % %i, 

1) llstaw 8 IS ; OrganlscbM Gssetx über die StaslskaDselel g ts ; Or- 
ganisohes Qüets flher die Cealjrsivsrwaltttag § 9, 

Iß) Qttaw 98 4 S und 96 ; Orsanisches JGes«ts über d«n Ssowj«! %. %k ; 
Orf/Ukiteüm Gesetz über die Ceelniverwallung §S 6 und 7. Mehre dieser 
Cemptes rendut der Minleterieo an den Seoei werden rm Staatgaozeiger 
veröffentlicht, so 7 R jene der Sanitätssektion im Ministerium des Innero, 
jeno des JnstiT!- und des Kultus- und UoterrichlsmiaigterittlDS und kurze 
lobalisüberaichten au« ieoem «iea irioanzmiaialenuais. 

8' 
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Verwtlligung vooi Senate nachzusuchen und diestHi über die 
Verwendung des bewiliigten Elats am Schlüsse des Jahres eine 
doeameDtirte BechniiDg zu leiten, endlich auf Verlangen des Se- 
nates demselben bei jeder Gelegenfaeil Auskttnfle Ober Gegen- 
stünde ihres Amtes zu geben"). • ^ 

Ihre Oblicironhciten dem Pflrston gcgentlber sind durch die 
NiiUir ihrer Stellung; zu ihm gegeben; Sie sind seine ersten 
Raihgeber in allen Staatsangelegenheiten und insbesondere in 
jenen ihres besondern Wirkungskreises, und die Vollsieber der 
Gesetse und seiner in gesetslicher Weise erflossenen Befeble und 
Anordnungen; sie haben ihm alles was er hinsichtlioh der 
Staatsgoschafte zu wissen wünscht oder nölhig hat, zur Kennt- 
ntss zu bringen y ilun die zur ßesetzung eines in ihreni respec- 
tiven Departement erledigten Staatsdienstpostens tauglichsten 
' Mttnner zur Beförderung oder Ernennung vorzuschlagen und 
sich dabei an die dem Senate periodisch vorzulegenden Con- 
duitelisteri zu halten"). Namentlich ist aber dem Predstawnik 
als MinisterprUsidenten zur gesetzlichen Pflichl gemacht, den 
Pursten von- jeder verfassungswidrigen Handlung zurückzuhal- 
ten f seine verfassungsmässigen Rechte in Ihrer Inte^itat zu 
wahren und andererseits darüber zu wachen, dass keine Be- 

■ 

hOrde im Lande sich einen Eingriff in dieselben erlaube oder 

sich dieselben anzueignen versuche**). 

Die drei Minister der Centralverwallung sind iMniinder 
coordinirt und bei der Erfüllung ihrer respecliven Amisoblie- 
genheiten von einander vollkommen unabhängig um jedoch 
eine grossere materielle Ueberetnstimmung der Verwaltungs- 
grundsatze und die möglichste formelle Gleichmassigkeit in der 
Gebciialtsfuhrung zu erzielen, treten die Minister allwöcbentlii b 



n) Üilaw 8 IS; Organisches Geseir Uber daa Stowjet gg 9^ ood-ftS ; 

Organisches Gesetz über die Centralverwallung g§ 6 und IS. 

o) Organisches Gesetz über den Ssowjet § 21 ; Oi^antsches Gesetz 
über die Staat<ikanzelei 8 und 7 OrgaDisches Gesets Uber die Geotral- 
ver^^allunt; g§ 5 und 7. 

OrL'oni«;chcs Gesetz über die Mnatskanzeiei 5 und S. 

4) Ustaw ^ S9 ; Organische« Gesetz über die Ceotralverwaltung g II . 
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ein- oder mehrmals tu Ifinisterialsitaangen unter dem Vorsitse 
des Fürsten oder des Ministerpräsidenten zusammen'), in wel- 
chen priDcipielle Regienings- und Vervvallungsfraiien und zu 
erlassende Verordnungen zum Voiizuiiu von bestehenden Ge- 
setzen oder zur Ergänzung von LUcken in der Verwaltungs-Ge- 
setxgebung (jedoch mit Ausschluss jeder Aufstellung von neuen 
BechtsgrundsStsen , worüber die Entscheidung verfassungsmäs- 
sig dem Fürsten im Vereine mit dem Senate zukommt,) berathen 
und entschieden, und dem Fürsten zur Genehuiigung vorgelegt 
werden. 

§. 5<. 

Von der geographischen Eintlieilung des Landes und der.formeUeo 
Gescbansbeitaadluog der StaaUbebOrdeo. 

Wie schon oben (§. 49) angeführt , erstreckt sich der ver- 
fassungsmässige Wirkungskreis der Staatsverwaltung über das 

ganze Slaalsgebiet des Fürslenihums Serbien. Es sintl ilalier 
ausser der Genlralvorwaltung in riiunilieh gleichmässiger Yer* 
tbeilung im ganzen Staatsgebiete zahlreiche Behörden eingesetiti 
deren jede ihren ' gesetzlich * bestimmten Wirkungskreis und 
Amtssprengel hat*) . Zum Zwecke der Polizei-, Justiz- und Pi- 
nanzverwnlluniz ist das Slaaisnebiel des FürstenUiuuis Serbien 
auf Grundlage eines allen Ilerkonnnens grundgesetzlicli in sie- 
benzehn Kreise (früher Nahija , jetzt Okrusbije genannt), diese 
Kreise wieder in 54 Bezirke (früher Kneshioa ^ jetzt Ssres ge- 
nannt], und die Bezirke endlich in ^ 170 Gemeinden (Obschtina) 
eingelheilt''). Die Landeshauptstadt Belgrad mit ihrem Weich- 
bilde''), und die Bergsladt Majdanpek mit dem Areal der dortigen 
Bergwecke '^j bilden gleichsam eigene Kreise fUr sich. DieBe- 



r) Organisches Gn^^ctz über den Ssowjel | S3 ; Organisches Gesetz über 

die Cealralverwallung ^ i \ . 

a) OrEianisches Geset? hIm i die Ccntralverwallung § 10. 

b) üstaw ^ 6i, Gawnjlo\> lisch a. a. 0 S. 250 und 254. 

c) Verordnungen vom 40. Oktober und vom io. December 4841 (Sbor- 
lük II, S. U9 und 4 58). 

d) Verordoung vom 4 3. .luni lbä3 ^Sburnlk Vil, S. 56). 
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volkarung ^eser siebennliii Kreise ist nach deren Umfooge vei^ 
achieden und wediselt von tflOOO^I 4 4000 Seelen. 

In jedem Kreise Lesieht eine administralive Kreisbehörde 
(okrushno nalschalnitschestwo) und ein Kreisgerichl (okrushiiy 
8sad)| in jedem Bezirke aber eine adminisiraUveBezirksbeb^rde 
(ssresko nalschalnitscbesiwo). Die Gemeinden genieaeeo , .tuiter 
nnittittelberer Anlsiclil derKrei»- oder BetirkebebOrden, voll- 
atandige Selbslverwalloftg und eigene Priedensgeriebtsbarkeit*). 

Die formelle Geschalisbehamilunj^ aller Slaatshehtirden von 
den Ministerien bis zu den Bezirksbehörden herab, ist I)ureaa- 
krafiscb, nur bei den Gericblen ist die collegiale Geschäftsbe- 
bandlong verfaasung^maasig vorgeschrieben. Die ausschiiessliche 
Ämtssprache aller Behörden ist die aerbische Volkssprache. 

Die Ministerien sind , nach Bedürfniss und nach Massgabe 
der ihnen zugewiesenen verschiedenartigen GeschUflszweiiic • in 
Sektionen eingetheiJt und mit dem zur Amtsführung nöihigcn 
Beamten-Personal versehen. An der Spitze jeder Sektion sieht 
je ein Sektionscbef (natschalnik), dem ein Sekretär (saekretar) 
und ein oder mehre Ceneipisten (stolonatschalnik) beigegeben 
sind. Ausserdem hat jedes Ministerium seine eigene Kanzelei 
mit einem oder mehren ProtokoIIisten , Registratoi en , Rech- 
nungsführern, Expeditoren, einem Archivar, mehren Amts- 
schreibemund Praktikanten. 

Die oberste Leitung jedes Departements kommt dem Mini- 
ster selbst zu : die Aufsicht über die Vollziehung seiner Anord- 
nungen und die innere Gesrliaftsführung in den einzelnen Sek- 
tionen ist den hieiur verantwortlichen Seklionschefs Übertragen, 
welche daher auch jede aus ihrer Sektion hervorgegangene offi- 
cielle Akte mit dem Minister mitzufertigen haben 

Derselbe Geschäftsgang ist, mit den nOthigen Modificationen, 
den KreisbehürJen vori^ezeichnei , sie Laben die ihnen von der 
Gentralverwaltung ertheilten Befehle entweder selbst zu voll- 



e] Vergleiche hierüber obea I. Buch. 6. Capilel, i. AbschDilt. 

f) Organisches Gesetz über die Siaatskanzelei §§ 21—47; OrgaaUches 
Gesetz Uber die CenUalverwaltung ^^7-9. 
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ziehen oder deren YoliziehuDg den Bezirksbeh(^rden aufzutragao 
und itt Überwachen. Polizeiliche Amtssaeben eriedigl derAmia^ 
TOislaiid (natachalnik) allein oder dureh aeinen AdQaiicten ; für die 
B<ail>eHung von aanitätspolizeilicheD, techfitaehen nnd Kaaaa^ 

genständen haben die Kreisbebörden in det i'ei son des Kreis-Arz- 
tes, Ingenieura und Kassiers eigene Referenten ; fUr Kanzelcige- 
Schäfte ein eigenes Kanzeieiperaonal. Noch einfacher ist der 6e- 
achaflag^ng bei den . BezirkaSmtem , welche bloas mit einem 
Vorstand nnd einem Schreiber besetzt sind*). 

Der amtliche Verkehr der Behörden mit Privaten ist einfach 
und höflich ; jedem Serben steht das Hecht zu, sich mUndlich 
oder schriltUch an jede beliebige Oberbehörde oder an die Per- 
son des Forsten unmittelbar zu wenden und eine firledigong 
seines Ansuchens zu verlange , welche ihm entweder Ton der 
d4»r lli>7tr1cRhehOrde eröfflnet wird^). 



§. 52. 

A* OrganisaUon und Wirkungskreis der SlaaUkanzelef. 

Der Wii kungskreis der Staatskanzelei ist ein doppelter; sie 
ist nicht nur das geheime Cabinet des Ftirsten und somit auch 
das Ministerinm des fürstlichen Hauses, sondern auch das Mini- 
sterium der auswärtigen Angelegenheiten'). 

Die Leitung der StaatsiLanzelei ist dem Stellvertreter des 
Fürsten (Knjasheski Predstownik) übertragen, welcher als sol- 
cher auch Minisicrprusident und Chef der gesamroten Staatsver- 
waltung ist. Seine Belugnisse u.mI l'llichlen sind nach dem dies- 
filUigen organischen Gesetee doppelter Art : 

«)OrgamsaUoa der Kreis- und Bezirksämter vomj«. |f^^^^ 
nik l! S. 7^ §§ 1-4. und H - 45 ; Eusetzgeseli vom S. JuU l«W (Sbornik 
I s. 84), 1. und 1. ArUkel. _ „ 

' h) Di...lpragn,.lik yom ». M» ««» (Sborn k II. S A K). U. Ab- 
.cbnmg^o; Veronto«ogto«««.ltoUM»(Sbor»ikIII S 8 . 

at DlUW IS ! OiwdImUod dw Sla«l»k»oi«lei vom i9 Mai ( 839 ibbor 
„,k t S. 1.) nJZt^ Verordnungen -n 7^ Nove^ü- 

"•M (Sbornik V, ». M») Ud vom t».D««bor <»M (SbomA Vlll, 
Ar<ik.l 8. 
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1. Ais Predslawnik bal er tlcm l ürsu-n Ul>er alleStaatsm- 
gelegenheiten di« DöUiigen MiUbeilungen zu ntachen, uod ihnin 
forlwKhrender Kennlniss davon zu erhalten ; denselben vor e^ 
(lern Schrille , wdclier der Verfassung oder den.LandesgeseUen 
entgegen vviire, abzuhalten und seine verfajBsangsrollssigen Redrte 
gegen^jede Verletzung oder Usurpation seitens irgend wefcber 
Behörde im Lande zu wahren; alle sowohl von den einzelnen 
Ministerien als von Privaten an den Fürsten gerichteten amtli- 
chen Eingaben, Gesoobe und Beschvierden, sowie alle wm Se- 
nate ausgehenden Adressen und GesetienlwOrfe , die dem Für- 
sten xur Erwiigunfi! oder Sanktion unterbreitet werden,^ ent- 
gegeniunehmen , sie dem Fürsten zur Enlsdu nlung vorzulegen 
und die fürstlichen Resolutionen und Kescriple auszufertigen. 
Er besorgt den Briefwechsel des Fürsten mit auswärtigen Höfen, 
sielltihia..5ik^^ 

reräößeu vor und erledigt alle an das Ministerpräsidium gelan- 
genden Eingaben^). 

2. Als Minister der auswärtigen Angelegenheiten leitet der 

Predstawnik die diplomatischen Beziehungen des Laiicles zur 
Pforte und zu den auswärtigen Machten, haftet dem Fürsten und 
dem Senate fUr die Integrität der durch die Staatsvertröge mit 
der Pforte erworbenen Rechte und Freiheiten des serbischen 
Landes und Volkes, bat für die Wahrung der zwischen der 
Pforte und auswärtigen Mächten bestehenden Traktate, insoweit 
sie das FUrstenlhum Serbien belrefTen, zu sorgen", die ilirslliche 
Bewilligung zur Annahme fremder Orden den damit Betheilten 
auszufertigen , den serbischen Unterthanen Pässe für das Aus-^ 
land (mit Einschlüss der Tttckei, welche in der gesammten Lan- 
desgesetzgebunu durchgiingig als Ausland bezeichnet wird) und 
die Auswanderungsl)e\\ illigungon zu erlhetlen, Naturalisalions- ' 
gesüclie Fremder zu I egulauiiU n und zu prüfen, und den Schutz 
serbischer Unterthanen im Auslande nach Massgabe der völker- 
rechtlichen Vertragsbestimmungen auszuüben*}. 



bj Organisalion der Sldalskanzelei §§ 3, 6 —40 usd tt. 
c) Ebendaselbst §g S, M^SO uod SS; Geseta vom 6» November 4S4I 
{Sbornik Ii. S. 448). 
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Der Predstawnik hat endlich die GontrasigDatur aller Ge- 
setze und organischen Verordoongen, - welche der Fürst im Bin- 
vernehmen und mit Zustimmung des Senates dn die Ministerien 
crlMsst, so wie eller Ememiungsdekret«; und der gesammten 

Staatscorrespondenz mit dem Auslande *'). 

Die Staatskanzelei ist nach der letzten Organisation in zwei 
Sektionen getbeilt, eine fUr das Innere (wnutrenje oddjelenje), 
die zweite für auswärtige Angelegenheiten (innostranno oddje- 
lenje), mit je einem Sektionschef (natschalnik) an der Spitte, 
welche togleich die Gabinetssekretäre des Fürsten sind. Das 
Ministerium hat seine eisene Kdiizelei und sein Archiv mit dem 
erforderlichen Amtspersonai. Alle Erlässe der Staatskanzelei, 
welche nicht von der Persoi) des Fürsten ausgehen, werden vom 
Predstawnik. unterzeichnet und von dem 'betreffenden Sektions- 
chef contrasignirt"). 

Der Sta.'itsknnzelt'i sind unniillolbar untergeordnet: 

1. Der Minis terrebident Sei biens bei der Pforte 
(KapUkjehaja), welchem die diplomatische Vertretung Serbiens 
und seiner Rechte gegenüber der Pforte und der Schutj^ der in 
Konstantindpel und in den Provinzen <les otomanischen Reiches 
wohnenden serbisdien Unterthanen und Schützlinge, so wie. die 
Rechtspflege in IJaiidelsrechlsstreiligkeilen der serbischen Kauf- 
leule in Koustanlinopcl aufgetragen ist. Dem KnpUkJehaja ist ein 
Sekretär , ein Dolmetsch uud das nöthige Kanzeleipersonal bei- 
gegeben 0« 

2. Die diplomatischen Agenten, welehe Serbien bei 

(Ion FUrslen der Moldau und Walachei zu halten berechtigt 

isl^}, so wie alle übrigen dipluaialischen Agenten, welche Ser- 
bien im Auslände bestellen wUrde^'), wie gegenwärtig z. B« das 

d) Ebendaselbst 

e) Bbeodaselbsl §§ 4 uad S3 -49. ' 

f) II. Hat g<l« ; üstaw g 18 ; Orgaoisation der Slaatskaozelei gg 10 
und 43. 

* g) Hierüber zwei Fermane, eioer vom Monate Redschep It5l (4885)» 
der zweite vom llonat^ aalbidsclie 4255 (1839), beide bei Ualitsch a. a. 0. 
S. 9S oiid 94 ; Organlsatiob der StaatskoDzelei gg «8, 80 und fS. 
h} OrgaaUaUon der StaatokaDselei gg 45, 80 und 48. 
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serbische Mitglied der europäischen Donauscbiirfahi ts-Comraission 
und jenes der peraiaueoien Donau- üferstaaten-CommLssion 

3. Die Gabine Isoouriere (Tatari) unter einem eigenen 
Gbef (Tatar-Aga), dem ein Ezpeditor beigegeben isi^). 

Der diplomatische Verkehr Serbiens mti der Pforte wird 
serbisciier Seils aiissrhliesslich durcli den scibischen Minisler— 
residenten in KonslaiiLinopel veriniltelt ; die Pforte aber comrau- 
nicirt mit der serbischen AegieruDg theiis durch .den serbisclien 
Miniaterreaidenten in Konstantinopely Iheils direl^t, theiis endlich 
dorch den Pestangsgoaveraa«r von Belgrad. 

Mit den enrofiStsehen Grossmachten , welebe sümmtlich in 
Serbien Geueralconsulale (England, Frankreich, Oesterreich und 
Russland) oder Gonsulate (Preussen) unterhalten, verkehrt die 
Staatskanzeiei anmitlelbar durch ihre Gonsulate; mit jenen 
Mächten aber, welche keine Gonsulate in Serbien halten ^ durch 
den serbischen Ministerresidenten und die respectiven Gesandt- 
schaften in Konstantinopel. Die Gonsuln erhalten das Exequatur 
von der Pforte und der ihnen von derselben verliehene Berat 
wird sowohl bei der serbischen Regierung als beim Feslungs- 
gouvemeur von Belgrad publicirt und registrirt; da die Gonsuln 
aber sngleich als diplomatische Agenten ihrer Regierungen bei 
der serbischen Staatsgewalt fungiren, so werden sie jederseit 
als solche eigens beim Fürsten üccredilii t. 

g. 

B. Organisalion und Wirkungskreis des Mfolsterlaau des lanem. 

Das Ministerium des Innern Übt im Namen des Fürsten die 
Polizeihobeit — mit Ausnahme der Obsorge für den öfientlichen 
Unterricht — im ganzen Staatsgebiete aus und fungirt äussern- 
dem auch als Kriegsministerium. Sein Wirkungskreis nmfasst 

daher vcrfassungsniUssig die sogenannte innere Administration 
des Staates, die Handhabung der Präventivjustiz, das Afedici- 



i) Pariser Frledeastraktat.vooi 4 S/80. Man ISSS, Artikel XVII und 
XVIll. 

k) OcganlaatloD der Siaattksnselel y 
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^ nal-, Bau- and Poslwesen und die Atigetogenheitdii derLaodes- 
armee. 

Nach diesen Geschäftszweigen xsi das Ministenu[ii des In- 
nern in sechs Sektionen eingelhcilt, deren jeder zur Beralhung 
des Ministers und zur Vollziehung seiner Anordnungen gewisse 
Behörden untergeordnet Isind*)* Der specieile Wirkungskreis 
jeder Sektion ergibt steh aus ihren Namen, und diese sind : 

I. Die Polizeisektion (politzajno oddjeleoje); 

die Landwirthschaftsseklion (ekonomitschesko oddje- 

lenje) ; 

3. die Sanitätssektion (ssanltetsko oddjelenje); 
4* die MiliUlrsektion (wojenno oddjelenje) ; 

6. die Bausektion (oddjelenje gradsehewinacli) ; 
0. die Postsektion (posebtansko oddjelenje). 

Jede Sektion siebt unter einetn Sektionscht f und hal das 
nOtbigeAmtspersonai ; für aUe Sektionen zusammen besteht eine 
Kanzelet. Dem Minister steht ein UnterstaatssekreUir (Porno- 
tscbnik) zur Seite. Dem Ministerium des Innern unterstehen 
nach der Reibenfolge der Sektionen unmittelbar folgende Be* 
htfrden : 

4 . Si eben zeh n K rei sü m t c r (okrushna natsclialnitsche- 
stwa] und, denselben gleichgestellt, der Stadtmagistrat 
vonBelgrad (uprawiteijstwo waroschi Beograda), endlich in 
polizeilicher Beziehung die Bergwerks Verwaltung in 
Majdanpek, die erstgenannten als Mittelstelien zwischen der 
Conlrol Verwaltung und den untersten Polizeibehörden, den 54 
Bezirksämtern (ssreska natschainitschcstvva) . Der Wirkungs- 
kreis der Kreisämter erstreckt sich grundgesetzlich auf die Voll- 
ziehung der ibuea von allen Ministerien zukommenden Anord- 
nungen hinsichtlich der Polizei- und Ftnanzverwaitung und dea 
Schulwesens, die Ausübung der PrSventivjusttz in gesetzlich 
besiiumiter Gompetenz und die Yoiistreckuu^ der gerichtlichen 



a) Uslaw $19; Organisation der Central Verwaltung, I. Capitel io 14 
Artikela ; Verordonogoii vom tS. Febrnar IS6S {Sbornik Vl| 8. 7) uad vom 
8. Detombor ISSt (Sborolk VI, 8. Mi). 
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Lrliicile. Alte ihneD eriheiiten Aufträge der Central Verwaltung 
haben dieKreiavorsUtode entweder UDmittelbar durch ihr Amts- 
personal oder durch- die Bexirkattmter za vollziehen , und sich 
durch Visitationen des Kreissprengels davon su Qberzeugen. Der 

sysleinisirle Slalus derKrt'isamter ist 1 Kreisvorstand (okrushny 
natscbaloik), i Adjunkt ipouiolschnik), I Ingcnieui als Referent 
für Strassen- und Hochbauteo, I Physikus als Medicinalreferent, 
I (dem Ftnanzmniisterittni sunüclist untergeordneter) Kassier als 
Referent in Kassenangelegenheiten, I Sekretür und das gew^^hn- 
' liebe Kanzeleipersonal . 

Die 54 B e z i r k s ü in t e r (ssreska natschalnitschestwa) 
handhaben in Unterordnung unter die Kreisümter die Polizei 
und die Präveniivjustiz und haben die Aulsicht Uber die Ge- 
meindebehörden ihres Bezirkssprengeis. Der Bezirksvorstand 
vollzieht die Aufträge desRreisamtes entweder allein oder darch 
die Geineindebeliorden. Der Status der Bezirksämter ist: 4 Be- 
zirksvorstand (ssreski natscljainik) und < Amtsschreiber (pissar) 
mit einer Anzahl von Polizeidienern (pandurij '^^). 

Die H70 Gemeinden des Landes stehen unter selbstge- 
wfihlten Gemeindebehörden (primiriteljny ssud) und handhaben 
die Lokalpolizei und die Piüventivjustis in gesetzlich bestimm- 
ter Compcienz*^). 

%. Die permanente Medicin a l-Commission (sstalna 
Ijekarskn koinissija) ist eine consuitative Stelle, welche sich 
Uber Berufung des Ministers versammelt , uro dem Blinisterium 
auf dessen Verlangen fachwissenschaltliche Gutachten und Be- 

b) Ustaw 61 und 62; Gesetze vom ^ :^ Mni (Sbornik I, S. 78) 

§§ 4—42 und vom H.Juli 1839 (Sbornik I, S. 84), 4. Artikel; Verordnungen 
vorn 20. Dezember 4 844 (Sbornik II. S. 4 58), vom 42. Dezember 4 852 
(Sbornik VI, S. 229) und ferner die Verordnungen vom 5. Nf viunber 4854 
(Sbornik VI, S. 57), vom 43. Juni 1S53 (Sbornik VII, S. oG] und vom i. 
März 4854 (Sbornik VIII, S. 2); endlich Polizeiprocedurgesetz vom 28. Mai 
WO (Sbornik V, S. 487) §§ 8—4 7. 

0} Ustaw §§ 63/ 64, 65 ; die 10 der vorig^a Aomerkung ciUrtco GeselEe 
vom IS. Mai 18Sg, §§ 4 3—4 5, and Yom 8. Juli 1839, S. Artikct,' Polizeipro- 
cedargeseU §8 S-^47. 

d) Vergleiche hierüber obeo I. Bach* 6: Capitel, S. Abschnitt des voi^- 
liegeadea Weikes. 
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richte über einschlägige Anfragen abzugeben. Sie besteht/ ans 
dem SektioDschef der IJanitjitssektion als PrttsideDten , ans dem 
Staabsarzt der Landesarmee , I Kreispbysikus und dem belgra- 
der Stadtphysikus als ordentticben Mitgliedern , wefcbe jeder 

Sitzung beizuwohnen haben, und aus i Quarantaine- Direklor, 
i Chirurgen und 1 Apotheker als ausserorderillichen Mitgliedern, 
welche nur bei Erörterung von Fragen ihres speciellen Faches 
sugezogen werden ; als Aktuar fungirt ein Goocipist der Sani» 
* tfltssektion*). 

3. Sechs Qiia ran taineanstalten (Rarantini) nnd sie- 
ben Grenz marktplat ze fssasiantzi) an der Grenze gegen die 
Türkei zur Verhütung der flereinschleppung von contagiöseu 
Krankheiten durch MeDScheq und Wnaren ; erstere mit je einem 
Arzt als Direktor^ einem Waarenbescbauer (ossrootritelj) und 
mehren Senit^tsdienem (latow), letztere mit je einem AuCseher 
(nadsiraielj; und einem Snnitätsdiener besetzt '^). 

4. Die landesökono mische Anstalt in Top- 
dsch i der bei Beigrad (Topdschidersko ekonoraitschesko sa-^ 
wedenije), welche eine Musterwirthschaft und eine Landwirth- 
scbaftsschule in sich fasst. Die Direktion der Musterwirthschaft 

. und der Landwirtbsch»ftsschule filhrt ein Direktor, welcher 

* 

auch ais Lehrt r fungirt; ausserdem ist dabei 1 Adjunkt, \ 
Oekonom, 1 Goisilic lier (jind 1 Arzt mit der erforderlichen Die-» 
nerschaft angestellt s). 

5. Der GenerAlstab der Landesarmee (glawny 
wojenny schtab) als ausAlbrende (comroandirende) Bebtfrde fUr 
die ganze Armee. An der Spitze des Generalstabs steht "ein hö- 
herer Oberoffizier; zu Dienslzu ecken ist derGeneralsUh in vier 
Sektionen eingetheilt^ deren eine das Militär- Commando, die 
zweite das- Oekonomat und .Kassa wesen, die dritte die Militär- 

e) Verordnaag vom ta.jaai I85S (Sboroik VI, S. 98). 

1) Geaelze vom Z4. Oktober 48S9 (Sboniikl» S. -I«9) 9%H nadff., und 
vom 19 Jani 1841 (Sboroik II, S. Sl) Sg 8-40. 

jg) VorordQuagan ^om 49. Dezember 4849 (Sboroik V. S. 89) ood vom 
99. Novbr. 4951 (Sbornik VI» S. 68] ; OeieU vom 40. Jionor 4858 (Sboroik 
VII, S. 9). 
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justi/ und die vierte dos Medicinolweseo besorgt, utici mit zwei 
Adjutanten, 4 Kassier, 4 Auditeur, 4 Stabsarzt, 4 Stabsgeist* 
lieheD, 4 MyiiilMiis*, 4 Araanal-, 4 ProyiantomoBHssäry sHoiibI- 
lieh mit OffitianraDg «nd 4 Sdiralbeni beseUi Isl^). Dem Ge- 
iMralstab ist die StQckgiessere! in Kragajewats mit dem 
ntfthigen niilitarischen und technischen Personal, und die Mili- 
t tt rs p i t a I s ve r w al l u n g in Belgrad unmittelbar unteri^eord- 
Det, au deren Spitze der Stabsarzt, mit 4 Stab^birurgen, 4 
Spitalcommissllr upd dem nttlhlgeD üttlfspersonal steht*) ; end- 
lich steht unter der Aufsicht und Oberleitung des Generaletabs 
die Kriegsakademie (wojentta ahademija) in Belgrad cur 
Ausbilduni; von Offizieren fOr die Laoclesarmee} mit 4 Direktor 
und 4 2 Professoren und Lehrern. 

6. Die P 0 s t d i r e k t i 0 n in Belgrad (uprawiteljstwo poscb- 
taoh) als ausflthrende Behörde fUr das Postwesen , mit 4 Direk- 
tor, 4 Rechnungsführer und Kanselei. Der Postdirektioa uoler*- 
stehen 29 Postämter und Poslexpeditionen mit je 4 Postmeister 
oder 4 Expeditor, und 3 Telegrapbenämter mit je ä BeanUen 
beseUt^}. 

g. 54. 

C. Orgaiitatton aad Wirkoagdvels des iasttaiBisterlOflM. 

Dem Justizministerium ist verfassungsmässig die Obsorge und 
Aufsicht hinsichtlich des gemeinen Recbtszuslandes und der 
gesammten Recbtsverwaltung im Lande ttbertrageA. Es hat den 
Ihm untergeordneten Gerichten die neu erlassenen Gesetze mit- 
zutheiten und deren genaue Erfüllung zu uberwachen; sich 
durch vierteljährige Geschäftsausweise , welche ihm von allen 
Gerichten im Wege des obersten Gerichtshofes vorgelegt wer- 
den müssen, vom Gange der Civil- und Strafrechtspfl^e zu 
Obeneugen; llber die gesetzliche Vollziehung der gerichtlichen 
Urtheile zu wachen; das gesammte Gerichtspersonal in Bezug 



b) Gesetz vom 40. JHnoer 4845 (Sbornik III, S. 4) §$ 85^4t. 
i) Gesetz vom 49. Febroor ^HU (Sbornik III, S. 470), CapUel III. 
k) Gasetz vom 17. (Nitober 4S47 (Sboroik IV, S. 4SS) |g a--a «od 41 
und 44. 
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auf seine Conduite und seine amtliche Thätigkeil zu* beaufsich- 
tigea f Klagen geg^Q dasselbe anzunehmen und sie, insoweit es 
im Diflcipiinarwege geschehen kann, zu erledigen oder den Ge- 
richten lur Unlersnchung und Enisofaeidung zu Übergeben. Da * 
dem Justizminister haoptsSchllch die MMngel der Gesetzgebung 
bek.innt sein mUssen ^ so ist ihm zur Pflicht gemacht, den FUr- 
steu und den Senat in Vorstellungen darauf aufrnerisam zu 
machen und Vorschlage zu Verbesserungen einzubringen. End- 
lich liegt ihm die Sorge fttr die Verbesserung des Gefilngniss* 
Wesens und den guten Zustand der GefUngnisse und Strafanstal-* 
ten ob'). 

Dem JiisUziniiii.ster ist einUnterstiiatssekretär (pomotschnik) 
beigegeben; das Ministerium besteht bloss aus einer Sektion mit 
i SelLlionschef, 4 Sekretär, 2 Goncipisten und Kanzeiei. 
Dem 'Justizministerium sind untei^eordnet : 
f. Der oberste Gerichts- und Kassationshof 
(wrchowny i kassalziony ssud) in Belgrad, gegründet im Jahre 
4 846 als Oberappellationsgericht, und 18*55 zugleich als Kassa- 
tionshof reorganisirt I die höchste Civil- und strafgerichtliche 
Instanz im Lande, zugleich die zustandige Behörde zur Entschei- 
dung von Gompetenzconflicten zwischen den Justiz- und Ver- 
waltungsbehörden. Er besteht aus zwei Sektionen , mit I Prä- 
sidenten , \ VicepräsidcDten , 8 Rathen und ^ Sekretären nebst 
Kanzeiei^). 

2. Das Appellationsgericht (appellatzionny ssud) in 
Belgrad , als zweite Instanz In Civil- und StraCsachen durch 
Ustaw gegründet und 4846 reorganisirt, besteht aus zwei Sek- 
tionen (fUr die nördliche und südliche Hälfte des Landes) mit 2 
Präsidenten, 8 Bäthen und % Sekretareu nebst Kanzelei 

a} Ustaw % %^i Organisaliou der Centraiverwallung, lll.Capitel« 4. Ab« 
•choltt in 41 Artikeln ; und Gesetie vom 8. Aogost 4851 (Sbomik VI, S. 88] 
und vom 88. Dezember 4888 (Sboroik YIII» S. 485), Art. 8 and 8. 

b) GeselM vom 8. 8ep4eiBber 4848 {Sboraik Uf, S. 4«) mwi vom 88. 
Dezember 4 885 (Sboroik VIII, 8. 404). 

c) Qslaw n 88 und 8f ; OaeelM vom 86. Jimier 4848 (Sboroik I, S. 488) 
•od vom 4. ll«vbr. 484« (Sboraik llt, 8. 448} ; Verordnung vom 8. Okiober 
4847 (SbornlkIV.S. 488). 
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3. Die 47 Kreisgerichte (okrushny ssud)*") in den <7 
Kreisen des Ländes und das den Kreis^erichten gleicbgcstelite 
Stadtgericht in Belgrad (ssud waroscbi Beograda)*'), jene 
durch Üstaw, dieses. im Jahre 1844 als ErstiostaDzgerichle in 
*Civil- undStrafiMichen imd zugleich als Waisenämter g^rttndet, 
mit je 1 Prüsideiiten, 3 bis 4 Ruthen, I Sekretär und Knnselei. 

4. Die Friedensgerichte (priinii ileljny ssudj in allen 
1110 Ueuieinden des Landes durch Ustaw gegründet, mit civtl- 
und.strafgerichtiicher Gompetenz. Der Präsident (Kmet) und die 
% Aäthe (pomotschnitsi) der Friedensgericfate werden von den 
Genieindegenossen frei gewählt und bedürfen keiner Bestätigung 
durch die Staatsgewalt*^]. 

* 

§. 55. 

D. Organisation nnd Wlrknngskrels des Ministeriums fttr Knltus 

und VoUEsaafklärangr. . . 

Wie es schon der Name zeigt, hat dieses Ministerium einen 
zweifachen Wirkungskreis, einerseits Übt es das dem Fürsten 
zustehende Recht der Kirchenhoheit in seinem Namen aus, an* 
dererseits aber liegt ihm die Förderung der Volksbildung als 
Staatsaafp:nbe.ob. ' 

in ersterer Beziehung ist der Miaister der gesetzliche Ver- 
mittler zwischen der Staats- und der Kirchengewalt; an ihn 
wendet sich die Kirchengewalt wegen der Veranlassung der zu 
kirchlichen Zwecken nOlhigen Massregeln ; er hat für die Errich- 
tung von geistlichen Lehranstalten und für die anständige Sub- 
sistenz des Klerus iii sorgen, die Gemeinden beim Baue der 
Kirchen und deren Einrichtung zu unterstutzen , und empfängt 
von der Kircbengewalt periodische Berichte über den Zustand 
der Kirchen und des Kirchengutes , und die Rechnungsgebah- 
rung derselben. In Bezug auf die Volksbildung bat der Minister 



d) Ustaw §8 so, il, Bi, SS/tS; und Gsiels vom M. Jttoner4840 (Sboi^* 

Qikl, S. i82). 

e) Verordnung vom 4 0. Oktober <84< (Sbornik II, S. 4 39). 

üslaw f5§ 30, 31, 3?; Verordnung vom 17. Juni IS89 (Sbornik X, 
5. i36) und GeseU vom 18. Juli 4ti89 (Shornik 1, S. 94). 
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die Aufgabe, durch Kinrichtung und oberste Leitung des ue- 
sammlen Unterrichts- und Erziebungswesens, Errichtung neuer 
Schuten und Herausgabe guler und nütslicherVolksachriften das 
Volk zu geistiger und sittlicher ÄusbilduDg anzueifem und das 
Aufblühen derNationalliieratur durch Unterstützung derSchHft- 
bleller durch Honorare, durch Druckereien und Sainailuiigen lür 
Liter;)lur und Kunst zu befördern. Unter der Aufsicht dieses 
Ministeriums sielien endlich die Krankenhäuser, Armenhäuser 
und fibuliche WobUhätigkeitsanstalten im Lande*). 

Das Kultus- und Volksaufklarungsministerium wird von 
dem jedesmah'gen Justizminister geleitet , hat aber seine eigene 
Verwaltung. Es besteht aus einer Sektion mit 1 Sektionscbef, 
4 Sekretär, f Coneipisten und Kanzelei. 

Demselben unterstehen unmittelbar : 

4. Die Studien 'Com misston (scbkolska komissija), 
als consultative Stelle für die wissenschaftliche und sitüiche 
Seite des gesammten Unterrichtswesens , mit Ausnahme der 
geistlichen und militärischen Bildunf^sanstalten. Die Studien- 
GommissioD hat unmittelbaren Einfluss bei. der Berathung und 
Festsetzung des Unterrichtsplanes und Beschaffung von Lehr- 
mitteln, sie hat die Bearbeitung guter und zweckmässiger Schul- 
und Lehrbücher zu veranlassen und die vorgelegten zu prüfen, 
und überhaupt den Minister durch' wissenschaftliche Berichte^ 
Gulacliten, Vorschliliic u. s. w. Uber alle UnterrichLsaDgclegen- 
heiten zu unlerstlitzen. Die Studien- Couiniission besteht aus 
i Präsidenten und i 4 Mitgliedern , theiis Professoren und Leh> 
rem , theiis andern wissenschaftlich gebildeten Männern , deren 
Wahl vom Fürsten bestätigt wird*"). 

%. Das Lyceum in Belgrad mit seinen Uterarischen, 
naturwissenschaftlichen und technnlogischen Sammlungen; die 
Leitung desselben hat der vom Lycealsenate aus seiner Mitte auf 
je drei Jahre gewählte und vom Ftlrsten bestätigte Rektor; der 

a) Ustaw § 23 ; OrgftDisation der Ceolralverwaltung, lILCapitel« 2. Ab- 
schoitt iii %i Artikeln. 

b) Gesetz vom 3. Juli 4 845 (Sbornik Iii, S. 77) und Verordnung vom 
as. November 4 849 (Sbornik V, ü. 6%}. 

9. Tkalac, Serb. SUaUrecht, 9 
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Lebikörper I>e3tebt aus 43 Professoren , woruDier I GeisUicber 
alB Religionslehrer, und % Sprachlehrern '^J. 

9. Das Gymnasium in Beigrad') mit 4 Direktor und 
19 Professoren y und 3 Unlergy mnasien in SdiaiMts, Kra- 
gujewatz und Negotin*} mit je i Direktor und 4 Professoren. 

4. Die H a o (i e 1 s - und Gewerbeschule in Belgrad mit 
I Direktor und 4 Lehrern '^j. 

5. Zwei Volksschulen - Direktoren (aprawite;lji 
ossnownych utschiUscIiUch) , unter deren Aufsicht und Leitung 
simmtlicbe (83S) Volksschulen des Landes mit ihren Lokaldi- 
rektoren und Lehrern stehen*). 

6. Die Sta a ts )) ib liothek mit 1 Bibliothekar und dem 
nöthigen ÜUlfspersonalc. 

7. Die Staaisdruckerei und lithographische An- 
stalt mit i Gensor, 4 Direktor, 4 RecbnungM^hrer und dem 
technischen Holfspersonale**). 

g. Die Ile d a k t i ü II des S l aa t ö ,1 n z eigers (Svvqnilschne 
Nowine) und der Gesetzsammlung (Shornik), deren lelz- 
tere von einem Beamten des JustisministeriuQ^ besorgt wird'). 

9. Die Verwaltungsdeputation des Landes- 
Schulfonds (deputatsya gMiwnog londa schkolskog) , welche 
im lahre 4844 begründet, aus 4 Presidenten, 3 ordentlichen 
Mitgliedern und 3 Kassaverwaltem besteht, mit 4 Aktuar, zu- 
gleich Hechüungsfülirer, uud i Schreiber^). 

40. Die serbische literarische Gesellschaft (drush- 
stwe ssrbske sslowessnosti) in Belgrad, sum Zwecke höherer 



c) Uiilenicblsgeselz \uiii ti. September <8U (Sbornikll, S. 34 3) t^^48 
—67; Keorgünisationsgesetz vom 15. September i6o3 (Shornik VII, S 98). 

d) Uuterrlcbtcgeteix S7~47 ; Reorganisatioosgeselz vom 4 5. Sep- 
tember 1858 (Sboriiik Vfl, S. 8S}. 

e> Unterrichtigesets g§ 87—47. 
1) UDterrIcbtsgeeeU gg 88—88. 

«) UoterricbtftgMeU gg {0—88; aed Verordneng Tom St. JoU IS80 

(Shornik V, 8. 88«), 

h) Gesetz vom i. Juli 4844 {Sboraik II, S, 47). 

i) Gesetz vom 4. Juli 4S44 (Shornik II,' S. 44). 

fc) Gesell vom 18. Jaooer 1841 (Sboraik II, 8. 17). 
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Ausbildung der serbischen Spreche, Eniwickelung der serbi* 
sehen Literatur und Verbreitung wissenschaftlicher Bildung 
mittels derselben, im Jahre- 4 844 gegründet nnd 4847 reorgani- 

sirt. Der Präsident der.^< Iben ist der jeweilige Kultus- und ün- 
terrichlsminister: der Mcepräsidenl und der Sekretär wird 
jäihrlich von den Mitgliedern gewählt, deren es drei Kategorien 
gibt: ordentliche (inlttndische), auswärtige (correspoDdiraade) 
tüid Ehrenmitglieder'). 

§.56. 

£. Orgaoisalioir aDd Wirkungskreiü den FioaoiiuijiiäleriUiu«. 

Dem Finansministerium ist grundgesetsllcb die Verwaltung 
des durch Gesetze bestimmten Staatshaushaltes aufgetragen ; 
mithin die Erhaltung und Bewirthschaftung des Slaatseigen- 
thums und die Vollziehung der Finnnzgesetze durch Vorschrei- 
bung und Einbringung der gesetzlich bewilligten Steuern und 
Abgaben, die Auszahlung der Staatsausgaben nach den yom 
Fürsten . und Senate genehmigten Specialetats der einseinen 
Ministerien , die Revision aller Staalsrecbnungen und deren 
Vorlage an den Senat zur Prüfung durch die oberste Conir ols- 
behördc. Ausserdem ist dem Finanziiiinister die Einlührung 
des Katasters, die Obsorge für die Hebung des Handels und der 
Gewerbe, die Verwaltung des als Regal erklärten Berglmues und 
des: Forstwesens, und die VoUsiefaung der Handelsgesetcgebung 
anvertraut*) . 

Das Finanzministerium ist in drei Sektionen eingetheilt, 
welche unter drei Sektionscliefs stehen , mtt eben so vielen Se- 
kretären und dem nothwendigen Kassen-, Bechnungs-, techni- 
schto und Kanzeleipersonal. 

Die 4. Sektion besteht HUr Handels- und Gewerbeangele- 



1) ErstM oi)saaiflchet Ceseis vom 7. November 1841 {Shomikll, S. 
4 SS) ; ReorganlsaaoQsgesais vom 8. Mai IS47 (Sbornik IV, S. 18). 

a) Itotaw g 80 ; Otaaeisehaa Gaiets Uber die Centralvirwi^S, II. Ca- 
fiiiel Ifl 17 Arttkahi ; und Verondnaag vom 8. November «881 <8bornik VI, 
S. 87). 

9» 
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eenheiten . Sleuer- und Zollwesen , Verwaltung der Staal^i^ulor, 
iür FisciJÜiillen und administrative Si.aistik; 

die t. SektioD für die SUaUkasseo Verwaltung, bei welcher 
aUe StaateeiDDabmeii ans StaatsgOtoni ond Regalien, Stenern und 
ZiflleD einfliessen und alle geseUlich besliramten Slaatsaosgaben 
geleistet und verrechnet werden. Dieser Sektion liegt die Ver- 
w.ilhiijL dos Boa m len wilwen - und \V a ison p onsions- 
fnnds ol), welcher vom Sektionschef iiiui einem eipenen RecU- 
nuogslUhrer nhcrsond^^ri maoipuiirt und verrechnet wird''); 

die 3. Sektion lür Berg- und Hüttenwesen. 

Dem Ffnansministerium sind unmittelbar untergeordnet: 

4. Die 17 Rreis&mter und der Stadtmagistrat von 
Beliii dd mit je i K.issier (K.isnalschej) fm diu i^inzAig und 
die Venecbimug aller Staatseinuabmen des k reissprengels und 
für die Leistung der bud^tmUssigen Au.siz.iben 

2. 124 Zollamter (dschumruk), mit je 4 Zolleinnehmer 
(dschumrukdschija) und dem nothwendigeo Kanselei* undAuf- 
siehlapersonai'). 

3. Die Berg- und Hüllen ver wal tun ü in Majdan- 
pelv mit 8 Sektionen (für Bergbau, Eisen- und kupferschmelz- 
werk, Forstverwaltuug, Bauten, Kassen- und Oekonomiever- 
waltong und Polizei) unter 4 Oberdirektor, 3 Direktoren, nebst 
dem erforderliehen technischen und Kanxelelpersonale, 4 Kassier, 
4 PoHxeibeamten, 4 Arzt, 4 Geistlichen und Lehrer*). 

4 . Die Ilündels - und Gewerbekammer (trgowatschki 
odborj in Belgrad , welche mit Einscbluss des Präsidenten und 
Vicepräsidenten aus- U Mitgliedern und ebenso viel Ersatzmän- 
nern besteht , und als consultative Behörde und als Organ des 
gesammten inltfndischen Handels- und Gewerbestandes dessen 



b) Gesetz vom 93. November < 845 (Sbornik III, S. 96) § 16. 

c) Gesetz vom 12. Mai 18.<9 (Sbornik I, S. 78) §§6 und 40; und 27. 
Oktober 1839 (Sbornik I, S. 129;, so wie 30. Juni ^8^5 (Sbomik Iii, S. 67). 

d) Gesetz vom t'S. Mai 1850 (Sbornik V, s iO^j. 

c) Verordnungen vom 5. Novembor 1 854 (Sbornik VI, S. 57^; vom 
i d. Jiim 486a {>i>oinik Vil , S. 56] und vom 4. März 4854 {Sbornik YUI, 
S. f). 
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BcdUrioisse und Wunsche in Bezug auf die lürleichlerung , Be- 
förderung tuid Ausdehnung des Handels und der Gewerbsthtftig- 
keil dem Uinisterium zur Kenniniss zu bringen und demselben 
Gutachten und Berichte über alle Gegenstande ihres Wirkungs- 
kreises zu erstatten hat. Die Mitglieder werden zu zu ei Drit— 
theilen von der Ijel^rader Gemeinde und zu einem DriUheile 
vom Finanzministerium unter den verdientesten und intellii^en- 
testen Kaufleuten und Gewerbetreibenden gewfihlt; die Wahl 
des Präsidenten und Vioeprtfsidenten unterliegt der Bestätigung 
des Finanzministeriums*)* 

Zweiter Abschaitt. 
Rechtsverbftltiiisse der Staatsbeamten. 

§. 57. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Aller öffentliche Dienst in Serbien ist — mit Ausnahme der 
allgemeinen Heerespflioht — durchaus freiwillig. Derselbe wurde 
anfänglich als ein civilrechtltches GontractverhSiltniss angesehen, 
jedoch entwickelte sich auch in Serbien im Laufe der Zeit die 

dem Wesen des Piechlsstaates ani^etTiessenere Ansicht, dass der 
Staatsdienst ein politisches Institut sei, dessen rechtliche Natur 
sich auf das bürgerliche Verlragsverhaitniss als solches allein nicht 
zurückführen lässt und desshalb eine besondere Regelung seiner 
Rechtsverhaltnisse nüthig macht. Diese Regelung, zu welcher 
schon in der VerCassungsurkunde die Hauptpunkte gegeben wa- 
ren '), ist seither durch eine eigene Diensipi ai^tnalik und durch 
zahlreiche nachträgliche Gesetze und Verordnungen erfolgt^}. 



I) Orgnniscbet Oeseto vom 18. Febrnar «857. 
a) Ustaw §§ 8 Ut« a). 48, SS« 53, 54. 

h) Staatodienstpiagmalik vom 7. März 1S42 -Sbornilc II, S. 4 65) ; Pen- 
sionsgesetz vom 3. April 1843 (Sbornik II, S. Aodere Gesetze wer- 

den an betreffendem Orte angeführt werden. 
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Jeder Serbe hal das Recht, eine Anstellung im Slaatsdieoste 
anxusprecben , wenn er die gesetzliche Befühigung zur fieklei-> 
duog derselben beutet und bat gasetelicheo Vorzug vor jedem 
FremdeD'). 

Nachdem schon der Ustaw bestimmt hatte, dass die Mit- 
glieder des Senates , die Minister und d'w Richter in allen In- 
stanzen eingcborne und naturalisirie Serben sein müssten 
dehnte die Landesgesetzgebung diesen Grundsatz auf alle Staats— 
beamte aus, und verördnetOi dass Fremde, unter der Bedingung 
nachträglicher Naturalisation, nur zu jenen Stellen gelange soll- 
ten , zu welchen eine höhere wissenschaftliche oder technische 
Bildung erforderlich ist, dio bei dem nnfaniilich sehr prekären 
Stande des einheimischen Ünterrichtsv\eseni> und dem Mangel 
an Facbbildungsanstalten in Serbien selbst nicht zu erlangen 
war'). Diesem Uebelstande hat indessen die Staatsgewalt auC 
doppeltem Wege abzuhelfen gesucht und auch thatsttcblich ab- 
geholfen ; eines Theils indem sie talentirte Jünglinge auf Staats- 
kosten an deutschen und französischen l nivorsitäten für den 
höheren Staalsdienbi, sowie an höhern militärischen, tcchoi- 
schen , land- und forstwirthscbaftlichen und nrontanisUscben 
Lehranstalten des Auslandes fttr besondere Wissensf^cher, end- 
lich an russischen Universitllten su Theologen der Nationallurche 
sich ausbilden llisst : andemtheils aber im Lande selbst woblorga- 
nisirle Lehranstalten gründete, an denen die im Auslande gebil- 
deten Lehrer die eingeborne Jugend zur höhern wissensebafU- 
liehen Ausbildung anleiten sollten. Der Erfolg dieses Strebens 
ist ein so gttnstiger, dass gegenwartig am belgrader Lycenm Ju- 
risten und Yerwaltungsbeamte in genügender Anzahl und in 
solcher Weise herangebildet werden, dass sie allen Anforde- 
rungen , welche der Staat billii^er Weise an seine Beamte stellen 
kauQ, hinreichend zu entsprechen im Stande sind. 

c) Dienstpragmatik, I. AbsobniUgg 4, S. 

d) Ebenda "i(>lb?f ,^3. 

e) Uslaw g§ 7, n, 38, 55. 

f) VerordouQg vom 10. Juli IS89 (Sbomik I, i4i) ; Oienslpragma- 
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Dadurch ist die Anslollunt; Fremder im Staatsdienste sehr 
selten geworden und wird nur in dem Falle für zulässig aner- 
kanDt, wenn fUr einen Dienstposten , zu welchem besondere 
Fachkenntoisse erforderlich sind, keine Bingeboroe Bevverber 
sich anmelden. Und lelbst in diesem Falle kann der Fremde 
als solcher nicht in den wirklichen Staatsdienst treten , sondern 
wird gegen aufkttndbaren DieiistverUäg auf eine Anzahl von 
Jahren als Gontractualbeamter angestellt^). 

In formeUer Hinsicht wird daher der wirkliche Staatsdienst 
und der Gontraetualdienat unterschieden ; ersterer ist bloss ein* 
gebornen oder naturalisirten Serben zugänglich , in den letxtern 
können aber aowob( Serben alt auch Fremde au^enommen 
werden. 

§. 58. 

GcgeasetUge Rechte uod Pflichteu 4es Staates uud der Beamteo« 

Alle Civil- und MIHUirbeamte (tsefainowntk) des Landes 
werden vom Fürsten, als verfassuni^smässigem Inhaber der 
Landesdiensthoheit, entweder unmittelbar, oder aber , nament- 
lich in den untersten Dienstgraden , in Geinassheit der fUrst-^ 
liehen Amisvollmacht von dem betreffanden Departemente- oder 
Ämts-<:hef la ihren Stellen ernannt. 

Die Besetzung der MinistersteUen erfolgt durch freie Eni- 
schliessung des Fürsten ; jene aller übrigen systeinisirten Stellen 
im Staatsdienste über Vorschlag des beu eüenden Departements- 
ministers. Woss das eigentliche Dienstpersonal wird vom je- 
weliigen ÄmCsöbef ernannt*). Die geseUliehe Vorbedingung sur 
Erlangung einer Staatsdienststelle ist der Nachweis d»r dasu 
iiothwendigen wissenschaftlichen oder technischen Bildung und 
einer tadellosen MornlitUl durch glaubwürdige von berufener 
Stelle ausgefertigte Zeugnisse^). Zur Aufnahme Fremder in den 
Gontractualdienst ist die vorhergehende Bewilligung des Senates 



g) Gesetz vom 25. Mai 4855 (Sboraik VIII, S. 68). 

a) Ustaw §§ 3, !it 8' und 54. 

b) Dieostpragmalik i, i und i. 



Digitized by Google 



136 



Erüles Capilel. 



nothwcndig; naturnlisirte Fremde, die noch keineii Staats- 
dienstpostcn im Lande bekieidel halten, können gleichfalls nur 
mii Genehmigung des Senates in den contractueUen oder wirk- 
lichen Staatsdienst treten*). Jede Anstellang im eigentlichen 
Staatsdienste wfrd durch Decrei (Ukas) des Fürsten verlieben^) ; 
nach erfülutt 1 Ii^raennunc; und vor dem Antritte seines Amtes 
hat jeder Beamte in die Hünde seines unmittelbaren Vorgesetz- 
ten mündlich und schriftlich den Eid abzulegen , dass er dem 
Fürsten treu und der Landesverfassung gehorsam sein und jede 
Handlung, welche dem Interesse der Regierung und des Volkes 
entgegen wäre, meiden werde*). 

Das Slaatsgruudi^c setz verordnet ausdrücklich, dass jeder 
Beamte in den untern Graden zu dienen anfangen müsse und 
nur nach erprobter Befähigung im Dienste stufenweise zu höhem 
Stellen gelangen kifnneO* Das Avancement ist daher nicht bloss 
an die Anciennetät, sondern hauptsächlich an persönliche Tüch- 
tigkeit und Geschäftsroutine geknüpft ; Anciennetät ohne genü- 
gende Fähigkeiten berechllLit nicht zum Avancement; bei glei- 
chem Dienstaller und -Rang entscheidet einzig sittliche Tüchtig- 
keit, besondere Fähigkeiten und Verdienste um das Land. Ob- 
wohl das Avancement in der Regel ein stetig stufenweises Ist, 
so kann ein Beamter im Interesse des Staatsdienstes wohl auch 
einen Dienstgrad überspringen und auf einen höhern Dienst- 
posten ohne die gewöhnlichen Zwischenstufen gelangen s). 

Der Staat verpflichtet den Beamten zur tJeissigen und ge- 
wissenhaften Amtswaltung, zur Wahrung des Amtsgeheimnisses, 
sum treuen Festhalten an der Verfossung und Gesetzgebung, 
sum Gehorsam gegen die verfassungsmässigen Anordnungen der 
Regierung und seiner unmittelbaren Vorgesetzten, und zu einer 



c) Gesetz vom 25. Mai 4865 (Shornik VII» S. 68). 

d) üslaw § 54. 

e) Ustaw § 9 ; Gesetz vom 85. Juli 4 846 (Shornik III, S. 4 76) und Ver- 
ordnung vom 26 September 1846 (Shornik V, S. 343), die besondere Eides- 
formel für Richter im Gesetz vom 4 3. Mai 4858 {Si>oroik Vll, S. 49). 

f) Ustaw § 54 ; Dietistprai^malik I, § 8. 

g) Dtenslpragmulik I, 6 und 7. 
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,,den Vortheii des Vaterlandes, die Freiheit und die Hechte der 
Nation fördernden Handlungsweise'^; dagegen anerkennt der 
Staat aach das Recht des seinen Dienst gesetilich versehenden 
Beamten auf die Beibehaltung des ihm Übertragenen Amtes 
gewährt ihm den mit jeder Dienstesstelle verbundenen Gehalt, 
Rang und Titel und das Recht zur Tragung der Staat suniform 
seines Dienstzweiges und -Banges^); den Schutz gegen Injurien, 
Widersetzlichkeit und Rache bei seinen Amtshandlungen ; ge- 
stattet auch Beamten sich wie Private in ihren persönlichen 
Angelegenheiten unmittelbar an den Fttrslen , an einen Hinister 
oder an andere Aemter zu wenden, und befreit ihn von körper- 
lichen Si! ifen ausser der Todesstrafe^) ; der Staat beschrankt 
die bürgeriiciien und politischen Rechte der Beamten nur in so- 
fern , als er der Regierung das Disciplinarstrafrecht gegen Be- 
amte wegen geringerer Amtsvergehen einräumt*), ihnen die Ent^ 
femung von ihrem Dienstsitze ohne besondere Urlaubsbewilli-* 
gung verbietet"), und den Belriel) jedes Gewerbes und des 
ilaudels walueiul ihrer Dienstzeit unlcrsa£»l"). 

Der ötäal behält der Regierung das Recht vor , jeden Rc~ 



b) Suspension von Amt und GcFialt f nasser bei Kasscdcfraudolion] auf 
längere Zeil , Degradation und Cassation kann nur durch gerichtliches Ur- 
Iheil ausgesprochen werden; LsUuv § 27 ; Dienstpragmatik II, §§ 2 u. U. 

i) VerorduunKen vuni i 5. Aprii, 4. Okiuber und 5. Oktober 4850 (Sbor- 
nik V, S 119, 385 und 2S6). 

k) LäIüw §43; Veroninuiig vom 16. Mai tb45 (Sbornik III, S. 58); 
Pulizeistiargesctzbuch, 4. Capitel, 7. Verordnungen vom 20. Juni 4849 
(Sbornik V, S. 34) und vom 18. Juni 1852 (Sbornik YI, S. 4S»). 

1) Dienstpragmalik II, 4—4 4. 
jan) Ein sehr slrenges Urlaubsgesetz l«t das von 8. Febraar 484S (Sbor- 
nik III, S. 95). Der uomittelbare Amtsvorataod kann dem Beamten bloss 
auf 8 Tage Urlaub ertbeileo ; ein Ittogerer Urlaub ist vom Ministerium an« 
zusucben. Wenn ein Beamter den Urlaub ttberscbreilet und auf zweimalige 
Mahnung auf seinen Posten nicht zurückkehrt, ohne sein Ausbleiben ge- 
ntlgend entschuldigen zu können, so wird sein Amtsposten als erledigt be- 
trachtet und neu besetzt, er aber dem Gerichle zur Bestrafung — Amtsent- 
setaung — übergeben. 

n) Fürstliche Aesolutioo vom 16. September 4848 (iSboraik IV, S. 
477) g 4. 
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amten — ausser den Rieh lern — ") bei eintretendem Bedürf- 
nisse enlweder mit HUcksicbi auf seine besondere Be0lbigiiiig'), 
oder mr Strafe filr ein geringeres DiscipUnanrergehen^) , aus 
einem Dienstarte und Dienstsweige In einen andern mit gleiciiem 
Gehalte und Rang zu Übersetzen; fttr einen Im Range höher 
stehenden Beamten im Dienste zu substituiren , ohne dass da- 
durch der Anspruch auf den höhern Rang JoegrUndet würde') ; 
ferner, wenn er ein amtliches oder gemeines, den Veriustdes 
Amtes nach sich siebendes Vergeben oder Verbrechen begangen, 
unter gleicbseittger Anordnung einer gerichtlichen Untersuchung 
i;ot»en denselben , Von seinem Amte zeitlich zu suspendiren , auf 
HalI)S(jld zu setzen, und bei kassedefekten auf sein gesanuntes 
unbewegliches Vermögen Sicherstellung zu pehmen; sollte aber 
dieees cur Bedeckung des defraudirten Staatsgutes nicht hin- 
reichen, sich durch Zurttckhaltung seines halben Gehaltes oder 
seiner halben Pension sablhafi zu machen'). Macht ein Beamter 
Schulden, so kann sein Gläubiger, wenn diese liquid sind, bei 
seinem Amte, sonst beim zuständigen Gerichte klage fahren 
und bei Nothschulden den vierten Theil , bei leichtsinnigen oder 
Aufwandsscbulden aber die fiäJfle der Gage des Beamten in An- 
spruch nehmen ; ist die Schuldenlast so gross, dass sie auf diese 
Weise binnen zwei Jahren nicht abgezahlt werden kann , so 
wird der Beamte aus deni Dienste entlassen'). Entlassung vom 
Amte oder Degradation zu der uächstniedrigen Rangstufe kann 
Uber einen Beamten nur in Folge einer gerichtlichen Unter- 
suchung durch gesetzliches Urtheil sSmmtlicher drei Instansen 
verbangt werden, welches ttberdies dem Pursten zur m^Iichen 



oj Ueber die gesetzlichen Privilepieo des Riehiersiaades ist oben im 
I. Buche, 4. C«pit«l gl? lit. C die Rede gewesen, 
p] Dienstpragmstik I, g 8. ' 
q) Bbeodasetbst II, § 40. 

r) Getetse vom 8. April 48(8 (Sboraiic It, S. S08} und vom 44. Juni 
4845 (6bomik Jll, 6. 85). 

8) Olenstpragmiitik II, g 44 ; Gebets vom SS. Februar 4844 (Sbomik II» 
S. S87) gg 4, 8, 7; iGeseis vom SS. USn 4888 (Sboralk VIII» 8. 84). 

l) Gesetz vom 4 7. M«it 484S (Sbornik II, S. 478). 
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Ausübung seines Stralmiiderungs- oder Begnadigungsrecbles 
vorgelegt werden inuss"). 

Ausser dem mil jeder Dienstesstelle- verbondeneD Gehalte 
gewähr! der Staat dem Beamten auf amtlichen Reisen bestimmte 
Taggelder, deren Ausmasse sich nach der Jiang- und Gehalt- 
stufe desselben richtet^, und vergütet ihm bei Uebersetzungen, 
welche ohne Verschulden des Beamten und bloss im Interesse 
des öffentlichen Dienstes geschehen, die Siediuogskosten nach 
der durch den postamtKcben Stundenseiger tu bemessenden 
Entfernung ven seinem seitherigen Dienstorte Beim Todes- 
falle eines Beamten wird seinen Aneehorigen zur Bestreitung 
der Begrabnisskoslen ein Einraonatlicher Gagebetrag des Ver- 
storbenen ausgezaiiit, zu dessen Einbringung für die Staatskasse 

die erledigte Stelle stets durch einen Ifonat unbesetzt bleibt'). 

Jene Beamte, welche durch die Natur ihrer Stellung keine Aus- 
sicht* auf Avancement in ihrem Dienstzweige haben (wie Pro- 
fessoren, Lehrer und die Voiksschulendirektoren), erhalten nach 
den zehn ersten Diensljahren für jede weitere Dienstzeit von 
fünf zu fünf Jahren eine Gehaltaufbesserung von je Sy« Prooent, 
und nach dem zwanzigsten Dienstjahre von 46% PkYKsent des 
ttrsprttnglichen Geballbetrages — Beamte, welche wegen 
Aufhebung eines Amtes oder ihrer dabei innegehabten Dienstes- 
stelle in Quiescenz komtiHn, erhalten, so lange sie anderweitig 
nicht wieder angestellt werden, die Hälfte ihres seitherigen Ge- 
haltes aus der Staatskasse als Quiescenzgehalt» behalten aber 
alle persönlichen Rechte wirklicher Staatsbeamten und können 



u) DieDstpragmaUk II, §. U; Verordnungen vom 19. und 8<. Oktober 
4 SSI (Sbornik VI, 9. II und 56). 6e»eti vom S8. Dezember 4855 (Sbomik 
VIII, S. 404) g 44. 

V) Gesetz vom 14. Oktober 4S49 (Sbormk V, S. 54). 
w) Verordottogen vom SO. Mal 485S (Sbornik VI, S. 404) ulid vom 
4J. Mai 4 85« (Sboroik VII, 8. 47). 

x) Gesetz vom S9. liSrz 4858 (Sboroik VIII, S. 59). 

y) Verordnungen vom 29. November 4852 (Sbornik VI, S. 144), vom 
iO. Oktober 4854 {Sbomik Vil, S. 488} und vom S7. Mai 4855 (Sbornik 
VIII, S. 68). 
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vom Staate bei BedUrfniss mit der Besorgung aoderer dieost- 

licber Auftrage belraut werden'). 
• 

8- 59. 

ForlfdinBg. Vom Peutonwyisteffl. 

Das Grundgeselz i;e\vuhrt jedem Beamten das Recht, nach 
oiner Anzahl von s\ oliU erbracliteu Dienstjabren ins ri ivdllebeD 
• zui Uckzutreten und einen angemessenen Ruhej^ehail anzuspre- 
chen'). Auf dieser Grundlage bildete die Landesgesetzgebung 
das Pensionssystem weiter aus, und gestattet jedem Staats- 
beamten nach 40 Dienstjabren ohne Weiteres, bei Krankbeitea 
aber, die ihn dienstunfähig machen, schon nach ^0 Dienstjahren 
die VeibiUiing in den Ruliestand zu verlaiigeu. Di r Pensions- 
betrag, der deui Ucamlen aus der Staatskasse zukommt, richtet 
sieh einerseits nach seinem letzten reinen Amtsgehalte, anderer- 
seits nach der Anzahl seiner Oienstjabre ; jedoch wird bei Be- 
amten , welche durch ihre Aufopferung im tfflentlichen Dienste 
diensltinfühic^ geworden sind und duich besonders anerken- 
nensvvei lhe Verdiensie ums Vaterland sich ausj^ezeichnet haben, 
auch eine unter den) Minimum von 40 Jahren stehende Dienst- 
zeit als zum Pensionsbezuge berechtigend anerkannt. Nach dem 
10. Dienstjahre betrjigt die Pension ein Viertel, nach dem SSO. die 
Hälfte^ nach dem 30. drei Viertel des letzten systemisirten Amts- 
gehaltes mit angemessener Erhöhung für die Zwischenjahre des 
Decenniums; nach dem 40. Dienstjahre wird der ganze Amts- 
gehalt als Pensionsbetrag bezogen. Ausser dem Pensionsbetrage 
kann ein Beamter, der sich besondere Verdienste um das Vater- 
land erworben , mit Zustimmung des Fürsten und des Senates 
eine ausserordentliche Remuneration erhalten , welche ihm ent- 
weder in einem bestiiniulen Betrage auf einmal, oder in der 
Form einer jährlichen Personalzulage erfolgt wird. Die l^ensio- 
nen werden bei den Kreis-Kassen ausgezahlt. Der Pensions- 
genuss kann nur durch ordentliches Rechtsurtheil und zwar nur 



z) Gesetz vom 18. Okiober 4b4< (Sboroik 11, S. 440). 
a) U6Uiwg5ä. 
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y^veg^en solcher Vergehen verwirkt werden , welche die £nl- 
Setzung von Amt und Bang und Gehalt bei dem dienenden Be- 
amten bedingen würden. 

Der nach 40 Jahren ponsioiiirlo Beamte kann seine liuhe- 
zeit zubringen und seine Pension zehren wo er will, also auch 
im Auslande; nichl so die übrigen Pensionäre, hinsichtlich de- 
ren sich die Begierung das Recht vorbehält , sie nach gänzlicher 
Behebung der Ursache ihrer Pension! rung wiederanzustellen, 
wenn sie selbst darum bitten oder wenn das Bedttrfiiiss des 
öffentlichen Dienstes es erheischt . 

Aber nicht nur die Püiulit, dem Heamleu den Genuss eines 
Hubegehatlcs zu gewähren , sondern auch jene, für die Sub- 
sistenz der nachgelassenen Familie des Beamten zu seilen , an- 
erkennt der Staat als eine Öffentliche Schuldigkeit , und bat zu 
diesem Bebufe die Bildung eines Pensionsfonds gesetzlich 
angeordnet aus svelcheiu die Witwen und Waisen aller Civil- 
und MilitJirbeamten , und zwar erslere lebensläniilich oder bis 
zur Eingehung einer z^^ eilen Ehe, von letzlern aber die weib* 
lieben bis zu Ihrer Verheirathung , die männlichen bis zum 
21 . Lebensjahre (im Falle früherer Versorgung bis zu dieser}, 
den fünften Theil (SO Procent) des letzten Amtsgehalles des 
Gatten rcspective Vaters als gesetzlichen Pensionsbelrag be- 
zieben , 

Dieser Pensionsfonds wird gebildet i . durch AbzUge von 
drei Procent jährlich von dem ganzen Gehalte aller (sowohl ver^ 
heiratheten als unverheiratheten) wirklichen Staatsbeamten, 
mOgen sie im aktiven Dienste, in Quiescenz oder im Pensions- 
stande sich befinden ; 2. bei der ersten Anstellung im Staats- 
dienste durch Abzug eines ganzen Monatsgehaltes; beim regel- 
mässigen Avancement durch Abzug des Einmonalliciieu Mehr- 



b) Peosion^gefietz vom 8. April 4848 (Sborofk II, S. 118). 

c) Gesetz über Bildung eines Pensionsfonds für die Witn en und Wai- 
sen der Staatsbeamten vom 23. November 1845 (Sbornik III, S. 96). 

d) Als gesetzliches Minimum einer Witwenpension ist der jährliche 
Betrag von 120 Gulden östr. Währung oder 84 Thlr. pr. Crl. festgesetzi. 
Pensionsfoodsgeselz § 6, Anmerkung. 
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gebaitas der neuen Dienslesslelle, bei Ueberspringung mer 
RangBUife äwreh Abnig eines gantan HonatfligebaKes des neuen 
IKeDstposlens; 3* bei Beamlen, die ersi aaeh lorOekgel^gleni 

50. Lebensjahre' hefralbeii , ood nicht Teile 15 Dienstjahre zäh- 
len, durch Nachzahlung des von i5jiihriger Procentualcobühr 
noch abgäiiigigen Procentuaibetrages nach dem zur Zeit der Uei- 
ralh bezogenen Gelialtausmasse. Pensionäre sahien die Procen- 
iualgebtthr yfin ihrem letzten. Dienstgehalte; proviaorisdie (sab- 
stitttirle) Beamte vom Mehrgehalte ; Gontraetualbeamte bei Er- 
langung einer definitiven Anstellang (nach erfolgter Naturalisa- 
tion) von ihrem diesfülliiien Mehrgehalte. Beamte/ welche in 
Folge richterlichen Erkenntnisses aus dem Staatsdienste ent- 
lassen werden , haben iieinen Ansprach anf ROckerstattung der 
eingesahlten ProoenlnalgebOhr» noch aof die I^Bnsiön ihrer Hin- 
terbliebenen. Jene Beamte aber, die aus freien Stocken aus 
dem Staatsdienste treten, können zur Sichersteüun^ ihrer Fa- 
milie ojil der Einzahluns der nach ihrem letzten Anilscehalte 
bemessenen ProcentualgebUhr fortfahren ; sind sie aber nicht 
in der Lage dies zu thun , so wird ihnen der ganse eingesahlte 
Betrag ihrer Einlage surttckerstattet, womit selbstYersttndliefa 
jeder Anspruch ihrer Hinterbliebenen auf Pension erlischt. Stirbt 
ein provisorischer oder Gontractaalbeamter, ohne eine definitive 
Anstellung im Staatsdienste erlangt zu haben, so wird seiner 
Witwe und seinen Waisen der ganse von ihm eingezahlte Betrag 
der Procentualgebtlhr surückerstattet. 

Der Betrag d^r Witwen-' und Waisenpension ist von den 
Dienstjnhren des Beamten ganz unabhängig und betrügt stets 
ein FUnftheil (20 Procent) seines letzten Jahresgehalles ; der- 
selbe bleibt sich stets gleich, ob die Witwe mit Kindern zurück- 
geblieben oder kinderlos ist, dder ob die hinterlassenen Kinder 
9uch mutterlos zurUckgebliebea sind. Die Pension kann von 
der Witwe oder den Waisen nach Belieben im In- oder Aus- 
lande verzehrt, und kann nur in Folge eines SLliwtrcn Ver- 
brechens durch gerichtliches Urtheil dem überwiesenen Theüe 
entzogen werden. Um die allmonatliche Auszahlung der Pen- 
sionen SU ermöglichen, anticiptri das Finanzministerium haib- 
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jährlich den ermiUelteD Bedarf derselben aus der Hauptstaats- 
kasse und macht sich daftar durch den monatlichen Einsug der 
eingezahlten Procentualgebühr sahlhaft*). 

Der Witwen- und Waisenpensionsfoiids wird vom Finanz- 
ministerium in vollständiger Trennung von allen Staalsgeldern 
nach denselben Vorschriften verwaltet , welche für die Admini- 
str^ion der Staatsfonds angeordnet sind. Da ein das Bedürfniss 
Übersteigendes Anwachsen des Fonds vorausgesehen wurdest 
So ist die Bestimmung getroffen , dass der Mehrbetrag zur Er- 
richtung eines Waisenhauses und einer höhern Krziehungsan- 
stalt für die Waisen der Civil- und Militarbeamten des Landes 
verwendet werden muss'). 

Die Witwen und' Waisen jener Civil- und MilitMrbeamten, 
welche Im Kriege oder bei Hüuberstreifen gefeUen sind, besiehen 
die Pension aus der Staatskasse, nicht aber aus dem Pensions- 
fonds''). 

Zweites Capitet. ^ 

Von der Folizeiverwaltung. 

§. 60. 

♦ 

Allgemeine Gmodsftize* 

Es ist ein von der serbischen Staatsverwaltung durch lange 
Zeit befolgter GrundsaU, die individuelle Freiheit der Unter- 

e) Pensionsfondsgesetz 4 24 ; Ge^rH vom 15. Man <849 (Sbornik 

V, S 47»; Verordnungen vom August (Shornik V, S. 50), vom 
ii. Au-usL isr.i) jstmrtlik V, S, ^7^], vom 3. Alärz (Sliornik VI, S. 87), 
vom 4. Juni 4 8öi (Sbornik VI, J>. 4 06) »od vom 10. Oktober 4 862 (Sbornik 

VI, S. J09). 

f) Das FondscajjiLal betrug atn Schlüsse Ues Jahres 4856 über 57000 
üstr. Dukaten (ä 3% Thlr. prcuss. Crt. oder ^Va Golde» «slr. WftbniDg) ; 
des leUte carrente Jebreielnkommea 76000 Geldeo Oolr. WObrg. oder 
SSMO Tbir preiiM. CrI. ; die TöUle lahreBapsgube (Pensionen) 85000 Gol- 
den oder S4700 Thlr. Der jtthrllehe Üeberschass .wird xam Fondsoapital 
sngeecblflgen. ' 

g) ^ostonotondogeielz 5 und to—ts, 
b) Ehendeselbet S t5. 
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Ihanen so wenig als nur irgend möglich zu bescbrünkcn und ihr 
den grösstroöglichen Spielraum zu freier Aeusserung ihrer Selbsl- 
ihäiigkeit zu ttiberlassen. Die geschlossene sociale OrganisaUon 
des scrbis( lien Volkes in der Familie, der Hausgemetnbeit und 
der GtMiiciniie , der Krnsi und die sittliche Kraft seines Charak- 
ters gestailelo der Regierung diesen Grundsatz in vielen Bezügen 
des innem Slaalslebens durchzuführen, die man sich in andern 
Landern ohne polizeiliche MassregeluDg gßr nicht denken kann ; 
hier besorgte niemand, dass dadurch ein anarchischer Zustand 
herbeigeführt würde , wenn der Staat seine polizeiliche Wirk- 
sanikcil in mancher Beziehung auf das mögliche Minimum be- 
schränkt und sich mehr die Beobachtung und indii ekle Unter- 
statzung der Selbstlhatigkeil des Volkes , die Wegräumung an- 
erkannter Hindemisse der öffentlichen Wohlfahrt und die Vor- 
beugung von Gesetzwidrigkeiten angelegen sein iKsst, alseine 
positive Regelung der freien Volksthtttigkeit miUels polizeilicher 
Anordnungen versucht. Der Eifolg dieser mit Ausnahme der 
sogenannten Kulturpolizei grossentheils mehr negativen Wirk- 
samkeit der serbischen Staatsverwaltung war in den meisten 
Beziehungen höchst zufriedenstellend; es entwickelte sich in we- 
nigen Jahren ungestörter Buhe ein so günstiger sittlicher, socialer 
und politischer Zustand, dass er selbst die kühnsten Erwartun- 
gen der vaterlUndischen Staatsmänner übertraf inul den Ihat- 
sächlichen Beweis lieferte, dass auch eine nach herkömmlichen 
Begriffen ungewöhnlich grosse, unbehinderte Bewegungsfreiheit 
des Volkes in seinen naturgemässen socialen Lebenskreisen mit 
der grössten Ordnung im Staatsleben sehr gut bestehen kann. 
Eine positive Massregelung der gesammten Volksthütigkeit , wie 
sie in den meisten europäischen Staaten noch immer beliebt ist, 
wäre bei dem an freie Bewegung gewohnten ungebundenen 
Volkscharakter der Serben ganz unmöglich gewesen und w ürde 
die Existenz der Regierung, welche sicTersuchen wollte, auDs 
Spiel gesetzt haben. ' Daher ist die polizeiliche Gesetagebung 
Serbiens bis zu den letzten Jahren wenig entwickelt gewesen, 
und lial erst in jüngster Zeit eine grössere Ausbildung erhalten: 
ob aber auch überall zum Vortheile des nationalen Staatswesens, 
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iniiss die Zukunft lehren. Obwohl es daher gegenwärtig schon 
eine ansehnliche Summe von PoUieigeaetKen und -Verordnungen 
in Serbien gibt , so sind die Polizeibehörden doch noch in vielen 
Zweigen ihrer amtlichen Wirksamkeit mehr auf die Einsicht 
und Klugheit des dabei thätigen Beamten , als auf positive Vor- 
schriften angewiesen. 

Die Staatsgewall belbätigt die Sorge für die physische Per- 
sGnlichlLeit der Unterthanen hauptsSchlioh durch die Handha- 
bang der Bevttlierungs Theuerung6- und Bfedicinalpolicei ; 
für ihre geistige Persönlichkeit durch l orelerung der intellektuel- 
len und sittlichen Volksbildunc und durch Ortlndunu und Lei- 
lung zahlreich nr Mittelschulen und höherer Bildungsanstaiten; 
und die Sorge für ihre Vermttgensverhttltnisse durch Aufmun- 
terung und Unterstttiznng der Urproduktion , der Industrie und 
des Bändels; endlich durch Handhabung einer ausgedehnten 
Präventivjustiz. Hier sollen die Hauptpunkte dieser polizeilichen 
Wirksamkeit der Staatsgewalt in vorerwähnter Reihenfolge kur^ 
entwickelt werden. 

Erster Abschnitt. 

Von der äiorge des Staates für die physische Persön- 
• lichkeit der Unterthanen. 

§.61. 
A. BevOIkeruogspoUzei. 

Die Staalsverwailung verschaffl sich eine mdglichst genaue 
Kenntniss des Bevölkerungsxuslandes durch die alle vier Jahr 
vorgenommenen anittichen Volkszählungen *) und durch die 
periodische Rektification der hiedurch zustandegekommenen Be- 
viSlkerungsiisten mittels der yon der Kirchengewall alljtthrlich 
vorzulegenden Auszüge aus den von der GeisUichkeit aus Amts- 
pflicht geführten Matrikeln der Getauften, Getrauten und Ver- 



•) GoDfcrlptionsgesets vom S. UJlR 1850 (Sbornik Y» 8, S5). 
r. Tkakic, Swb. Slaalaredtt. 40 
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siorbenen''). Auf Grandlage dieser beiden Quellen werden ifln ' 
Finanzminisleriuai die jährlichen Bevdikerungstabellen verfasst, j 
bei welobea die grOsste slali8Us9h« Genauigkeit schon dessbalb 
m QoabwelsKebes BedUrfbias isli weil dieselben tar Basis der 
Stoueramlage dienen*). — Da Serbien auf seinem, 4000 geo- 
graphische Quadratmeilen grossen Staatsgebiete nur Uber Eine 
Million Bewohner zöhll , so gehört es zu den am schwächsten 
bevttlkeriea europäischen Ländern ; theils aus liUcksicht für die 
, Vermehnuig seiner BevttlJLeruDg, UieUs aber im Verfolgeseiner 
nalionalpoliUscben Aufgabe gegenüber dem otomaniacben Beiche 
suoht Serbien seine Bevölkerung durch Heraniiehung der stamm- 
und religionsverwandten Slawen nus andern türkischen Pro- 
vinzen, und naiiienllicli aus dem l ilrstenthume Montenegro lu 
vorslUrkcn, und begünstigt die Einwanderung' der zmogorer 
Serben*^) durch Beiheilung der Einwanderer beim Eintritte ins 
Land m\% Bröl und Beisegeld , durch Anweisung von Nieder^ 
lassungsplstien , welche ihnen die schwacher bevOllierten nnd 
an Gernein<jeü,rundeigt'iitiiuiii reichern Gemeinden unentgeltlich 
zu überlassen haben ; und durch Bewilligung eines Darlehens von 
4000 Piastern (83 Gulden östr. Wahrung oder 58 Thir. preuss. 
Crt.) aus der Staatskasse für jede einielne Ansiedlerfamilie, wo- 
für derselben 4 Gespann Ochsen und. Acker- und Bausg^ratbe 
gekauft und der erübrigte Rest haar an die Hand gegeben wird. 
Verbleiben die Ansiedler in Serbien, so haben sie diesen Vor- 
schuss nach Verlauf von zehn Jahren in jährlichen Raten abzu- 
zahlen , ziehen sie aber fort — was auch zu geschehen pflegt, 
weil das Bergvolk das serbische Klima namentlich in den Niede- 
rungen Bichi gul verträgt^ so haben sie die invenlariach über- 
nommenen Geraihschaflen und das Ochsengespann in natura zu- 
rückz US teilen. Ausserdem sind die Ansiedier durch drei Jahre 



b) Conscrtptionsgesetz §g s und 14 ; Organieohee Gesetz Uber die Ktr- 
Cheogewali § 47. Vergl. § 39 dieses Werkes. 

c) Nähere« hierüber weller uotea im V. Capilel tther die Fioaoiver- 

wsltung. 

d) Verordnungen vom 40, Mai iSM und 45. Februar und 7. Mai 4854 
{Sbornik VIU, g. 40, $i und 
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frei von allen Staats- und Gemeindelasten und erhalten h< i der 
Niederlassung zu ihrem ersten Uoterhalte etwa 27« Zentner Ge- 
treide für jede Familie gratis von der Gemeinde^ welebe über- 
dies von der Obrigkeit angewiesen wird, den Ansiedlem jede 
brüderliche und christliche Hülfe zu leisten . 



e) In Deutschland tri!i«t man sich vielfach mit Hoffnungen auf deutscfio 
Aosiedlungen in Serbien. Iis dürfte hier der Ort sein, vor solchen Utopien 
dringend zu warnen , denn in Serbien so wie überhaupt in den slawischen 
Provinzen der Türkei ist kein Boden, wo deutsche Ansiedlungen gedeihen 
könnten. Das serbische Element ist iu nationaler urui leli^iüser llinstchl 
so kräCtig und spröde, der Charakter des Serb^n'so stolz und cxclusiv, und 
eodlidi die angeborae Inteiligaoz desselben (weon ihm auch die ntflhige 
Bildnug abgeht) so Überwiegend, dass der — sine Ira et atadio aU ea ge« 
aagt iB allen dleseo Stileken tief unter dem Serben atebeode deulaobe 
Anawanderer gewObnlicber Sorte neben dem Serben weder besteben noeb 
gedeihen kann. Selbst der geistig begable und sehr regsame Jade kommt 
unter Serben nicht fort. Man musa es daher der serblsoben Regierung tum 
Verdienste anrechnen, dass sie, Angesichts dieser OmstSn de und im Gegen- 
sätze zu den modernen CoIonisalionsschwSrmereien und Finanzscbwinde- 
leien , sich nicht den Schein gibt , als ob sie die Biowanderung Fremder 
nach Serbieu itegünstigte. Grössere Ansiedlungen werden unter Serben 
und Bulgaren unfehlbar misslingen ; nur einzeln^', aber besonders tüch- 
tige, fremde Gewerbsieuff^ dürften (allenfalh in Belgrad, weniger in an- 
dern Städten) ein leidlicheB For lkonimen 'finden , jedoch nur auf so lange, 
bis nicht ein Serbe das von ihm helntbeue Gewerbe ergreift; ist dies ge- 
schehen, so wird der Lehrling bei seiner geistigen und physischen Beweg- 
lichkeit, seinem Eifer, sich vor dem Fremden hervorzulhuu , und seinem 
entschiedenen Talente Air raeciianische Arbeiten aller Art den Meister bald 
verdrängen. Noch weniger ais der Gewerbsmaott dlfaflo der Landwirlh auf- 
kommen. Bs ist wahr, dass der Serbe seinen Acker aehloobt besleUt, ober 
er mag niobt mehr thnn, als or eben gethaa haben will und das releht für 
solnen Unterhalt vollkommen aus; der Bulgare» der vom Serben einen 
Acker pachtet, thut auch ein Oebrlges und zahlt dem Serben in Natnrallen 
nach dem Marktpreise so viel als dieser Air sich braucht. Ceberdlc^ er- 
leichtern gewisse auf dem Assoclationsprinclpe beruhende Volkssltlen « 
wie die gemeinsame Unterhaltung von Zugvieh (ssprega) und die gegensei- 
tige unentgeltliche Feldarbeit (moba) — dem Serben die Feldarbeit in einer 
Weise, in welcher es der fremde Ansiedler weder m'ü Bitten noch mit Geld 
erreichen kann. Endlich ist der Deutsche in Serbien so wenig geliebt und 
geachtet, dass er w«der auf Theilnahme noch Unterstützung seitens des 
Serben rechnen darf, und in fremdem Lande und unter fremdem Volke 

4S* 
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Die Aiiswnnderung ist jedem Serben nach Erfüllung der 
gesetzlichen Förnrlicbkeiten (vgl. oben §§ Vö und 46) gestattet, 
koami aber Äusserst seilen und bloss unter der stttdtiscben Ber- 
vtflkeninc; vor. 

B. Thenemngspollzel. 

Die StAalsvorwaltung erklart es als ihre positive Verpflich- 
tung, das Volk namentlich gegen Falle von Misswachs, Hagel- 
schlag und Hungersnoth sicheriustellen*). Den natOrlichen und 

kttnstlicben Theuernncszustynden sucht aber die Staatsverwal- 
tung auf mehrfache Weise zu begegnen, namentlich durch Geld- 
vorschUsse aus der Staatskasse an Notbleidende y durch Errich- 
tung von Getreidevorratbamagaslnen seitens der Gemeinden, 
dureb vollständige Preigebung des Inlandiseben KomhandelSy 
endlich auch durch temporäre Getreideausfuhrverbote. 

In Bezug auf Vorschüsse aus der Staatskasse ist angeord- 
net, dass bei aligemeiner Verlegenheit der Nothleidenden, wenn 
sie genügende Hypothek besitsen, auf diese; vi^enn sie keine 
solche bieten können , gegen Garantie der Gemeinde angemes- 
sene Geldbetrage aus der Staatskasse gegen die tiblichen 6% 
Zinsen und halb- oder ganzjährige Rückzahlung vom Finanz- 
ministeriuiu dargeliehen werden , nachdem sie sich beim kreis- 
vorstande diesfalls gemeldet haben und dieser sich von ihrem 
Nothstande Ueberseugung verschafft bat''). 

Da jedoch hiedurch einem allgemeinen Nothstande, nament- 
Hob bei längerer Dauer, doch nicht gesteuert werden kann , so 
wurde im Jahre 1884 die Errichtung von Vorrathsmagaziiien 
(Koschewi) in jeder Gemeinde oder, nach Uebereinkunft dersel- 
bei| unter sich , auch in jedem Dorfe angeordnet. Di^ Vor- 



stets nur auf sich allein angewieseil ist: sömnitlich sehr beachlenswertho 
Umslönde, deren Uebersohen nur von den traurigsten Folgen sein kann. 

a) Gesetz vom 22. uklober 1854 (Sbornik VIII, S. 24) im Eingänge. 

b) Verordnungen vom 8. Februar iHkO (Sbornik UI, S. fi8) und vom 
17, Man 4847 (Sbornik IV, S. 4 3) 
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ralfasmagasine, deren Jede Gemeinde dra heben muss , sind auf 

Gemeindekosten zu errichten ; sie bestehen aus ReissiggeÜecbt 
oder Latlen, ruhen auf fünf Fuss hohen (innuiiiiciuern, und sol- 
len 5 Schuh breit und 7 Schuh hoch, mit Dielen gebödnet, niit 
Schindelbrettem eder Ziegeln gedeckt, auf freien JufUgen 
Piätsen gelegen und mit einem Zaun umgeben sein. Ihre Grltese 
richtet sich nach der Bevölkerung der Gemeinde. Jedes Magazin 
bat zwei AblheiJangen , so dass in jede Aljtheiluui^ ein anderer 
Jahrgang des Geireides besonders eingelagert wird. Das einzu- 
lagernde Getreide ist Mais (Kukurus) , der vollkommen gesund 
sein, in Kolben durch sechs Jahre alljährlich im Deoember ein- 
gelegt und alle drei Jahre vollständig ausgetauscht werden muss. 
Jeder steuerpflichtige Kopf bat jährlich 50 Oke (t Va Zentner), im 
Ganzen ;ils ) 300 Oke (9 Zentner), und wegen der beim frischen 
Mais eintretoiiden Sckweudung 63 Üke für 50 einzulegen, llie- 
von wird , aber nur den Einlegern , im Nothfalle so viel darge- 
liehen als sie eingelagert haben und zwar gegen Erstattung im 
nüchsten December, wobei 450 Oke für 400 dargeliehene ge- 
nommen werden (weil der geliehene trocken , der abgestattete 
frisch und daher um so viel schwerer ist). Die Wahl des Bau- 
platzes, der Bau und die Erhaltung der Vorrathsmagazine und 
die Aufnahme der Einlagen ist den Friedensgerichten zur Pflicht 
gemacht; die Aufsicht darttber, die Ausfolgung der Darlehen, 
die Visitationen iind die Berichterstattung ttber ihren Zustand 
haben die Bezirksvorstände. Diese Massregel ist im Lande ent^ 
sctiieden unpopulär; sie ist schon im Jahre 1839 vcrsuclu wor- 
den, und dürfte auch jetzt kaum im beabsichtigten Umfange zur 
Ausfuhrung kommen 

Das dritte AbbUlfsmitlel — temporttre Getreideausfiibrver« 
]>ote — ist verfassungsmlissig gestaiiet, in volkswirthsehafüicher 
und handelspolitischer Hinsicht aber nur dadurch su entschtti- 
digeo f dass sich auch die Nachbarstaaten seiner bedienen und 



c) Gesetz vom 42. Oktober <8ö4 (bboi uik VIU, S. 24) uud Veiordfiups 
vom 4 9. Jönner 4 865 (Sbornik VIU, S. 49). 
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den freien Korav^rkelir auch gegea Serbien besehrtnkeD oder 

verbielan'']. 

§. 63. 
C. ArmeopoUiei.. 

ArmnlbsnisUliidet wie sie im enroplüseben Westen 
kommen, kennt man in Serbien gtttcklicberwetse niehi, wo, 

solange die nationale i laus Verfassung sieb in den Landstädten 
und den Dörfern in Kraft erhHlt, die Rnlslehuni: eines agrikoleo 
oder gewerblichen Proletariates auch in Zukunft nicht zu besor- 
gen ist, wenngleicb es hier wie überall einielne hUUsbedürftige, 
gebrechliche und arbeiUunföhige Menschen g$bt, welche die 
Mildiliaiigkeit ihrer Mitbürger in Anspruch nehmen*). 

Die aruitnpolizeiliche XJeselzgehung Serbiens geht von dem 
Grundsatze aus, dass die Armulh ein sociales Uebel sei, dessen 
Milderung oder Heilung ausschliesslich Sache der Gesellschaft 
seih mOsse, und ttberlSsst die Armenpflege und Armenpolizei 
der Haosgemeinheit und der Gemeinde, welche durch ihre Vei^ 
roögensverhältnisse in Stand gesetzt ist, dort wo es noth that 
thatsachlich Hülfe zu schaffen. 

In der Hausgemeinbeit lebende wegen Alters oder Ge- 
brechen arbeitsunfähige Personen werden von der Hausgenos« 
senschaft erhalten; nur Jene, welche nicht im Hansvorbande 
stehen oder g^r keine Verwandtschaft besitsen , Isllen ihrer Ge- 
meinde zur Last. Der Gemeinde ist es freigestellt solche Arme 
in Privathausern zu unterbrin£^en oder eigene Armenhäuser und 
für Kranke Hospitaler su errichten^ und ihnen im Todesfalle ein 
christliches Begrttbniss su gewahren^). Um den Gemeinden die 

d) Ustaw § 45 ; vergl. die Verordnungen vom 45. Marz und 4 t. JvN 

(Sbornik iV, S. 42 und 85). 

a) Der Verfasser dieses Werkes kann als Thatsacbe behaupten» dass 
er b«t oftmaligen Reisen und längerem Aufenthalte in Serbien niemals 
von eiaem Sarben, uod nar in den tttrkiseb-iarbiaeben VorsUidtan ¥od 
Belgrad .eioige Male von alten Türkinnen und Zigaonerinoen aogabatlaU 
worden iat. 

b) Varordnons vom It. Juni 4 84$ (Sbornik IV, S. S4). 
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Gründung von Spitälern zu erleichtern und diese xu fdrdera, 
gewahrt der Staat denselben hiezu Darlehen aus der Staatskasse 
gegen ein- oder mehrjährigen fittckersalz durch eine Gemeinde- 
Umlage''). 

In Bezug auf die Waisen von Armen, welche ganz mittel- 
los und ohne alle Verwandtschaft zurückgeblieben sind) ist an- 
geordnet , dass dieselben, wenn sich ihrer niemand aus Christ«* 
lieher Barmhensigkeit annehmen wOrde, auf Kosten der Ge- 
meinde in einem Familienhause untergebracht, erhalten und 
erzogen werden müssen . 

Das BedUrfniss der Bildung eigener Armenfonds zur Grün- 
dung und Erhaltung von Armenhäusern und Spitälern hat sich 
bisher nur in Belgrad geltend gemacht , wo , an der aussersten 
Landesgrense , das Verdrängen nationaler Lebensweise durch 
europäische Sitten , das Zusammenströmen fremder Elemente 
und der stete Wechsel der Erwerbsverhültnisse die gewöhn- 
bcheii Aimuliiszustande zur Folge hat und dalu r eine ausnahms- 
weise Vorsorge seitens der Gemeinde erheischt. Es ist daher 
der belgrader Gemeinde, sor Hintanhaltung der Strassenbet- 
telei'), gestattet einen eigenen Armenfonds durch Erhebung 
einer sehr kleinen Abgabe (von Vo^o) bei Bealitätenkänfen In 
der Gemarkun;! zu bilden '^j und einen Spitalfonds durch 
freiwillige Gaben und durch Einziehung der Strafgelder für 
Uebertretungen der Geworbeordnung zu diesem^ Zwecke auf- 
zubringen <)• 



c) Varordnung vom SS. April 4S47 (Sbornik IV, S. 17). 
. d) VerordaiiiiK vom 4 3. Juni 4 848 (Sbornik IV, S. 8t). 

e) Polizeistrafsttatzbdch 4. Capitel g§ 86 und 37. 

f) Verordnung vom SS. Juni 4 846 (Sbornik III, S. 4 49). 

g) Gewerbeordnung vom 44. August 1847 (Sbornik IV, S. 44). An- 
hang g 48. 



152 



Zweites Capilel. 



§. 64. 
D. MedIclBalpallsei. 

«) Die MedlclMlliehMea attl da« MnXBifthe FenoBal. 

Der Staat bethätigt seine Sorge fUr die leibliche Gesundheit 
seioer Unterihaoen durch Aufnahme des Medicinalwesens In den 
Ressort des MfolsteHums des Innern, durch Anstellung von 
Aerzten im Staatsdienste, durch Errichtung von Apoth^en, 

durch Wojzrauniung der I rsachen von contagiösen und Anstal- 
len zur Heilung von epideiiiischen Krankheilen. 

Zu diesem Behufe besteht im Ministerium des Innern eine 
eigene Sektion fttr SanitHtsangelegen heilen , welcher als bera- 
thende technische Stelle die permanente Medicinal-Gommission*), 
und als vollziehende Behörden die KreisMmter mit je einem 
Kreisarzt'') als Medicinalreferenten unterueordnei sind. Die 
Kreisärzte mUssen den akademischen Grad besitzen ; ihre 
Diplome werden vom Ministerium des Innern vidirt und sie 
selbst vom Minister beeidet. 

DieAu^be der permanenten Medicinal-Coromtssion ist: 
dem Ministerium auf dessen Verlangen fachwissenschaftliche 
Berichte und Gutachten über einschlagij^e Anfragen und Vor- 
schiagy abzugeben, namentlich über wichtigere und einfluss- 
reichere medicinaipolizeiliche Verordnungen' und gerichtlich- 
medicinische Fragen, ttber htfhem Ortes zu erstattende medici- 
nisohe Berichte, Uber die Organisation des Medicinalwesens, die 
Besetzung ärztlicher Dienstposten und Uber Gestattung der ärzt- 
lichen und pharmaceutiscben Praxis an fremde Aerzte und Apo- 
theker. 

Die Kreisämter vollziehen die Medicinaigesetse ; die bei 
denselben angestellten Kreisphysiker haben die hauptsächliche 
Au%abe für den allgemeinen Gesundheitszustand ihres Kreises 

■ * - 

a) Verordnung vom IS. Mai I85i (Sbornik VI, S. 98). Vgl. obea g 51, 

b) Verordnungen vom 4 2. Dezember 4 852 (Sboriiik V, S. 8t9) und vo« 
4 5. März 4 852 (Sbornik VII. S. 4 38); Instruktion für ^ie Kreiharst« vom 
24. August 4 839 (Sboinik I, S. 408). 
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zu sorgen; sie beaiiüsicbligen dasttrzUiohe Personal ihres Krei- 
ses f die Hospitttier und Bflder, erstatten auf Ansuchen der Ge- 
richte und Gonsistorien Berichte und Gutachten in forensischen 

und Ehesachen, nehmen Obductionen vor , visitiren die Gefäng- 
nisse bezüglich ihres sanilätspölizeiJichen Zuslandes , und, in 
Ermanglung eines Müilärarzles , die Rekruten ihres Kreises bei 
deren AiisteUung zum Landesbeere , und erstatten an das Mini-- 
Stenum die periodischen dreimonatlichen und ganzjährigen 
SaniUllsberichte so wie Rapporte bei ausserordentlichen Vor- 
könimnissen. 

Für das Vorhandensein und die zweckmässige Verlheilung 
des ärztlichen Personales im Lande sorgt der Staat auf doppelte 
Art. Da es zur Bildung von Aerzten bisher keine Lehranstalt im 
Lande gibt, so schickt die Staatsverwaltung eingebome junge 
Männer, die sich dem ärztlichen Stande widmen wollen, nach 
erhaltener Vorbildung im Lande, auf Staalsküslen ;iri deutsche 
und französische Universitäten, um sich daseibsl zu ihrem Be- 
rufe wissenschaftlich auszubilden; da aber bisher das Bedürf- 
nis an Aerzten von Eingebomen nicht befriedigt wurde, so 
nimmt die Staatsverwaltung fremde graduirte Aerzte und 
Wiüuiaizie in Contracluai- oder wirklichen Staatsdienst oder 
L;estaUel ihnen die freie ärztliche Praxis im Lande, worüber 
übrigens stets die Medicinal-Gommlssion, bei welcher jeder Arzt 
seine Qualification gesetzlich nachzuweisen hat, vorläufig ein- 
vernommen wird. Es ist jeder Gemeinde gestattet, einen zur 
Praxis im PUrstenthume Serbien befähigten Arzt gegen ange- 
messenen Gehalt als Genie inde izt anzustellen; sämmtliche 
prakticirende Aerzte und ilebammea des Kreises stehen unter 
der Aufsicht des Kreisphysikus , welcher, solange keine "genü- 
gende Anzahl Ärztlichen Personales im Lande vorhanden^ist, die 
Verpflichtung hat, wenigstens in seinem Standorte die medici^ 
nischc Praxis auszuüben. BesoiKiere Vorschriften über die me- 
dicinische Praxis gibt es nicht; daher ist hielür die Analogiejnit 
jener anderer gebildeten Staaten allein massgebend^). 



c) InstrukUoD für die Kreisärzte 1, 4 3, 14 und 19. 
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Apotheken betteben bloss ia den prMera Städten des 
Landes und nillssen von geprQflen Pharmaoettten geleitet und 
voa Kreisphysikos beaufsichtigt werden. Wo Apotheken sind, 

dürfen nur die Apotheker dispensiren (aber nicht selbst Arze- 
neien verordnen ; wo keine Apotheken liesiehen, sind dieAerzte 
Eur Führung von iiandapotheken ) deren Inventar auf Verlangen 
stets dem Ministerium des Innern vorgeiegt werden muss , und 
sur Selbstdispensation berecfaligt» In Ermanglung einer eigenen 
Landespbarnuikoptte wird die Pharmacopoea Austriaca und die 
Pharmacopoea Borussica gebraucht. Periodische Apotheken Visi- 
tationen werden in jedem Kreise voui kreisphysikus, in Belgrad 
aber durch eine vom Ministerium des Innern bestimmte Com- 
mission vorgenommen. Die Aneneimaterialien ktfnnen aus der 
Staatsapotheke (prawiteljstwena apolaka) in Belgrad bezogen 
werden. Die Medicinaltexe ist die Österreichische mit einem 
Abzüge von 20 Procent^ 

§. 65. 

Jl) Polizeiliche Massre^a-ln zur Entfernungr von Kraukheitsursacheo Im 
Lande aelbat uod zur Abweadaog^voo eiozeloeo Lebensgefahren* 

S^r Entwickelang von Rrankbeiten im Innern des Landes 

suchl die SLaalsvcrw;! Itiuig durch gewisse polizeiliche Massre- 
coln zu begegnen und Übertragt den Kreisärzten die Beobach- 
tung, und (1( II Kreisäintcrn die Beseitigung der dieselbe be- 
dingenden Ursachen. In Besug auf die Wohnplätze ist angeord- 
net, dass Sumpfe und stehende Wasser in der Nabe derselben 
trocken so legen sind , dass die Strassen und Platte breit und 
luftig sein und reinlich gehalten werden müssen; dass gewisse 
gewerbliche Werkstatten, wie Seiiensiedei'eien , Gerbereien 
u. s. w. , dann Schlachthäuser, Düngestälten , Aasgruben, 
Todtenttcker niobt in der Nahe der Wohngebttude angelegt wer- 
den, endlich dass die Grfiber nicht seicht gegraben sein dürfen. 
In Beeng auf Nahrungsmittel ist verordnet, dass nur gesundes 
Vieh, nachdem es lebend ins Schiachthaus gebracht und daselbst 



d) iDfttraktion für die Kf«ifirste $ Ii. f 
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ontersochi ist, geschlachtet uad das Fleisch nur in FioischbünkeD 
varkanft werden darf, welebe sieta mnlioh und durch 6 Stunden 
täglich offen gehalten werden müssen. Der Uigliche Fleitohvor* 
rath rouss bei sonstiger Strafe dem Bedarfe der Bemlkenmg 

entsprechend sein; verdorbenes Fleisch darf nicht verkauft 
werden. Fische dürfen nicht vergiftet und können bloss im fri- 
■eben Zustande zu Mai kt gebracht werden. Gifthaltige Substan- 
len oder Ärceneimiitel dürfen nur unter den gewübnlieben 
Vorsichtsmaasregeln von den daiu befugten Peraonen verkauft 
werden ; unreifes Obst , verdorbene oder verfälschte Getränke, 
Mehl und iiM(Jere Victualien dürfen gar nicht verk.uifl werden. 
Jede Verunreinigung von Quellen, Brunnen und Bachen, aus 
denen Trinkwasser geholt wird, ist strenge untersag!. 

Zur Abwendung einzelner Lebensgefabren sind mehre politei- 
Uche Massregeln getroffen; n'ameniHch lur Beseitigung der Gefahr, 
lebendig begraben zu werden, ist jede Beerdigung vor Ablauf 
von 24 Stunden verboten : ferner ist das schnelle und unvor- 
sichtige Reiten und bahren in GasseOi auf Brücken und Plätzen, 
wo eine lebhaftere Passage ist, der unvorsichtige Gebrauch von 
Handwaffen und das Aushangen solcher Gegenstande, durch 
deren Herabfallen Jemand beschädigt werden konnte , auf den 
Dächern oder auf Fenstern, (ins [Lilien wilder Thiere ohne 
obrigkeitliche Krlaubniss unii besondere Yorsichtsmassregein, 
oder böser Hunde untersagt. Thiere, an denen sich Spuren von 
Wulh oder sonst einer ansteckenden Krankheit zeigen, sind 
alsogleich zu todten, und vorsichtig zu vergraben; - der Verkauf 
von Hauten erkrankter Thiere Ist strenge verböten'). 

Endlich sucht die Slaalsvcrwallung durch zwangsweise 
Anordnung der Iniptung durch die KreisUrzte dem epidemischen 
Umsichgreifen derPockeukrankheit vorzubeugen. Für den noth- 
wendigen guten Impfstoff sorgt die Sanitatssektion im lliniste* 
rium des Innern;. die Impfung wird von den Kreis- und Ge- 

a) lostroklioo fttr dia Kreispbysiker §44; Verordoaiigeo flbar Fleisch- 
bUfika von S. April ood vom t6. Ifal ISSt (Sboniik I, S. «• und ItS); 
PoliseiMn^eselzbueb vom t7. Mai 4SSt (Sbornik V, 6. 119) 7. Capitel 
$g öS— »4 . 
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ineindeärzten alljährlich vom April bis September in Gegenwart 
de« Kreis* oder Bevirksrorstandes vorganommeD, und darttber 
ein Pretokoll geführt^ welches im Latdis des Monates. Oktober 

dem Ministerium vorzulegen ist. Das Volk muss dazu von der 
Geistlichkeit uinJ den Beamten £;eni;ihnf werden, da kein Unge- 
iupftei' zum Studium an einer öd'enllicben Lehranstalt, zur Er- 
lernung und sum Betriebe von Handel und Geweriien und sur 
Trauung sugelaaaen wird. Geistliche^ Beamte und Gemeindevor- 
sttfnde, die sich durch ihren Eifer für. die Schutzpockenimprung 
besonders auszeichnen, erhalten Danksagungen oder Geldre- 
munerationen von der Siaalsverwaituug^). 

* 

§. 66. 

c) Anstalten gegen das Eindringen contaglOser und epidemischer 
Krankheiteii ans dem Auslände. 

Der Hereinschleppung von Gontagien aus dem Auslande 
und namentlich der Pest aus den benachbarten Provinzen des 
otomanischen Reiches sacht die serbische Staatsverwaltung 

durch dreierlei Massroaeln entgegenzuwirken, erstlich tiiuch 
eine beständige Cordonswache (Kurdonska strasha) liinL^s der 
ganzen Grenzlinie gegen die Türkei, ferner durch die Beschrän- 
kung des Grenz Verkehrs auf 7 Grenzmarktorte (Rastellplatze, 
ssastantzi), endlich des Eintrittes aus der Tttrkei nach Serbien 
durch 6 Quarantaineanslalten (Karantini). 

Der Zweck der Cordonswache lan^s der tili kiscluTi Gi enze 
ist, zu verhüten, dass weder iMenschen noch Thiere auf einem an- 
dern Orte als durch die Quarantaineanstalten oder die Rastell- 
platze nach Serbien eintreten, noch aber Waaren sonst irgendwo 
hereingebracht werden , als eben nur durch diese Platze. Far 
die Cordonswache bestehen längs der ganzen Grenzlinie eigene 
Wachthauser (tsch^i i dak) in solcher Nalie nebeneinander, dass 
äicli die Wacbimaunschaft bei Tage gegenseitig sehen , und des 



b) lastruiaioo lUr die Kreisllrzte ^47; Gesetze vom S. Jall 4SS9 (Sbor- 
nlk 1, 8. 6») und vom 7. Mal 484» (Sboroik II« 8, 484); PoUseislrergeselz- 
bttcb, 7. Gapttel ^ 6S und 68. 
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Nachts htfren kaDD. In Pesigefohr wird die Wachimannscbaft 
bedeutend verstärkt und Jedermann, der die Gordonslinie heim- 
lich oder gewaltlhatig überschreitet, vom nllchsten Gerichte 

standrechllich mit dem Tode bestraft; Reisende oder Fltirhl- 
linge, welche sich zum Grenzüberlrilte bei einem WK hiposlen 
melden , dass sie hiezu aus irgend einem plausiblen Grunde ge~ 
ntftbigt sind, können längs der GordonsUnie reisen und werden 
in angemessener Entfernung von der Gordonswaehe von Posten 
zu Posten bis sur nllchsten Quarantatneanstalt escortirt y wenn 
sie sich aber der Bewachung entziehen oder einen Versuch zur 
Flucht ins Innere des Landes inachen wollen , auf der Stelle er- 
schossen , uhd nach geschehener Änseige seitens der iWacbe 
unter den gewöhnlichen Vorsichtsmassregeln sogleich begra- 
ben'). 

Die Rastellplätze sind Orte an der Grenzlinie zur Zu- 
sammenkunft der beiderseitigen Bevölkerungen behufs des 
Handels und der Besprechung von Geschüflen unter besonderer 
sanitätspolizeilicher Aufsicht. Dieselben sollen auf freien, etwas 
erhöhten Plataten in einiger Entfernung von türkischen Ortschaf- 
ten und wo möglich am Wasser situirt sein. Jeder Rastellplats 
hat ein Parlatorium, das ist einen nach allen Seilen offenen, ge- 
deckten Raum , der durch zwei in einer Entfernung von zwei 
Klaftern parallellaufende starke Schranken in zwei Abtheitungen 
geschieden ist, und in deren einer die serbischen, in der andern 
die türkischen Besucher abgesondert stehen. Das Parlatorhim 
wird in der Regel zweimal wöchentlich und zwar i Stunde nach 
Tagesanbruch geöffnet und beim Sonnenunlerganp lieschlosscii ; 
bringen jedoch türkische Grenzbewohner an andern, als den 
bestimmten Tagen Getreide oder Vieh dahin , so kann es auch 
an diesen Tagen geOflTnet werden. Ueber diese Rastellplätse, 
die zugleich als Füialien von Zollttmtem dienen, können alle 
Waaren ausgeführt und bloss unverdächtige Waaren und ge- 
sundes Vieh nach der gewohnlichen Reinigung eingeführt wer- 



a) Gosetee vom tl. Juli 1841 und S1. Okiober 1848 (Sboraik 11^ 8. 491 
und t57). 
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den. Briefe, die hier aufgegeben werden , müssen geiHacberi, 
Geldmttnien in Essig oder Salxwasier gewaschen werden. Eben 
se können Serben , die mit einem Pftsse versehen sind , unter 

Begleitung eines Sanittttswüohters (zum Schutze gegen Verun- 
reiniguns) von hier aus in Geschäften nach den benachbarten 
ittrkischen Dörfern reisen ''). 

Die Quaranlainjeanelalten bestehen dazu , am Men- 
schen, die aas der Türkei nach Serbien kommen, unter der 
Prüfung ihrer Gesundheit su halten , und sie, so wie einsnfbh- 
rende VVaaren und Thiere vor dem Eintritte in Serbien aufzu- 
nehmen und zu reinigen. Die Menschen werden bei gutem Ge- 
suDdi^eitszustande in der Türkei keinem Quarantaineexamen 
unterworÜBD und bloss ihre Kleidung und Wasche gereinigt; bei 
verdächtigem Gesundheitssustande (der entfernteren türkischen 
Provinsen mit Einschluss Konstantinopels) dauert die Quaran- 
taine 40 Tage, bei gefährlichem Gesundheilszuslande (der be- 
nachbarten Provinzen der TUrkei) 20 Tage , wenn sich an deqp 
Angekommenen bei der Ankunft keine Pestsymptome «eigen; 
sind aber diese vorhanden, so wird der Angekommene, nOlhi- 
genfalls auch mit Waffengewalt, zur alsbaldigen Rückkehr auf 
türkisches Gebiet gezwungen. Nur der Fürst hat das Redit in 
besonders rücksichtsw üniigen Fällen die QuarantHiDeperiode 
abzukürzen. Jeder Reifende wird vom Quarantaineamt zur 
Reise ins Land mit einem Gesundheitspasse versehen*"). 

In gosunder Zeit werden enropätseb«* türkische Waaren 
keinem Desinfectionsverfahren unterzogen , wohl aber die Pro- 
venienz :i aus den ;isiatiscben und afrikanischen Provinzen der 
Türkei; in verdächtigen oder ceführlichen Zeiten müssen ;nich 
gewisse Waaren quarantainiren, und werden entweder durch 
Waschung, oder durch RäucheraUg (mit Chlor- oder Pestranch), 
oder endlich , wenn sie weder gewaschen noch gerfluchert wer- 
den künnen, durch lO^SOtägige Lüftung gereinigt. IMe 

b) GeseU vom 31. Oklubcr 1839 (Sbornik I, S. 46S) und Quarantaine- 
geselE vom <9. J&li tm (Sbornik II. S. 51) 4. Gapitel §§ 69—79. 

c) Quarantftloegesels I. nod t. Ctpitel §§ I ood l<**49; Verordnang 
vom 1«. März m$ (Sbornik II. S. 194). 
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WaareD siod, je nach ihrer grössern oder geriDgern IiifecUoD»- 
pereeptibiiitäl, in nichiverdflGhlige, verdfiohtiga und sehr ver- 
dichiige eingelheiH; eralere werden ohne weiters ausgefolgt, 
die sweitgenannlen nach aisbaki vorgenommener BeiniguDg, die 
letzten nach \0 — SOlägiger Quarantaine. Tbiere werden in 
der Schwemme darch Waschung gereinigt; Briefe und Werth- 
papiere werden stets geräuchert**). Die Beinigungetaxen für 
Waaren sind geseulicb vorgeschrieben und werden von deren 
EigenthQmem besahlt*). 

d; SaalUltsiDa$sregeIn beim Aasbmche von CoDtaglea und BpIdeaüeD. 

Der Staat verpflichtet jeden Hausvater, beim Ausbruche 
contagiöser oder epidemischer Krankheiten im Lande, hieven 
der nttc^len PotiseibehOrde Anseige su erstatten*), welche den ^ 
Fall dem Rreisamte mittheilt , damit dieses den Kreisphystkus 

sogleich an Oi t und Stelle schickt. DerKre isf^hysikus bleibt, so- 
lange die Krankheil dauert^ am Orte, triOl die nothwendigen 
sanitätspoiiseilichen Massregeln, weiche durch die Ortsbehörde 
in YoUsttg SU setzen sind, besorgt die nttthig bafundeaeo Heii* 
mittel I und behandelt die Kranken selbst oder leitet ihre Be- 
handlung) wenn ein anderer Arzt im Orte ist. Er hat von acht 
zu dcht Tagen Uber den Verlauf der Krankheit regelmitssiae 
Bapporte und nach Erlöschen derselben einen Uauptbericht an 
das Kreisamt su erstatten , welches dieselben dem Miniaterinm 
des Innern vorlegt. Bei einer grossem Ausdehnung von conta- 
giösen Krankheiten ist die Absperrung ganser Ortsehaflen oder 
Kreise, Anordnoni^ iiiineraisaurer Räucherungen und schnelles 
Begraben von Verstorbenen ohneLeichengeprilnge gebräuchlich''). 

Krankenhauser, deren Errichtung ein Staatsgrundgesetz- 
liches Privilegium der Serben ist*), sind jeul erst im Entstehen, 



d) QaarattlalRageseln t. Ctpitei §§ 43- SS. 

e} Gesäte vom »1. Oktober 1848 (Sbomik It, S. 977). 

a) PoliseiatraliBMeltbuch 7. Gapite) §g 59 und SS. 

b) InstroktioD dir Kreitfrsle % <S. 
cj II. Hat SS. 
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da sich ihre Nothwendigkeit bisher niiizctuls im Lande ausser 
in Belgrad gezeigt hat. Ihre Errichtung ist, wie bereits gelegent- 
lich der Derstelluog der Armenpoliiei (vgl. oben § 63) erwtf bnt, 
den Geroeioden und die Oberaufsicht Uber dieselben (sonder- 
barerweise!) dem Kultus- und Unterrichtsministerium lar 
Püicht geniachti'*]. ♦ , 

Zweiter Abschnitt. 

Von der Sorge für die mnteriellen Interessen der 

Untertbanen« 

§.68. 

Allgemeine BestlnuDnogen. 

Die Verfassung und die Landesgesettgebung beseitigen im 
Principe wie in der Praxis die Hindernissei welche dem einzel- 
nen Unterthan die Möglichkeit der Erwerbung und des Genusses 

eines Vermögens benehmen könnten, indem sie bestimmen, dnss 
jedes Hörigkeits- oder UnterthHnigkeitsverhältniss , wie aucli 
jeder Lehensverband für ewige Zeiten aufgehoben bleibt; dass 
jeder Serbe das Recht hat, bewegliches und unbewegliches Ver- 
mdgen im Staate zu erwerben, frei darüber zu verfügen und 
den Schutz seines Eigenthumsrechtes durch die Staatsgewalt zu 
fordern; endlich dass jedem Serben die freie Wahl seines Stan- 
des und Nahrungszweiges als polilisches Recht zusteht und dass 
er&eioen Lebenserwerb sowohl im Betriebe der Landwirthscfaaft 
als, unter Beobachtung gewisser gesetzlicher Vorschriften , auch 
der Industrie und des Handels frei suchen kann (vergl. oben 
§§U, 16, 17). 

Die Möglichkeit Grundeigenthum zu erwerben wird dem 
Serben auf mehrfache Weise erleichtert. Zunächst durch die 
phncipielie Veräusseriichkeit der Staatsdomainen , des Kirchen- 
gutes (mit Ausnahme der Wakufjgrttnde, vgl. oben § 43) und des 
Gemeindegrundeigenthums, und weiters durch die Xheilbarkeit 



d) Uslaw g ii ; vgl. oben § 55. 
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des gemeiascbafüicbcn VermügeDS der HausgeiiieiDlicil und der 
Familie. Die eigenihttiuiicbeii socialen VerhHitoisse des Volkes 
machen iadessen in leUterer Besiehung jede Bestimmung Ober 
die Grenzender Theilbarkeii und Ober das Maximum und Minimum 

des Grundbesitzes theils übeiflüssii: , theils uninöf^lich. Es gibl 
Hausgenieinheilen sowohl mit acht bis zehn, als auch mit dreis- 
sigy vierzig und noch mehr i^ersoacn. Solange uDlcr den ilaus- 
genessen ungestörte Harmonie herrscht, und der Hauagrund und 
das gemeinschaltJicbe Arbeitsertrignias alle nährt, denkt selten 
ein Hausgenosse an die Lösung des Haasverbandes; scbetdet 
aber ein Hausgenosse allein oder mit seiner Familie aus der 
ilausgemeinheit, so erhält er seinen VerniOgeusaotheil entweder 
(selten) in natura oder (meistens) in dem Ubereinkemmlicfa be- 
stimmten Betrage baaren Geldes (vgl. oben g 86). Ist der Aus- 
tretende nicht genug vermögend, um sur Gründung seiner 
neuen LcbenssleJlung Grundeigenlhum zu erwerben, so ist die 
Gemeinde , der er angehört , wenn sie hinreichenden oder 
grossen Grundbesitz hat, gesetzlich verpflichtet, ihm von ihren 
unbebauten oder unbenutzten Gründen unentgelUieh so viel ab- 
sutreten als er billig sur Ansiedelung braucht (vgl. oben § 33). 

Ausserdem sucht der Staat durch polizeiliche Massregcin 
das erworbene Vernaögen seiner Unterthanen gegen Zerslürung 
durch Elenaeotargewalten und, in Bezug auf den ViehslanJ, 
durch Thierkrankheiten zu schützen. Die Feuergefahr soll durch 
eine Bauordnung verhütet und durch eine Feuerlüschordnung 
beseitigt*), Wassergefahr aber durch Schutzanstaiten gegen 
üeberschwemmungen wenigstens vennindert werden''). Zur 
Vertilgung der dem Menschen und den Ilausthieren gerahrliclien 
Baubthiere werden periodische Streifungen durch die Behörde 
angeordnet, an denen nach Umstanden die ganze disponible 
mannliche Bevölkerung des Bezirkes theilnehmen muss *). Der 
Entstehung von Epizootien , namentlich der Schafblattern , im 



a) Polfteistra^esalsbttcfa 18. Gapilci I88~t05. 

b) BbendatelbBi 14. Capitel g8,ao$-4S. 

c) Bbendaselbst l. Cspltd 8 6. 

V. TLttUc 8«ffb. SiMtsraebl. I i 
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Lan(ie selbst soll durch die Schafiinpluntz vorgebeugt werden; 
gegeu Kinsehleppung voo Thierkrankheileu üus dem Auslande 
wird die Sperre der Greaien und entweder das güDsiiehe Ver^ 
bei der ViebeiDfuhr oder derea bfoss auiiiahms weise GeslaUung 
unter Beobachtung des gewtfbniioben Quarantaineverfehr^ns 
angewendet {vizl. oben i? GC). Heim Ausbruche einer Kpizoolie 
im Lande verpüichlet der Slaal jeden ilausvaler, hievon aUo- 
gleich der Polizeibehörde Anzeige zu machen, und die Kreisärzte 
sur Visitation und Behandlung des erkrankten Viehes und lur 
Anordnung der geeigneten »nitatspoiiieiiiobeo Massregeln gegen 
die Weiterverbreilung der Senobe'V 

' Zur Förderuni; des Betriel)es der einzelnen Produktions- 
zweige beistehen mancherlei polizeiliche Anordnungen, deren im 
Verlaufe dieses Abschnittes am passenden Orte Erwähnung ge-* 
tban wird.' Als Grundsatz galt stets, dass sieh die poHaeiliche 
Thttligkeit der Staatsgewali auf die nothwendige oder nlltslicbe 
Unterstützung der Privallhytigkcit durch Beseitigung der ihr 
entgegenstehenden Hindernisse beschranken, und jedes nicht 
ausdrücklich geliotenen Einschreitens ealhalten mUsse. Unge- 
achtet dieser Uebung des Spruches ^sLaissez faire et laissez 
passer'* begegnet man bisweilen doch solchen gesetalichen An- 
ordnungen , welche vom Standpunkte einer gesunden Volks« 
wirthsclial'lspolilik niclit zu rechlfertigen sind, aber in den ge- 
gebenen Zustünden und Traditionen ihre Erklärung und Ent- 
schuldigung linden kttnnen. 

Polizeiliche Anordnungen hinsichtlich des Verrott^osge- 
nttsses nach Art d^r Luxusgesetse und Luxussteuem gibt es in 
Serbien nicht, da die einzige Sohranke gegen sinnlose Ver- 
schwendung;, die izein hlüche Entmündigung der Verschwender, 
vOUig ausreichend belunden wird"). 



d) OflMit vom 4S. Februar 1844 (Sboroik II, 8. SSS) gg 9, 45— 18; 
PoUzeiftlrafge»elsbueb 7. Gapitel §g 88 und 88. 
B) Clvilgaseltbuch g 41. 
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I. 

Forderung der Urproduktion. 

8- 69. 
A, Landwlrtliscliaft. 

In richtiger Würdigung der volkswirlbschafilieäen und po- 
litischen Bedeutung einer ausreioimden Urproduktion , hat die 
serbische Regierung, nachdem durch die Aufhebung des Lebens- 
verbandes und dprch die Freiheit des Grundeigentbums die 
Basis zur Entwickelung der Landwirlhschaft poschalFen war, 
durch die Einführung des inndwitihächälUtdien üolcmcbtes in 
den Volksschulen*) und durch Gründung emer Laudwirth- 
schaflssohuie iuTopdschider bei Belgrad die Heraubüdung tttch- 
tigef Landwirthe vorbereitet und beziehungsweise ermtfglicbt **) , 
und durch die Uebcrlassung der Staatsdomäne Topdschider zur 
Einrichtung einer mit der Landwii ihschaftsschule verbundenen 
Musterwirthschaft"^), durch Errichtung eines ärarischen Gestütes 
in Tschuprija und die VerlheiluDg der Beschaler im PrUbjabr 
durch alle Kreise, in denen Pferdezucht iietrielien wird^ durch 
Anlegung von Mautbeerplantagen zur unentgeltlichen Abgabe 
von Setzlinijeii ,in Private, die es verlan£»en ""l, tiidlicli durch 
Festsetzung eines seiu' geringen Ausru.ib.seh des Auslulii zoUes für 
landwirthschafUiche Produkte und für Vieh beim Exporte nach 
dem Auslande*), und durch das Beispiel einer rationellen Be- 
wirthschaftung der Staatsdomänen auf die Forderung der wich- 
tigsten Zweige der Landwirthschaft hinzuwirken versucht. 

Der Erfolg dieser Bestreb uiJL(en ist s( Imii jetzt im Allgemei- 
nen zufriedenstellend; die Produktion der Ceieaiien ist für das 



a) Schulgesetz vom U. Septeinbor 4644 (Sboroik II, S. M) g I», Iii. 
A. am Schlasfe. 

b) Verordnuog vom S9. Novamber IS51 (SbornikVI, S.65) und Gesetz 
vom 40. Jttoner I86S (Sboraik VII» S. S). 

c) Varordouog vom i%. Oeoembar 4B40 (Sboraik V, S. 8t). 

d) Verordiioog vom 40. rabniar 4847 (Sboraik IV, S. 7). 
a) ZolUarif vom 49. Saplambar 486i (Sboraik VI, S. 4S6). 
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LandescoDSumo Uiehr <iis genügend, Weinbau und Seidenzucht 
kommen immer mehr in Aufnahme) die Viehzucht ist sehr bltt- 
hend und liefert dem Ausfuhrhandel eines seiner lohnendsten 
Objekte in grosser Menge. Uebrigens darf hiebe! nicht vergessen 
werden, dass alles dies erst seit vier JahrzohntennidgHcb ge- 
worden ist und d ISS die Regierung hierin bloss durch Unter- 
richt, Aufmunterung und Bei^iel, und Überdies mit grosser 
Vorsiohl sa Werke gehen mnss, weil jede direkte Einwirkung 
oder Vorschreibung einzelner Verbesserungen in der Bewirtb- 
sohaftungsmethode vom Volke ab ein listiger oder unerträglicher 
Zwang angesehen und fortsvahrende Culliiionen zwischen dem 
Volke und der Staatsverwaltung hervorrufen würde. 

g. 70. 

B. Forrtwlrlksekaft , 

Serbien ist im Allgemeinen ein sehr waldreiches Land, 
doch gibt es auch Gegenden , in denen theils schon Holzmangel 
herrscht, theils für die nächste Zukunft zu besorgen ist, wess- 
halb eine strenge polizeiliche Beaufsichtigung und möglichste 
Schonung des vorhandenen Waldbestandes nölhig erscbeiiit, 
einerseits um dem Mangel anNulzliolz zu begegnen, andererseits 
aber, weil von dem Waldreicbthum des Landes der lohnendste 
Zweig der Viehzucht und des. Viehausfubrhandels bedingt wird. 
Aus diesem Gmnde hat sich die Staatsgewalt das Eigenthums- 
recht Uber einen grossen Theil der Waldungen und die Ober- 
aufsicht über sämmtliche übrige Waldungen im Lande vorbe- 
halten und die Leitung des gesauanlen Forstwesens dem Finanz- 
ministerium Übertragen"). 

Alle Waldungen des Landes sind entweder Staats- oder 
Gemeindeeigenthum oder Privateigenthom. lUe Regulirung des 
Waldeigenthums ist indessen, obwohl sie vom Ftnanzministe- 
rium schon im Jahre 1845 zum Zwecke der Ausscheidung der 
Sl.iatsv^aldungen und ihrer forstmüssigen Bewirthschaflung be- 
antragt worden war, noch immer nicht erfolgt. Unter diesen 

a) Verordnung vom 7. November IS47 (Sboruik iV, S. U4). 
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UmstModeD ist es sehr natürlich , dass die Bewirtbschaftung der 
WaldaDgeo sehr viel xu wünschen übrig lüssi und dass die 
Porstpoliseivenvaltung aaf vielerlei Hindemisse Stessen muss. 

Als Grundsalz ist es ausgesprochen, dass nur dort, wo 
Ueberfluss an W;i](]e, und Mangel an Ackerboden vorliauden ist, 
{>artielie Rodung des Gemeinde - Waides im EiDvernehmen der 
Gemeinde-- und der Staatsbehörden zulässig ist^); dagegen 
dass in Gegenden, wo keine oder verhttltnissmlissig wenige 
Waldungen bestehen, neue Waldanlagen su machen sind*^. Bei 
genügendem Waldb^stande ist jrdem Serben die 1 jllunfi des zu 
seinem Uausbedarfo nölhigen Brenn-, Werk- und Bauholzes in 
den Staats- und Gemeindewaldungen seiner Gemeinde, oder 
wenn in dieser keine WXlder sind , in den nttehstbenachbarten 
Gemeinden oder Beiirken gegen eine beim susUlndigen Besirks- 
amte zu lösende Licenz mit genauer Begrenzung des Waldplatzes 
gestattet^); Schillhauholz d.irf nur mit besonderer Bewilligung 
des Senates und des Ministeriums geschlagen werden"). Eichen, 
Buchen und Linden (beide erstere wegen der Eichelung) dürfen 
im Allgemeinen nicht geftillt werden , solange erstere tragf^hig, 
und gefallene abgestorbene BHume, und Baff- undLesehols vor- 
handen sind*^). Ausser der BeholzunL; heslclit mich die luche- 
lungsservilut in allen Staats- und Gemeindewaldungen, und 
zwar nicht nur fUr die Gemeindegenossen allein, sondern auch 
für jene Gemeinden , in welchen keine Waldungen vorbanden 
sind; für letztere jedoch gegen eine geringe Taxe*). Die unmit- 
telbare forstpolizeiliche Aufsicht über s«mmtliche Staats- und 
Gemeindewaldungen führen die Kmelen; sie begehen den in 



b) Verordnung vom 28. Mäi-z 1S43 (Sbornikll, 8. 854); Gesetz vom 
»3. JUnner 4 845 (Sbornik III, S. 27) g 4. 

c) Gesetz vom 12. Juli 4839 (Sbornik I, S. 40<) g 3 

d) Ebendaselbst g§ 4 — 4, 40; Veroi duungen voiti 48. August 4 84» 
(Sboroik iV, S. 465) g 4, und vom 15. März 4 85i (Öbonuk VII, S. 4 36) § 4. 

e) Verordnuni^ von) 28, Ansiosl 4 848 § 3. 

f) GeseU \üin i-2. hi\\ i'f.vj i — 4,6 und 44; Verordnung von» 4 6. 
December 4 850 (Sbornik V, S. äOyj. 

g) Verordnung vom 9. Oktober 4 839 (Sboroik I, S. 4id7), und Geselsi 
vom tS. lUrs 184S (Sboroik 1, S. 205) 40 und 41. 
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ihrer Gemeiodegemarkung liegenden Wald von acht zu acht 
Tagen, Üben die Waldsobutzpoiisei und haften für die genaue 
Erfüllung der diesfiUligeo Anordnungon in ihrer Gemeinde , so 
wie die Bacirksvorstaede fOr ihren Bezirk und die Rreisvor- 

sian(ie für ihren Kreis dem Minislt riuni verantwortlich genwicbt 
, sind'*). Ein besonderes Forstpersonai gibl es in Serbien noch 
nicht. 

8. 71. 
C. Beffghaa. 

Der Bergbau ist in Sorbien als Reeal erklärt und wird von 
der Stnatsvprw alt udl: .iIs Monopol ausgoHbt. Das Eisen - und 
Kupferbergwerk nebsl HUUenwerken in Majclanpek ist ein im 
grossartigan Style eingerichietaa, sehr viel Gewinn versprechen- 
des Etablissement, welches indessen bisher wegen der dort aus- 
gefohrien kolossalen Bauten dem Staate keinen pecuniären 
Nutzen abwerfen konnte. Dasselbe sieht unter einer eigenen^ 
vom Finauziiiinisterium ressortirenden Direktion'). Um unter 
den £ingebornen tüchtige Berg- und ÜUttenniänner zu gewin- 
nen , hat die Staatsverwaltung im Jahre 4855 eine Ansahl be- 
gabter junger MUnner, nach erhaltener Vorbildung im Lande, 
an die königlich-sächsische Bergakademie in Freiberg geschickt 
um sich daselbst auf Staatskosten iüi ilir Fach wissenschaftli^i 
auszubiiden. Auf andere Mineralien als Eisen und Kutilen 
wurde bisher nicht gebaut, obwohl die Staatsverwaltung schon 
im Jahre 4635 eine montanistische Erforschung des Landes 
durch den königlich -sachsischen Oberberghauptmann S. A. W. 
Freiherrn von Herder vornehmen Hess**), im Jahre 4856 aber 



h) Gesetz vom 32. Juli 1839, §§9, 4 5, 4 6; Verordnung vom 23. Jänner 
iüko § 2 i Veroiduung vom 15. März 4 851, ^ a ; i'oiizeistrafj^eäelzlAuch K. 
Capitel §§ no— 178. 

a) Siehe hlerUbar oben % 56, Nr. a. Vgl. Dr. A. BreUbaupi's Expose 
über Ifajdanpek ia Serhieo'* in der ,,Berg- und Hälteamfinniaebea Zeir 
tang", Jahrgang IS67 (auch aparte darana abgedrookl: Frelbefg 48ft7. 
Bagelhardl). 

h) Veiigleiohe hierüber dessen inlereaaaotea Sehriftobeo ,,Bei'gniln- 
niiche Reisen in Serbien Im Anflraga der fttrallich-aerhiaehen Ragidrong 
ausgefährt im Jabre iSSft«" (Pealb, 484«, C. A. Harlleben.) 
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eine neue Enquete naruenliich in Bezug der AuÜiQduniz von 
Salzlagerni durch den ktfniglich-säohsiscben Bergrath , Professor 
Dr. Augost Braitbaupt veranlasste, und einen Preis von 50,0(^0 
östr. Dukaten auf deren Entdeckung aussetzte. 

Von der lJnz\veckm,1ssigkeit des Bergmonopuls in volks- 
wirlhschaflliclicr Hinsicht überzeugt, hat das Finanzministerium 
bereits im Jahre 4845 die Auflassung des Monopols und die 
Preigebung des Bergjbaues an Gesellschaften und Private nnter 
Oberaufsicht der Staatsverwaltung und gegen Bergzehent oder 
besonders zu stipiilirencJe Taxen beim Senate beantragt, konnte 
aber hier mit seinem Antrage ebensowenig durchdrinizen . als 
mit dem auf Veranlassung des Senates im Jahre 184d bearboi- 
teien und demselben vorgelegten Entwürfe eines Berggesetzes^). 

II. 

Förderung der Gewerbe. 

AllgemelDe Graadsätze. HausiDdostrie und gewerblich« lodusth«'. 

Serbien besiizi L^rizenw artig noch eine sehr wenig ent- 
wickelte gewerbliche Industrie. Als das grosste Hinderniss ihres 
Aufblühens muss zuerst das geringe BedUrfniss gew-erblicher 
Erzeugnisse beim Volke, namentlich am Lande, und zweitens 
die Goncurrenz des Auslandes anerkannt werden. 

Dem serbischen Volke ist ein ungewöhnliches Talent für 
mechanische Arbeilen eigen , und äussert sich in dessen allge- 
mein und bedeutend entwickelter Hausindustrie. Diese wird 
im ganzen Staate ohne gewerbsmässige Erlernung vom Land- 
volke frei betrieben , und liefert ihm gute , häufig überraschend 
schöne Erzeugnisse in genügender Menge fOr seinen eigenen Be- 
darf. Leinen-, Woll- und Seidengewebe und W irkwaaren aller 
Art fertigen die Frauen während des Ruhens der Feldarbeiten 



c) Ausser den Verordnungen über die OrganiBalioo der Berg- und Httt* 
ienwerltsverwaltung in MajUanpek ist Icefne einzige gesetzliche Anordnang 
hlnsiehllich des Bergwesens In der Gesetzseminlung (Shomik) eolbalten. 
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im Winter für den Bedarf des ganzen Hauses an ; Metall - und 
Uolswaaren aller Art werden von Männern angefertigt , unler 
denen Maurer, Zimmerieute , Dacbdecker, Wagner, Huf-, Sen- 
sen- und Waffenschmiede, BOUcber, BlUUer u. a. w. beinahe in 

jedem Dorfe anzutreffen sind. Was diese primitive Industrie 
nicht liefert, kann uegen billigen Zoll vom Auslande her bezogen 
werden; eine erfolgreiche Concurrenx mit dem Auslande ist aber 
wegen der Abneigung des Volkes gegen das Abhängigkeitsver- 
hHlinias des gewerhlidien Arbeitens vom Arbeitgeber und wegen 
der (durch leichten Gelderwerb mittels des Landbaues und 
der VieljzuchL und der dadurch allgemein gewordenen Wohl- 
habenheit des Volkes bedingten) hohen Arbeitslöhne nicht gut 
möglich: Angesichts weicher Umstände der Grundsatz, die Ein- 
fuhr auslandischer Gewerbserzeugnisse nicht durch hohe Im- 
portzölle zu erscbw*eren, unbedingte Billigung im Lande findet. 

Der gewerblichen Industrie stehen daher nur die Stüdte 
mit ihrer vcrhiiltnissmUssig geringen Bevölkernnu ollVn, weil ftir 
die Beschaffung dergrosseni VVohnungs-, Kleidui)g8- und Nah- 
rungsbedUrfnisse in den Stltdlen , wo die Hausindustrie weder 
so allgemein verbreitet wie am Lande ist, noch aber den grüs- 
sem Ansprachen der Stadtbevölkerung genUgen kann, von einer 
eigenen Klasse der Bevölkerung, von eigentlidien Gewerbsleu- 
ten, gesorgt werden muss, und da deren Zahl, namentlich 
durch Einwanderung serbischer und anderer, slawischen Ge- 
werbsleute aus Oesterreich, im Steigen begriffen ist, so fand es 
die Regierung im Jahre 1847 für nothwendig, die Gewerbsver- 
b&Hnisse durch eine Gewerbeordnung zu regeln. 

Wer das gewerbliche Leben des Orients und die merkwür- 
dige Ausbildung desselben in den gewerblichen Gorporationen 
(Zünften, ttlrkisch Zinf , plural Essnaaf als CoUectivname) kennt 
und den Einfluss solcher Einrichtungen auf ein dem Associa- 
tionsprincipe derart anhängendes Volk, wie das serbische, wür- 
digt, wird es wenigstens natürlich finden, dass auch durch die 
Gewerbeordnung die im Leben selbst, ungeachtet des Bruches 
mit so manchen Institutionen des Orients lebendig erhaltene 
Form der Association zuui Betriebe von Gewerben , wenn auch 
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mii Modificationen zu Gunslen einer freieo BeweguDg des Ein- 
zelneDy aufrecht erhalten und luni Gesetze erhoben wurde. 

Ein mittelbares Beförderungsmittel der Industrie, Verbrei- 
tung der Volksbildung und Anstalten zur Aneignung der dem 

Gewerbsmannc nöthigcn Realkenntnisse, hat die Regierung durch 
Aneiferung der Gemeinden zur Gründung von Volksschulen und 
durch Errichtung einer als Staatsanstalt bestehenden Handels- 
und Gewerbeachule in Belgrad in Anwendung gebracht. 

§.73. 

BesUmmuDgen der Gewerbeordnnog. 

Jeder eingebome oder naturalisirte Serbe hat das Recht, 

jedes ihm beliebige Gewerbe (sanat) zu erlernen und nach Er- 
füllung der gesetzÜL'hen Vorbedingungen frei zu [»elreihen ■). 
Diese Bedingungen sind aher je nach dem Umstände , ob das 
Gewerbe zUnflig oder unzünftig ist , verschieden; als zünftig 
sind zwanzig Gewerbe erklärt, welche nur von geschlossenen 
Gorporattonen (Essnaaf) betrieben werden dürfen ; alle flbrigen 
sind für jeden Serben frei. Zum Beiriebe eines freien (unzOnf- 
tigcn) Gewerbes ist bloss die polizeiliche Concession erforder- 
lich, welche keinem volljährigen unbescholtenen Manne verwei- 
gert werden kann; zum Betriebe eines zünftigen Gewerbes aber 
ist ausserdem ein Befohigungsnachweis nothwendig, welcher in 
der Regel durch den Lehr- und Gesellenbrief und die Meister- 
prüfung vor der Zunft d hl) ilmn wird, bei jenen aber, welche 
das Gewerbe nicht ordnungsmässig erlernt, aber durch zwei 
Jahre betrieben haben, bloss durch das Meistcrexamen. Das 
erlangte Meisterrecht berechtigt zum Geschäftsbetriebe in belie- 
biger Ausdehnung und unter Befolgung polizeilicher Vorschrif- 
ten in jedem beliebigen Orte des Landes. Jeder Gewerbsmann 
(sanallija) ist berechtigt das ilim zum Geschäftsbetriebe nöthige 
Material zu beziehen, woher er will, und es in grösserem Quan- 
tum zu verkaufen, so wie auch seuie eigenen Erzeugnisse in 



a) Gewerbeordnung vom 4 4. August 1847 (Sboroik Ii, S. 41) i. Iiiul 
1 «IMl ». 
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offenen Läden und auf Märkten zu veräussern und in Conunis- 
sioD zu geben. Jedem aUDfiigen Meister ist es freigestelii ausser 
seinem zUnftigen Gewerbe. eiD anderes Kttnfliges oder freies Ge- 

j 

werbe sa betreiben , fUr deren ersteres übrigens gleichfalls der 

Beföhigungsausvveis erfordcrlicb ist. Das Gewerberechl erlischt 
nur durch iierichfliches Erkenntniss auf Verlust desselben, und 
durch den Tod, wenn der Gewerbende weder eine Witwe noch 
Kinder hinterlassen hat. Die Witwe kann das Gewerbe ihres 
Mannes allein fortsetzen; USlt Rechnung der Waisen kann es 
unter Aufsicht des Vormundes derselben von einem WerkfQhrer 
forlgesetzt werden''). 

Jedes Gewerbe hat seinen naturgemässen Arbeitskreis, 
welcher bei den zünftigen den Eintheilungsgrund fUr die Zünfte 
bildet, Zünfte bestehen in der Regel dort » wo 1 2 Meister das- 
selbe oder verwandte Gewerbe in derselben Geipeinde oder auch 
allenfalls in mehren benachbarten Gemeinden betreiben ; neue 
ZUnfte können nur mit Bewilligung des Ministei iunis des Iniiciu 
gegründet werden. Jede Zunft steht unter einem in allgemeiner 
Versammlung der zu derselben gehurii^en Meister gewiildten Vor- 
steher (starjeschina), dem ein Gehulfe (pomotscbnik) beigegeben 
ist; der Vorsteher fahrt die Kasse, die Zunftbücher (Kassabuch, 
Lehrlings-, Gesellen-, Meister- und Sitzungsprotokolle) und das 
Siegel der Innung, erledigt mit Zuziehung des Gehülfen und 
eines Meisters schiedsrichterlich die unter den Zunflgenossen 
entstandenen Streitigkeiten , Übt die Zunftpolizei und ist hiefttr 
der Polizeibehörde verantwortlich, welche zu allen Zunflver* 
Sammlungen einen ihrer Reamten als ZunftcommissSr abordnet 
und die Gebahrung des gesammten Zunftwesens , so wie auch 
sänniitlichc freie Gewerbe beaufsichtigt"). 

Im Sinne der zwi.schen der Pforte und auswärtigen Machleü 
bestehenden Staatsvertrüge, welche auch in Serbien eine bedingte 



b) Gewerbeordoeog L Titel 1 u. 5; U. Titel gg 6-^60, 7t- 79 u. 87; 
III. Titel 8 4i1 ; IV. Titel gg 48i und ISS ; Pollzeistrafgesetzbuch 9. CspUel 
gg IIS— 456; Gesetz vom 99. Jttnner 4849 (Sbornlk V, S. 9) und rom 
80. April 4S5S (SbornikVll, S. 49). 

c) Gewerbeordnung I. Titel g 4 ; III. Titel gg 88—190, und Anhanj^ 
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Geltung haben, sind auch Fremde berechtigt, in Serbien Gewerbe 
la treiben. Jene Fremde, die ein in Serbien von Eingebomen 
nicht betriebenes Geweribe auasuttben wttnachen, haben sich 
dieserwegen bei der Polizeibehörde des Ortes , wo sie sich nie«- 

derzulassen beabsichtigen, zu melden, und über ihr in ihrer 
Ileimath erlangtes Meisterrechl durch eine Öffenth'che tJrküutlo 
zu legitimiren ; vermögen sie dies nicht, so wird ihnen der Ge- 
werbebetrieb nicht gestattet. Hinsichtlich jener aber, die ein 
von Eingehornen betriebenes zttnftiges Gewerbe zu betreiben 
wQnschen , ist jedesmal die Zunft einzu vernehmen , welche die^ 
selben vor der Aufnahme in die Zunft, wenn sie sich Uber ihr 
heiiiialhliches Mcisl* rrecht nicht aus\^oi^.L•n kunnen, einem Mei- 
sterexamen unterziehen kann. Alle fremde Geweibsleute, zünf- 
tige wie UDzUnXtige , sind mit den eingebornen Gewerbsleulen 
gleichberechtigt und selbstverständlich zur Befolgung der Staats- 
und gewerbepolizeilicben Anordnungen, so wie zur Tragung der 
Gemeinde- und Zunfllaslen verpÜichtet**}. 

Ol. 

Förderung des Hendels. 
§. 74. 

AUgemelae Gmndsatze. 

Das Staatsgrundgeselz spricht das Princip der Handels- 
freiheit als ein Nationairecht aus, dessen Ausübung jedem 
Serben gesetzlich zusteht') ; zugleich aber gewahrt es der Staats- 
verwaltung das Recht, bei eintretender Nothwendigkeit im Wege 
der Gesetzgebung der Handelsfreiheit durch temporäre Beschrän- 
kungen eines einzelnen Handelszweiges gewisse Grenzen zu 
setzen. Da weder die Bedingungen solcher zeitweiliger Be- 
schränkungen des freien Handelsverkehrs festf;estelit sind» noch 



d) Gewerbeordn jng V. Titel gg It4~l37. 
8} Ustaw g 48. 
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aber der üm£ang dersclbcD präoisiri ist, so isl der Ge&elzgebung 
hieria ein so weiter Spielraum gelassen, dass sie die Ein- und 
Ausfabr ganzer Kategerien von Waaren verbieten oder auch 
Staats- und Privatinonopolien einftlhren und dadureh das Prin- 

cip der Handelsfreiheit völlig illusorisch machen könnte. Man 
mu^s es der Staatsgewalt als ein bedeutendes Verdienst aner- 
kennen , dass sie von diesen Befugnissen mit grosser Mässigung 
Gebraueh macht, indem biaher bloss einige Maie die Getreide- 
ausfuhr auf kürzere Zeit verboten und der Betrieb bloss einiger 
Handelszweige, hauptsächlich aus polizeilichen Rttcksichten, 
gleich jenem gewisser Gewerbe au geschlossene ZUnfle (Essnaaf) 
überlassen wurde. 

Namhaft sind die Bestrebungen der Regierung zur Bildung 
eines intelligenten Handelsstandes, zu welchem Zwecke eine 
gut eingerichtete Handels- und Gewerbeschule in Belgrad be- 
steht, dann zur Erleichterung der Gommunication uod zur 
Beförderung des Umsatzes; höchst manLii Ihaft dagegen die 
rechtlichen Bestimmungen Über den Handel, die bisher, mit 
Ausnahme der dem gemeinen Giviirecht angehörenden gesetz- 
lich gewordenen Rechtasütze, bloss auf Gewohnheit und Usance 
beschrankt sind. Das Finapzministerium , welchem die Ober- ^ 
ieitung der Ilandelsverhaltnisse verfassungsmässig zusieht , hat 
dem Senate schon im Jahre 1848 die Nothwendigkeil eines Han- 
delsgesetzbuches dargelegt und die Vorlage eines Entwurfes des- 
selben zugesagt f aber der Senat fand die Sache nicht so dring- 
lich, als sie wirklioh ist, und ordnete erst im Jahre 4856 die 
Abfassung eines Handels- und Wechselcodex an, welcher an- 
fangs 1857 dem Senate zur Prüfung und Annahme vorgelegt 
worden ist. 

Ungeachtet mancher Hemmnisse, und namentlich der tür- 
kischen Zollgesetzgebung, hat sich der Handelsverkehr Serbiens 
im Laufe weniger Jahre zu sehr grossem Umfiainge und hoher 

Bedeutung aufgeschwungen. Die Masse und der Werth der Aus- 
fuhr — deren vorzüglichste 01)jekte Vieh , thierischc und vege- 
tabilische Rohprodukte und Seide sind — übersteigt bereits 
jetzt die Quantitlit und den Geldwerth der Einfuhr — Manu- 
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iakte und Saiz — heinahe um das Doppelte^). Die Haupl- 
haodelspltttae des Landes sind Belgrad, Jagodina, Negotin und 
Scbabatz. 

§.75. 

GeseUUcbe BesUmmungeu üher den Uandelsbetriel). 
• 

Jeder Serbe ist berechtigt Handel zu treiben und zwar nicht 

bloss in Serbien , sondern auch im ganzen Staatsgebiete des 
otoriianiselien Reiches"). Die Ausübung dieses Rechtes in Ser- 
bien ist aber, nach den einzelnen Ilandelsobjekten, an die £r~ 
füUung. verschiedener gesetzlicher Vorbedingungen geknUpft. 
Der Hander mit Vieh und allen Naturprodukten des Landes ist 
frei und kann von jedem Serben als Mitglied seiner Gemeinde 
allein oder mit mehren Theilbabern nach vorhergegangener An- 
meldung bei der Polizeibehörde in jedem beliebigen Umfange und 
in jedem Orte des Landes betrieben werden^); der Hanrlel mit 
Maüufakten, mit Golonialvraaren und Victualien und mit Töpfer- 
waaren wird von geschlossenen Innungen (Essnaaf) betrieben, in 
welche der Eintritt nur mit polizeilicher Goncession und nach 
einem vor der Innung abzulegenden Befühigungsnachweise ge- 
stattet ist, von welchem bloss die Landkrämer, deren Waaren- 
lager einen geringem Werth als 4 000 Piaster hat (58 Thlr. pr. 
Ort. oder 83 Gulden ttstr. Whrg) , ausgenommen sind. Dieser 
Befilhigüngsnachvreis kann durch Zeugnisse Uber erfolgreichen 
Besuch der Handels- und Gewerbeschule In Belgrad und darauf 
erfü%ie zweijährige Dienstzeit bei einem Kauhiiaiine der Innung, 
. oder aber in Ermanglung dessen durch eine Prüfung Uber die 



b) Die Bewegong des au.swärtigen Handelsverkehrs Serbiens sialU nach 
den amtlichen Zollre^islern im Jahre ^856 einen Ge'^ain tn [wcrlh von nahe 
an 490Milhonen i'ia&ler (= 4 1 ,076400 Thir. Cit. oder ^o,biiö^i0 üulden 
CMze.) dar ; dieser Werth vertheilt sich folgendermassen : 
Aasfuhr aus Serbieo 4 09,000100 PImI. (5,960000 Thlr ; 8,500000 Guld.) 
Binfobr oaeli Serbiea 68,500000 (8,600500 6,S85000 „ } 
Darchfuhr dnreb Serbieo i4,500000 „ (t,4i8900 „ t,087O0O „ ) 
* a) II. Hat 8 6 ; Dstaw g 45 ; Gewerbeordnung I. Titel g i. 
b) Gewerbeordoang IV. TMel g 484. 
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Hechnung^kennlnisse, die Buchführung und Correspondenz, und 
die Waaren- und Beiriebakennlnisa des Bewerbers gelieisrl 
werden. Die hiedurch erlangte Handlungsgerechligkeit befilhigt 
den Kaufmann nicht bloss in seinem Wohnorfe, sondern auch an 
mehren Orlen, nnch vorherijier Annneldung l)ei der Polizeilie- 
bürdü und der Innung, einen oüenen Laden zu halten und VVaa- 
ren aller iDnungen, deren Mitglied er iat, auslündische Fabrikate 
und Erzeugnisse der einheimischen gewerblichen Industrie su 
verkaufen, endlich neben seinem sOnfUgen Handelsgeschäfte 
aucli freie Handelszweige, wie den Handel mit Vieh und ISaLui-^ 
Produkten des Landes, zu l>otreil)en. Des in gesetzlicher Weise 
erworbenen Hnndelsbefugnisses kann der KMufiiiüDD nur durch 
genchlliches L-rtheil auf dessen Ueimfali verlustig werden^}. 

Die Organisation der kaufmännischen Innungen ist jener 
der gewerblichen Zünfte in allem vollständig gleich (vergl. oben 
§73). 

Fremden KaufJeuleu ist der Handeisbetricb in Serbien 
innerhalb der durch Staatsvertr^e der Fforle mit auswärtigen 
Machten vorgezeichneten Grenzen gestattet"*), lieber die türki- 
schen Eaufleute in Belgrad ist schon im I. Buche (§21) gespro- 
chen worden. Serben, welche in einer Provinz des olomanischen 
Reiches Handel treiben wollen, bedürka hiezu ausser einem 
Passe der ser}}ischea Staatskanzelei und einer Legilimalions- 
Urkunde (teskeraj von dem türkischen Festung^gouvemeor von 
Beigrad , gar keiner besondem Bewilligung. Sie haben , ausser 
den Zollgebtthren für ihre Waaren , weder Taxen noch irgend- 
welche Abi;ahen an die türkische ReL^iüi uiij^ zu eiitrichten, 
welciie ihreüi Geschaflsbelriebe keinerlei Hindernisse in den 
Weg legen darf). 

Die in Konstantinopel ansässigen serbischen Kaufleute un- 
terstehen unmittelbar der serbischen diplomatischen Agentie 
daselbst ; in ihre Angelegenheiten darf sich keine tttrkisehe Be- 
el Gewerbeordouiig U. Titel g§ 64 >71 u. U -WI ; IIL Titel § 9i. 

d) Ebendaselbst V. Titel § ItS, * 

e) II. Hai 8 6. 
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börde irgendwie einmischen. Sie bilden eine gescbiosseDe Cor- 
poration und wtthlen alljtthriicb aus ihrer Mille zwei Vorsteber, 
welübe in allen Handelssachen ihrer Nationalen die poUzeilicbe 

und, unter dem Vorsitze des serbischen Ministerresidenten (Ka- 
pükjehaj.f) als Ilandelslribunal die richterliche Gewalt ausüben. 
Die Execution der LJrl heile dieses Tribunals ist dem türkischen 
Handelsriohter (BeiliJi.dscbi) von Konstantinopel ttbertragen'). 
In gleioher Weise wie dem Kapttkjebaja in Konstantinopel steht 
den 2ur Wahrung der serbischen Handelstnteressen in der Mol- 
dau und Wahichei bestellten AL;enlon chiselbst die Gerichtsb.ii keit 
Uber die serbischen Kaufleute in diesen FUrstentbüniern zu^). 

§. 76. 

Aostalten zar Erleichteraog der CommniilcaUoa. 

A. Strassen. 

Die Erbauung und Erhaltung der grossen zur Verbindung 
der Landestheile unter sich und des Landes mit den Nachbar- 
ländern dienenden Handels-* und Postslrassen mit den Brucken 

und Durchlassen ist grundgesetzlich als Pflicht der Staats\er- 
waltung erklärt'). Die Kosten der Anlage und Unterhaltung 
dieser Strassen fallen den Gemeinden , durch deren Gemarkung 
sie gezogen sind , zur Last Die Arbeiter und Aufseher erhal- 
ten stets angemessenen Taglohn*), Für die Bentttzung sSrnml- 
licher Strassen darf keine Abgabe erhoben werden. DieStrassen- 
bauordnung bestimmt die Breile der drei Ilauptstriisseiizüge des 
Landes (von Belgrad nach Alexinalz , Losiiitza und Negotin) auf 
5 Klafter, jene der Übrigen Landesstrassen auf 4 Klafter mit 



fj Ueber diese Privilegien des serbiacbeti Haadelsstandes besieht ein 
eigener Ferman vom Ende des Monates Safer 4i53 bei Ma titsch 

o. I. S. 95. 

g) Siehe hierüber die zwei Fennane \om Anfange des Atonales Hedschep 
1251 (4835) UQd vom Aotange des Monates Sülbidsche 1255 (1839), bei 
Matitscb o. I. M und 94. 

a) OstBwgSl. 

b) Bbendaaelbst g so. 

c) BbeBdsseifost g fit. 
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2 Fuss breiten Gi alien an beiden Seilen und ordnet zum Schulze 
der anliegendeii Grttnde beim Viehtriebe an , dass zu beiden 
Seiten der Strassen ein 10 Klafter breiter Raum frei gelassen 
werde'). Den snni Zwecke des Strassenbaues expropnirtea 
Gl und uiuss den Eigenthümern dia Gemeinde von ihrem 
Grundbesitze ei setzen Durch die Strassen- und Briukrn- 
poUseiordnuDg wird jedes Gemeindemitglied verpflirlilct, im 
Falle eine Strasse durch Schneefall, B^^ttsse und üeber- 
sehwemmnngen unwegnm gemaohi oder eine Brücke abgerissen 
wird, Uber Aufforderung der PdiieibehOrde so deren schneller 

Reparatur Hülfe zu leisten 0. 

Hinsichtlich der Vicinalwege bestehen keine besondere ge- 
setzliche Anordnungen; ihr Zustand lässt so ziemlich alles zu 
wünschen ttbrig. 

Die ^Verwaltung des Strassenbauwesens ist einer eigenen 
Section des Ministeriums des Innern übertragen , deren Personal 
durchgängig aus Faclunännern l)esteht. Die Ausführung der 
einschlägigen Anordnungen ist den Kreisamtern zur Pflicht ge- 
macht, bei deren jedem ein Ingenieur als t^bnischer Referent 
angestellt isl. Die Kreisingenieare haben die Aufeicht Ober den 
Zustand der Strassen; sie bereisen dieselben, entwerfen die 
Baupläne und Kostenüberschlüge, leiten die Aui?lührung der 
Bauten und prüfen die von der Kreiskasse auszuzahlenden Bau- 
recfanongen« , Die Gemeindebehörden sorgen für die Beischaf- 
fung des Baumaterials Y beaufsichtigen die Arbeiten und haften 
für die Erfüllung der den Gemeinden au%etraf;enen VerplKch- 
tungen hinsichtlich des Strassenbaues. 

B. Wasserstrassen. 

Serbien hat ausser der Sawe und Donau, deren rechtes 
Ufer serbisch ist, und den Grenzflüssen Drina und Timok, noch 
drei Wasserstrassen^im Innern des Landes, den Ibar, die Kolu- 



d) Verordnaog vom S. Dezember I84S (Sboraik IV, S. SfSj. 

e) Verordnuog vom 7. Jaol IS5S (Sbortiik VI, S. HS). 
Q Poliieliirafgeseliboch CapiCel, gg SI7 4SS. 



Digitized by Google 



Von der Polizeiverwalliing. 



177 



bara und die Morawn , welch' letztere beinahe das ganze Land 
von Süden nach Norden durchschneidet und auf dem grössten 
Theile ihres Laufes schiffbar ist ; allein mit AnoMhine der Sawe 
ond Donau wird keine dieser Wasserstrassen lür den Verkehr 
benQtat. Die volle Prefiheit der Schifffahrt auf der Sawe und 
Donau ist ein grundgesetzliches Privilegium des serbischen Vol- 
kes (vgl. oben § 7, Anni. k). Auf allen genannten Flüssen ho- 
Stehen Fähren als Kegal*^). Die GrundzUge einer Wasserpolizei- 
Ordnung enthält das Poliseistrafgesets 



§. 77. 
Forlietzuog. 

G. Die Post. 

Zur Beachleunigung und Begelung des Verkehrs aller Lan* 
detttheile unter sich und der Staatsbehörden so wie „surBefbr- 
demng des Handels und jeder andern nOtxlichen Thfitigkeit*' 

wurde auf Grund eines ausdrücklichen Zugeständnisses der 
Pforte*) in Serbien die Postanstalt errichtet und wird von der 
Staatsverwaltung als Regal ausgeübt. 

Die Postanstalt steht unter einer eigenen Sektion des Iiiniste* 
riums des Innern ; die unmittelbare Leitung und Au&icht darttber 
ist der Postdireklion in Belgrad übertragen , welche als Behörde 
2um Afinisteriuiii in demselben Verhältnisse sWhl wie die Kreis- 
behörden. Die Poslbeainlen sind Staatsbeamte und werden auf 
Vorschlag des Ministers des Innern vom Fürsten ernannt ; die 
Diener ernennt die Postdirektion, welcher auch Uber s^mmtliche 
ihr unterstehende Postbeamte die DiscipUnargewalt xusteht« 
Das Ministeriuni ordnet die Postcurse an , welche von Belgrad 
als Centraipuukt das ganze Land in vier Ua uptlinien nach allen 



c] Gesetz vom 47. Februar und 80. September 4855 (Sborqik VUI, 

53 und 82). 

b) Polizeislrnrgeseizbucb 14. Capile!, §§206—216. 
a] II. Hai § 16. 

V. TImUc, Serb. Suaurecbt. 1 1 
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Richtungen durchkreuzen und schreibt tiie Tostordnung vor; 
der Fostlarif wird im Wege der Gesetzgebung bestimmt''). 

Die Staatsverwaltung haftet fur den Werth und die rich- 
tige BeaorgQDg der Briefe , Gelder und Prachtstttcke , welche 
sflmmtlicb der Beförderung daroh die Postanstalt unterliegen, 
so wie f\)r die Wahrung des Briefgeheimnisfles. Die Briefpost 
cursirl wöchentlich dt ( ini;il auf iiilen Linien, die Fahrpost (Üe- 
iigencc) zweimal monatlich ; nur auf der Konstantinopelor Route 
(Belgrad — Älexinats) verkehrt auch die Deligence zweimal wö- 
chentlich. Ausserdem werden Reitpferde sur Beförderung von 
Privaten und von Beamten auf Dienstreisen (Extrapost) gegen 
eine massige Taxe [2V» Piaster 12% Kreuzer östr. WShrg. 
oder iVa Groschen pr. Crt. pr. Pferd und Postslunde) abgegeben'). 

Die vom Aufgeber bei der Aufgabe zu entrichtende Post- 
taxe für den einfachen Brief beträgt fUr die Entfernung von 
1—42 Poststunden 20 Para (2% Krauser — 10 Pfennige) und 
für grössere Entfernungen bis zur Landesgrense das Doppelte ; 
für Praehtstttcke und Geldsendungen wird eine Werthtaxe von 
Vooo und Voo© ^^f^^ obiger Entfernung erhoben. Kreuzbandsen- 
duugen unterliegen der halben Briefposttaxe ; Zeitungen und 
die gesammte amtliche Correspondenz der Staats- und Kirchen^ 
behttrden (weiche ttbrigens gleich der Privatcorrespondenz taxirt 
und verrechnet wird)') werden im ganzen Lande gratis be- 
fördert. Die bei der Post einlaufenden Taxgelder werden bei 
den Postämtern verrechnet und nur die üebcrscbüsse an die 
Kreiskassen abgeliefert'). Ungeachtet der Staat die Postanstalt 
zu keiner Einnahmsquelle macht, wirft sie einen nicht unerheb- 
lichen Reinertrag ab , welcher wahrscheinlich schon in nächster 
Zeit die Staatsverwallung zur Ermässigung der Posttaxen ver- 
anlassen dürfte. 



b) Postgesetz vom 17. Oktober 4847 (Sbornik IV, S. 418} |g 4 --14, 

und Verordnung vom 8. Juli (Sbornik VII, S. 65). 

c) Postgesetz vom 27. OUober 4847 ^ 47 8S. 

d) Ebendciheibsl § 16. 

e) Ebendaselbst 13 und 15; FosüaxgeseU vom 8. Dezember 1649 
(Sbonuk V, S. 63). be«». g§ 1—5 und 14. 
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D. Der Telegraph. 

Die serbische Regierung hat im Jahre 4854 das Land tnil 
drei Telegraphenlinien durehzogen 0 t welche sieh einerseits an 

das türkische, und andererseits durch Oesterreich an das ge- 
sammteuropäiscbe Telei^raphennetz anschliessen. Die Staats- 
gewalt hat, nach dem Vorgänge der meisten europttisdien Staa- 
ten , den Telegraphen als Regal in Anspruch genommen und hat 
als geseteliche Vorschriften für die Einrichtung und Benutzung 
desselben die diesfönigen Bestimmungen des deutsch-österrei- 
chischen Telegraphenvereins eingeführt, mit welchem die ser- 
bische Telegraphenverwaltung in Dienstverband getret#n ist. 

Das Telegraphenwesen steht unter Leitung und Aufsicht 
der Postdirektion ; ein eigenes Geseti enthalt strenge Stralbe^ 
Stimmungen gegen die Beschädigung des Telegraphen'). 

§. 78. 

Aastallea rar BrleleliteraBg des Uauataes. 

A.' Märkte. 

Zur Goncentration des Verkehrs , rar Beförderung und Er^ 

leichterung der Anschaffung fremder, und dos recluzeiiigen Ver- 
kaufes eigener Erzeugnisse jedes einzelnen Landestheiies werden 
Märkte gehalten, und zwar in jedem Kreise wenigstens ein Jahr- 
markt, ausserdem in Städten ftlr lokale BedQrfinissa regelmässige 
Wochenmärkte. 

Die firriehtung der Jahrmärkte geht von der Staatsgewalt 
aus ; die Markifreiheit erstreckt sich bei einigen bloss auf in- 
ländische Erzeugnisse — Natur- und liidustrieprodukte und 
Vieh bei andern auch auf alle Arten erlaubter ausländischer 
Waaren ; die Dauer des Marktes ist in erstem Falie auf drei, in 
letiterem auf fünf Tage bestimmt. Die bedeutendsten Jahrmärkte 
Serbiens sind in Waljewo und Tschuprija. Die Marktpoltsei und 
Marktgerichtsharkeit in Streitigkeiten aus dem Marklverkehr bis 
zum Werthe von 400 Piastern (8Vt Gulden östr. Währg. oder 



f) VerordODDg vom so. September I8ß4 (tin gedruckt). 
S) Geseti vom SO. Jänner 1SS5 (Sbornlk VUl, S. SO). 
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5% Thlr. pr. Crt.) wird vom Marktconimissär (gewöhnlich dem 
betrelfoodeD Betirksvoreiaad) unter Zuuehung der Kmeten der 
betreffenden Gemeinde ausgeübt ; die Markltaxen , die vpn den 

Verkäufern erhoben werden, fliessen nach Abzug der Markt- 
koslen in die Gemeindekasse*). 

B. Entrepots. 

Bei den beiden bedeutendsten Zollämtern des Landes, in 
Belgrad und Alexioalz, bestehen Entrepots, in denen ausiän- 
diaehe Waaren, ohne verzollt zu werden und bloss gßgen einen 
geringen Lagerzins, eingelagert werden können , bis sich ein 
Käufer fi'r dieselben gefunden haben wird. Bei der Einlagerung 
wird die Waare deklarirl, gewogen oder gemessen und mit Blei- 
siegeln versehen , und kann sechs Monate im Entrepot lagern; 
findet sich bis zu dieser Zeit kein Abnehmer fttr dns i^anze 
Waarenquantum oder einen Theil desselben» so muss die Waare 
zur Einfuhr oder Ausfuhr deklarirt werden. Jeder zur Einfuhr 
deklarirte Theil der Waaren wird einzeln verzollt; fför die aus- 
geführten Waaren wird ausser der Lagerlaxe keine Zollgebühr 
erhoben''). 

■ 

C. MUnzwesen. 

Da die serbische Staatsgewalt das ihr unzweifelhaft zu- 
stehende Mttnzregal hauptsachlich wegen Mangels nn edlen Me- 
tallen im Lande nicht ausübt, so gibt es in Serbien keine Lan- 
desmllnze, sondern es cursiren im Lande bloss fremde, baupi- 
sachlich österreichische, russische und theilweise auch türkische 
Münzen , deren gesetzlicher Curs im Wege der Gesetzgebung 
durch einen MUnztarif bestimmt wird'^). Es gibt zwei verschie- 
dene MUnzcurse, den Gontributions- und den Uandelscurs, deren 
gesetzliches Verhaltniss sich wie 4 : S gestaltet. Die Regierung 
III ' « 

•) MariLtgdMis vom 41. Joli 1889 (Sboraik I, S. 87) und GoMto vo« 
4. September 1889 (Sboraik 1, S. H8) g 7. 

b) Zollgeseti vom 18. Mal 4888 (Sbornlk V, S. 888) 10. Capilel 
«88-9<. 

c) Die neuesten MUnztarifgesetze sind vom 84. AilgOSl and 80. Sep- 
tember 4 888 (Sboraik Vill, S. 77 und 88). 
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rechnet nach dem türkischen MUnzsystem in Piastern (grosob) 
ä 40 Para ; das Volk aber tbeiis in Fiaatem, thaila in Ifaterrew 
ohiachan Ookaten und GonTentioDsthalera. Nach dam Gontri- 
bulionaenrse (poreaki tetschaj) werden Piaster«« I kdini* 

sehen Mark fein Silber berech nel uud \ Piaster = 3 SiJber- 
groscheo und 6 Pfennigen preuss. Grt. oder 10 Kreuzern östr. 
Wäbrg. angenommen; nach dem Handelscurse (tscbaracfaijski 
tetschaj) sind 240 Piaator -« 4 Mark, und I Piaater — i Sgr. 
9 Pf oder 5 Eremern. Der Osterreiobiache Dukaten gilt daher 
nach dem Conventionscarse S8 Piaster , nach dem Handelscurse 
56 Piaster; der Conventionslhaler aber 42, respeclive 24 Piaster.* 
Bloss die direkte Steuer wird nach dem Gontribution;^urse er- 
bobeni alle tibrigen Abgaben nach dem Uandelaeorse, nach wel- 
chem auch alle Staataauagaben geleiatet werden. Alle Privat- 
und Handelageachttllte richten aich nach dem Handelacurae, nur 
beim Viebhandel wird Horn- und Borstenvieh herkömmlich nach 
dem Contributionscurse l)o/;jhlt. Fremdes Papiergeld, mit Ein- 
schluss der türkischen Kaimts, hat keinen gesetzlichen Curs im 
Lande and wird bei keiner Slaatekaaae angjanommen*^). 

D. Mass und Gewicht 

sind noch aus der türkischen Regierungsperiode herktfmmlich 
im Gebrauche verblieben und werden von der Staategewalt 
slillsefaweigend als gesetxlieh anerkannt, da sie hinsichtlich ihrer 

Allyciiieiiiheit und Unveründcrlichkeit den Verkehrsanforderun- 
gen entsprechen. Handelsgewicht ist die Oka ä 4 Litre und gilt 
= Sy« östr. oder preuss. Pfund; Apotbekergewicht ist das 
Österreichische Medicinalgewieht. 

Besondere Aastoltoa sar Hehoag 4er PMaktfoii und 4ei Verkehrs« ' 

A. Banken. 

Nachdem durch Einführung des bürgerlichen Gesetzbuches 
4m Jahre 4844 dem Healkredite eine geaetziiche Regelung ge- 

d) VeronlDQng des noauimlBisteriiiiiis Tom It. Dsotoiber 1847 (ua* 
gedruckt]. 
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woitleii mr, brachte das Finanzministerium im Jahre 4846 
beim Senate das Projekt rar firriobtuog einer Staats-Eeoompte- 
and Leibbank ein, weiche gegen Hinterlegung yon Mobilwerth-* 
Schäften in den Staatakcnen an Private vmlnaliebe Darleben 

geben und Wechsel escompliren würde. Obwohl die Noth wen- 
digkeit einer solchen Bank zur Hebung der Industrie und des 
Handelsverkehrs anerkannt wurde und (Ho sehr günstige Finanz- 
lage des Landes eine derart nOtiliche Verwendung der reicb- 
liehen UeberBcbttsse der Staatskassen wänsehenswerth maohte, 
drang der Vorschlag doch nicht dareb , vi^l die ihn bedingende 
Creditgesetzgebung auf vielfache Hinrl(?rni5;se stiess. Da aber 
diese Hindernisse demnächst durch die Einfuhrung des neuen 
Handels- und Wechseloodex beseitigt werden durften, so ist die 
gewünschte Erledigung des Bankprojektes wahrscheinlich schon 
In nächster Zukunft tu erwarten. Indessen aber versieht der 
vom Finanzministerium verwaltete Staatsreservefbnds (obsebte- 
narodna nepokretna kassa) die Dienste einer Hypothekenbank, 
da aus demselben stets die Summe von 100000 östr. Dukaten 
an Private und Gemeinden auf pupillarmässige Hypothek in jedem 
Betrage von mehr als 300 Dukaten auf ttbereinkömmlich sUpu* 
lirte Zeit gegen %^ Zinsen dargeliehen wird*). 

B. Die Handels-und Gewerbekammern. 

Die steigende Wichtigkeit der materieJlen Interessen ver- 
anlasste die serbische Staatsgewalt zur versuchsweisen Einfüh- 
rung von Handels- und Gewerbekammem, von denen zuerst 
eine In Belgrad begründet wurde und mehrer in den bedeutend- 
sten VerkehrsplStsen des Landes nach und nach errichtet wer- 
den sollen. Die Bedeuturii^ dieser Institute liegt in der Duppel- 
natur ihrer Stelhmg als consuilative Organe der Staatsverwal- 
tung und andererseits als Organe des gesammten Handels- und 
Gewerbestandes, wodurch sie in der Lage sind, ebensowohl die 



8] Gesetze vom 4 2. September 4 839 (Sbornik l, S. M6), vom 4 0. Fe- 
bruar 4 843 (Sbornüi II, S. i«3) uod Verordaiog vom S4. Jiuii 4&64 (Sbor- 
nik VI, s. is). 
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Bedürfnisse ihrer Genosseoscbaft bei der Staats Verwaltung gel- 
tend SU machen, als auch die lelstere in eine lebballere Be- . 
siebuDg 2U den gewerblichen und commersiellen Zusländen des 
Landes zu selten und ihr zur Perderung des Guten wie zur Be- 
seitigung von Uebelstiinden bei denselben behUlfJich zu sein. 
Dieser Doppelslellung der Handels- und Gewcrbekaunnern ist 
durch ihre Organisation Rechnung gelragen , indem zwei Drit* 
tbeiie ihrer Mitglieder von den Gemeindebehürden mit Zuziehung 
der Gemeindeausschttsse, ein Drittheil aber vom Flnanzmlnisle- 
rium unter den tüchtigsten , verdienstvollsten und Intelligen- 
testen H.iTidrls- und Gewerbsleuten des Landes i^cwahlt wer- 
den, und die von der Kammer selbständig vollzogene Wahl des 
Präsidenten und Viceprttsidenten vom Ministerium bestätigt wird» 
Ausser dem Petitionsrechte und der Pflicht der Berichterstattung 
an das Finanzministerium haben die Handelskammern die Auf- 
gabe , als Schiedsgerichte in Handels- und Gewerbeangelegen- 
heiten zu fungiren. Sie erledigen die ihnen zugewiesenen Ge- 
schäfte in Sitzungen in Beisein eines vom Finanzministerium 
aufgestellten Begierungscommissttrs ; der Sekrelftr der Handels- 
Lämmer ist Staatsbeamter^). 

Dntler Abschnitt, 

Von der Sorge fOr die geistige und sittliche Bildung 

der Unterthanen. 

I. 

Das Unterriclitsweseo* 

§. 80. 
Allgemeiae GfoaMCze. 

Das Recht und die Pflicbt des Staates für die intellektuelle 
' und sittliche Bildung zu sorgen ist staatsgrundgesetzlich ausge- 
sprochen und wird von der serbischen Staatsverwaltung durch 

b) Gesetz vom 18. Februar 1857 (im SUatsaoaeiger promulgirt). 
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das UnterhchtsroiDisterium ausgettbi*). Demselben Ui Dicht 
allein die Errichtung und Organisation der Schulen , sondern 
auch die Portbitdung des Volkes nach dem Austritte aus der 

Scliule und die Sorge fUr die Entwickelung der NattooaÜiteratur 
zur Amtspflicht gemacht . 

Die LandesgesetzgebuDg bestinmU in allgemeinen, aber 
klaren Umrissen die Grundstftse, auf denen die sittliche und 
Geistesbildung des Volkes beruhen soH. Als Ziel derselben wird 
der Geist der Humanitiit bexeichnet, der das ganie Volk dureb- 
diini^en soll ; alle intellektuellen und physischen Kräfte der 
menschlichen Natur sollen in ihm cleichmUssig enLwickelt und 
gekräftigt werden : die allgemeine Basis dazu hat aber die ser- 
bische NaUonaliUlt und das nationale fiedttrfniss, die sittliche 
Grundlage das positive Christenthum in der Form des Bekennt- 
nisses der morgenlttndlsehen rechtgläubigen Kirche su bilden^). 
Das Volk Süll lu i!uten Cliristen, und i t diit:iitja , verständigen, 
thätigen, in wechselseitiger Liebe lebenden, dem Staate nütz- 
lichen Menschen herangesogen werden. Da die christliche Reli- 
gion einen Haupttheil des gesammten Unterrichtes bildet, so ist 
der Rirchengewalt nicht nur ein unmltlelbarer £influss auf die 
Organisation des Unterrichtswesens gesetzlich eingeräumt, son- 
(icru auch die Wahl und Ernennung der Religiüuslebrer Über- 
tragen"^). 

Als Wunsch der Staatsgewalt ist ausgesprochen , dass alle 
Unterthanen ohne Ausnahme und ohne Unterschied ihrer Be- 
fHbigung und ihres späteren Berufes sich die Elemente der jedem 
Menschen nothigen Kenntnisse , welche zugleich das Fundament 

und die Vorbereitung zu allem weitern Unterricht bilden , an- 
eignen mögen. Dieser Wunsch äussert sich in der gesetzlichen 
Bestimmung, dass nach und nach alle Gemeinden Volksschulen 



a) ILHatfa; üstawgtl. 

b) Örganisches Gesell über die Gmtralverwaltmig vom 19. Mai4a$e 

(Sbornik I, S. 38) III. Capilel, S. Abiehnilt ffi 4, 7, H. 

c) Ebendaselbst gg 6 und 9. 

d) Ebendaselbtt 1 40. 
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zu gründen haben, und in dem Anrathcn zur allgemeinen eifrigen 
Benattung der Volksscbulen seitens des Volkes . Ein eigenUicher 
Schills Wang isl nicht vorgeschrieben, jedoch ist die Abhaltung 
fremder Kinder vom Sofaulbesocbe und Anfrefsang derselben ge- 
gen den Leiii er gesetzlich uüLeiiia£^t . Die Lrwtrbuiii^ specieller 
Kenntnisse, so w ie einer höhern wissenschaftlichen Bildung ist von 
der Staatsgewalt durch GriLndung von Mittei- und Fachschulen 
und bdhern Lehranstalten ermöglicht, aber wie billig dem frden 
Willen und der geistlgeji Belobigung des Einzelnen Überlassen, 
und durch die Unentgeltlichkeit des gesammten Unterrichtes, 
so wie durch die Gi-üiiduDg von Stipendien auch dem Minder- 
bemiltelten und ganz Unbemilleiten zuganglich gemacht^). Zur 
ErzieluDg einer gleich massigen Elementarbildung des gesamm- 
ten Vollies so wie sur Durchführung eines guten Lehrplanes in 
den Schulen behalt sich die Staatsgewalt die Organisation und 
die Leitung des gesammten weltlichen Unterrichtswesens und 
endlich die Goncession zur Errichtung von Privatschulen vor*'). 
Ais consullative Stelle ftlr das wissenschaitliche und didaktische 
Element des Unterrichts wesens steht unter dem Ministerium die 
Studiencommission , und für höhere wisfenschafUiche Aufgaben 
die Gesellschaft ftlr serbische Literatur. 

Dem Ministerium ist aufgetragen , für die Bearbeitung von 
Lehrbüchern für alle Schulen zu sorgen, für zweckniüssige 
VolksschulbUcher Preise auszuschreiben, das beste zu pramiiren 
und dasselbe , so wie jene , für die kein Goncurs ausgeschrieben 
war und die nach vorhergegangener Prüfung durch die Schul- 
commission fbr gut bekunden und zur Einführung in den Schu- 
len empfohlen wurden , auf Staatskosten drucken zu lass^, 
damit sie zum mässigsten Preise verkauft werden köncen. Hin- 



e) Studiengesetz v. 23. September 4 844 (Sbornik II, S :?rj ,^^2. ^o,^l. 

f) Polizeislrafgeselzbuch 5. Capilel§§ 4i — 44 ; Verordnung v um 24. No- 
vember 4849 (Sbornik V, S. 60). 

g) Geaelse vom 45. September 4868 (Sbornik VII, S. 88 und 08) gg 84 
und 48. ^ 

h) StudiöQgesets von 88. Sept. 4844 SS 8-6; Poilseislral|Beselibucb 
8.Capiteld44. 



üiyiiizeo by Google 



186 



Zweites Capit«!. 



sichtlich der Lehrbücher fUr die höhern Lehranstalten und na- 
mentlich das Lyceum ist angeordnet, dass jeder Lehrer ein 
Lehrbuch seiner speciellen Wissenachaft lu verfassen habe, 
welches von der Studienoommission oder allenÜBiUs auch von 
der literarischen Gesellschaft zu prüfen ist. Aendemngen , die 
nothwendig befanden werden, sind im Einvernehmen mit dem 
Verfasser vorzunehmen, und das für zulässig erklärte Lehrbuch 
dem Minister mit einem Antrag Uber den Beirag des Honorars 
SU unterbreiten. Das vom Ministerium angenommene Lehrbuch 
kann entweder im Verlage der Staalsdruckerei erscbeinen, und ' 
zum Kostenpreise verkauft werden, oder vom Verfasser auf 
eigene Rosten gedruckt und an SehUler zu einem Hmilirten 
Preise, an andere Abnehmer aber zu beliebigem Preise ver- 
kauft werden 

Fortsetzung. UnlerrichUansUlten. RechtsverhaitnissQdesLebrpersoBals. 

Sammtliche Unterrichtsanstalten des Landes zer&llen in 
«wei Klassen : in Gemeinde- und in Slaatslehranstalten ; zu den 
ersteren gehören bloss die Volksschulen, welche unter der Auf- 
sicht eines von der Gemeinde gewählten Lokaidirektors und unter 
der OberJeitung zweier von der Staatsverwaltung au%0SleUten 
Volksscbulendirektoren stehen; su den letsteifen aber gehleren 
alle Mittelschulen und höhere Lehranstalten , welche , mit Aus- 
nahme der theologischen Lehranstalt, unter unmittelbarer Auf- 
sicht der Staatsverwaltung stehen und mit Ausnahme der Land- 
wirthschaftsschttle von derselben aus Staalamitteln erhalten 
i^rdm*). 

Die Volksschulen mtlasen von den Gemeinden aus eigenen 
Mitteln errichtet und erhalten werden ; die Volksschullehrer aber 

werden aus einem eigenen Landesächulfonds besoldet und pen- 
sionirl'').' 

i) Verordnung vom 3. September 4S48 (Shornik IV, S. 4S8). 

a) Studiengese Iz §§ 2 und 8, 

b) Gesetz voiu rs. Jänner 4 8M (Sbornik II, ö. il) uutl Verordouug 
vom U. Decemher 1855 (Sboriiik VJII, S. 97). 
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Der Landesschulfonds (narodny fond scbkolsVij wurde 
im Jahre 4841 zu dem Zwecke gegrUndei, dass von den Inleres- 
seii des ihn bildenden Capital« und Yon seinen currenten Ein- 
nahmen alle Bedttrihisse des Volksanterrichles bestritten vnd 
neue Schulen und Unterrichtsanstalten Überall im Lande nach 
BedUrfniss errichtet und dotirt werden. Der Fonds ist gesetz- 
lich als uoangreifbar bezeichnet und darf unter keinerlei Um- 
stünden zu einem andern Zwecke verwendet werden. Die erste 
Absicht bei seiner Errichtung war, den Fends bloss durch finei- 
wlilige jährliche Beltilige der Landesbevelkerung su bilden, da 
aber, ungeachtet die Beitrüge reichlich einflössen, hiedurch allein 
der u [TT fassende Zweck des Fonds kaum erreichbar schien , so 
wurde im Jahre i8ö5 die übliche jahrliche Sammlung der Bei- 
träge abgestellt und ein jährlicher Sleuerzuschtag (von 40 Kreu- 
sem Österreichischer Wtthrung oder 4 4 Silbergrosohen preuss. 
Gourant) auf jeden Kopf der Bevölkerung angeordnel. Der Fdods 
wird von einer eigenen Deputation unter der Aufsicht des Un- 
terrichtsministeriums verwaltet, welche alle drei Monate dem 
Ministenum einen Kassebericht und alljühriich (am Feste des 
.heiligep Sawwa» des ersten Aletropoliten und Erleuchters von 
Serbien) vor der allgemeinen Versammlung aller Wohlthlter 
und Spender des Fonds einen documenlirten Bechnungsans- 
weis vorzulegen hat, und denselben im Wege des Staatüanzei- 
gers veröffentlicht 

Von den Erträ^^nissen des Landesschulfonds wird , ausser 
der Besoldung der Volksschullefarer, die Landwirthschaftsschule 
in Topdschider vollständig erhalten, und wird ein pädagogi- 
sches Seminar sur Ausbildung von Volksschullehrem errlehlet 
werden. 

Die Rechtsverhältnisse des Lehrpersonales sind nach den 
zwei Kategorien der Unterrichtsansti^lten verschieden. 



c) Das gSMunmle Pondseapital betrag am Schlosse das Jahras 1856 
ttber 678IS «Str. Dakataa 4% Gulden oder t% Thalar) ; die leiste Jah- 
reseioDabme 84 000 Golden oder 56700 Thaler; die telita Jabresauigabe 
Iteoo Galden oder 45466 Thaler. 
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Die Volksschiillehrer sind Geiiieindebeamle und werden 
von der Gemeiode eraaaot uad vou den Voiksschulendiroktoreo 
bestttligt. Sie dUrfen, solange sie ihren Amtspflicblen Genüge 
tkuny nidii enliwmt werden, and erhalten ven.der Gemeinde 
eine Amtowohnang mit eDtsprecbendem Gartengrand ; der Ge- 
halt wird gegenwUrtifi, bis zur verheissenen Systemisirung der 
Lebrergehalte , llbereinkoiiimlicb heslimnit und gleich der Pen^ 
sion aus depn Landesschulfonds bestritten , wessbalb von dem 
Steuersaschlage für den Landessohulfonda in jeder Gemeinde 
halbj«hrtich in vorhinein der Betrag des Lehrergehaltes zurQeh- 
behalten wird. Als gesetsliehe Qaalifieation der VelkssebuHehrer 
ist, bis zur l>ricblung eines Schullebrerseminars , die Zuiüek- 
iegung eines Gymnasiums oder der tbeologiscben Lehranstalt 
vorgesehrieben 

Die Lehrer an den MtttehK^hulen und die Profeesoren an den 
hllh^rn Lehranstalten sind Staatsbeamte, werden Uber Versefalag 

des Unterricbtsminislers vom Fürsten ernannt und, mit Aus- 
nahme der Lehrer an der Landvvirthschaftsschule, welche aus dem 
Landesscbuifonds besoldet und peDsiouirl werden, aus xier Staats- 
kasse besoldet und pensionirt*). Da im Lehrfache kein ^gent- 
liohes Avancement stattfindet, so eriiHit das Lehrpersonal naeh 
sehnjahriger Dienstseit von Ittnf aa fünf Jahren eine systemisirle 
Gehalterhöhung von je 8Va Procent, und nach dem zwanzii^sten 
Diensijahre von 16% Frocent des ursprünglichen Gagebetrages 
(vgl. oben g 59). 

§• 82. 
a) Die Volksschaleo. 

Als geeetslicher Zweck der Volksschole ist bestimmt , die 
Jugend beider Geschlechter, welche keine Gelegenheit zur wei- 
tern Ausliildune hat, wenigstens in so weit zu erziehen und zu 
bilden, dass sie gute Christen , redliche Menschen und nützliche 
Staatsbürger werden. Im Verfolge dieses Zweckes ist fttr ndthig 

(1} Sludiengesetz g§ 13—46 ttDd tl— SS; Verordaung vom f7v Juli 
4S50 (Sbornik V, S. 263;. 

e; Sludieogefielz 40 uad 
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erklärt^ dass wenigstens jede Gemeinde eine Volksschule hübe, 
und den Ver wallungsbehardeo aulgetragen, dem VoJke die Notti- 
wendigkeit und den Nutien der Velkssebolen vortustellen und 
den Gemeinden bei der Errichtung derselben thatigst an die Hand 

zu ij;eli('ri. ['in den Gemeinden die hiedurch entstehenden Lasten 
zu ei leichlern , ist denselben empfohlen, sich unter einander zu 
verständigen und mit vereinten gemeinsamen Kräften Schulen 
zn errichten*). Dieser Pflicht sind indessen erst gegen SSO Ge- 
meinden nacbgekommen , vnas übrigens als ein bedeutender 
Fortschritt anzusehen ist , da noch vor zwei ]>eoennien kaum 30 
Volksschulen vorhanden waren, während iiu c jelzit^e Anzahl bei- 
nahe auf das Zehnfache geäiiegen ist und alljährlich stelig wächst. 
Die Zahl der Schulbesuchen den Kinder ist gegenwartig nahe-p 
SU IS,000 und nimmt alljährlich um etwa 4000 so, wobei su 
berttcksichtlgen ist, dass kein Sohulswang besieht und daas der 
Schulbesuch daher bloss angeratben ist^). Knoben werden vom 
7. bis zum 14 , Mädchen aber nur bis zum 10. Jahre zum 
Schulbesuche zugelassen. 

So wie die Gemeinde zur Errichtung des Schulgebäudes 
und der Lehrerswohnung nebst Garten und zur Beiscbaflung 
der nothwendigen Einrichtungsstocke verpflichtet ist, so führt 
sie auch die unmittelbare Aufsicht Uber die Schule durch einen 
von der Gemeinde frcige wählten Lokalschuldirektor Der 
Staat übt sein Oberaufsichts- und Leitungsrecht über dasVolks- 
scjiulwesen des ganzen Landes durch zwei Volksschulendirek- 
toren , welche Staatsbeamte sind und auf Vorschlag des Unter*- 
richtsministers vom Fürsten ernannt werden* Jedem derselben 
ist ein liesonderer Distrikt zugewiesen (von Belgrad bis zur 
Driaa und von Beigrad bis zum Tinick), den sie alljährlich zu 
bereisen und in dem sie die von den Gemeinden gewählten 



•) Stodieogesels 9, 1 0— 1 1. 

b) VerordnoDg vom St. November IS49 (Sboralk V, S. 60) nod 8Ui- 
diengesetz §§ 18, il. 

c) Studiengesetz g S9 ; g S4 eothilt die InttrooUon für dao Lokal- 
schttldireklor in S Artikeln. 
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LokalschuldirektoreD und ScbnUebror sn besttttigen, ihre Wirk- 
sanikeit m beaufnohtigen und die Sdiulen nach einer eigenen 
Amtsinstniktion zu leiten beben'). 

Die Landi^chulen besteben nus drei Klassen , oder Jahrgän- 
gen; die Stadtschulen aus vier Klassen; an erstem ist ein Leh- 
rer für alle drei Jahrgänge, an letztem fur je zwei Klassen be- 
stimmt. In Landschulen nimmt die weibliche iugend bis zum 
40« Jahre gemeinschaftlich mit den Knaben am Unterrichte theil, 
in Smdten sind beide Geschlechter aparte zu unterrichten*). 
Der Lebrpian urnfasst den Unterricht in der Religionslffno 
(welcher, wenn der Lehrer ein Candidat der Theologie ist, von 
diesem, sonst aber vom Ortsgeistlichen ertheilt wird), im Lesen 
und Schreiben, Rechnen , in der serbischen Grammatik , Ge* 
schichte und Vaterlandskunde, und in Landschulen (höchst 
zweckmässig) in den ersten Anfirngsgründen ' des Acker-- und 
Gnrtftnbaues und der Wein- und Obstkultur in dem biezu be- 
stimmten Garten des Lehrers^}. 

S. 83. 
b) Secoatersekolen. 

Die Secundarschuien sind sämmtlich Slaatsanstalten und 
stehen unter unmittelbarer Leitung eines Lokaldirektors, der 
zugleich Lehrer ist. Sie sind tbeiis Realanstalten, theils gelehrte 
Schulen ; zu erstem gehört die Landwirthschaftsschule in Top- 
dschider und die Handels- und Gewerbeschule in Belgrad , zu 
letztem die drei Untergymnasien in Kragujewatz, Negotin und 
Schabatz und das Gymnasium in Belgrad. 

1. Die Landwirthscha fts schule in Topdschider 
bei Belgrad hat zum Zwecke die Ausbildung rationeller Land- 



. d) Stadiengesetz §§ SS u. 80 ; § 33 enthült die Instruction (ttr die Völlig- 
schulendirektoren in 40 Artikeln. 

e) Sindiengesetz ggiS— S4; Insirootion fitrdenUbrer im gS* in 7 Ar^ 
tikeln. 

0 Studiengeselz g i9 onlhSlt den frilliorQ Lebrplnn; ein neaar Lebr- 
pian ist durcii Vorordnnng Tom SO. Juli IS$0 (Sbornik V, 8. 165) einge- 
führt. 
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wirthe aus dem Bauernstande durch theoretischen Unterricht 
und durob praktische Versuche in der mit der Schule verbun- 
denen Musterwirthschaft, wozu die Staatsgewalt der Anstalt 
die Domäne Topdschider mit Gründen , Gebäuden und fundus 

instructus eingeräumt hat. 

Die Zöglinge werden alljährlich zu Georgii in die Anhtalt 
aufgenomnien ; sie müssen wenigstens 16 Jahre alt und gesund 
und kräftig sein und die Volksschule mit gutem Erfolge besucht 
baben. Als Regel ist aufgest^lt , dass aus jedem der 54 B^sirke 
Serbiens je ein und aus grössern Besirken auch «wei Zöglinge 
jährlich in die Anstalt aufgenommen werden, wodurch sich ihre 
Anzahl (mit Einschluss der Stadt Belgrad) auf 110 Zöglinge be- 
lauft. Dieselben erhalten in der Anstalt unentgeltlich Unterricht, 
Wohnung und Beköstigung, Kleidung, Wasche, Bücher und 
Schreibmaterial. Auch die Aufnahme von Pensionliren ist ge« 
stattet; soweit es die Räumlichkeiten der Anstalt ^riauben, 
doch auch für sie ist der Unterricht unentgeltlich. Der Curs be- 
ginnt alljährlich zu Georgii und dauert zwei Jahre; die Zöglinge 
sind in zwei Klassen getheilt und verpflichtet, sowohl den theo- 
retiscben Unterricht zu hören , als auch alle Feld- und Garten- 
arbeiten SU verrichten , und alle Bauarbeiten und die Anferti- 
gung von iandwirlhschaftlichen Geräthschaften praktisch zu 
lernen. Allwöchentlich ist wenigstens ein halber Tag aui niili- 
tarische Uebungen zu verwenden. Die Prüfungen sind jährlich 
in Beisein einer von den Ministerien des Innern und der Volks- 
bildung bestimmten Gommission abzuhalten; die drei vorzug- 
lichsten Zöglinge erhalten als Schulprete 4 — 3 Dukaten, die 
fünf iiaclistbesteii aber Sänioroicn von Getreide- und Grasarten 
und Blumen ; den mit AuszeiclinuriL^ aus der Anstalt austreten- 
den ZögÜDgen pilegt der Ftirst seinerseits ein Gespann Ochsen^ 
eine Kuh und einige Mutterschale zu spendenr. Die Namen der 
prämlirtenZttglinge werden im Staatsanzeiger bekannt gemacht; 
alle absolvirten Zöglinge der Lehranstalt sind als Honoratioren 
(otlitschny gradschany) zu betrachten*). 



a) Geselz vom 40. JSnner 186t (Sboraik Vll, 8. tj. 
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Die Anstalt ist trefflich eingerichtet und geleitet, und be- 
reebiigt ra grossen Erwartungen für die Hebung der Land winh- 
schalt in Serbien. 

9. Die Handels- und Gewerbeachole in Belgr;td ist 

bestimmt , Jtlnglingen , die sich dem Handels - oder Gewerbe- 
slande widmen wollen , nach erhaltener Vorbildung in der 
Volksschule die theoretische Ausbildung lur ihr Fach zu c^eben* 
Sie besteht aus drei Klassen ; der Lebrplan nmfasst aile dem 
Kauftnanne und dem Gewerbenden ntfthtgen oder wUnacbc^is- 
werthen sllgemeinen und Realffteber, indem, ausser dem 
Religionsuiilei richte, die serbische, neugriechische und deutsche 
Sprache, Geographie und Geschichte, Arithmetik und Geome- 
trie, Handelswissenschaft, Landwirthschaft und Technologie, 
Natorgeschiohte , PhysiiL und Chemie nebst der Zeichen- und 
Modellirkunst gelehrt wird. 

Diese Anstalt ist cur Zeit die einzige im Lande , doch ist die 
Errichtung mehrer derselben ausdrücklich in Äussichl gestellt**). 

3. Die drei üntergymna sien haben den Zweck., einer- 
seits denjenigen JUnglingen , welche eine höhere wissenachafir- 
liehe Ausbildung an hohera I^hranstalten nicht suchen , einen 
angemessenen Grad allgemein wissensohaftliefaer Bildung an ge- 
ben , und andererseits als Vorstufe zur Erlangung höherer Bil- 
dung zu dienen. Die Lehrer an den Üntergyuuiasien müssen 
wenigstens den Lycealunterrichl mit gutem Erfolge genossen 
haben und, ausser der serbischen Sprache, einer der beiden 
klassischen Sprachen vollkommen müchtig sein, und bilden un- 
ter dem Vorsitze des Direktors den Gymnasialsenat, welcher die 
Disciplinargevvalt über Lehrer und Schtller ausübt. Die Unter- 
Gymnasien bestehen aus »vier Klassen oder Jahrgängen ; der 
Lebrplan umfasst den Unterricht in der Heligionslehre, der ser- 
bischen und kirchenslawischen, dann der griechisohen, latei«- 
nischen und deutschen Sprache und der serbischen Literatur, 
in der Geschichte, der Geographie, der Arithmetik und Geo- 



b) Stadiengesell 8| S und II -86. 
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meirie/der Naturgescbichtei ia der Kalligraphie ufid im Zeich- 
neiiy in der Gymnastik und in miKtttrisoiien Uebungen^). 

' 4. Das Gymnasium in Belgrad mit sieben Klassen, deren 
drei oberste zur Fortsetzung der an den Ünlergyniruisit n be- 
gonnenen allgemeinen Bildung und zur Vorbereitung lur das 
Pacultatsiodtum bestimmt sind. Der Lehrplan umfasst, ausser 
dem fortgesetsten erweiterten Unterrichte in den suvpr schon 
genannten Fächern , den Unterriehl in der Poetik und Rhetorik 
und der serbischen und gesammt-sla wischen Literatur und Ge- 
schichte, in der Alcjebra , Geometrie und Triconometrie . der 
Physik und der Irauzösischen Sprache. Die Qualihcation der 
Lehrer und die Befugnisse des Direktors und des Gymnasial- 
Senates sind denen an den Untergymnasien gleich']. 

§.84. 

HObere Lebranslalteo. 

Zur Vollendung der hdhem allgemein wissenschafUicben 
Bildung, so- wie zur Erlangung einer genügenden Ausbildung 

des Beamten- und Richterstandes, des Militär -Officierscorps 
und des Klerus der morgenlandisch -rechtgläubigen Kirche be- 
stehen in Serbien drei höhere Bildungsanstalten : das Lyceum^ 
die Kriegsakademie und die theologische Lehranstalt, sUmmtlich 
in Beigrad. 

4. Die theologische Lehranstalt (bogosslowsko 
utschiiibchte oder bogossiowija) ist Sliiatsan^talt, wurde vom 
Staate gegrtlndet und wird aus Staatsmitteln erhalten, steht 
aber nicht unter der Leitung des Volksbiidungsroinisteriums, 
sondern wird vom Metropoliten von Serbien dirigirt und beauf- 
sichtigt. Der Stttdienplan ist jenem der rassischen theologischen 
Lehranstalten nachgebildet und umfasst ausser dem Unterrichte 
in allen Discipiinen der systematischen; historischen und prak- 



c) Sluiliengeselz .^|:^ 4 und 37 — 47, und zum Theile das Gesetz vom 
4 5. Sepleaiber 1853 (Sboj uik VII, S. 83). 

d) Sludieogeselz a.a.O. und das ReorganisaUooBgesels vom 4l^.S«p* 
tember 4858 (Sboraik VII, S. 88). 

V« Tkalac, Serb. S(aa(si*t;chU 48 
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tischen Thedogte, auoh jenen im kanonischen Rechte, in der 
Philosophie und Pädagogik , der Geschichte and Physik und der 

russischen und kirchenslawischen Sprache and Literatur. Die 
Professoren, 7 an der Zahl, iheils Geistliche, üwils Laien^ wer- 
den vom Metropoliten ernannt , sind Staalsl)eaniie und werden 
aas der Staatskease besoldet. Die unmittelbore Leitung der An^ 
stalt hat der aus der Zahl der Profesaeren vom Metroj^iten 
alljährlich ernennte Bektor. 

Mit der Iheolo-ischen Lehranstalt ist ein gteichfalte aus Staats- 
initteln unlerhallones S e m i n a r verbunden , in welchem die 
Junglinge, die sich dem geistlichen Stande widmen, bis zur Voll- 
endung des theologischen Studiums unentgeltlich Wohnung und 
Beköstigung geniessen. Bedingong zur AuCnahme in dasselbe ist 
die erfolgreiche Beendigung des Untergymnasiums*). 

2. Die Kriegsakademie (wojenna akademija) ist «ur 
höhern militärischen Ausbildung der Officiere der Landesarniee 
besUmuit. Ihre innere Organisation ist, mit Mcksicht auf dos 
nationale Bedllrfniss, der Kriegsschule in Berlin nachgebildet. 
Die Anstalt steht unter der Aufsicht des Generalstabes der Lau- 
desarmee ; die mittelbare Leitung hat ein vom Fürsten ernenn- 
ler Direktor , welcher zuj^leich Professor ist und mit 12 Profes- 
soren und Lehrern den Unterricht in allen niililarischen Wis- 
senschaften und Nebenfächern crtheiit. Die Zöglinge crhülteü 
in der Anstalt Unterricht, Wohnung, Verpflegung und Monteur 
vom Staate unentgeltlich, und treten nach Vollendung des vier^ 
jah ' en Lehrcurses als Ober- und theils als Unterofficiere in 
die Landesai luee^). 

3. Das Lyceum ist, als allgemein-wissenschaftliche Lehr- 
und als Special bildungsanstalt fUr Juristen und Verwaltungsr 
beamtOi die eigentliche Hochschule des Landes. Dasselbe hat 
dreiPacultSten : A) Eine allgemein- wissensghafÜlcfae, den philo- 
sophischen Faculttften der deutschen Universitäten entsprechend, 
an welcher Religionslehre (Kirchengeschichte , Dogmatik und 

a) Stadiengeselx vom la. September 1844 , g 7. Die Oi^eeiflafion der 
theologieelien LehrensUK ist oiehl gedruckt. 

b) Die Organisation der Kriegsalcademie isl gletclilBlIs nlclitgedreckl. 
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Moraltheologia), Philosophie, Philologie^ Aestbetik und allgeineine, 
flo wie serbische und gesainml'^sla^ ische Literaturi^eschichte, 
allgemeine und serbische Nationalgeschichte, Statistik, politische 
OekoDomie und Finanzwissenschaft, politische Arithmetik, 
französische und deutsche Spraohe und Literatur vorgetragen 
wird; B) die juridische Facnltft, an welcher Rechtsencydopttdie, 
Rechtsgeschichte» römisches und serbisches Givilrecht, altge- 
meines Staats- und Völkerrecht, serbisches Staats- und Straf- 
recht, und serbisches Civil- und 8tr;il[w ocessrecht gelehrt wird : 
C) die naturwissenschaftlich -technische Facultät, an weicher 
Physik und Meteorologie, Naturgeschichte , Chemie und Techno- 
logie, Architektur, Agronomie und Handelswissenschaft nebst 
einer Obersichtlichen Darstellung des serbischen Verfassungs* 
und Verwaltungsrechles vortzelrngen wird. Ausserordentliche 
LehrgegensUiude für Fachmanner sind: höhere Mathern. tik, 
iUecbanik, praktische Geometrie und, specieil für Lehramtscan-' 
didaten, Pädagogik. ^ 

Das Lyceum kann nur nach gut vollendeCem Gymnasialstu- 
dium belogen werden ; die Wahl der juridischen oder der na- 
turwissenschaftlich-technischen Fiicultüt steht jedem Studenlen 
frei, jedoch ist jetler in einer dieser beiden Facuiläteu inscri!)irte 
Student verbunden, auch die an der allgemein- wissenschaftlichen 
FacuUät gehaltenen Vorlesungen zu hören. DerLyoealcurs dauert 
drei Jahre. Am Schlüsse jedes Schuljahres finden öCfentliche Prü- 
fungen statt. Die Studenten stehen unter der Disciplinargewalt 
des Rektors. Der Besuch slimnUlicher Vorlesungen ist mit Be- 
willigung des Rektors auch iSichiinmatnkuiirten gestattet. 

Das Lyceum ist dem Unterricbtsöiinisterium unmittelbar 
•uniergßordnet; die wissenschaftliche, disciplinarische und öko- 
*nomiscfae' Leitung ist dem Rektor und dem ans sttmmtlichen 
Lyceal Professoren bestehenden akademischen Senate anvertraut, 
welcher auch als wissenschnflliche PrUfungsconrnjissioD ftlr die 
Gymuasiallehraints-Caudidaleu lungirt. 

Die Lycealprofessoren werden, nachdem siedem akademischen 
Senate ihre literarischen Werke oder ein umfassendes Programm 
ihres Faches voqj^elegt haben, wenn der akademische Senat ttb^ . 
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ihr» wissenschaAlIclie Befiihigaog sich gOnslig ausgesprochen hat, 
Ober den Vorschlag des Ministers vom Pürsten ernannt. Der 
Kpktor wird aus dem Kreise der Lycealprofessoren vom alKade- 

riiischen Senate auf die Dauer von drei Jahren gewählt und vom 
Fürsten bestätigt, und bezieht während seiner AintswalUing 
eine jährliche FunlLtionsxulage aus der Staatskasse. 

Zum Lyoeum gehören wissenschaftliche Sammlungen , fite 
auf Staatsliosten beschallt und durch einen jührlichen Beitrag 
aus Staatsmitteln unterhalten und vermehrt werden. Die Biblio- 
thek wird von einem durch den akademischen Senat auf Le- 
benszeit zum ßihliothekar gewählten Professor verwaltet; das 
physikalische Gabinet^ dieNaturaliensammlungeni das chemische 
Laboratorium und das technologische Cabinet mit der sugefao- 
rigen Maschinen und Modellsammlung stehen unter der Auf- 
sicht desjenigen Professors, dessen specielles Lehrfach sie be- 
treffen"). 

g. 85. 

Sofse ISr die Forlbildonc aaeh der Stodleaxeit. 

In der ganz richtigen Ansicht, dass auch nach dem Al)- 
schiusse des SchuiunLerrichtes der Staat seinen Unterthanen 
Mittel an die Hand zu geben habe, an ihrer Fortbildung selbst- 
thatig fortzuwirken y hat die serbische Staatsgewalt einige 
Massregein getroffen, deren bisheriger Erfolg ihre ZweckmAssig- 
keit bestätigt. Diese sind : 

4 . Zur Verbreitung nlllziicher Kenntnisse unter dem Volke, 
das keine höhere BikJung sucht , ist angeordnet, dass den die 
Volksschule besuchenden Schulkindern als Schulprflmien BUcher 
nützlichen Inhaltes vertheilt werden. Es. werden daher zwei bis 
drei solcher Yolksschriften naeh erfolgter Durchsiebt und Zu- 
stimmung der Schulcommission in grossern Aufjagen auf Sia.its- 
kosten gedruckt und in jeder Volksschule am Schlüsse des 
Schuljahres an die sich auszeichnenden Schttler vertbeüt| und 



c) Heber die OrgaalsaliOD des Lyoeums vgl. das Studiengesetz §§ S 
and 48 und das Reoi^aisationssmeU vom 15. September 4 S58 (Sbomik 
VII, S. »8). 



Von der PoiizciverwaUuug. 197 

da solche Scbrifleu auf diese Wei»e meislens in gule Hünde ge- 
langen , 80 werdoD sie , abgesehen von der sittlichen Freude der 
damit Belohnten , neue Ansichten, ntttzlicbe Kenntnisse und die 
Givilisatlonstendensen der* Regierung in den weitesten Kreisen 

des Volkes verbreiten und die guten Früchte bringen , welche 
die Staatsgewalt mit Grund von dieser Massregel erwartet'). 

2. Für Jünglinge , welche nach Vollendung ihrer Studien 
auf den heimatlichen Lehranstalten nach einer hohem special-- 
wissenschaftlichen Ausbildung streben , ist die Gelegenheit su 
derselben im ausreichendsten Masse dadurch geboten , dass die 
Staatsgewalt auf öffentliche Kosten alljährlich einige derselben 
niit iienQuemlen Mitteln versieht, um sich auf ausiündischen 
Universitäten und höhern Speciailehranstalten einen vorsttgli- 
ehern Grad wissenschaftlicher Bildung erwerben zu können, als 
dies zur Zeit noch im Lande möglich ist. Die Dauer der Stipen- 
dien ist auf drei bis vier Jahre bestimmt, kann aber In einzel- 
nen rücksiciUs würdigen Fällen auch verlau|jjert werden (vgl, 
hierüber oben § 57). 

3. Die Anlegung von Bibliotheken und wissenschaftlichen 
Samminngen aller Art. Von grosseren Bibliotheken für alle 
Fächer der Wissenschaft sind zur Zeit zwei vorhanden: die 
Staatsbibliothek und die Lycealbibliothek in Belgrad , beide 
zweckmassig eingerichtet, dre erstere aber namentlich schon 
jetzt die vorzüglichsten Geistesprodukte aller Zeiten, Völker und 
Wissenschaften in guter Auswahl umfassend. Ausserdem be- 
sitzt der Senat y jedes Ministerium und jede Staatslehranstali 
eine Pachbibliothek. Von den wissenschaftlichen Sammlungen 
des Lyceums ist oben (vgl. § 84) die Rede gewesen. Bei der 
Benutzung aller dieser Anstalten wird mit grosser Liberalität 
verfahren und dadurch ihr Nutzen allgemein gemacht. 



8) VerordnoDg vom 47. MSn «SS« (Sbornik VI, 5. 14). 

♦* 
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n. 

Massregeln zur Förderung der religiöseo und sittlicheD 

Bildang des Yolkes. ^ 

8. 86. 

In Bezug auf die Förderung der silllichen Bildung des Vol- 
kes kann die Wiiksaiiikeit der Staatsgewalt, mit AusDahme ih- 
rer Grundlegung in der SchulerziebuDg und dem Kircbeo- und 
Scbuluolerricfate , nalttiiicherweise nur eioe negative sein und 
beschrtf nkt sich auf Verbote und Strafandrohung für Anreizong 
zo unsittlichen Handlungen und für Qbles Beispiel unsitllichcD 
Lebens. Auf diesem Standpunkte bewegt sich auch die sitten- 
polizeiliche Gesetzgebung Serbiens bei nachsleiieuden Anord' 
nungen : 

4 . Da die Soontagsheiligung nicht bloss einen religi^n, son- 
dern auch einen allgemein-ethischen Zweck hat, so ist an Sonn- 
undgrossen Pesttagen jede Arbeit, dienichtdurch augenscheinliche 
Nolhwentiigkeit geboten ist, untersagt*); eben so die Abhaltung 
vom Gottesdienste durch Abrede vom Besuche desselben, durch 
Ladenverkehr und durch Spiel in Wirths- und Kaiaehflusem, 
so wie das Fluchen, das Schmähen gottesdienstllcfaerGebräuche, 
des Glaubens, und die Störung des Gottesdienstes durch LUrmen, 
Tanz und Trinkgelage. Die Verarisialiuii;^ ollenilicher Tqnzun- 
terhallungen in der Fastenzeit wird gleichfalls als polizeiiiches 
Vergehen bestraft ''j. 

Inhumanes betragen der Dienstherren und Arbeitsgeber 
gegen ihre Diener und Arbeiter, das Schlagen und unverdiente 
SchmShen derselben Ist unter Androhung von GeJdstrafeu und 



a) Gesetz vom 4. September <839 (Sbornik I, S. 44S) and Verordoailg 
vom io. Marz 4852 (Sboroik VI, S. 89); PoliMigtra^esetzbueh 8. Capitel 

25 und 26. 

b) Ausser den (Note a] aogeführteo Ge«eUen: Poüzeistra^flMlsbuob 
3. Capitel 16— SS. 
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xxnter Bewilligung zum alsbaldigen Dienst- 0(i(M' Arbeitsaustritte 
seitens der Letzteren verboten*). 

3. iiinsicbUtQb geschieQhilicber Ausschweifungen ist ge- 
werbsmttssige Unsucbt sowobl an den Theilnehmenden , als an 
denen, die dasu Gelegenheit geben ; ferner das Goncubinaty an* 
slössiges Betragen gegen Personen andern Geschlechtes, das 
Absingen unanständiger Lieder, unüalhigc Gespräche an öfTent- 
lichen Orten und die Schaustellung obscöner Bilder mit Strafen 
bedroht^}. Männern is( der Zutritt in die am Lande ablieben 
abendltcben Spinngesellschaflen und geselligen ZusanomenkQnfte 
der Frauen und Mädchen unter sich (prelo und ssijelo) strenge 
verboten'). 

4. Die Wirths- und Kafiehäuser sind, namentlich wegen 
der In denselben gebotenen Gelegenheit zum Mttssiggange unter 
strenge pelizeilicbe Aufsicht gestellt') : das häu6ge und lange 
Verweilen in denselben , bei Vernachlässigung der eigenen Ge- 
schäfte, Trunkenheit und das ,,liber die Grenzen der MUssigung" 
lange und hohe Kartenspielen wird als öffentlicher Müssigcang be- 
straft und das aufgegriü'ene Spielgeld zu Gunsten der Gemeinde- 
kasse eonfiscirt, wobei es sich von selbst versteht, dass die 
Gerichte keine Klagen wegen Spielschulden annehmen dürfen*). 



c) Geweibeurdauiiä <7 und 13; Pülizeislrafgeselzbuch iS. Capilel 

d) PoUseistrargescItbueh 4. Capitel gg 27*-4e. ' 

e) BbeadMolbst § 39; Gaittla vom 7. November 4841 (Sboroik II, 
S. 450). . 

f) GewerbeofdnQDg g m und Schlass; dessbalb wird der WirÜia- 
uod Ksffchauiibetrieb ntir eingebornen oder oaturalisirten Serben geslat- 
let, uod bloss fe deren BnoMigliiag und bei besonderem Bedürfnisse Frem- 
den ecleabl( dlaieo Jedoch unter der aiisdri)cklichen contiacluellen Be- 
dingung, dass sie sich den Anordnungen und der Gerichtsbarkeit der I an- 
desbchörden vollständig unterwerfen und auf die Berufung auf den Consu- 
largerichtsstand verzichten. Ebendaselbst a. a. O. 

g) PoüzelstrafgeseUbuch g BS und Gesetx vom 26. November 
(^boroik YUl, S. 93). 
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III. 

Fürderung der NalioDailileratur. 
g. 87. 

Die Geteltichall fOr serbltelie LlteraUir. 

In der urolaasanden Bedeutung der nationalen Kultur, in wel- 
cher sie SU Ibrdeni die serbische Staatsgewalt grundgesetzlich 
verpflichtet ist , nimmt die Literatur eine sehr wichtige Stelle 

ein. Im Verfolge dieser Aufgabe wurde unter der Regterung des 
Fürsten Micli.nl M. Obrenowitsch im Jnhre 1841 ,, zur Ausbil- 
dung der serbischen Sprache und zur Bearbeitung und Verbrei- 
tung der Wissenschaften in und mittels derselben' % endlich zur 
Schaffung eines Central- und Vereinigungspunktes für die lite- 
rarische Thatigkeit der einheimischen Gelehrten, ,,die Gesell-* 
Schaft für serbische Literatur" (Drushstwo ssrbske sslowess- 
nosti) von der Staatsgewali gegründet und iiu Jahre 4847 reor- 
ganisirt*). 

Die Absicht der GrUnder dieser Gesellscbafi war, in der^ 
selben eine Akademie der Wissenschaften su bilden, welche 
einerseits dem wissenschaftlieben Streben des Einzelnen durch 

die Vereinigung mit andern fücstrebunp^sfipnossen unH durch 
ßeischaffung der Geldmittel zur Herausgabe ihrer Geistespro- 
dukte eine fördernde geistige und maierieüe Unterstützung ge- 
wtthren, die Aufoicbt über den Ent wickelungsgang der nationa- 
len Wissenschaft führen und deren Resultate durch periodische 
Vortrüge und Publikationen in weitem Kreisen verbreiten , und 
milder wissenschaftlichen Thatigkeit anderer, nnnentlich der 
stammverwandien slawischen Völker in Verbindung und Wech- 
selwirkung bringen ; andererseits aber durch Berichterstattung 
darüber , durch Vorschläge und Gutachten die der Staatsgewalt 
sur Pflicht gemachte Pflege derselben vermitteln sollte. Da man 
aber den stolzen Namen einer Akademie der Wissenscbaflen 
angesichts einer erst werdenden wissenschafllichen Literatur 

«; Organisches Gesetz vom 8. Mui 184 7 'S-boriiik IV, S. ifij. 
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mil Recht Yermeideo wollte, wurde der bescboidenere Name 
gewtthlt uod deiDgemtfss aacb der obig^ Zweck der iDstituiioA 
bloss indirekt aasgesprocfaen. 

Die Gesellschaft besieht aus ordentlichen (in Serbien 
wohTihafteii) Mitgliedern, aus correspondirenden (auswärtigen) 
und aus Ehrenmitgliedern; beide erstere sollen Männer sein, 
,,weidie aük durch besondere Gelehrsamkeit und durch hervor- 
ragende Verdienste um die serbische Literatur - ausgeseichnet 
haben'* ; die Ehrenmitglieder aber werden unter Männern ge- 
vvaiilt, welche durch ihre hohe Stellung zur Unterstützung der 
Gesellschafiszwecke mitwirken können. Präsident der Gesell- 
schaft ist der jeweilige Kultus- und Unterrichtsminister ver- 
möge Beines Amtes; der Vicepräsident und der Sekretär werden 
alijttfarlieh aus der Zahl der in Belgrad wohnenden ordentlichen 
Mitglieder gewilhlt; letzterer bezieht a^s Staatsmitteln eine 
Funktionszulage •*). 

Der Staat gewährt der Gesellschaft die zu ihren Bestim- 
mungszwecken nOthigen Geldmittel, deren Verwendung den 
Beschlüssen der Gesellschaft überlassen ist. Die Gesellschaft 
und die Mitglieder geniessen fttr ihre amtliche Gorrespondenz in 
Serbien Portofrei h ei t ; das periodische Organ der Gesellschaft 
(jjGlässnik drushslwa ssrbske slowessnosli") wird in der 
Staatsdruckerei auf Staatskosten gedruckt; die Werke der Mit- 
glieder und anderer Schriftsteller, welche dieselben der Gesell- 
schaft vorlegen, werden, nach erfolgter PrOfnng und Annahme 
seitens der Gesellschaft, gegen ISrsatz der ermSssigten Satz-, 
Druck- und Papierkosten''), in der Staatsdruckerei zum \ ttrtheile 
der Gesellschaft gedruckt, weiche den Verfassern die ausSlaats- 
mitteln dafUr zu bezahlenden Honorare bestimmt**). 

Die Gesellschaft halt regelmassig monatlich eine ordentliche 
Sitzung, in welcher alle vorerwähnten Gesellschaftsangelegen- 



b) Organische!» Geitelz fjg t^S. 

c) Organiscbes Gosels $46; Verordaung vom 17. Jolil847 (Sbornik 
IV, S. S6J. 

fl] Organifcbes Gesetz 8g 11^46. 
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halten mil Stirn menroebrheil eHedigi werden; ausserdem wer« 
doD feierliche Jabrasvervammlangeii ebgeheHeo , ia denen der 
Viceprflsident, der Sekretttr und neue Mitglieder gewttblt, und 
der Rechenschaftsberiehi Ober die TbMtigkeit der Gesellseball 

und den Vennögensstand deihelben gep:pbon wird. Die Ver- 
handlungen und Beschlüsse der monatlichen Sitzungen und der 
Jahressitzung werden im SUateanieiger und im Jehrbuobe der 
Geiellaobeft verOffeDilichi*). 

Vierter Abschnitt. 
Vou der PrftventivJusUi. 

§. 88. ' 
Allgemeine Grandsaize. 

Ein sohr wichtiger Theil der Wirksamkeit der serbischen Poli- 
zeiverwaltung ist seit dem Jahre 1850 die Ausübung der Prüventiv- 
JusUx durch die Poiiseibehorden, zu welchem Zwecke ihnen nicht 
bloss die Verhinderung von Gesetzwidrigkeiten und Vorbeugung 
von Bechtssttfrungen übertragen , sondern auch ein nichl unbe- 
deutendes Ausmass von Strafgewalt eingeräumt ist, wodurch eine 
offenbare Verletzung der §§ 27, 98, 30 und 35 der Verfassungs- 
urkunde gesetzlich sanktionirt wird. Bei der leider so häufig 
vorkommenden Unklarheit über das Wesen der Präventivjusliz 
ist es leicht erklärlich , dass das Polizeistrafgesetzbücb vom 27. 
Hai 4 850 ') die verschiedenen Funktionen der Polizei und der 
Prüventivjustiz in höchst unsystematischer Weise zusammenwirft 
und, freilich nach dem Vorgange vieler deulscber Staaten, auch 
positive Bechtsstörungen bloss nach dem darauf gesetzten StraC- 
ausmasse zu polizeilichen oder strafrechtlichen Vergehen stem- 
pelt. Uebrigens erstreckt sich die Strafcompetenz derPotizei- 
behtirden (Friedensgericbtei Bezirksämter und Kreisämler) nur 

e) Organisches 6eselt ^ 40 und 17 ; die Geschfiftsordnung der Gesell- 
schofl vom S1. Jiinner 1846 ist im 4. Bande des Jahrbuches (Glassnik 
diush&twa ssrbske sslowessnosti, I, Belgrad 1847} gedruckt. Vom Jabr- 
buche sind bisher 8 Bände im Drucke erschienen. 

a) Ist \m Sbornik V, S. 48»- 186 enlballcii uud umr«ät»l 889 Paraftra- 
pheu iu 20 Capileln. 
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auf jene IlaDdiungen oder lJnteri;issungen , weiche durch das 
Poüzeistra^eset'zbuch ausdrücklich als PoÜsei vergeben qoaliii* 
* cirt und unter Androhung einer innerhalb eines gewissen Ma-* 
xinmiDS und Hinimums bestimmten Strafe jedem Serben und in 

Serbien lebenden Fremden geboten oder verboten sind. 

Solche Strafen sind Arreslstrafc bis zu 30 Tagen , körper- 
tiehe Strafen bis zu 35 Stock-, Peitschen» oder Butbenstreichen^ 
und Geldstrafen bis zu 25Gonvenlion8thalem (35 Thaler preuss, 
Gri.) ; Einstellung des Gewerbebetriebes bis zu 3 Monaten ; 
Confinirung in einen andern Kreis für serbische ünterlhanen, 
die kein unbewegliches Vermögen besilzen, und Abschaffung 
aus dem Lande fUr fremde Uoterthanen. Jedes Polizeivergehen 
gefaUrl nach dem dafür angeordneten Strafausmasse entweder 
zur Gompetens des Friedensgericbtra , oder des Bezirksamtes, 
oder endlich des Ereisamfes und in Belgrad des Stadlmagistra- 
tes, in dessen Amtssprengel es begangen uurde. Vergehen, die 
im Polizeiälrafgesetzbuche nicht als Polizei vergehen qualificirt 
oder mit einem grOssern Strafausmasse als das oben erwähnte 
bedroht sind, geboren zur Gompetenz der Gerichte. 

Das polizeiliche Verfahren ist summarisch und kurz; bei 
den Friedcnsgerichlen vor dem Kmet und den beiden Rüthen 
dessell>en; bei den Bezirk&tiinlei d vor dem Bezirksvorstande 
und dem Sclireiber unter Zuziehung zweier KmeleA oder Ge- 
meinderäthe, denen eine berathende Stimme zusteht; ;bei den 
Kreisflmtem vor dem Kreisvorstande und zwei Kreisbeamten 
mit berathender Stimme. Bei den Kreis- und Bezirksämtern 
wird über Polizeistrafsachen ein kurzes Protokoll geführt, 
woraus vierteljährliche summarische Auisweiäe dem Minislerium 
des Innern als oberster Polizeibehilrde vorzulegen sind. Polizei^ 
strafurtheile sind inappellabel und werden gleich vollzogen; 
doch ist der Becurs gegen dieselben nach Vollzogener Strafe 
stets an die nächsthöhere Behörde gestattet. Verhaftung des 
Angeschuldigten ist nur in dem Falle zulässig, wenn derselbe 
schon mehrmals polizeilich abgestraft war, oder wenn gegrün- 
deter Verdacht vorhanden ist, dass er sich durch Flucht dei' 
Strafe entziehen kifnnte. Die Freiheits-, Geld- und körperlichen 
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Strafen können unter sich t^eanderl werden; geilen Geisllicho, 
Civil- und MiiiUirbeaiule in Aktivität und in Pension, gegen 
Lehrer, Siadlbüiiger und Honoratioren kann nicht auf körper- 
liche Strafen erkannt werden; Kinder bis sum 13. Lebenqabre 
sind ihren Aeltem oder VonnOndem, Schüler ihren Lehrern 
zur Abstrafung zu Ubergeben. Geldstrafen fliessen in die Ge- 
meinde- oder die Staatskasse, je nachdem sie von den Friedens- 
gerichten oder den Staatspolizeibehörden verhängt worden sind^)* 
Zur Volisiehung der poüseilichen Anordnungen und Stra- 
fen ist - jeder Polizeibehörde eine Anzahl von Polisddienem 
(panduri) beigegeben , welche » wenn sie sahlreicber sind , unter 
einem eigenen Führer (buljukbascha) stehen. Die Errichtung 
eines militärisch organisirten Gensdarmencorps ist mehrmals 
besprochen, aber immer wieder als unnölhig abgelehnt worden. 

§. 89. 

Anstalten zum Schutze der Hechte des Staates. 

i . Zur Wahrung der Ruhe und öffentlichen Ordnung ist 
Aufreizung zum Ungehorsam gegen die Gemeinde- und Staats- 
beh<)rden, Verspottung und Verhöhnung gesetzlicher Anordnun- ' 
gen der Regierung und die Verbreitung lügenhafter GerQchte 
zur Verdächtigung der Regierung als Polizei vergehen verboten 
und zur Verhinderung von Auflaufen und Aufruhr ist die Poli- 
zeibehörde berechtigt, Zusammenrottungen von Menschen durch 
Ermahnung und Befehl zum Auseinandergehen zu veranlassen, 
und wenn dies erfolglos wäre , die Rttdelsführer festzunehmen 
und wegen Ungehorsam und Widersetzlichkeit gegen die gesetz- 
lichen Anordnungen und die Behörden zu strafen. In welchen 
Füllen die Militärmacht zu requiriren sei , ist. nicht ausdrücklich 
bestimmt , ebensowenig die Art und der Umfang ihrer diesbe- 
züglichen Wirksamkeit*). 

8. Zur Verhinderung von^ Rechtsverletzungen durch die 

b) PoHzeiprocedurgesetz vom 98. Mai 18S0 (Sbomik V, S. 187), den 
alle obige Beslimmungen entlehnt worden sind. 

a) PoÜzeistrafgesetzbuch I. Capitel §§ 7 - H; 2. Capitel §g «2— <5; 
Zumzgesei? zu § 44 des PolizeistrafgesetobucheB vom 43. Mai 1854 (Sbor- 
Dik VUI, S. Uj. 
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Presse besteht diePrflventiv-Gensur Iuf alle in Serbien gedruck- 
ten BQcher. Das sehr kurze Gensurgesets verbietet Blasphemie, 

Schmähung der Kirchenlehre, Angrifife auf die Moral und Sitte, 
ungeziemende Austfllle gegen die Landesregierung und gegen 
fremde Regierungen , öflenliiche Behörden und Privatpersonen^ 
und ordnet an , dass sich der Gensor im Zweifel an das Kultus- 
und Unterrichtsministerium so wenden habe^) ; eine altere aber 
nachtraglich wieder zur Geltung gebrachte Verordnung verbie- 
tet auch den Druck jedes serliist hen Werkes mit einer andern 
als der herkömmiichen Orthographie (Regierungsorihographie — 
prawiteijstweny prawopissl 1 1)'). Im Auslande gedruckte 
Werke unteriiegen der Repressivoensur, für weiche alle vorge- 
nannten Grundsätze gelten. Es wird daher kein auslandisches 
Werk in Serhien zugelassen, bevor es nicht von der Censur re- 
vidirt und gutgeheissen wurde; zur Verhütung von l lUerschlei- 
fen ist angeordnet, dass alle nach Serbion bestimmten Bücher 
nur durch das belgrader Zollamt eingeführt werden dürfen'). 

3. Die Aulsicht Uber Reisende ist den untersten PoÜzeibe- 
h(hrden des Staates, den Bezirksamtern übertragen. Hinsichtlich 
Fremder besteht die Anordnung, dass jedem 1 rcniden, welcher 
mit einem von seiner zuständigen Behörde ausgefertigten Passe 
und, wenn er aus einer türkischen Provinz kommt, mit dem 
Sanitatspasse des betreffenden serbischen Quarantaineamtes 
versehen ist , in der Regel der Eintritt nach Serbien gestattet 



b) OrganisatlOD der CentralverwalluDg Iii. Capilel, f. Abschnitt f 4S; 
Parsilicbe RMOtutioo vom S6. September 1S48 (Sbornik IV, S. SOS) § SS; 

and Gesetz vom 1. JaU 184t (Sbornik II. S. 47 . 

c) Verordnung vom S3. December 1833 (ungedruckt) erneuert durch 
fUrsUicbe Resolution vom 39. März 1850 (Sbornik V, S. 440). Eine Fol;:e 
dieser beispiellosen Sorgfalt für die Erhaltung der , .Regierunfrsorthographie" 
ist dos Verhol der Werke des ersten Schriflsleüei s der serbischen Nation, 
Dr. Wuk Stefanowitsch Karadshitsch, der sich einer ri-cnen von 
ihm aufg«'sU'llten oiL'anischen OrlhogiMp h le bedient; aiie Schritte desselben 
rur die Aufhebung des nur biedurch uiolivirteo VertM>tes sind bisher erfolg- 
los geblieben. 

d) Verordnungen vom t4. April und 7. Juit iüSti (5buruik Vi, S. u^i 
und 131). 
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wird*) ; nur jeoe Fremde» welebe sieh nicbt ausweisen können, 
dass sie ein Gesoküft, welehes Ihnen den Lebensunterhalt ge- 
wahren kann y verstehen oder tu betreiben in der Lage sind, 

werden von der Grenze sogleich in ilire Heimalh gewiesen'). 
Türkische Deserteure werden an die nächste türkische Grenz- 
bektfrde abgeiieferi«). Serbische (Jnlertbanen bedürfen bei Ret** 
aen im Inlande keines Paasea, ausser wenn sie sn Jabrmflrkien 
Vieh beitreiben ^). Jeder Reisende, Fremder oder Serbe, der in 
einem serbischen Gast- oder Privathause aufgenommen wird, 
ist t^ionen ?i Stunden hei der Polizeibehörde anzuuif iden M. 
welche auch Ui)er alle in ihrem Amtssprengei reisenden oder 
wohnenden Fremden die Paascontrole und ein Begister führt 

§. 90. 

Ansialiea zum Schutze der Rechte von Privaten und Corporalloneo. 

Zur Sicherstellung der persönlichen Freiheit und des Eigen- 
thums der Unterlhanen und wohlerworbener Rechte der Priva- 
ten und Corporationen ') l)eslehen folgende Anordnungen: 

1 . Zur Verhinderung des Herum vagirens ist der Hausir- 
handel in Serbien fUr jedermann verboten''). Landstreicher, 
die ohne einen bestimmten Nahrtingßerwerb im Lande herum- 
ziehen und von der Polizeibehörde betreten werden, mUssien 
bestraft und unter Escorte njich jenem Ivrcis, aus welchem >ie 
zu sein vorgeben, an das Kreisanil ausgeliefert werden; Dienst- 
boten, die binnen 8 Tagen keinen Dienst finden, sind in den 
Kreis zu weisen, In welchen sie zu gehen vorhaben, bleiben sie 
durch Ein Jahr aus eigenem Versdiulden dienstlos , so sind sie 



e) Poiizeistrafgesetzbucb 46. Capilel 8. ÜS. 
fj Ebciidaselbsl § 9fi3. 

g) Verordnung vom 28. Seplember 4 840 (Sbornik III, S. i6i}, 

h) Gesetz vom 43. iuli 4 839 fSbutnik I, S. 87j ^ 6. 

i) Polizci<itrafgesetzbuch 4 9. Capilct §^59 und VerordouRg vom ^0- 
April 486« {Sboniik VIII, S. 4 0). 

k) Uslaw § 64 , Geselz vom 4 2. Mai 1839 i^bornik i, S. 78) § 4 4, lil e). 
a) UsUw § 63. 

h) Verordnung vom to> iuU ISSS (Sboraik V, S. tSIJ, 
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,,xur Gewöhnung an Arbdil** nuf Ein Jahr ins Arbeiishaos ab- 
süliefern*'). Bilden stob Diebea- oder Rttubarbanden in einem 

Kreise , so hat die Poh'zeibehOrde die waffenfähige Bevölkerung 

desselben aufzubirten und einen Streif gegen dieselben vorzu- 
nehmen und die Uefan^eueo dem Gerichte zur Abslrafung zu 
übergeben''). 

2. Angriffe auf die Persönlichkeit und Ehre der Untertha- 
nen*), Beschädigung des Eigenthums der Gemeinden und Pri- 
vaten überhaupt '^j und insbesondt're des Grundeigenlhums uiul 
seines Fnichterlrages durch gewidlsame Eingriffe*) oder durch 
Jagd**), Verletzung von gewissen Vertrags verhUilnissen, namenl- 
lich des Dienst^') und Mietb Vertrages^}, Betrug durch Miss- 
brauch des Aberglaubens^) und durch Mass und Gewicht bei 
Kaufen und Verkäufen") sollen durch angemessene Polizeimass- 
regeln verhindert oder, wenn dies nicht mehr geschehen konnte, 
durch die Polizeibebörden bestraft werden , in so lern nicht die 
einzelnen Vergehen mit einem höhern Strafausroasse bedroht 
und von den Gerichten im ordentlichen Bechtswege zu unter- 
suchen und zu bestrafen sind. 

3. Ein Hauplgegenstand der Pröventivjustiz, die freiwillige 
Gerichtsbarkeit unrl die Sorge für die Wahrung der nechle drr 
unter besondern Slaatsschutz gestellten physischen und juristi- 
schen Personen (der Hausgemeinheit, der im Auslande Abwesen- 
den^ der Unmündigen und der wegen Geisleskrankheit oder 



c) Polizeistrafgesetzhuch 19. Capliel §§ 953—862. 

d) PoIizcisfrafgeseUbttch I. Capilcl gg ft u. «; Gesetz vom 8. Juli 1889 

(5bornik I, S. 84). 

e) Polizeislrafgestetzbtich 6. Capilel §g 45- &4. 

f) Ebendaselbst 8. Capilel §§ 9i— 117. 

g) Ebendaselbst 4 0. Capilel 4 "7— 169; u. 11. Capilel 170--17S. 
b) CivilgebGtzbuch § 335 und Jagüge.seU vom 43. Juli 1853 (Sbornik 

VII, S. 57.) 

i) Polizeistrafgeselxbiich in. Cupitel g.ii ü.ks— äSt. 
k) fc,beiidasell)Sl n. Capitel §§ 231— 237. 
1) Ebendaselbst 8. Capilel §g 23 und B4. 
m) Bbendatell»! 0. Capilel g§ HS 116, 
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VerscliweDdiiog gertchUich EntmUndigteo) ') ist in SeiiNeo, wie 
inaist«!» auch «mtt, d«D Geriobtoo tbertngeo. 

Drittes CapiteL 
Von der BaehttpHage« 

Allgemeine GroBiUltze. 

Es ist bereite im I. Bache dieses Werltes*) bei der Eo^ 
Wickelung der Preibeiterechte des serbischen Volkes von den 

llauplgrundsülzen der serbischen Rechlsverfassung die Rede ge- 
wesen und erwähnt worden , dass die Rechtspflege, soweit sie 
nicht von den Gemeinden verwaltet wird, durchaus von der 
Verwaltung getrennt und dass Jteioe Behörde im Lande ausser 
den Geriehton befugt ist, Recht xu sprechen. Die einzige gesetz- 
liche Ausnahme von dieser Regel bildet die Ausübung der Prä- 
ventivju^iizgewalt durch die Landespolizeibehörden (vgl. oben 
88—90). 

Die Gompetens der Gerichte erstreckt sich auf alle Justiz* - 
Sachen, in<fgen sie civil-, Staate-*, oder strafrechtlicher Natur 
sein. Es folgt hieraus, dass jede streitige Givilrechtssache, deren 

gütliche Begleichung nicht erzielt werden kouiile, und jedes tiie 
Strafcümpelenz der Polizeibehörden übersch reilende Vergehen 
und Verbrechen nur den Gerichten zur Untersuchung und recht- 
lichen Entscheidung vorgelegt werden kann oder muss, und 
dass bei denselben Gerichten , da es in Serbien mit Ausnahme 
des Militärs hinsichtlich der Militarstrafgerichtebarkeit keinen 
privilegirten Gerichtsstand tiibl, alle Parlheien ohne Unterschied, 
die Regierung wie Privatpersonen Recht zu geben und zu neh- 
men haben 

n) CivilgeseJzbuch 39 49 51 und <64. 

a) Vgl. hierüber oben das I. Buch, 4. Capilel § U, lit. C). 

b) Civilprocessordauug ^27, ür -aiu.nches Gesetz über die Laiuies- 
ariuee vom 10. JSnner 1845 (Sboiuili III, S. <) § 55; KriegsgeseU vodi 
Sl. Okiober 1819 (Sbomik 1, S. Ilt) 1 4. Capilel II ««-«iO. 
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Die Gerichte sind, innerhali) ihrer verfassungsmüssigen Be- 
fugnisse, von jeder Einwirkung der Staats vei waltung uoab- 
httngig , und bei der Austtbuog derselben an die Bestimmuogen 
der VerfassuDg, der orgaDischen und Juslix-Geselse and ailge- 

raeinen fttrstlichen Verordnungen angewiesen. In Ermanglung 
solcher aber ist es den Gerichten eestattet, sich vom .lustizmi- 
steriunr) in einem speciellen Falle Weisungen und InsUuktioncn 
ausxubitten ; dieseMini&terialverordnungen haben jedoch lUr die 
Gericlite keine gesetxlich bindende Kraft, vielmehr steht den 
Gerichten das Recht zu , wenn sie nach ihrer Änsiehl mit der 
Verfassung und den Landesgeselzen in Widerspruch stehen, dem 
Ministerium eine VoibUllung tiai^egen äu machen und die Ent- 
scheidung darüber, welche selbstverständlich nur im Wege der 
Gesetzgebung erfolgen kann, abzuwarten*'). Findet ein Gericht 
den Sinn eines Gesetzes unklar oder zweifelhaft, so hat es die 
Pflicht, in jedem solchen Falle nach SehOpfung des Urtheils nach 
seiner Ansicht das JuslizJüiiiisterium um die authentische Inter- 
pretation des betreuenden Gesetzes durch die gesetzgebende Gewalt 
zu bitten*'). Fehlen aber fUr einen einzelnen Fall alle und jede 
gesetzlichen Bestimmungen, so ist für das Gericht das rechtliche 
Herkommen und der Gerichtsgebrauch , für den Richter indivi- 
duell die Stimme der Vernunft und des Gewissens massgebend*). 

Die Gerichte wie die einzelnen Richter sind fUr die Befolgung 
der Gesetze und die Erfüllung ihrer Amtspflichten der Staatsge- 
walt verantwortlich 0 und hallen für alle Nacbtheile, welche sie 
den Partheien durch gesetzwidrige Urtheile, durch Psrtheilichkeit, 
durch Fahrlässigkeit oder Eigenmilchtigkeiten verursacht ha-- 
ben sollten. Untersuchungen hierüber w erden vom Justizmini- 
sterium als Oberaufsichtsbel^örde aus AmtspQicht oder über 
Klage der Partheien angeordnet und von dem zuständigen Ge- 



t . . * - 

c) Gesetz Tom ts. Februar 4844 (Shoraik II, S. SS7) §§ i und S. 

d) Gesetz vom M. JSnner 1844 (Sboraik 1, S. 48i) §g 68 uad 64 ; Ge- 
Mis vom SS. Deiember IS85 (Sboraik VUl, S. 414) g 19. 

e) GmoIs vom tt* Februar IS44 g f. 
0 Gesets vom M.^ttnaer 4846 g 64. 

V. Tkabc, 8«rk. Slaaiimlit. 1^ 
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richte geführt; die gesetzlichen Strafen sind bei geringen Ver- 
gehen Verweis, Ausschluss vom Avancemenl oder Degradation, 
bei Bchwarem Dienstenlsetzung und hei der Möglichkeit eines 
Braattas des diiroli geseliwidriges Unheil herbeigeführlen Scha- 
dens LeiaUiDg des Sehadenersatses ') . 

Die Gesehäftsbehandlung aller Gerichte ist cellegialisch imt 
dreifachem Inslanzenzuge ; die Urtheile der Gerichtsbüfe sind 
stets mit den gesetzlichen Motiven zu versehen, vom Präsidenten 
und vom Sekretär des Gerichtes za unteneiolinen und unter 
dem Amtasiegel des Gerichtes den Panheien anstufolfni^). 

Gompeteniconfliete zwischen den Jostis- und Administra- 
tivbehtfrden werden vom obersten Gerichts- und Kassationshofe 
entschieden'). 

g. 92. 
Die CivlIreeliUiiflege. 

Die freiwillige und streitige CivilrechtspQege wird in Ser- 
bien von folgenden Gericbtsstellen verwaltet : 

4 . Die aus dem Gemeindevorstande (kmet) und zwei Rathen 
(pomotschnitzi) bestehenden Friedensgericbtein jeder ser- 
bischen Gemeinde üben die gesammte freiwillige und die strei- 
tige Civil rech tspflege ,,nach den Forderungen des gesunden 
Menschen Verstandes, der Billigkeit und der nationalen Sitte* ^ in 
jenen Fällen aus, wenn der streitige Gegenstand den Werth von 
100 Piaslem (5% Thir. pr. Grt. oder B% Gulden Ostr. Wahrg.) 
nicht Übersteigt. Gegen friedensrichterlicbe Urtheile m solchen 
bürgerlichen Streitsachen findet keine Appellation Statt; wenn 
jedoch einem Streittheile ein offenbares Unrecht vom Friedens- 
gericfate dadurch zugefügt wurde, dass er selbst oder seine Zeu- 
gen nicht vernommen wurden , oder das Urtheil auf die Aus- 
sage leugenscbaftsunffthiger Personen gefällt wurde oder eines 
der Mitglieder des. Priedensgerichles sein erklärter Feind oder 



g) Gesetz vom «6 JUnner -1840 §§ 3, 4, ö, 7. 

b) ÜStaw ^ö, 37 u. 39 ; Gesetz vom ?fi Jönner IS^O §§ 2S, 89 0. 54, 
i) Gesetz vom 18. Dezember 485ft (Sboraik Ylll, S. 404j g i8. 
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ein Verwandter seines Gegners ist : so kann der BenacbtbeiMgle 
binnen drei Tagen an die Anfsiohtsbeh^rde der Priedeosge« 
richte, den Kreia*> oder BeiirksvorBtand den Reem ergreifen 
und istf wenn die Beschwerde begründet erscheint, eine neue 
Verhnndlunp; mit Beseitigung der gerUgten Personen oder Um- 
stände vorzunehmen. In allen diesen Fullen haben die Friedens* 
gerichte auch den Voüing der BecbtsbUlfe*). 

Giviirechtfistreitigkeiteny deren Werthobjekt 1 00 Plaster ttbefv. 
steigt, können Übrigens von dem Priedensgerichte beim frei- 
willigen Einverständnisse der Fartheien im schiedsrichterlichen 
Wege beglichen werden. Seine schiedsrichterlichen Erkennt- 
nisse sind rechtskrttftig , wenn keine P.k ihci binnen 3 Tagen an 
das Kreisgericbl reearrirt , - worauf die Partbeien stets aufnarfc^ 
sam zu machen sind. Das Priedensgericht ist veqc»flicfatet, jeden 
Aosgleicli solcher Rechtsstreitigkeiten an ermöglichen und tu 
befördern, düif aber die Pariheien nicht nöthigen, vom Recurse 
abzustehen, sondern inuss ihnen auf ihren Wunsch das Billet 
mit dem friedensgerichtlicben Siegel geben, damit sie ihre Klage 
beim Kreisgerichte anbringen können''). 

Das Verfahren der Priedensgerichte ist Öffentlich und mttnd- 
lieb : über die snmmarische Verhandlung desselben vrird Mn 
ProtokoU geführt). 

2. Die Kreisgerichte und das Stadtgericht in 
Belgrad sind Erstinstanzgerichte (ssud prwog stepena} in allen 
Givilreebtsstreitigkeiten, deren Gegenstand einen Werth von mehr 
als 400 Piastern hat, in Rechtsstreitigkeitan aus Sleuersacben 
und in allen Handelsrechtsangelegenheiten. Kein Givilrechtsstreit 
kann begonnen werden, bevor nicht die Pariheien nachge- 
wiesen haben, dass die friedens- oder schiedsrichterliche Aus- 
gleichung vergeblich versucht worden ist, und die Gerichte sind 
verpflichtet, die Streittheile auch nach erhobener Klage aum 

a) Uslaw §§ 3< und 3a, Verordnung vom 17. Joel 4 St 9 (Sboroik I, 
g. 136) bestätigt durch Gesetz vom 47. Juli 4SSf (Sbornfk I, 8. 94) |^ 8— 
4 0 und 46; Glvilprocessordaung g§ iZ~4S. 

b) Vmntnang yoid 47. Juni 4m 44 - 4 4. 

c) Ebendaselbst § 48 j Oslaw 8 at. 

44* ^ 
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guiwtlligen Yergleiobe anzuweisen, ehe die procesmaliscbeAmts- 
hradloDg aufgenommen wird'). Die £rstinstansgericbte sind 
IferioDal«* und Bealinatam in ihrem Amissprengei ; sie fongiren 
auch bH Wafsenffmier, bestellen die Tntoren, nehmen die In- 

ventiiuni^ des Waisen Vermögens vor, beaufsichtigen die Verwal- 
tung des PupilliirvermOgens , und revidiren die Rechnungea der 
Tuloren, worüber sie alljährlich dem Justizministerium Recfaen- 
aohafliu legen haben*). Die Manipulation des Pupillarvenntt- 
gens besorgt ein Mitglied des Gerichtes mit einem Schreiber 
miter solidarischer Haftung des ganzen Gerichtshofes 

Das civilrechtliche Verfahren bei den Kreisgericbten ist 
mündlich; das Urtheil wird mit den EntscheidungsgrUndeo 
scbrifthch aasgeCertigt, vom Prttsidenien und Sekretär unter- 
leiohnel und unter dem Amtssiegel des Gerichtshofes den Par- 
theien togestellt. Wenn keine Partfaei binnen acht Tagen dage- 
gen Appellation einlegt, wird das Urtheil rechtskräftig und die 
Vollziehung muss binnen 15 Tagen der Kreisbebörde übertragen 
werden*). 

3. Das Appellationsgericht in Belgrad» aus xwei Sek- 
tionen, eine für die 1 0 sttdlichen, die andere für die 7 nördlichen 
Kreise des Landes und die Stadt Belgrad bestehend^), ist Beru- 
fungsinstanz in allen Juslizsachen , welche von den Kreisse- 
richton oder dem belgrader Stadtgerichte in ersLer Instanz eid- 
schieden worden sind. Appellabei ist jede Rechtssache, da das 
Gesetz keine Ausnahme bestimmt, binnen acht Tagen nach Zu- 
stellung des erstinstansliehen Urtbdls. Das Verfahren b^m 
Appellalionsgerichte ist schriftlich; das motivirte Urtheil wird 



<D Dstawgg so, 32, 35, 36, 89 und 6i ; Gesetz vuin 2G. Junuer ^S«0 
(Sboroik i, S. 482) §g 8 und Sl— sa ; Civilprocessordnung 4 6—88. 
e) GoMts vom 96. JSoDer iBkß gg 5«— «0. 

1) VerordaangeD vom 15. Deiember 485S (Sboroik VIII, S. 94} ond 
vom 44, Augnat ISSt (Sboroik VI, S. 448). 

^) Gesets-vom IS. JSooor «S40 |g U— S6 ; CivilprooettordDiiog g| S7t 

—890 und 649—668. 

h) Ustaw §§ 30, 36, 87, 88; Gesetz vom I . November 4 84S (Sboroik 
Iii, 8, 448) und Verordoaog vom 8. Oklobor 4847 (Sboroik IV, S. 4S8J. 
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den Streiilbeiten durch das botreffiMide Kreisgeridit xii|f9-« 

4. Der Obersle Gericlits- und KassatioDshof In 

Belgrad bat in dritter und letzter Instanz die materielle Ent- 
scheiduDg aller Juslizsachen , in denen das Appel lütionsgericht 
in zweiter Instanz erkannt haü Ausserdem Übt er in gesetzUcb 
bestimmten Fälieii die Bevisions* uod KassaUoDsfunklioDeB, 
wacht Uber die Einhaltung der gesetzlieben Formen und die 
richtige Auslegiin<,' der Gesetze durch die (Jntergerichte und kann 
ira Wei^c de^ Justizminisleriunis Acträi^e auf Aenderung und 
authentische Interpretation bestehender Gesetze, so wie auf Er- 
lassung neuer Gesetze bei der gesetzgebenden Gewalt steilen^). 

§. 93, 
Die SlrftArecbtspflege, 

A. Gompetenz und Instanzenfolge. 
Die Verwaltung der Strafrechtspilege ist denselben Gerich- 
ten ttbertragen, denen die Givilrechtspflege obliegt. 

1 . Die Friedensgerichte sind zuständig in allen Straf- 
sachen , in denen das Strafausmass dreitägigen Arrest , körper- 
liebe Strafe von 40 Stock- oder Rutbenstretcben , oder Geld- 
strafe von zwei Conventionsthalem ß Thir. 24 Sgr. pr. Grt.) 
nicht tiberschreitet. Die Verhandlung ist Öffentlich und mttnd- 
lieh ; derselben so wie der Execution des Urtheils sind stets 
einige Genieindemilglieder l)ei/Jiziehen. Alle Vergeben, welche 
die Strafcompctenz des Friedensger icbtes Übersteigen, sind dem 
Bezirksvorstande bekannt zu geben , damit dieser ihre Unter- 
suchung durch das Kreisgerieht einleitet'}. 

2. Die Kreisgerichte und das belgrader Stadtge^ 



i) Civllprocessordnung und Nachtragsgesetz vom 88. Dezeniher 4 853 
(Sbornik VIII, S. 59< -602 und 608— 6H. 

k) Gesetz vom 28. Dezember 4S5S {Sbomft VIII, S. U^j gg 8-40, 
IS— 4ft «ad 49 ; Naohtragsgeaels wat GlvIlproeestordDung S0a*-^S7 and' ' 
«41—648. 

«) fjitsw 8§ t8, 84 und 88 ; Vcrordaimg vom 47. iani 4819 8g 8-49 ; 
Gesell TOm 47. JqU 4889 §81. 
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riclit sind die erste Instans io aNen die GooipetMis der Frie- 
deiugerielite UberscbreiteDden SlralsaclieD. Gesetifiches Fonm 
ist das Kraisgeriebl des Wohnsllaaa des Verbreeliers, wenn aber 

dieser ausserhalb seines Kreises ein Verbrechen begangen, das 
Kreisgerichl , in dessen Amissprengel das Verbrechen begangen 
wurde. Der Kläger ist verpflichtet alle nöthigea Beweismiltel 
MiMchafiiNi; iD allen Vergeben, die ven Staatswegen ▼erlolgl 
werden, ImA die MiseibebOrde die BinleiUing der gerioBillcbeB 
Untersudinng sn' veranlassen und «fem Gerichte alle Behelfe 
dazu zu liefern. Das Verfahren ist mündlich: Zwangsmitlef zur 
Erpressung des Geständnisses dttrfen gegen den Angekingien 
nicht angewendet werden. Straferkenntnisse auf kOrpertiGhe 
Strafen von mehr als 50 Stockstreioben oder auf mebr als drei- 
monaiUcbe Freiheitsstrafe sind stets dem Appellationsg^richte 
sur Revision vorsulegen^). 

3 . Das A p p e 1 i a t i 0 n s g e r i c h l in Belgrad ist Berufungs- 
und Revisioosinstanz in allen Slraffaüen, die bei den Kreisge- 
richten in erster Instanz verbandelt worden sind. Todesurtbeüe, 
ferner Urtbeile auf Lossprecbung eines in erster Instans verur-* 
ibeilten Angeklagten, femer auf mehr denn dreijährige Frei- 
heitsstrafe, schwere körperliche Strafen, oder auf Dienslent- 
setzung oder Degradation eines Beamten sind stets von Amts- 
wegen dem Obersten Gerichts- und Kassationshofe zur Revision 
vorzulegen''). 

4. Die h(k^hste Berufangs- und Revisionsinstans isi der 
Oberste Geriehts- und Kassationshof in Belgrad; die 

von demselben gefällten Todesurtheile und ürlheile auf sechs- 
jährige Freiheils- oder derselben entsprechende schwere kör- 
perliche Strafe, Dienstentsetzung oder Degradation sind stets im 
Wege des Justizministeriums dem Fürsten vorzulegen und mit' 
etilem Expose der alU^g^n Milderungsgrttnde zu begleiten; 

b) Qptaw ^las/aa «wl 9s ; €^U vom IS. JSiinar 4S40 §g 8-^29; 
ÖMOtg von ta. Utk m9^ ißb9nlk IH^ «« 3S) ihhI Von^deoa« vom i«. Joli 
iM (SbomiklU, 8. ISS). 

c) Uttaw S M. M aad f 7;..0mIs vom I. I^Qvambar g§ it und 
4S i Gesetz vom 18« Desember I tSS | H . 
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einer eigentlichen ßestaitgimg des FUrstea bedttrüen aber avush 
die Strafurtheile nicht '^). 

Die PublioalioD derSiralmtbeile erfolg!, nachdeoi sie durch 
die gesetaUebeii InstaDsen gingen ood endgültig und reohla*. 
kräftig geworden sind *). 

B. Gesetzlicbe Strafen, 

die in Strafrallen im hesUminteD Ausmasse verhängt werden 
können, sind folgende: 
I . Die Todesstrafe; 

S. Freiheitsstrafen : einiadie oder verschttrHeBaft (satwor)^ 
Kerker (satotichenije) , zeitliche oder lebenslängliche Zwangsar- 
beil (robija) ; 

3. körperliche Slrafen: Stocksireiche (balina), Peitschen- 
hiebe (kamdschija), Spiessrutben (schibe) ; 

I. Geldstrafsn (globa) bis zu 25 Gonventionsthalern (35 
Thir, pr. Crt.) ; 

5. Ehrenstrafen: fUr Beamte Verweis, Saspension vom 
Amte und Gehalte, Degradation und Dienstentsetzung '^). 

Die körperlichen Strafen können in rUcksichtswUrdigen 
Fällen mit Freiheits- oder auch mit Geldstrafen verwechselt| 
nnd Bhreiistrafen mit Freiheits- oder Geldstrafen verbanden 
werden >). Die Vollziehung aller Strafen Ist den Polizeibehörden 
übertragen , unter deren Aufsicht auch die Strafanstalten ste-^ 
hen^). 

C. Von Strafanstalten 

bestehen am Siize jeder Polizeibehl»rde je ein Gei^ngniss, 
und für das ganze Land ein Staatsgefilngniss In Guignssowats 
und ein Straf- und Arbeitshaus in Topdschider 

hei Belgrad. Die Gefangenen in den Polizeigef^ngnissen wer- 
den nur, wenn sie arm sind und sich nicht selbst ver- 

d) OoMls vom ts, Daenabar litt |g 44, 1t and 46. 

e) Verordooag von f S. 6oplemb«r 4850 (gboraik V, $. iS<). 

f) Ustaw U SS VDd 48; GeteU vom 26. Jänner 4840 88 tl-»tS. 

g) Gesetze vom 49. Mai 4845 (Sliorolk III, S. 48) aod vom 84. ISontf 
4853 (Sbornik VII, S. 2S). 

b) GmoU vom 85» JttODar 4849 ä 80. 
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ktfitigeD koanen, auf StMtskosieD unterhalten; Wohlhabende 
haben sich selbst zu verkttstigen*). Die SlrftfiiDge ia Topdschf- 
dei^ werden theiis in der Wollspinnerei und T^hweberei , die 

mit der Anstalt verbunden ist, beschäftigt, theiis aber (und 
zwar nur die zu lani^w ieriger oder lehensiünglicher Zwangsar- 
beit Yerurtbeiltenj ausserhalb der Anstalt unter Aufsicht zu 
Öffentlicher Arbeit verwendet, und wenn sie sich nicht selbst 
zu erhalten im Stande sind, auf Staatskosten erhalten. Ist keine 
aerarisehe Arbeit zu thun , so können letztere auch bei Privaten 
unter Aufsieht zur A[ l)eit gegen Bekübliguni; und einen kleinen 
Taglobn verdingt werden, welcher in die Strafhauskasse fliesst, 
und zu ihrer Ernährung an arbeitslosen Tagen und zur Bestrei- 
tung der Ueilungskosten in Krankheiten und der Begräbnisa- 
kosten in Sterbelllilen dient ^). Die im humansten Geiste gelei- 
tete Anstalt hat die besten sittlichen Resultate aulzuweisen. 

lieber die Bewacbunp; der Geflingnisse und des Strafhauses 
bestehen strenge gesetzliche Vorschriften '). 

§. 94. 
GetetzkOeber. 

Schon unter derilegierung des Fürsten JUiloschObreno witsch 
wurde die Ausarbeitung von Gesetzbüchern zur Feststellung, des 
gesetzlichen Rechtes als ein absolutes Bedürfniss des Landes 
anerkannt und an dessen Erfüllung Hand angelegt. Die Uebung 
war, dass entweder über Aufiorderung des Fürsten oder aus 
eigener Enlschliessung der Senat die Ausarbeitung eines Gesetz- 
buches einer aus Senatoren, Staatsbeamten und nicht ange- 
stellten Rechtsgelehrten zusammengesetzten Gommission Uber^ 
trug, den von dieser bearbeiteten Entwurf hinsichtlich der alt- 
gemeinen Grundsätze und der Details^usftthrung einer einge- 



i) Gesetz vom 23. April 4 844 (Sbornik II, S. 360). und Verordnungen 
vom 8. Juni 1848 (Sboroik IV, S. 4 68) uod vom il. Deaember 4 849 (Sbor- 
nik V, S. 88). 

•k) Gesett vom 8. Apnl i84i (bbonuk Ji, S. 180) und die vorher cilirte 
Verordnung vom 8. Juni 1848. 

1} Poüzelttnllgmetsboeli SO. Capitel S§ S<4->a6S. 
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henden Beraibung und Prüfung; ontertog und den festgestellten 
Gesetzentwurf dem Fttrsteu zur Sanktion unterbreitete. Auf 
diese Weise kamen bisher drei Gesetzbücher zu Stande. Es ist 

hier nicht der Ort, den vvissenscbafllichen und priikUschen 
Werth derselben zu prüfen, jedoch möge hier beiläulig gesagt 
werden , dass sie io beiden Beziehungen unzureichend sind : 
ein Fehler, den sie mit den meisten Gesetzbüchern unserer Zeit 
tbeilen. Diese Ansieht wird bestätigt durch eine sehen auf der 
allgemeinen Landesversammlung vom 99. Juni 4848 laut ge- 
wordene Forderung, dass für Serbien ein neues, iin Geiste der 
nationalen Rechtsauffassung gehaltenes Givilgesetzbuch abge- 
fasst werde*), und macht sich im Lande immer mehr und mehr 
geltend. Dadui-ch wird eine neue, den Anforderungen der heu** 
tigen europaisoben Recfatswissenöchaft entsprechende Godißca- 
tion des sehr entwickelten heimischen Gewohnheitsrechtes , mit 
besonderer Rücksicht auf d.is i <)iiiis( lio , das spiitere byzanti- 
nische und das ältere slawische Hecht, zu einem unabweislichen 
Bedirfinisse (Xff Serbien , dessen Befriedigung heutzutage um so 
eher mifglich ist, als Serbien unter seinen Staatsmannern und 
Beamteir eine Anzahl von FacbmUnnem besitzt , welche eben 
sowohl mit dem heimaLliiichen Gewohnheitsrechte als mit dem 
s;ri;enwärtigen Zustande der deutschen und französischen 
Aechtswissenscbaft vertraut und durch Charakter, Geist und 
Wissen befUhigt sind, bei einer neuen Godification Tüchtiges zu 
leisten. 

Dass sowohl die Regierung als der Senat die hier ausge- 
sprochene Ansicht theilen, geht aus der ThaLsache hervor, dass 
seit den letzten Jahren mit grossem Eifer an der Zustandebrin- 
gung der noch abgehenden Gesetzbücher und an der Verbesse-* 
rung der vorhandenen gearbeitet wird. 

Gegenwärtig bestehen in Serbien folgende Gesetzbtlcber : 
1 . Für das Ci v 1 1 r e c h t a) das bürgerliche Gesetzbuch vom 
März 4844 (sakonik gradschanski sa knjashestwo Ssrbsko) 



•) FttrsUtche Retoluttoo vom tS. September 1848 (SlKimik IV, 8. 198) 
8 68. 
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Beinrad, 4844, inGrossquaii, nebtl mebren Novelleni die in der 
Gesetasammluiig (Sbornik) enibalteo sind, b) Bin Handels- iind 

Wecbselgeaete wurde schon im lahre 4848 angeregt und der 
KnUMuf desselbeo Aalangs 4857 dem Seoale zur Prüfung ein- 
gereicht. 

S. Für das Strafrechl a) das ,,Strafgesetzbucli Uber 
MiseiQbertretungen" vom t7. Hai 4850 (Itasniteijny sakönik 
sa polilsajne prestupke) im Sbornik (V, S. 4Sld«-486) enthalten 

und daraus avich J)esonders abgedruckt. Belgrad, 4 850. 4'. 
b) PUr das eigmilic he Sir<ifrechl bestehen gegenwärtig nur ein- 
zelne Gesetze, so Uber Hochverratb, Majesttttsbeleidigung und 
Störung der öffentlichen Ruhe das Geseti vom SS. Oktober 
4843 (Sbornik II, S. ; Aber Raub nnd PlOnderung das Ge- 
sets vom 98. Hai 4847 (Sbornik iV, S. 98) und eine Verordnung 
vom 2. September 4850 (Sbornik V, S. 277), Ober Diebstahl 
das Gesetz vom Mai 4845 (Sbornik III, S. 48). 

Der Entwurf eines neuen allgemeinen Strafgesetzbuches ist 
im Auftrage des Senates im Jahre 4856 aa8gearl>eitet und dem- 
selben zu Anfang des Jahres 4857 zur Prüfung vorgelegt wor- 
den. 

3. Für den Civilprocess besteht ein Gesetzbuch über 
das Rechtsverfahren in bürgerlichen Hechtsslreiten vom 24 . Ok^ 
tober 4 853 (Sakontk o ssudcjskom poslupku u pamitsama gra- 
dscbansktm) Belgrad, 4853, 4*, nebst einein Nachtragsgasetie 
vom 98. Dezember 4855 (Sbornik Vlll, S. 443-^424). 

4. Für das Strafverfahren a) ein Procedurgesetz in 
Polizeistraff^Uen vom 28. Mai 1850 Sborniii V, S. 487— -206) 
und hieraus, mit dem Polizeistrafgesetzbuche zusammen, beson- 
dersabgedruckt, b) Pur das eigentliche strafrechtliche Verfahren 
bestehen bloss einzelne Normen in den organischen Gesetzen Uber 
die Gerichte [so in den Gesetzen vom 26. Janner 4 840 (Sbornik I, 
S. 482 — 495), vom 4 . November 4846 (Sbornik III, S. 448— 
4 53) und vom 28. Dezember 4 855 (Sbornik VIII, S. 104—4 42)] 
und eine höchst ungenügende Vorschrift in dem Gesetze -vom 
49. Mai 4845 (Sbornik III, S, 38)^ und in der erläuternden Ver- 
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Ordnung Tom tO. Joli 1846 (Sbornik HI, S. 183). Ein neues 
Stralpmedargeeett Ist glelcl»eitig mit dem Strelgeeelzeniwiirfe 

dem Seoate zur Prüfung unterbreitet worden. 

6. Eine Ad vok^itenordnung fehlt gänzlich ; eine Trix- 
Ordnung für die Abfassung vonBiit- und Kiagschriften ist durch 
Verordnung vom S4. August 483» (Sbornik I, S. S45) festge- 
seist; Uber die Vertretung der Partheien vor den Gericliten be- 
sieht ein Gesets vom 94 . Oktober 4848 (Sbornik n, S. 959) und 
zwei Verordnungen vom 21. Oktober 1817 [Sbornik IV, S. 127) 
und vom 4 0. December 4 852 (Sbornik VI, S. 227), wodurch 
den in aktivem Dienste stehenden Beamten die Abfassung von 
Kieg^hriflen und die Vertretung der Pertheiett vor Gericht un- 
ter schweren Strafen verboten, den pensionirten aber erlaubt, 
und den Parthefen gestattet wird , sich mit Bewilligung des Ge- 
richtes fremder (österreichischer) Advokaten — der einzigen iiu 
I^aude — ^ zu bedienen. 

4 

Viertes CapiteL 

Vom Landesheere. 

AUgeaief ne CmaMlxe. 

Das Ftlrstenthum Serbien ist staatsgrundgesetzlich berech- 
tigt , zur Erhaltung der Öffentlichen Ruhe und Ordnung im In- 
nern, 80 wie lum Schutze des Landes gegen eventuelle Angriffe 
von Seite auswärtiger Staaten , eine Armee zu halten , deren 
Grösse, Organisation und ünterhaltungskoslen vom FUrstt^n und 
Senate im Wege der Gesetzgebung bestimmt wird*). Die Auf- 
gabe des serbischen Landesheeres ist mithin eine rein nationale 
und schliessi gesetzlich jede Corporation zu politischen und mi- 
litärischen Zwecken des Suzefains, ausser der Defensive im 
eigenen Lande, gänzlich aus. 



«} n. Hat g 8 ; fjttaw |g I Iii. c) und 4i lit. d). 
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Der KriegebeiT der serbiecben Laodesamiee ist der FQrst^ 
der das Ober-GommaDdo Uber dieselbe fahrt und ihre mi&tn- 
riscben Führer nnd Befehlshaber eroenni^). Die admtoisirative 

Leitung des Lautiesheeres ist dem Ministerium des i tinern über- 
tr^en^}, weichem als ausführende Behörde der Geoeraistab 
untergeordnet ist , dessen Funktioneo ebensowohl administniti- 
ver als auch reio militärischer Natur siDd"^). 

Da in Serbien allgemeine Waffenpflicht besteht und im Falle 
derNotb, wie eines Angriffes auf das Land, jeder Serbe zur 
Leistung von Kriegsdiensten verbunden ist, so l)e^nUgt man sich 
in Friedenszeiten mit einem kleinen stehenden ileere von i!50U 
Mann , weiches vermöge seiner Organisation aU Pflansachule fttr 
die kriegerische Ausbildung des gesammten Volkes dieiii*), 

Formalioo uud Erhaiiuog des Heeres* 

Das stehende Heer ist in drei Waffengattungen gethellt, die 
Infanterie, die Gavallerie und die Artillerie. Die Infanterie be- 
steht aus zwei Bataillons zu vier Rotten und iOiO Mann; die 
Gavallerie bildet eine öchwadrou mit iVi^ Mann; die Artillerie 
aber eine Batterie zu zwei Divisionen und 250 Mann*). 

Das Heer wird nach dem Gonscmptionssysteme gebildet 
und periodisch ergänzt. Jedes Haus, das unter seinen Genossen 
einen diensttauglichen Mann im Aller von 18 — 30 Jahren besitzt, 
ist verpflichtet, ihn zur Landesarmee abzustellen; ausgenom- 
men sind von der Kriegsdienstpflicht die Studenten der höhern 
Lehranstalten, Künstler und zunftmassigen Kaufleute'')* Auf die 
verheiratheten Manner wird in so fem Rttcksicht genommen, 
dass , solange die Zahl der Unverheiratiieten zur Ergänzung des 

b) Liütaw 3 lit. c) und 54 ; Oi -^nnisches Gesets über das Laudesbeer 
vom 40. Jünnor <845 [Sbornik III, S. 4j g 4. 

C) Ustaw g 19 ; Or;^anisches Gesetz §g 35 und «6. 
d) Organisches Gesetz ^ 35 - «. 
6) Organisches Gesetz § 2 . 

a) Organiwbes Gesetz § 2. 

b) Orgaolscbes GeteU g§ 6 aod 7. 
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Heeres ausreicht, keine verheiratbete, und unter diesen wo 
mOgiioh nur die kinderlosen sugeiogen werden'). Die Dienst- 
seit dauert vier Jabre; doeh wird wübrend dieser Zeit stets die 

Hälfle der gesammten Dienstmannschaft abwechselnd auf je drei 
Mon<ile beurlaubt, wodurch sich die eicentliche Dienstdauer auf 
zwei Jabre reducirf^j. Bloss einen Monat (von Mille Augusl bis 
Mitte Septemlier) im Jabre steht in der Regel die ganse Landes- 
annee behufs der niilitfiriscben Uebungen unter den Pabnetf']. 
Na(^ abgedienter Capitulatton btfrt die eigentliche Fahnenpflicbt 
auf; indessen steht es jedem ausgedienten Soldaten frei, sich 
auf weitere vier Jabre zum Dienste anwerben zu lassen 0> 
Uebrigens bleibt jeder ausgediente Soldat wie überhaupt jeder 
Serbe bis zum sechszigsten Lebensjahre zur Leistung von 
Kriegsdiensten verpflicbtel, wenn ihn das Land im Nothfolle 
dazu aufruft. Durch diese Einrichtung bat Serbien ein waffen- 
geUbtes Volk und kann ini Nülhlalle eine wohlgeschulte Land- 
wehr von 150 — 180,000 Mann aller Waü'engaUuugen zur Ver- 
theidigung des Landes aufbringen.* 

Das gesammte stehende Heer wird vom Staate untformirt 
und bewaffnet. Besoldung und Verkdstigung erhttlt der Soldat 
auch vom Staate , wliui er unter der Fahne steht. Ausserdem 
ist der Soidat wahrend der vierjährigen Dienstzeit für seine Per- 
son von der S teuerpfl ich t gesetzlich befreit^. 

Die Uniformining der Mannsehaft geschiebt durch Natural- 
lieferung der benothigten Montoursstttcke ; die Armaturgegen- 
stände liefert das Landesarsenal. Gewehre werden meist aus 
belgischen Fabriken bezogen ; schweres Geschütz wird in der 
Ireülich eingerichteten StUckgiesserei und Bobranstalt in Kia- 
gujewatz erzeugt. Munition liefert die grossartige PulvermUhle 
in Stragari**). In. den beiden Gamisonsstttdten Belgrad und 



c) Verordnung vom 31. Dezember 1841 (Sbomikil, S. 439). 

d) Organisches Gesetz §§ 9 und 11. 

ej Organisches Gesetz § <0. 

f) Verordnung vom 18. Februar 1855 (Sboiuik VMI, S. 56). 

g) Orgaoisebes Geiets §19, %9, 34, 88 und 84. 
b) Organiiohei Gesell g 16. 
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Kragujewatz ist das MiliUr in Kasernen bequartiri, qocI erhält 
B6Uy Holt und Liehi, and lor Varklftligiiog auf den Mann täg- 
lich 4 Oka Brod, ein« nKmatliche Verpflegsxulage von 42 Piastern 
(4 Gulden öetr. Währung oder 24 Sgr. preass. Crt.) und Höh 
vom Staate'). Auf Mrüschen bekommt der Soldat hiezu , anstatt 
desBrodes, tiigiich i Piaster und Vorspann, sowie unentgeltliche 
Bequartirung in Privatbäusem^j. In Krankbeitsftllen erhält das 
stehende Militär in dem Militärspilale Pflege , ärstiiobe Behand- 
Img und Medikamente auf Staaiskoaten *). 

Die Oberoffiiiere und Militärbeamten uniformiren und ar- 
miren sich selbst; die Landwehr verköstigt sich selbst und 
kämpft mit eigenen Handwaffen : der Staat gibt ihr bloss Muni* 
tion. 

Alle MilitärbedOrfhisse beaebaffi dasMinisterium und liefert 
sie durch den Kriegsoommissär dem Generalstabe gegen Quit- 
tung auf ein halbes Jahr in vorhinein ; ausserordentliche Erfor* 
demisse hat der Generalstab stpts vom Ministerium anzusuchen. 

Die Aechnungen des Generaistabes sind in vorgeschriebener 
Form dem Ministerium vorxolegen, welches jedeneii durah einen 
hiesu beorderten Beamten Einsicfai in die Reehnungsgebahmng 
des Generalstabes nehmen kann"). 

§. 97. 

Ataneaaeat, GerichttlMirkelt aa« PeatloBf ffttett. 

Das militünsche Bildungssyslem ist einfach und zweck- 
mässig. Ober- und zum Theile auch Unteroffiziere aller Watfen- 
^ttungen werden in der Kriegsakademie in Belgrad au ihrem 
Berufe herangebildet. Den militärischen Unterricht der Mann- 
schaft besorgen die Ober- und Unteroffiziere rottenweise. Bei 
der vorzüglichen geistigen Begabung des Volkes lässt die tak- 
tische Bildung des Landesbeeres nichts zu wünschen Übrig» 

i) Organifches Gesetz g§ 1«— 23 und 3i. 
k) OrgaalsebM Gesetz g S4. 
Ij OngaDiicbes Gesetz §g 81 und S4. 

m) Orsanisehes Gesets gg fS oiid 4S — «8; Gesets vom IS. Mraar 
4844 (Shorolk III. S. 170). 
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Das Avancement der Ober- und Unteroffiziere ist durch 
AncteDDettti im Dieiwle und durob persdnliehe Tttchligkeii be-» 
dingt, UDteroflliim werden nach dMiem Gnindsatie vom 
Generalstab bieiu befilrdert; fÜrOber- und StabsofBtiere meebl 

der Generalsiah den Vorschlag, nuf Grund dessen sie vom 
Ministerium dem Fürsten zur ErnennuDg oder zum Avancement 
vorgestellt werden*). 

Wie überall durch die eigentbamliebeD militäriacfaen Ver - 
hSitnisse geboten, steht die serbische Armee unter strengen 
Rriegsgesetzen nnd unter eigener ntHHUrlscher Discipltnar- und 
Strafgerichtsbarkeit''). Der Soldat wird beim Dienstantritte durch 
den Fahneneid zur Treue gegen den Fürsten und zum unver- 
brttchliehen Gehorsam gegen die Kriegsgeaetse nnd die Befehle des 
Farsten und seiner eigenen Vorgesetstea verpfliditet*) ; ausser- 
dem schreiben ihm aneh die Kriegsartikel vor, die Verfassung 
und die Nalionalfreiheiten zu schützen und zu vertheidigen'). 

In Sachen der freiwilligen Gertchtsbaikeii und in hUrger- 
liehen Rechlsstreiiiükeilen stehtauch das Militär unter der Ge* 
nefatsbarkeit der Givilgeriohte*); eben so sind diclfe in allen 
Vergehen, die der Soldat vor dem Diensteintritte oder wahrend 
des Urlaubs begangen, competent: nur die Vollziehung -^iea Ur-* 
thcils ist im Requisilionswege von der MililiirbLiiörde zu ver- 
langen In Disciplinarangelegenheiten aber ist der Soldat der 
Diaciplinargewalt seines unmittelbaren Vorgesetzten, in allen 
militärischen und während des Dienstes begangenen gemeinen 
Vergehen und Verbrechen aber der Strafgewalt der Krtegsge« 
richte unterworfen >). 



a) Ori?anisches GeseU ^ 44. 

b) Kriegsgesetz vom S1. Oktober 4 889 (Shornik 1, S. 139) und Kripps« 
artikel von demgelben Datum (Sbornik U S. 457). 

e) Kriegsgesetz § 4 ; eine nenero BldesforiiMl ist doreb Verordnong vom 
19. DocemlMr iM (Sbornik III, S. tei) botttioiDt. 

d) Kriagsartikel % %, 

e) Oiviniaehet Gfltsls g as. 

1) OrgnnliebM Getels gg S7 und 88; Gesett vom SO. Jttnner 4848 
(Sbornik I, S. 488) % 87; PotiselstraljprootdQr % 84. 

g) OrgnniiobM Geaati g 88; Krlffsgtsets 44. Gapitel gg 444 488. 
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Kriegsgeridit erster Instanx ist das Batailkmskriegsgerichi, 
welches aos dem Bataiflonsoommandear j drei Oberoffisieren als 

Beisitzern und dein B.u.iilionsndjutanten als Schrifitiihrer be- 
steht. Die Strafcompeicnz desselben erstreckt sich Uber alle 
Vergehen, deren Strafe nach dem Kriegsgesetze auf einjährige 
Zwangsarbeit, 50 Stocksireicbe oder dreimaliges Spiessnithen- 
laufen darch 300 Hann bestimmt ist; solche Urtheile sind tna[>- 
pellabel und werden gleich vollzogen : bei grösserm Strafaos- 
mass sind die Urtheile des Bataillonskriei^ss^erichtes deniKriegs- 
gerichla zweiter Instanz zur Revision vorzulegen''). 

Dieses besteht beim Generalslabe aus dem Chef des Gene- 
ralstabs als Präsidenten , aus vier Oberoffizieren aller Sektionen 
des Generalstab» als Beisitsem und einem rechtskundigen Au- 
diteur. Die Urtheile des Oberkriegsgerichtes sind endgültig und 
inappellabel, und müssen gleich vollzogen werden; nur Er- 
kenntnisse auf Todesstrafe, sechsmaliges Spiessruthenlaufen 
durch 300 Mann oder Dienstentsetzung eines Offiziers sind im 
Wege des Ministeriums dem Pürsten zur Revision und zur even^ 
tuellen Aulttbung des Strafmilderungs- oder Begnadigungsredn 
tes zu unlcrbreilen '}. 

Nach Aiisiriti aus deiü Dienste werden Offiziere, je nach ih- 
rer Verwendbarkeit , theils im Giviistaatsdienste untergebracht, 
tbeils aber nach denselben Normen, welche für Givilstaatsbeamte 
bestehen (vgl. oben § 59), aus Staatsmitteln pensionlrt^). Die 
Witwen und Waisen jener Offiziere,* die im Kriege oder im 
Räuberstreife fallen, erhalten Pensionen aus der Staal^kcissc, 
sonst aus dem Pensionsfonds, in welchen auch die üliiziere, 
wie die Givilstaatsbeamten, die voi^escbriebene 3procentige 
Einlage zu leisten haben 



Oriinni^^ches Gesetz §§ 50— riä. 
1] Or^^anisches Gesetz 53 und 54. 
♦ k) Peusionsgeselz vom 3 April 4843 (Shornik II, S 210]. 

I) Pensionsfondsgeselz vom 83. November 1846 (Sbornik lU, S. 96). 
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FOuftes Capitel. 

Von der Finanzverwaltiuig. 
§. 98. 

Allgemeine GranMtze. 

Schon bei der ersten Feststellung der staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse Serbiens wurde von der Pforte der Grundsati aner- 
kannt, ,^dass die Serben das gesammte Einkommen ihres Vater- 
landes selbst verwalten und die Erzeui;nisse ihres Landesbodcns 
allein geniessen sollen Die einheitliche Verwaltung des als 
Mittel zur Erreichung der Staatszwecke nothweudigen öffentli- 
chen Einkommens ist durch die Verfassungsurkunde dem Fi- 
nanzministerium zur Pflicht gemacht^). 

Vermöge der mit der allgemeinen Praxis des Uechtsstaiites 
Ubereinsüiiiinenden Anortlnungen des Slaatserundj^eselzes (vgl. 
oben § 46, B, 3) hat das l iDanzininisterium das gesammte 
Staatsverroögen nach positiv gesetzlichen Vorschriften zu ver- 
walten, und ist, da alle Einnahmen und Ausgaben des Staates 
nur nach vorhergehender Prüfung ihrer Nothwendigkeit und 
nach ziü'ermUssiger Genehmigung ihres Betrages durch den 
Senat erhoben und [geleistet werden können, sowohl in Bezug 
auf das Yorausmass des Staatseinkommens an die Einwilligunp; 
des Senates gebunden , als auch zur Ablegung der Bechenschaft 
über die gesetzliche Verwendung des verwiUiglen Staatseinkom- 
mens vor demselben verpflichtet**). 

Die Finanzlage Serbiens ist eine sehr günstige. Ungeachtet 
des mangelhaften Steuersystems — worüber unlcn ausführlicher 
gehandelt wird — haben die Staatseinnahmen , mit Ausnahme 
weniger Jahre, die. Ausgaben stets bedeutend überstiegen; eine 
Staatsschuld gibt es nicht , wohl aber noch aus der Regterungs- 

■ ■ — — ^ 

a) III. Hat gl 9, a. I. %, 

b) Dstowgao. 

0} Ustaw 9% 9 lU. d), II, 19 lit. s) QDd e)» und IS ; Organischea Geaelz 
über die CentraWerwaltoag 9. Capitel gg I oitd 8. 

V, TkalM, S«rb. Slaalireelit. IS 
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zeit des FUrslea iMiiosch 0!>reno\^ itsch einen bedeutenden Re- ! 
servefonds (nepokrotnn kassa) für uQvorge&ehene Bedürfnisse, 
aus welchem mit Bewilligung des Senates und gegen Hücker- 
sats ein eventuelles Deficit bedeckt werden kann. 

Die Organisation der Financ Verwaltung und des Hechnungs- 
wesens hcfriedigl liinsichtlicU der Cionnuiukeit , Eiidäcliiieil und ! 
Uebersicbtlichkeil alle billige Aofordei ungeu. 

§. 99. 
Das BudgeL 

Es ist .illcn Ministerien der Centrairegierung aufgetragen, 
dass jedes für seinen Verwaltungszweig den Voranschlag des 
muthmasslichen Kostenaufwandes fur denselben zu verfassen, 
und mit den nOthigen Erläuterungen dem Senate zur Prüfung 
und Verwilligang vorzulegen bat"). Auf Grundlage der Special- 
elals wild das Slaatsbndiiel zusanuncn^eslellL und n;ich Geneh- 
migung des Senates dem Fürsten zur Sanktion unterbreitet, 
wodurch es Gesetzeskraft fUr die Dauer der einjährigen vom 1. 
' November jedes Jahres laufenden Finanzperiode erlangt« 

Das Finanzministerium beantragte schon im Jahre 4845 
t>eini Senate die Drucklegung und Publikation des Staatsbud- 
ttets als eine Fordt rang des Zeitgeistes und des constitutionellen 
Kegierangssystems , konnte aber diesen Wunsch nicht duj ch- i 
setzen. Doch wird das Budget nicht eigentlich geheim gehalten, | 
sondern mit Bewilligung der Regierung Einsicht in dassefbe ge-^ 
stattet. 

Die Form des Staatsbudgets ist die allgemein übliche ; die j 
Einnahmen werden nach Annahme des möglichen .MiirimuMis j 
dem präliminirten Maximum der Ausgaben gegenübergestellt 
und jedem Minister fUr den verwilligten Bedarf seines Departe- 
ments beim Finanzministerium ein Credit eröffnet, aus dem die 
praliminirten Ausgaben zu bestreiten sind« Ist die Greditsumme 
erschöpft oder sind nicht vorhergesehene ausserordentliche Aus- 
lagen zu machen, so hat der betreffende Minister zur Bestreitung 

aj Organisch«» Oeselz Uber die GeotralverwalUing, Einleitong § IS. 
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derselben einen SupplementarcredH beim Senate ansusucben''). 
Jeder Minister ist einzeln fQr die Einhaltung seines Elats ver- 

autworllich iiiid hat li.iriiber dorn Senate Rechnung: zu legen *^); 
als selbstverständlich wird vorausgesetzt, dass keine nicht vcr- 
wilUgte Abgabe auferlegt , noch aber eine verwilligie in eineoi 
grossem als dem gesetzlich bestimmten Betrage eingehoben, 
endlich dass keine nicht verwilligte Ausgabe eigenmächtig und 
ohne besondere Genehmigung, noch aber eine verwifligte in 
einem giussern Betrage als liem prälinn'nirten geleistet werilon 
darf. Für besondere nicht vorabzusehende Ausgaben ist jedem 
Minister ein gewisser Geldbetrag zur Disposition gestellt; jede 
nicht durch ausserste Nothwendiglteit oder Zweckmttssigkeit 
genfigend zu rechtfertigende Ausgabe und jede eigenmächtige 
Ueberschreitung des Finansgeseties seitens der Minister ist ala v 
Missbrauch der Amtsgewall slrallaliig'^). 

g. 100. 
Die SUalsaasgabea. 

Ebenso wie kein Minister ohne Genehmigung des Senates 
Ausgaben über das Mass des ihm gesetzlich bewilligten Grcdiies 
maehra darf; ebenso darfauch keine Staatsbehörde eigenmäch- 
tig und ohne vorausgegangene höhere Bewilligung ausser den 
praliminirten Ausgaben auch nicht den kleinsten Betrag veraus- 
gaben"). Jede im lUuiget präliminirle Ausgabe aber wird Uber 
Anweisung der zuständigen Behörde, mithin des Chefs des 
Anales, für welches die Ausgabe verwilligt ist, jede nachträglich 
bewilligte Auagabe aber nur gegen Beibringung der Bewilli- 
guttgsurkunde des Finansministeriums aus der Rasse erfolgt 

b) Verordnung vom 23. September 1851 (Sboriiik VI, S Bf). 

c) Organisches Gesetz über den Senat ^24; Oryani.^ches Gesel?; über 
die Centralverwaltung, Einleitung § 6 und a. Capitel ^ 4 4. 

d) Or-anisclies Gesetz über den Senat 21; Organisches Gesetz über 

die Centralverwaltung 2. Capilel ^ 6 und i 'i. 

B) Organisches GeseU Uber die CeotrnWerwaltUDg S. Capilel g 1 8 ; Ver- 

ordaaag focn S. iaaner ISa) (Sbornik VI, S, 8«). 

b] Gesets vom 97. Oktober 1819 (Sboraik I, S. 4i9) und oblgo 

Verordnoof. 

45» 
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Die zuständige Kasse für aJle Staatsausgaben ist die Staats- 
haoptkasse, welche als eine besondere Sektion des Flnani- 

minisUM lums vorwüliet wird. In sie fliesson nllc Staatseinnahr- 
ineu und sie leistet alle Staatsnusi^aben Iheils direkt, theils durch 
die ibr untergeordneten Kreiskassen , welche Einnabms- und 
Ausgabskassen sind, und die periodische Abfuhr der Ein- 
nahmen an die Staatshauptkasse theils in Baarem, theils durch 
dokumentirte Rechnungen über die bestrittenen elatsmassigen 
Ausgaben leisten'). Hvcnluelio Verluste durch die GurbtiilR reia 
der verschiedenen Münzen trägt bei Staatsausgaben die Staats- 
kasse')« 

Eine detailiirte Darstellung der Staatsausgaben Serbiens ist 
ohne Begehung einer Indiacretion nicht möglich , weil wie er- 
wähnt das Budget nicht veröffentlicht wird. Ein allgemeines 

Verzeicbniss der biidgetmlissigen Ausgaben für das Jahr 4 857 
kann im Folgenden gegeben werden , wobei der Conventions- 
thaler {i Thlr. 12 Sgr. pr. Grt.) zu U Piaster ä 40 Para berech- 
net ist ; 

I . Givilliste des Fürsten . . Gonventionsthaler 85711 



2. Tribut an die Pforte (nach 
dem ungünstigsten Curse 

veranschlagt) 406153 

, 3. Jabresabgabe an den Pa- 
triarchen in Ronstantinopel 409 

4. Senat 53^^^ 

5. Staatskanzelei .... 30584 

6. Ministerium des Innern . . • ^ 847030 
(worunter die Armee mit 

472000 Gonventionsthlrn.) 

7. Justis-Ministerium ... „ 442766 
B. Kultus- und Unterrichts- ' ' 

Ministerium 88751 ' 



c) Organisches Gesetz uher die CentralverwaltUDg 9. CapttellS; Ge- 
seti vom 80. Juni 1845 (Sbornik III, S. 67) und Vorordavng vom 44. D«- 
eemb«r 4846 (Sbornik III. 8. 184). 

6) Verordnung vom 48. Jani 4868 (Sboraik VI, 8. 489). 
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9. Fioanz-Ministeriuti^ . . . GonveDtionsthaler 2U876 
(worunter lür die Majdanpeker Berg- und Httitenwerke 
1 46049 GoQveotionsthaler.) 



'Die SUaUelnnahmen. 

Die Staatseinnabmea Serbiens stammen aus zwei Haupt- 
quellen : 4 ) Ad% dem Ertrage des Staatseigentbums (Domänen 

und liet^endt n Capitalien), der Regalien und Gebühren; 2) aus 
dem Erlrägnisse der Steuern, deren zweierlei erhoben werden: 
Schatzungssteiiern (Kopf-, Erwerb- und Besitzsteuem) und 
Verbrauchssteuern (Zoll). 

Das prälirninirle (weniijslens um ein Sechstheil seines 
wirklichen Ertrai»es nicderor ani^oselzte) Staats-Einkonimen ;ius 
allen diesen Einnabcnsquellen beziffert sich fUr das Jahr 1857 
folgendermassen : 

1 . Staatsdomänen und Interessen 

von liegenden Capilalien . . 

2. Regalien und Gebühren . . 
(darunter Post 16000 und 
Bergwerke 64000 Gonvthlr.) 

3. Schatz ungssteuern .... 

4. ZoUerIrSIgniss 



Coüventionsthaler 39500 

488000 



894400 
216700 



^ Ueliersicbt der eiozelnen BlnnahiDBqaelleD. 

A. Erträgnisse des Staatsgutes. 

AlsStaatsgut sind alle jene beweglichen und unbewegiicben 
Guter qualificirt , welche aus Nationalmitteln gekanft , abgelöst 

oder gebaut worden sind und als solche durch glaubwürdige 
Zeugnisse, ötTentlicbe Urkunden (Akten des Finanzministeriums! 
Gruudbriefe u. s. w.) oder andere Documeute klar und be- 
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aiiaiiut ausgewiesen ^^ erden können*). Dem Staatsgule, dessen 
ErtrttgDiue aur zu Staataiwecken yerwendel werden mttsseD, 
sind die allodificirten tUrkisehen MiliUrlelian (Timary Mukaat 

und Sijainet) gleichgebalten , deren bei der Uebernahme durch 

die serbische Slaatsgewall connnissionell abgeschützles Reioer- 
trägiiiss der Summe des ]ril)utos zugerechnet ist, und welche 
dadurch in vollkommenes serbisclies StaatseigeDihum Uberge- 
gangen sind**). Ein grosser Theil der Landeswttlder ist gleich- 
falls aus verschiedenen Rechtsttteln sum Staalsgute geworden ; 
doch lasten auf den Staatsforsten dieselben Servituten (Holzung 
und FJchelunü;) wie auf den Geineindevvaldungen 

Die EiukUntte <ies immobilen Slaatsimtes sind nicht bedeu- 
tend. Die Liegenschaften werden in der Hegel verpachtet und 
nur in Ausnahmsfällen von der Regierung selbst administrirt. 
Die Bewirtfaschaftung der Staätsforsten ist eben so ungenttgend 
als ihr Ertrügniss gering. 

Einen bedeutenden Theil des Staatsgutes bildet der Reser- 
vefonds {nepokrelna kassa), welcher aus den unter der Regie- 
rung des Fürsten Milosch Obrenowitsch gemachten Ersparnissen 
im Betrage von einer halben Million Itetreicbischer Dukaten 
(etwa 1,585,000 Thaler Gold) besteht. Die Bestimmung des 
Reservefonds ist einerseits : als Hypothekenbank auf die For- 
derung der Produktion und des Handels zu wirken, zu welchem 
Zwecke stets der Betrag von 100,000 Dukaten auf papillär- 
mässige Hypothek gegen 6 Procent Zinsen an Private dargeliehen 
wird"*) (vgl. oben g 79, A.) ; andererseits aber bei Theuerongs- 
verhaltnissen an Nothleidende gegen Hypothek oder Bürgschaft 
der Gemeinden Vorschüsse zu gewähren') (vgl. oben § 62); 

• 

a) Verordnungea vom 6. April 1842 (Sbornik II S. 4 78) und vom S1. 
August 1868 (SborDik VJI, S. I4S}. . 

b) II. Ilat§4illl. Hatgia. 

c) Oetetz vom SS. Man 1S4a (Sbornlk I, S. SOS). 

d) Gesetze vom 41. September I8S9 (Sbornik I, S. 446) und vom 46. 
Februar 4 648 (Sbomfk II, S. SOS) und Verordouogeo vom 46. Aogast 4646 
(Sbornik III, S. 68) und vom 94. Juni im (Sboroik VI« S. i8). 

e) Verordnungen vom 8. iFebraar 4640 (Sbornik III, 8. 488) ttnd vom 
47. IlSrs 4647 (Sbornik IV; S. 43). 
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CDdiich zur ßedeckung ausserordenUicber SUiatscrfordoriiisse 
zu dienen und der Siaauhauplkasse in |)esondern Füllen Vor- 
schttsse zu letsien, wie z. B. in den Jahren 4833 und 4854| als 
durch die Kriegsrtlstungen ein Deficil im Slaalsbanshalte her- 
beigeführt wurde. Durch die Anordnung, dass jeder Vorschuss 
und jede ausserordenlliclie Ausgabe aus dem Reservefonds von 
der Siaalsbauplkasse inDertialb eines Jahres wieder ersetzt wer- 
den muss (was, wenn die ordenilichen EiuDahmen dazu nichl 
ausreichen , durch einen allgemeinen Steuerzuscfalag geschieht), 
Ist dafür gesorgt , dass der Reservefonds stets auf gleicher Hohe 
erhalten wird. 

B. E r l r ii n i s s c d e r ü e tia I i e n. 

Als Regalien hat sich die Staatsgewalt in Serbien den Berg- 
bau , die Fischerei in der Donau und Sawe, die Fähren auf der 
Doüau, Sawe, Morawa und Kolubara, dem Timok und Ibar, die 

Post und den Telegraphen vorbehalten. Der Ertrag des vom 
Staate betriebenen Berg- und lllUten\N erlsr s in Majdanpek hat 
bisher kaum die Ilülfte des durch neue grossarlige AnIngen ver- 
ursachten Aufwandes erreicht, verspricht aber bei der Reich- 
haltigkeit der Erzlager und der vorzQglichen Qualität der Bat- 
ten produkte überaus lohnend zu werden , so dass der Kosten- 
aufwand hiefUr im Interesse des Landes unlieclinut gebilligt 
werden rnuss. Der Fischfang in der Donau und Sawe wird ver- 
pachtet*); eben so die Fahren auf der Morawa und Kolubara 
und dem Iber und Timok*); die Fähren auf der Donau und 
Sawe sind in Staatsregie Der Tarif wird durch Gesetze be- 
stimmt. Die Post und der Telegraph wird vom Staate verwaltet; 
das Erträgniss der erstem bedeckt den Aufwand vollständig, 
was auch hinsichtlich des Telegraphen zu erwarten ist. 



f) Verordnung vom 8. Apri! 1889 (Sbornik III, S. <59). 

g) Ge^elz vom <7. Kehniar 1853 fSbornik VIII, ?. r)3). 

ii) Ge»eU vofD 30. September 4 S5 3 (Sboroik Viil, 6. $%). 
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C. Ertragniss vou Gebuhren. 

Von Gebuhren werden in Serbien folgende erhoben: 

Dekrettaxen bei Amtsverleibungen Passtaxen und Ge- 
bühren aus Amtshaudluiis^en der Stil.^l^bthuI tlcn'), wie Strafgel- 
der in Pröventivjustiz- und Pulizeistr.nffailen (als Strafiindcrung 
fUr Freiheils- oder körperliche Strafen) und Sportein aus der 
Giviirecbtspflege und für amtliche Ausfertigungen der Gerichte"). 
Alle Gebühren werden unmittelbar von den Kassen der amt»- 
bandeinden Behörden eingezogen 

§. 403. 
Fortselzimg. 

D. ErtrUgniss derdirekten Steuern (danak) 

Zufolge der Bestimmungen des Slanlsgruadgesetzes sind 
alle Serben, mit alleiniger Ausnahme des Klerus der serbischen 
Nationalkirche , xur Tragung der Öffentlichen Lasten gleich ver- 
pflichtet*): indessen vtndicirt sich die Regierung das Recht, 

einzelne um das Vaterland besonders verdiente Männer i;(l<ii un- 
ter namentlich die frUhern Fürsten Milosch und Michail M. Obre- 
nowitsch)''), das unter den Fahnen stehende Militür**), die Ge- 
meinde vorstände undRathe (Kmeten und pomotschnilzi)| Greise 
von mehr als 70 Jahren und Arme von der Steuerpflicht gänz- 
lich 8U befreien'). 



i) Verordnungen vom 4 7. Marz 4 854 (Sbornik VI, S. 4 3^ und von 5. 
Juni 1852 (Sbornik VI, S. 14 2). 

k) Verordnungen vom 48. Oktober und 16. Novamber 185t (Sbornik 
VI, 8. MSnndtl?}. 

I) Pollxetotrafprocedargesets vom S8. Mai 4 850 (Sbornik V,S. 487) §50. 
m) Gesetz vom 16. Mnner 4840 (Sbornik I, 8. 489} g 88; nnd vom 40. 
Hai 4845 (Sbornik III, S. 48). 

n) Civilproeadtiri^seizbiich gg 696 nnd 74 4 . 

o) GeseU vom 49. November 4854 (Sbornik VIII, 8. 29). 

n) Ustaw g 00 i Sleuergeselz vom 8. llSrs 4880 (Sbornik V« S. 05) §g4, 
S und 5. 

b) Verordnung vom 24. Marz 1852 (Sbornik VII, S. 4 40). 
C) Gesetz vom 10. Janner 1845 f.Sboroik III, S. 4), 
d) Steuergebetz ^ 7 - 1 0 und 18 20. 
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Das gegenwärtige Steuersystem in Serbien ist trotz der 
scheinbarenEinfacbheit sehr complicirt und dabei unzureichend, 
und durfte in BSide eine grundsätzliche Aenderung erfahren*). 
Nach demselben gibt es vier Arten direkter Steuer : 4 . eine K o p f - 

und zugleich Besitzsteuer (poresa), als deren KinheiL der 
verheirathete Uber 18 Jahre alte, Grundbesitzende, oder Handel, 
Gewerbe oder sooslige Erwerbsgeschafte selbständig betreibende 
Mann angenommen wird; 2. eine klassenmttssige Immo- 
biliarbesitzsteuer der Staatsbeamten (tsohinownitschki 
danak) ; 3. eine klassenmässige Erwerbsleuer der 
ohne Giundbesitz vom privaten Lohnerwerbe lebenden unver- 
heiratheten Männer (wie z. B. Handlungsgebüiien , Gewerbsar- 
beiter, Diener, Taglöhner u. s. w.> und der öffentlichen Diener 
(betscharski danak); 4. die Kopfsteuer der nomadisirenden 
Zigeuner (charadsch). 

Dieses Steuersystem setzt eine sehr genaue Kenntniss des 
Zustandcs und der Bewegung der Bevölkerung voraus , welche 
die Regierung durch die von vier zu vier Jahren vorzunehmen de 
allgemeine Volkszählung und durch die stetige Rectißcation der 
Bevtftke^uQgslisten aus den vom Landesklerus geführten amt^ 
liehen Geburts- , Trauungs- und Sterbematrikeln erlangt. Die 
Volkszählungen werden von den StaatspolizeibehOrden unter 
uiuiiiUeibarer Theilnahme der Gemeindebehörden und unter 
Zuziehung der Ürtsgeistiichen in jeder Gemeinde nach gesetzli- 
cher Instruction vorgenommen % jede Uebertrctung der Inslruc- 
tion von Seite der Staatsbeamten wird an denselben nach ge- 
richtlichem Erweise ihrer SchuI4 toii Dienstentsetzung, an den 
Gemeindebehörden aber ausser der Dienstentsetzung durch Ver- 



c) Schoo auf der allgemeiDea Landesversammlaog am 29. Juni 4818 
ward« die Forderung gestellt, ,,da88 anstatt des jetzigen Bestenerangs- 
Systems öine Grundsteuer auf der Basis der Grosse und Art des Bodenei- 
gentbums eingeführt Wjsrde," und dem Senate In Fol^ dessen die Ausar- 
beitung eine^ Gesetzentwurfes aufgetragen ; eine Erledigung des Gegenstan- 
des ist aber bisher noch oiclit erfolgt. S'ieUo die fürstliche Resolulioo vom 
»6. September IS 48 (Sbornik IV, S. 499) ^ SO. 

fj Steuergeseto g§ S u. 4 4 . 
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ttriheilong zur Zahlung der aaf die von ihnen verhehlten Steuer- 
pflichtigen entfallenden Steuerquote bestraft*}. 

4. Fttr die Kopf- und Beaitzsteuer (poresa) {gelten 

foli^ende Normen. Dieselbe \%'ird vom Finanziiiinisteiiiim auf 
Grundlage der Hcvulkerungslabellen nach der Zahl der steuer- 
pHichtigen Köpfe vorLTschrieben und auf die einzelnen Kreise, 
Bezirlte und Gemeinden vertheilt^). Der Betrag derselben ist 
gesetzlich schon seit dem Jahre 1842, obwohl sich das National- 
vermögen seither ungewöhnlich vermehrt, ja zum Theile ver- 
doppelt und der SlantÄiUilwand namhaft vergrössert hat, auf 
5 Gonvenlionsthaler (7 Thir. preuss. Crt.) bestimmt und seither 
gleichgeblieben'), weshalb bei ausserordentlichen Erfordernissen, 
anstatt zu einer Erhöhung der Steuer, zu temporaren Steuerzu- 
sehlügen geschritten wird. 

Da die Last einer bloss nach der Kopfzahl bemessenen 
SttHior bei den eigentliQmlichcn Verhältnissen der Hausgemein- 
heit, in welctier oft 8 — 10 steuerpflichtige Manner leben, Über- 
aus druckend wdre , so sind hier gesetzliche Ausnahmen gebo- 
ten , in Folge deren von 4 steuerpflichtigen Mttnnern der Haus- 
gemeinheit je 4 ; von 6 je 2 ; von 8 je 3 und von 40 je\ Ktfpfe 
von der Steuer befreit werden^}. 

Die Steuer wird den Gemeinden nach defn vorerwilhiilen 
Schlüssel in einem Gesammtbetrage auferlegt; die individuelle 
Auftheilung der Steuer ist der Gemeinde allein überlassen. Die 
Repartitlon derselben auf die steuerpflichtigen Gemeindegenos- 
sen wird in allgemeiner Gemeindeversammlung vom Kniet und 
den Friedensgericblsrathen unter Zuziehung und Zuslinuuung 

g) r,r.^,.tz vom 12. März 1841 {Sbornik II, S. 37). 
hj Istaw ^ 62 i Sleuereitizugsgeaelz vom SO. August 4 841 (d^boroik II, 
S. 133) g 1. 

ij Gesetz vom 16. November 1842 (Sbornik II, S. 185). 
k) Sleuergesetz § 40. Andere Brleichternngen gewöbren: das Steuer* 
gcsetz in den ii«i8 and dke Verordnungen vom If. Febraar 1849 
(Sbornik V, S. M), vom 49. Febroar ISSf {Sbornik VI, S. 70), vom il. 
April 1888 (Sbornik VI, S. 88), vom 81. Auguat I85f (Sbornik VI, S. 444), 
vom S.Dezember 4861 (5boralkViI» S. 484) und vom 48. Oktober 4 88S 
(Sbornik Vlll, S. 94). 
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der Hausvater (starjeschina) aus der Gemeinde vorgenommeQ% 
Als geseizliober Grundsati ist ausgesprochen, dass die Steuer 
auf die einzelnen Gemeindegenossen nach Hassgabe ihres Ver- 
mögens, ihrer Erwerbfahigkeit, ihrer günstigem oder schwie- 
rigem Familienverhältnisse in der Art aufiieihoilt werden soll, 
dass die Wohlhabenden einen kleinen Antheil der Lasten der 
Aerniern auf sich nehmen , damit ihnen , namentlich aber den 
Witwen und Waisen ,|nach unserm alten, menschenfreund- 
lichen Brauche" die mdglichste Erleichterung von ihren Mit- 
brödern gewährt werde"). 

9. Die von den Staatsbeamten zu zahlende Klassen- 
Steuer wird nach dem Schatzungswerthe ihres immobilen 
Vermögens erhoben und beträgt bei einem Grund wertbe 

bis 2u 400 (fstr. Dukaten I Gonventionsthaler 
von 400 bis 500 „ 2 
„ 500 ,, 4000 „ 4 

„ ^000 „ 2000 „ 6 

„ 2000 „ 4000 „ „ 8 
„ 4000 ,, 8000 „ „ 40 
,, 8000 ,, 46000 „ 48 

(ä 4 Thlr. 42 Sgr. pr. Grt.) u. s. w.*"). 

3. Die fclassenmüssige E r w e r b s t e u e r der grundbesits-* 
losen unverbeiratheten Manner (betscbari) und öffentlichen Die- 
ner richtet sich iiiR-h der Ervverbfahi^keit und dem wirklichen 
Gelderwerbe derselben , nach welchem erstere in vier Klassen 
eiogetbeilt sind, und beträgt bei einem Erwerbe . 

a) von mehr als 750 Piastern 9 Ostr. Zwanziger 
h) „ „ „ 500—750 „ 6 „ „ 

c) „ 250—500 „ 4 „ „ 

d) bis 250 2 ,1 
(a 7 Sgr. pr. Crt.} jahrlich "J. 

1} GemeiDd6geflelc g 94 ; Steueret nzugsgeselz % i. 

m) Steuergesete gSI, und die oben (Anmerkung k) ctlirta Verordnung 
vom S. Dezember 1854. 

n) ßteoergeselz g 6u. Verordnung vom 84. SIS ix 18M (Sbornik VII, S.i 40). 

o) Geselz vom so. Dezember 1839* (Sbornik I, S.477) und Verordnung 
vom i4. Juni 1851 (Sbornik VI, S. SOJ. 
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Die öffeDlUchoD Diener aber zahlen bei einer Löhnung 

a) von 100—480 Gonventionsthalern 9 Ostr. Zwanziger 

b) „ 80—100 „ 6 „ „ 

c) ,, 60—80 „ 4 „ 

d) bis 60 ,» 2 
jährlich 

4. Der Gharadsch der nomadisirenden Zigeuner (die 
ansttssigen zahlen die Sieuem gleich den Serben) ist mehr eine 
indirekte Zwang^massregei , um sie zu fester Ansiedelung zu 
bestimmen, als eine eigentliche Einkommensquelle fttr den Staat 

und beträgt 

a) für den verheiratheten Mann . . 1 47» östr. Zwanziger 

b) ,1 unverheiratheten Mann 

oder für Frauen . . 1% „ 

c) Kinder von 8^ 4 Jahren . 5 

halbjährlich 1). 

Gleich wie die individuelle Auftlu ilunc' der Steuern tii d 
Gemeinden ilberlassen ist, so ist auch die Einbringung der 
Steuerbetrage eine Ämtspflicht des Gemeindevorstandes. Die 
Steuern werden , mit alleiniger Ausnahme der Erwerbsteuer 
(vgl. oben Nr. 3), welche auf Ein Mal bezahlt werden muss'), 
nach altem Herkommen in zwei halbjährigen Raten, zum St. 
Georj^stage (23. April a. St.) und zum St. Deiuetriustage (26. 
November a. St.) gezahlt und führen daher den Namen St. Ge-, 
orgs- und St. Demetriuss leuer (Dschurdschewska poresa — 
Mitrowska poresa). Das Finanzministerium schreibt die Stetier 
halbjährig in vorhinein einen Monat nach jeder dieser Fristen 
aus und theilt den Gesammtbetrag der in jedem Kreise und be- 
ziehungsweise in jedem Hezirke und jeder Gemeinde desselben 
einzubringenden Steuer den Kreisamtern auf, welche durch die 
fiezirksvorstande den Gemeinden die auf sie entfallende Steuer- 
quote bekannt geben. Die, Gemeinden vertheilen dann die 



p) Verordnung ?ora 6. April 1853 (Sbornik VII, S. 41). 

q) Verotdnung vom 47. November 1 853 (Sbornik ViU, S. 9t). 

r) Gesetz vom SO. Dezember 4839 § 4Z. 
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Steuer auf die Gemeindegenessen, und die Knieten sammeln 
wtf hrend dreier Monate die Steuerbetrage ein , welche sie , swei 
Monate vor der Frist , dem Bezirksvorstande in vollem Betrage 

einzuliefern haben. Die Bezirksvorstände liefern die eingesam- 
melten Betrüge binnen 4 5 Tagen an die Kreisämler, und diese 
während weiterer 15 Tage mit allen zugehörigen Akten an- das 
Finanzministerium ab , welches folglich einen Monat vor der 
Frist die Steuern des ganzen Lande$ erhalt. Da die Einhaltung 
der Ordnung hiebei zuletzt von den Kmelen abhängt, so wird 
jede Versilumniss derselben sofort mit Amlsenlselzung, dieFahr- 
lassiiikeit der Staatsbehörden aber das erste Mal durch i^ericht- 
liebe Suspension von Amt und Gehalt auf zwei Monate, das 
zweite Mal auf sechs Monate, das dritte Mal aber mit Dienstent- 
Setzung bestraft'). Zur Einbringung der Steuern haben die Ge- 
meindebehörden Zwangsrocht, und sind verpflichtet den vollen 
der Gemeinde auferlegten Steucrbelrng ohne joden Rest oder 
Abzug an die Bezirksämter abzuliefern. Uneinbringliche Steuer- 
rücksiande ersetzt die Gemeinde durch eine neue Auflheilung 
ihres Betrages auf die Steuerpflichtigen , niemals aber aus der 
Gemeindekasse*). Bestreitungen der Steuerschuldigkeit sind bei 
den Gerichten anzui>ringen , deren Urtheile die Polizeibehörden 
zu vollziehen haben"). 

§. 104. 
FortsetzDog* 

E. Ertrögnissderindirekten Steuer; Zollwesen. 

Die einzii^e Verbrauchssteuer, welche in Serbien zu Gun- 
sten des Slnalsschalzes erhoben wird, ist der Grenzzoll, 
welcher, nachdem sein früheres Erlrägniss dem von Serbien an 
die Pforte zu zahlenden Tribute zugerechnet wurde ^ durch die 
Staatsvertrage zwischen Serbien und der Pforte im Jahre 4833 



9} Gemelndegeteti § tS und Steuereinzugsgesetz §§ 1—5. 
t) Gesetz vom It. Seplember «889 (Sbornik I, S. 449) ^ 6. 
u) Ufltaw S 69. 



Digitized by Google 



aas Fanftes Capitel. 

der serbischen SUats^ewali ausschliesslich und für ew%e.Zeiten 
überlassen worden isl*)« 

Die innere Einriohiong des serbischen ZcUwesens i>ielei 

keine besomlei q Abweichungen von jener der meisten Übrigen 
europäischen Staaten ''). Längs der giin/t n Lnndcsgrenze beste- 
hen ^4 Zollamter, welche sämmtlich zur Vornahme des gesetzt 
liehen Zollverfahrens gleichberechtigl sind» Von allen durch ' 
eines dieser Zollamter noch Serbien eingefllhrlen , ans Serbien 
ausgeführten oder durch Serbien durchgeführten Waaren wird 
nach dem Zolltarife ein besliinmler Zollsalz gezahlt, welcher 
theils nach dem Stücke , theils nach dem Gewichte , theils end- 
lich nach dem Geldwerthe der Waare (im letzten Falle mit 3 
Procent des Werihes) erhoben wird^). Ausser der Zolltaxe wer- 
den mehre kleinere Gebühren erhobeni wie für die ZoilboUeten, 
für Verbleiung , für das Abwägen und Tragen der Waaren ^ La- 
gerzins und Aufsichts2;ebühr. Die Zolltaxe und diese üebeige- 
bühren mttssen sogleich bei der zollämtlichen Expedition der 
Waare bezahlt werden"^) ; doch bestehen in Belgrad und Alexi- 
nats rar Erleichterang des Handelsverkehrs Entrepots , in denen 
auslandische Waaren nach erfolgter Declaration und Bevision 
gegen einen sehr massigen Lagerzins durch sechs Monate un* 
verzollt eingelagert werden können") (vgl. oben § 78, B). Bei 
üebertretung der Zollgesetze durch betrUgliche Declaration wird 
der doppelte, bei Üebertretung derselben durch Schmuggel aber 
der fttnfzigfache Zollsats als [Befrandationsstrafe bezahlt 0» die 
eingeschmuggelte Waare als Gontrebande mit Beschlag belegt, 
und durch die Polizeibehörde licitando verkauft , und der Erlös 
nach Ersatz des defraudirlen Zollbetrages und der Strafe bei 



a) IL Hat § 7 ; III. Hat § 9. 

b) Zollgeselz vom 23. Mai 4850 (Sboniik V, S. 208) und Verordnungen 
vom s, Oktober 485t (Sborntk Vll, S. 148) ond vom 7. Hirs 1854 (Sbomik 
VIII, S. 8). 

c) Zolltarif vom 48. September 485t (Sbornik VI, S. 485). 
dj ZoUgesetx gg 14 und 4 09—41». 

e) Zollgesetx gg 88— 81. 

() Zollgeseta gg 9, ItO und Iti. 
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dem zuständigen Gerichte deponirt; ist dor EigenthUmer der 
Waare unbekannt oder meldel er sich beim Gericiite nicht bin- 
nen Einem Jahre >), so verfallt das Depositum der Staatskasse'*). 
Zur zollMmtlichen Bewachung der Grenze gegen dfe Türkei dient 
die Coidonsvvnche , jener gegen Oesterreich abei eine eigene 
Zollwache ; eine Btnnencontrole gibt es nicht. 

Zollfreibeit geniessen, ausser dem Fürsten, die Pforte für 
alles Staatseigentbum der Pforte, die Nationalkirche für alle 
Kirchenutenstlien y die Einwanderer für ihre fahrende Habe, 
Reisende far Gegenstande ihres persönlichen Bedarfs, endlich 
die Kleidung und Brautgeschenke serbischer MUdchen, die nach 
der Türkei, oder christlicher Mädchen aus der TUrkei, die nach 
Serbien heiralhen'). 

Eigenthttmiich sind die auf den Staats vertragen beruhen- 
den Zollverhaltnisse zwischen Serbien und dem otomaniscben 
Reiclie''). Alle Waaren, welche aus oder Über Serbien nach 
Konstnnlinopel, Salonik oder Adrianopel, oder aber von dorther 
nach Serbien , oder zur Durchfuhr ins Ausland bestininn sind, 
gemessen in Serbien wie in der TUrkei die vollkommenste Zoll- 
freibeit, insofern der Eigenthümer der von Serbien aus dorthin 
expedirten Waaren binnen drei Monaten durch die Zolibolleten 
dieser begünstigten Zollamter nachweist, dass die Waare richtig 
an ihrem Beslimmungsui le eingetroffen ist'j. Alle übriiien in 
Serbien verzollten und mit den Zollbollelen des belgradcr Zoll- 
amtes versehenen Waaren unterliegen in der TUrkei keiner 
ZoUtaxe, sondern bloss einem 2procentigen Zollzuschlage 
Serbische Kaufleiite in der Türkei zahlen für ihre Waaren bloss 



g) Verordnung vom i8. Februar 1851 (Sbornik VI, S. 8«). 
b) Verordnung vom M. April 4858 (Sborniii VIIl, S. 84). 
i) ZoHgeaetz|408. 

k) II. Hat gg 8 und 7; III. Hat g 9; endlich eine Art von Zoll?ennig 
zwischen der Pforte und Serbien in der üblichen Form eines Fermans vom 
Monate Sulbidsche 1281 (November 1848) bei Matltsch a. a. 0. 6. 68 thgß^ 
druckt, woselbst auch die Vollzugsverorilnung des serbischen Flnanzml« 
nisleriums vom 6. Februar 1846, S. 79 enf hallen ist. 
I) Zolllarir § 108, lit. e) ; Ferman |jg d and 4. 

m) Ferman 5 und 6. 
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die einfache Sprocentigc Zolltaxe und sind von der Entrichtung 
der Aocise (Ichtissab) ))efreit; sollten sie aber — und ea ist 
charakleristiflch , dass in einem Pemian diese Httglichkeit als 
selbsiversUlndlich zugestanden wird — von den Pächtern des 

Ichtissab zu dessen Zahlung genOtbigt werden , so müssen die 
türkischen ZoUilmler die lchlis.s;ilM|iiiitungen bei der Zollent- 
richtung anstatt baareu Geldes annehmen und dadurch den ser- 
bischen Kaufmann indemnisiren"). Von türkischen Provenien- 
sen, die nach Serbien entweder zum Verbrauche oder zur 
Durchfahr ins Ausland gelangen, wird die tarifmassige serbische 
Zolitaxe bei den serbischen Zollämtern erhoben; ausserdem aber 
sind die letztem verplliehlet fUr jene türkischen Waaren, wolelic 
nicht schon bei einem türkischen Zollamte verzollt wurden, den 
türkischen AusgangszoU (Amedije) und die £zpeditionsgebtthren 
(Beflije) zusammen mit 9 Procent des Geldwerthes der V^aaren 
zu Gunsten des tarkiscbeo Zollarars einzuheben , besonders zu 
verrechnen und an das serbische l iiumzministcrium abzuführen, 
welches diese Betrüge nebst den bezüglichen Rechnungsauswei- 
sen unverkürzt an die türkische Staatskasse in Belgrad abliefert. 
Der Ichtissab wird stets bei der tttrkiscben ZoUgebttbr von 9 
Procent in Abrechnung gebracht''). 

§. 105. 
Die KaueaverraltQBg. 

Die serbische Kassenverwaltiing ist einfach und zweck- 
mässig eingerichtet"). Die Staatskassen (Kreis-, Gerichts-, Zoll- 



n) It. Hat g 6 ; Ferman §§ i und ». 
o) Ferman g§ 7 und 8. 

•) Organtsches Gesetz Über die Ceotralverwallung II. Capitel glO^ll ; 
für die Krelskassen Geaetz vom 17. Oktober 4889 (Sbornik I» S. 4i9); fitr 
die Gerichtaksaaeo Verordnaog vom 88. JqdI 484S (Sbornik V, S. 87) ; för 

die Postkassen Postgesetz vom S7. Oktober 4847 (Sbormk IV, S. 428} ggf 

4 0 und 43 ; fUr die Zolikassen Verordnung vom 31. Oktober 4849 (Sbornik 
V, S 58) und Zollj^esef/ vom 33. &lai 4850 (Sbornik V, S. «08) §g 444 — 
4 58 ; für die Staatadruckerei Verordnaog vom 84. Oktober 4653 (Sbornik V, 
S. 891). 
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UDii Poslkassen und die Staatshauptkasse) stehen sttmintliob 
unter doppelter Sperre ; alle Binnahmeii und Ausgaben erfolgen 
in Gegenwart beider roll der Sperre beauftragten Beamten. Pttr 

die Buchführung aller Staatskassen ist der kaufmännische Styl 
angeordnet; alle BOcber erhalfen die Kassen'' pncinirt und 
paraphirt vom Finanzministeriuin und unter dessen Siegel. Das 
Kassejonmal ist mbnatliofa absuschUessen , die Ausgaben von 
den Einnahmen abzuziehen und der sich hiebei ergebende 
Kasserest fbr den nächsten Mona! in Empfang zu stellen. Die 
Monatsausweise iiiüssen regelmässig bis zum 12. läge jedes 
Monates l)eim Finanzministerium einlangen, damit die Staats- 
hauplkasse die MonatsUbersicht der gesammleo Staatskassenge- 
bafarung dem Finanzminister vorlegen kann. Am Schlüsse des 
(mit I . November beginnenden) Rechnungsjahres ist der Bech* 
nungsabscfaluss mit allen Rechnungsbelegen im Original — Ab- 
schriften derselben bleiben bei der Kasse in Verwahnini; — 
längstens bis 45. Novemlier dem Finanznnnisterium vorzuiegen, 
welches sich durch regelmässige halbjährliche Visitationen , so 
vf^ie durch unvermuthete Kassenstürze von der Richtigkeit der 
Kassen- und Bechnungsgebahrong Ueberzeugung zu verschaffen 
hat**). Die Reservefondskasse wird von der zweilen Sektion dos 
Finanzministeriums (der StanlshauptkasseV jedoch ganz jjelrennl 
von dieser verwaltet und verrecbnel; die Sperre derselben hat 
der Finanzminister mit dem Seklionschef der zweiten Sektion, 
der zugleich erster Staafszahlmeister ist*). 

Auf Grundlage derRechnungsabschlflsse sSImmtlicherStaats- 
k.nssen, die von der Slaatshauptkasse geprüft und mit ihren ei- 
genen Uecbnungsergebnisseu verglichen und richtig gestellt 



b) Gesetz für die Staatshauplka.sse vom 30. Oktober <844 (Sbor- 
nik Ui, iOO); für die Kreiskassen Gesetz vom 80. Juni 1845 (Sbor- 
nik III, S. 67), dessen Bestimmungen durch die oben (AnaMrkOfig a) citir- 
tan sptttern G«Mlse and Verordnungen enr die übrigen Slaalskassen ant- 
gedebnt worden sind, and Verordnung vom 44. Dezember 1846 (Sbornik 
III, S. 454). 

c) Orgenieches Genete Ober die Centrelverwaltang U. Gapttel g 40; 
Geseta ?om ao. Oktober 4844 $ t4. 

r. Tkaltr, Serb. Staalaneeht. 48 
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werdeD , wird vpm naMtariniileriam der ilauptreebnungsab^ 
•ehhi« wfem, Yoa FittaniDinister tnid dem SektloDsehef on^ 

terzeichnet und unter derVerantwortticbkeit desFtnanzministcrs 
alTjciIiHich im MUrz oder Aprit dem Senate zur Bevision und LI- 
quidaüoa vorgelegt 

g. 406« 

Bte Oteitte GoetroltfeeMrie wU 4er StaattreefeBingipfeene. 

Zur Vollziehung des lierhiiunjsprocesses und zur Aus- 
ttbuDg der Controle Uber den Siaalsbau&haH bestand anfänglieb 
eine eigene Sektton im Finansministerium*); da indessen der 
Senat, unter Berufung auf den § 15 der Yerfassungsurkunde, 

die Conipelenz dieser Sektion beslritl und ihre Funktionen im 
Ceisle des Staatsi^rundgesetzes sich selbst vindicirte, so wurde 
4 843 der lieehnungshof dem Senate zugewiesen^) uud im Jahre 
4844 als „Oberste GontrolsbehOrde** (glawna kontrdla) orga- 
nisirf"). 

Die Bestimmung der Obersten Gontrolsbebörde ist^ alle 

Becbnungen über Einnaliiüei) und Ausgaben des Staates, der 
Gemeinden, der Kirche und aller öffeDtiichen Anstalteü , welche 
nicht durch ausdrückliche Bestimmung ihrer Gründer hievon 
losgesabll wurden, einer sorgCkltigen Revision und Prüfung 
nach Inhalt und Form tu unterziehen und die gesetzliche Ge- 
bahruDg des Staats-, Gemeinde- und Kirchenvennögens zu 
conUoliren*). Die Oberste Conlrolshehürde wirkt unier unmit- 
telbarer Aufsicht und im Namen des Senates und ist keiner 
andern Staatsbehörde unterworfen*). Chef der Obersten Con- 
troisbehorde (uprawitelj giawne kontrole) ist stets ein jährlich 
rom Senate gewähltes Mitglied des Senates, welchem 4 Sek- 
tioDSchef, 1 Buchhalter, 12 Kevisureu, i Protokollist nebst 

Organisches Gesetz über die Centraiverweltung fl. Capilel § 4 4. 
Organisches Gesetz über die Ccntrniverwattuog II. Capitel §§ 4 o. 7. 

, b) Verordnung vom 6. Oktober 1843 ^Shoniik U, S. $25). 

c) Organisutioasgeselz der Obersten CoaU-olsbebürde vom U. Juli 4844 
(Sbornik II, S. 804). 

. 4) Ofgaolsches Gesetz 3 und 4. 
e] Bbmdaselbsi 2 and 4«. 
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einigen Schreibern und PraktikanteB vnlergeordnel eind, weiche 
flttmmtlicii Staa^lmmte eind*). 

Die Oberste Gontrolsbehtfrde stehl in unmittelbarer Be- 

zieliuBg znm Senate und zu nlien iMinislerien , mit den tibricon 
Staatb- und kirehenbehörden verkehrt sie nur in besondern 
Fätien, in denen es sich um Vorlage von Erifiuterungdn und 
Auskünften Uber die Bechnungisgebehrung derselben handelt. 
Der Obersten Gonirolsbehörde ist es sur Pflicht geraaehi, sieb 
periodisdi vom Stande sämmtlicher Staatskassen durch regel- 
mässige und unvermuthele VisiUitionen tlber7eDgen und Ln- 
ordnungen und Missbräuche im Kassen- und Hechnungswesen 
SU verhüten*). 

Alle Bechnungsabsebltlsse der einzelnen Ministerien wer- 
den, wie schon mehrfach erwihnt, entweder unmittellMir oder 

durch das FInansministerium dem Senate vorgelegt, welcher sie 
snr Amlshandlune; der Obersten ControIsbehOrde übergibt''). 

Der Hecbnuogsprocess ist folgender. Jeder Rechnuntisal)- 
sdduss wird von einem Revisor der Obersten GontrolsbehOrde 
revidirt und formell und materien geprüft; wird er vollkommen 
riebtig befunden , so wird der rechnungsiegenden Behörde und 
den Beamten dorsell>en das Absoluloriinn ausgefertigt, durch 
welches sie von aller weitem Verantwortlichkeit hinsichtlich 
.ihrer Amtswallung in der geschlossenen Finaozperiode entlastet 
werden')« Hat sich aber die Rechnung als unrichtig ergeben, 
SD werden vom Reehnungsleger Biillaterungen Ober die bean* 
standeten Punkte und der Erssts der Rechnungsfehler Verlangt, 
und wenn dieser die ßernJInglungen in seiner Acusserung nicht 
anerkennt, die Rechnurii^ sninmt den Bemiinglungen des ersten 
Kevisors und der Acusserung des Rechnungslegers einem zwei- 
ten oder mehmn Revisoren sur erneuerten Prüfung obergebeu. 
Erweisen sieh hiebe! die BeoiUnghingen den ersten HetisiM« »1» 
riobtrg und die Aeussefung des Reehnungstesers als ungenttgebd 

f) Orgunfsirbes Ges^elx S 9. 

g) Ebeotlaselbstgg 8 und 10— 4S. 

h) Ebendaselbslgg 16— S4. . « 

i) Ebenda8Clb6l8S5ttodSS-S9. 
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odar unstatthaft, ao wird dieser zur Yeranlwortung gezogen. 
Wenn der Rechnungsleger abermals auf seiner^eusserung be- 
harrt , dann wird sur dritten und Jetsten ReNehnuogsrevisien 
geschritten f welche von einer Gommission unter dem Vorsitze 

des Chefs der Obersten Controlsbehörde voji^enoinmen wird. 
Stimmt das Ergebniss dieser drillen Revision mit jenen der 
beiden ersten Qberein , dann wird der Bechnungsi^er von der 
Obersten GontrolsbebOrde nochmals zum Ersätze des Rech- 
nungsdefektes aufgefordert; und wenn er denselben zu leisten 
verweigei l, dann wird der Ersatz im Rechtswege gefordert , in- 
sewischen aber auf das Vermögen des Rechnungslegers Sicher- 
Stellung genommen ^) . 

Es wird Sorge dafür getragen, dass alle Rechnungen so bald 
als roüglich geprüft und die Recbnung»leger entlastet werden. 
Sollte' es sich indessen ohne Schuld des Rechnungslegers ereig- 
nen, dass die Rechnungen innerhalb zweier Jahre nicht geprüft 
werden, so ^eht dem Rechnungsleger das Recht zu, sich an den 
Senat wegen der Veranlassung der nöthigen Massregeln gegen 
die Oberste Gontrolsbehtfrde zu wenden , und wenn binnen Ei- 
nem Jahre nach Eingabe dieser Vorstellung die Prüfung der 
Rechnungen noch nicht erfolgt ist, so wird der Rechnungsleger 
ipso faclo vüu der Veiaiilwürtung entlastet, wie es sonst durch 
ein Absolutorium geschieht , dessen Steile in diesem Falle das 
Certiflcai des Generalsekretärs des Senates tlber die rechtzeitige 
Eingabe des Revisionsgesuches vertritt. Uebrigens bestimmt 
das Oesetz , dass sowohl nach der ordnungsmassigen wie nach 
der durch Verjährung eintretenden Entlastung jedes Rechnungs- 
legers das Recht der benachtheiligten kasse nicht erlischt, den 
durch nachträglich aufgebrachte glaubwürdige Zeugnisse der 
Veruntreuung oder geflissentlichen Benachtheiligung des Staats- 
schatzes überwiaaenen Rechnungsleger im Rechtswege zur Yer- 
aniwörtung zu ziehen und Ihn zum Ersätze des verursachten 
Schadens zu verhalten^). 



k) Organisches Gesetz gg 6 und SO tS. 
i) EhendAielbBt gg S6— 40. 
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Eine besondere Aulgabe der Obersten Conlrolsbehörde ist: 
aus sSmmÜichen von ihr geprüften und liquidirlen RechnuDgs- 
absdilüssen jährliche veigteichende Uebersichteo des gesamm- 
ten Staats-, Gemeinde- und Kirchenbaushaltes su verfassen 
und dem Senate voj zulegen"). Es ist zu bedauern, dass diese 
Uebersichten , aus denen der finanzielle und beziehungsweise 
sociale Fortschritt des Landes , und ziffermHssige Anhaltspunkte 
sur Beurtbeilung der serbischen innem Politik sich ergeben 
nittssen, nicht durch den Druck vertfffentlicht werden. 



Orgaoifcbet GeseU gg 7 and 40. 
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Hatischerif 
aas der ersten Hälfte des Monats Rebiul-Achir 4845 

(September i 829). 

In* der vordem sa AkjermaD s wischen der hohen Pforle 
und dem rassischen Hofe abgeschlossenen Konvention wurde im 

fünften Artikel gesagt, dass die hohe Pforte , beseelt von dem 
Wunsche dem russischen Hofe ein deutliches Zeugniss ihrer 
freundschaf Iiichen Gesinnung und emsigen Sorgfalt fUr die voll- 
kommene Erfttliung aller Punkte des Bukureschter Friedens- 
Traktates zu geben y alle Stipulationen des auf das serbische 
Volle j welches , von Altersher der hohen Pforte unterthänig und 
ti ihiitär, ein volles Recht auf deren Gnade besitzt^ sich bezie- 
henden YIII. Artikels dieses Traktates alsogleich ins Leben fuh- 
ren wird. Demgemflss wird die hohe Pforte im Einvernehmen 
mit den Abgeordneten des serbischen Volkes die nothwendigen 
und sweckentsprechenden Hassregeln cur Erfüllung und Be<- 
krUftigung der Rechte ergreifen , welche zu dessen Gunsten 
stipulirt sind und- welche diesem Volke als gerechte Belohnung 
seiner gegen das otomanische Reich bewiesenen Treue und als 
Bürgschaft für deren Portdauer in der Zukunft gelten sollen. 

Die hoben contrahirenden Machte haben durch den Wort- 
laut der hier beiliegenden von den beiderseitigen Bevollmäch- 
tigten verfassten und verabredeten Separatakte') die Nolhwen- 
digkeit einer Frist von achtzehn Monaten zur Vornahme der 
Untersuchungen hierüber anerkitunt, und beschlossen , dass die 
Massregeln in Betreff der dem serbischen Volke eingeräumten 



a) Folgt oaeh den Hatiloherif alt Anlage. 
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Eechta im EiDveraehmeD mit den inKonstantinopel anwesend«! 
serbischen Abgeordneten bestimmt und in einem mit Allerbach- 
stenn Hatiscberif bekräftigten Ferman detaillirt dargelegt werden^ 
welcher in der möglichst kürzesten Zeit, in keinem Falle aber 
später als in der obbestimmten Frist von achtzehn Monaten aus- 
zufahren ist. Dieser Ferman wird nach erfolgter MiltheiJui^ an 
den kaiserlich -russischen Hof als ein integrirender Theil der 
erwähnten Konvention betrachte! werden. 

Ausserdem wurde in der Separalakle zu dieser Konvention 
hinsichtlich der Serben noch gosa.at , dass die hohe Pforte , den 
Vlll. Arlikel des Bukurescbler Traktates pl^oktlicb zu erfüllen 
wünschend » den in Konstantinopel befindlichen serbischen Ab- 
geordneten gestattet halte, ihre auf die Sicherheit und die Wohl- 
fahrt ihres Volkes bezüglichen Bitten vorzutragen. In Folge des- 
sen haben diese Abgeordneten in ihrer Vorstellung einicie For- 
derungen des serbischen Volkes dargelegt, wie: dass ihiien die 
Freiheit des Kultus, das Recht der freien Wahl ihrer OberlMlup- 
ler imd eine unabhllngige innere Administrallon gewtthrt werde; 
dassl^ie von Serbien losgerissenen Besirke mit dem Lande wie- 
dervereinigt ; dass alle Abgaben in eine einzige verwandelt 
werden; dass den Serben die Verwaliuop; der den Türken an- 
gehörenden Guter überlassen werde, deren Einkünfte sie unter 
Einem in der Summe des Tributes zu sablen htttten ; dass die 
Handelsfreiheit eing^hrt und den serbischen Kaufleiiten ge- 
stattet werde mit ihren eigenen Füssen durch das otomenische 
Reich zu reisen; dass sie Spilaler, Scimlon und Buchdruckereien 
errichten dürfen ; endlich dass allen Türken ausser den Garni- 
sonstruppen (der Festungen) verboten werde sich in Serbien 
ansllisig su machen* 

Indessen musste während der Untersunhung der oller- 
wühnten Forderungen wegen einiger unvorhergesehener Hinder- 
nisse die Angelegenheit verlagt werden. Aber da die hohe 
Pforte in dem festen Entschlüsse verharrt » dem serbischen 
Volke die im Vili, Artikel des Bukureschter Traktates darga* 
legten Rechte zu gewähren ; so wird sie sich mit den in Kon- 
stantinopel anwesenden serbischen Abgeordneten darüber ein- 
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verstehen, wie die diesem getreuen und gehorsamen Volke. ge- 
wahrleisteten nnd beetätigien Rechte, und ingleichen auch die 

von dessen Abgeordneten noch zu stellenden Forderunfzen , in 
sofern dieselben den Pflichten derUnterlhanen des otomanischen 
Reiches nicht widerstreiten , baldmöglichst in Erfüllung ge- 
bracht werden sollen. Die hohe Pforte wird den kaiserlich- 

♦ 

rassischen Hof von allem in Kenntniss setzen , was in Erftlllung 
des VIIL Artikels des Bokureschter Traktates bestimmt und 

angeordnet wird, und demselben den mit Ilatischerif bekräflig- 
len Ferman miltheüeo, womit die bezeiciioelen Rechte verlieben 
werden. 

' • Wahrend die serbischen Abgeordneten und die von der 
hohen Pforte hiesu beordreten Gommissüre darüber verhandel- 
ten, dass diese AngelpgenheiL zu Gunsten des serbischen Volkes 
zu Ende geführt werde, wurde diese Verhandlung wegen Er- 
müdung (siel) und der Schwierigkeiten beim mittlerweile er- 
folgten Kriegsausbrüche unterbrochen. 

Als hierauf durch den in Adrianopel geschlossenen Traktat 
der Friede zwischen Meinem und dem kaiserlich- russischen 
Hofe befestigt worden ist, wurde im VI. Artikel dieses Traktates 
gesagt: ,)Nachdem die seit Abschluss der Akjermaner Konven- 
tion eingetretenen Verhaltnisse der hohen Pforte nicht gestattet 
haben, sieh soglaidi damit zu belassen, dass die auf das aer- 
bisehe Volk bezüglichen und mit dem V. Punkte dieser Konven-^ 
tion im Zusammenbringe stehenden Stipulationen jener Separat- 
akte ins Leben geführt werden ; so verpllichtet Sie sich hieniit 
fsieriich, dieselben auf das pünktlichste und ohne die allerge- 
ringste Verzflgerung zu erfüllen und namentlich die von Seii>ien 
loagerissenen sechs Bezirke sogleich dem Lande wiederzuerstat^ 
ten, damit biedurch für immer die Ruhe und die Wohlieihri 
dieses cetreucn Volkes gesichert werde. 

In Folge dessen befehle Ich , dass zur Erfüllung alles vor- 
erwähnten geschritten werde ; und dieser aus Meinem kaiaer- 
lichen Richiab*) eriassene und mit Meiner eigenhändigen Ueber- 



a) Lev6e. 
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ichrifi bekrjlfUgle Peniian isi erflossen ta dem Eode, dass diese 
Angelegenheii bekannt gemaehl und verstanden werde; Du 
aber, Pascha undMollab, wirst Deinersetls dais serbiaehe Volk 

hievoD in Kennlniss setzen und ihm zum Verslündniss bringen, 
dass es dankbar sein müsse, und wirst nach diesen Anordnun- 
gen verfahren.'* 

Separat- Akte 
2UJU V. Artikel der Konvention von Akjerman. 

,,lni Namen des Allmachtigen.** 

Indem die höbe Pforte die Absteht hat, die Stipulationen 
des VIII. Artikels des Bukureschter Friedenstraktates heilig zu 

erfüllen , und indem Sic den serbischen Abgeordnelen gestattet 
hat, Ihr die Forderungen ihres Volkes hinsichllich alles dessen, 
was fur Befestigung seiner Sicherheit und Wohlfahrt nothwen- 
dig ist, vorzutragen; in Folge dessen haben diese Abgeordneten 
in ihrer Vorstellung erklart, das serbische Volk wünsche : Frei- 
heit des Kultus; freie Wahl seiner Oberhaupter; unabhängige 
innere Administration; ferner, dass die von Serbien iosgerisse- 
nen Bezirke dem Lande wieder einverleibt werden; dass die 
verschiedenen Abgaben in Eine vereinigt werden; dass es den 
Serben überlassen werde, die den Türken angebarenden Güter 
unter der Bedingung zu verwalten, dass deren Ertragniss in 
einer-Summe mit dem Tribute an die Pforte abgeliefert werde; 
dass der Flandel frei sei ; dass den serbischen Kaufleuten ge- 
staltet werde im olomaoiscben Reiche mit ihren eigenen Lan- 
despassen zu reisen; dass sie Hospitäler, Schulen und Buch— 
druckereien erricbten kannen; und endlich, dass allen Tttrken, 
mit Ausnahme der Festungs-Gamison, verboten werde, sich in 
Serbien niederzulassen. 

Wahrend man sich damit beschäftigte , wie alles dies ge- 
ordnet werden sollte , wurde man durch gewisse unvorherge- 
sehene Hindernisse genatbigt, diese Angelegenheit zu vertagen. 
Die hohe Pforte aber, da Sie auch jetat den festen Entschluss 
hat, dem serbischen Volke alle jene Hechte zu gewahren, welche 
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durch den Vlli. Artikel des Bukurescbter Friedenstraktates ver~ 
abredet worden sind , wird im Einverständnisse mit den serbi- 
schen Abgeordneten sowohl hinsichtlich der vorerwähnten For- 
derungen dieses treuunterthanigen Yolkes , als hinsichtlich alles 
andern, was Ihr die serbischen Ahgeoidnelen noch vorstellen 
werden , und was nicht mit den Pflichten der Unterthanen der 
holten Pforte im Widerspruche steht , die erforderlichen Anord- 
nungen treffen. 

Die hohe Pforte wird den kaiserlich - russischen Hof von 
allen) in Kenntniss setzen, was zur Erfüllung des VIII. Artikels 
des Bukurescbter Friedens angeordnet wird, und wird Dem- 
selben den mit Ualischeiif bekräftigten Ferman mitlheilen, 
mit welchem die vorerwähnten Rechte verliehen werden. 

Zu diesem Ende haben wir unterzeichnete Bevollmächtigte 
Sr. «Majestttt des Kaisers und Padiscbab's aller Beussen kraft 
unserer Allerhöchsten Vollmachlen iin Einverständnisse mit den 
Bevollmächtigten der hohen olomauischen Pforte hinsiclitlich der 
Angelegenheilen des serbischen Volkes die vorerwähnten Punkte 
att%estellt und beschlossen , als Folge des V. Artikels der Kon- 
vention, welche wir und die otomanischen Bevollmfichtigten 
auf den Konferenzen su Akjerman hehnfs der Sicherstellung 
und Bekräftigung des Bukurescbter Traktales in VUI Artikeln 
abgefasst und unterzeichnet haben. 

kl Folge dessen wurde diese Separat- Akte verfasst, und, 
mit unseren Unterschriften und Siegeln bekräftigt, den Bevoll- 
mttchtigten der hohen Pforte ttbergeben. In Akjerman, den 
25. September 1826. G. M. Worontzow m. p. (L. S.) Bibeau- 
pierre m. p. (L. S.}. 
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n. 

HaUsclierif 
vom 7. Rebiul-Ewwel 1246 (3. Aagust 1830). 

Indem der zwischen Meiner hoben Pforte und. dem nissw 
sehen Hofe in Adrianopel abgeschlossene Traktat die ErfttUung 
der Stipulation der Akjermaner Konvention bekräftigt « welche 
dahin lautet, dass mit den in Konstantinopel anwesenden serbi- 
schen Abgeordneten darüber R.itli gepflogen werden soll , dass 
ihre liilten und Forderungen im Einverständnisse mit ihnen 
selbst erledigt und im Sinne Meines kaiserliehen an das Meiner 
beben Pforte uotertbttnige serbische .Volk eriassenea und kund- 
gemachten Befehles allergnSdigst genehmigt werden, namentlidi 
die Freiheil des Kultus, die innere Verwaltung, die Wiederver- 
einigung der losgerissonon T aiidcsilieile , die Testsetzung des 
Tributes, die Administration der türkischen BesitzthUnieff das 
Recht in Handelsgeschliften mit eigenen Pissen zu reisen, das 
Recht Buchdru^ereien , HospiUller und Schulen kq errichleOi 
das Verbot, dass keine Türken, mit Ausnahme derjenii^en, deren 
ausdrückliche Aufgabe es ist, dieLandesfestunijen zu bewachen, 
in Serbien wohnen dürfen, so wie das Recht, Vorstellungen zu 
machen, insoweit sie nicht ihrer Eigenschaft als Untertbanen 
entgegen wH ren 

indem femer das besagte Volk , vrelehes seine Treoe gegen 
Meine hohe Pforte (tbatsflcblicb) bewahrt, ein Gegenstand Meiner 
kaiserlichen Wohlgewogenheit ist , wozu Ich die Gnade beifügen 
will, dass ihte ü[)er\vähnten Bitten auf eine den Pflichten und 
dem geziemenden Betragen der Untertbanen nicht widerstrei- 
tende Weise erfüllt und damit, in Rücksicht auf dasselbe, die 
Mittel ui seiner Ruhe und Sicherheit vennehrt werden : 

desshalb wurde nach Uebereinkunft mit den serbischen 
Abi^eoi dneten in Konstantinopel Folgendes festgesetzt : 

i . Das besagte Volk wird seinen Kultus in allen ihm ge- 
hörenden Kirchen frei ausüben. 
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2. Ihr jetziger Fürst Milosch Obrenowilsch wird zur Be- 
lohnung seiner Treue gegen Meine hohe Pforte Dach dem Laote 
des Berats , wooiit er begab! worden ist, als Fllrsl des besagten 
Yolkes gehalten mrden und diese Wilrde wird seiner Familie 
eigenthUmlich sein. Er wird von Seiten kleiner hohon Pforle die 
Verwaltung der innern Angelecrnhoilen des Landes haben, de- 
ren EinrichtUDg er im Einvernehmen mit dem aus den Häuptern 
des Landes zusammengesetzten Rathe durobfilhren wird. 

3. Was jene sechs Bezirke anbelangt, deren Wiederver- 
einigung die Serben verlangen, nachdem sie ihnen entrissen 
worden sind, so wuide iiierüher Ijoschlossen , dass deshalb 
Conimissare vi n Seilen der hohen Fforle und von Seiten des 
russischen Hofes ernaunt werden sollen, welche den Auftrag 
erhalten werden, den wahren Sachverhalt dieser Angelegenheit 
zo erbeben, wonach spater verfahren werden wird. 

4. Der Charadsch und alle Übrigen Abgaben werden defi- 
'nitiv in einer bestiiniuton Summe festgesetzt werden , und der 
Betrag der Kinkünfle der Kriegsiehen , der Saime und Timario- 
ten im Sandsehak Ssmederewo ausser jenem von Nisch , welche 
Besitzungen unter die Herrschaft und Verwaltung der Serben 
übergehen werden, wird abgeschätzt und zu den Einkünften 
jener sechs wiederzuvereinigenden Distrikte zu^je^chlai^en wer- 
den. 

5. Die Behörden Meiner hohen Pforle werden sich weder 
in die inneren Verwattungs- noch in die Justizangelegenbeiten 
dieses Landes einmengen, und ausser dem, wie gesagt, definitiv 
festzusetzenden Tribute keinen Asper mehr verlangen. 

6. Ausserdem, da Ich wünsche, dass das besai^le Voiii un- 
ter dem Schirme Meiner kaiserliciien Macht an jenen Vortheilen, 
welche der Handel gewahrt , theiloehme, werden jene Serben, 
weiche sich mit Handelsgeschttften befassen wollten, ^on der 
zuständigen Obrigkeit Meiner hohen Pforte neben den Ptfssen, 
w eiche sie von ihrem Fürsten erhallen werden, die nothwendi- 
gen Teskere *) empfangen , mit welchen sie durch Meine Staaten 

a) Teskere 9iud Steaerschelne, welehe sugleicb als LegitimBtiootar- 
künden in der Türkei gelten. 
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werden reisen können, um daselbst Hnndel zu treiben , wie alle 
aodem Unterthanen Meiner hohen Pforte. Es möge niemand, 
wer es auch sei, sie zu beunruhigen wagen uad es soll iboeD 
nicht Ein Asper als Gebühr fUr die Teskere abgeDommen wer- 
den; sie sollen allerorten Schatz und thatsSchliche Hilfe finden; 
und ausser den Zolltaxen wird niemand von ihnen weder 
Awwaid noch Sewaid**), noch sonst etwas ausser den durch 
staatliche Anordnung bestimmten Abgaben zu fordern , und 
jedermann wird sich in Acht zu nehmen haben , sich in Bezie- 
hung auf sie solcher strafwürdigen Handlungen schuldig zu ma- 
chen. 

7. Was die Waaren nnl)elnni?t, welche in das belgrader 
Zollaiiit i;e!angcn , um von da nach Konstanlinopel abgefertigt 
zu werden , so werden dieselben so wie bisher mit den Teskere 
des besagten Volkes versehen hieher gelangen und die vorge- 

, schriebenen Zolltazen werden von denselben hier erhoben. 

Nach je sieben Jahren werden Wir Uns damit beschäftigen, ' 
die inzwischen eingetretenen PreisverJlnderungen der Waaren 
festzusetzen, damit im Verhältnisse hiezu die bestimmte Ein- 
nabms-Summe erhöht werde. Die Zolllaxen auf Waaren, welche 
vom belgrader Zollamte aus nach andern Landern ausgeltlhrt 
werden, werden aber in Hinkunft dem festgesetzten Tribute des 
besagten Volkes zugerechnet werden und diese Aversional-Zah- 
lung wird lier Obsorge des Fürsten Milosch anvertraut sein. 

8. Damit Ruhestörungen , welche sich in Serbien ereignen 
konnten, vorgebeugt und die Verbrecher bestraft werden, wird 
Fttrst Milosch in seinem Dienste die nothwendige Anzahl von 
Kriegstruppen halten. 

9. Die Serben werden das Recht haben in ihrem Lande 
HospitJlIer für ihre Ki iinken und Schulen für die Unterweisung 
ihrer Jugend zu errichteni 

\ 0. Die Musselime oder Wcjwoden^) werden in jenen Thei- 

h) Zwei Gebühren, die ansserden ZoJItaxea (DscboiDnik) vod Waaita 

erhol>prv werden. 

r Musselim, von den Serben ehedem Wojwode genanat, sind türkische 
Fotixeibeamte (Gerichtsvollzieher) . 
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len Serbiens , wo keiae Festiiogen sind , otchl ^wohneii dttrfeiii 
und die GerichUpflege in oflGsnen Orten wird in Zukunft dem 
besagten Fürsten Ubertragen. 

1 4 . Die Türken , welche in Serbien Güter und Ländereien 
besitzen und dieselben zu veräussern wünschleu, um alle ihre 
Beziehungen zu diesem Lande abzubrechen, werden eine £in- 
jKbrige Frist haben, dieselben an Serben um einen billigen 
durch eigens hiezu ernannte GommissAre zu bestimmenden Preis 
zu verkaufen. Die Einkünfte von Gärten, Weinbergen , Güicin 
und Lün<lerpien jener Türken aber, welche ihre Beziehungen 
zum Lande nicht gänzlich lösen wollen , werden gleichfalls nach 
Abschätzung zugleich mit dem Tribute in die belgrader Kasse 
fliessen, welche verpflichtet sein wird , dieselben den betreffen- 
den Besitzern auszubezahlen. 

Ausser den Garnisonen der Feslungen ist der Wohnsitz in 
Serbien jedem andern Türken gänzlich \ erl)oien. 

12. Das serbische Volk wird dem besagten Fürsten die zu 
seiner Subsistenz benöthigten Geldmittel geben, doch darf dies 
keine unerträgliche Last für das Volk werden. 

43. In Zukunft wird bei Erledigung der Forsten -Würde 
der zu ernennende neue Fürst verpflichtet sein, beim Empfange 
des Berats Meiner hohen Pforte . von seinem eii^enen Einkorn- 

TD 

men die Summe von 4 00,000 türkischen Piastern ''J ao den kai~ 
serlichen Schatz zu bezahlen. 

1 4. Die Metropoliten und Bischöfe, welche das besagte Volk 
'wählen wird, werden von dem griechischen Patriarchen in 
Konstaiuinopel eingesetzt, müssen jedoch nicht persönlich zum 
Empfange der Investitur in diese Residenzstadt kommen. 

45. Solange sich die Mitglieder des Senates, von denen die 
Rede war , nicht eines schweren Verbrechens entweder gegen 
Meine hohe Pforte oder gegen die Landesgesetse und Institutio- 
nen schuldig machen, kttnnen sie ohne Grund weder ihres Am- 
tes entsetzt, noch entfernt werden. 

16. Im Falle das besagte Volk es notbwendig fände fur 



d) Etwa bm Thir. pr. GrI. oder SSOO fl. tfitr. CMi«. 
V. Tbüae, Serl». SlMtw«ehU 17 
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^ seine eigentn An-elegenheilen eine Poat lü errichten, wird von 
Seile der Behörde Meiner hohen Piurte kein Hinderniss ihrem 
freien Durchgänge gelegt werden. 

47. Wenn ein Serbe ans freien Stücken in die Dienste eines 
lürken nicht treten will, kann dieser auf keine Weise mit 
Zwang Dienste von ihm fordern. 

48. Ausser den kaiserlichen von Altersher in Serbien be- 
stehenden Festungen wird jede in neuerer Zeit errichtete Be- 
festigung gänzlich zerstört werden. 

4 9. Da Serbien einen Theil Meiner Staalen , welche Gott 
beschützen möge , bildet, werden keine Hindern isso und Züge- 
ningen in dem Falle gemacht werden , wenn Meine hohe Pforte 
das BedUrfniss htftte , daselbst ftkr ihr eigenes baares Geld Vieh 
oder Lebensmittel zn kaufen. 

20. Endlich werdcii sei bische Agenten beständig in Konsliin- 
tinopel wohnen, um die Angelegenheiten , welche Serbien be- 
treffen^ lu besorgjsni 

Diese Punkte sind definitiv verabredet wordei und nach- 
dem auch hienach Mein Hatischcrif Ejnädigst erlassen wurde, 
ist dieser Mein kaiserliolier ßelelil aufgezeichnet und abgeschickt 
worden. 

Dn aber, Wesir und Mollab , wirst, wenn Dir der erhabene 
Inhalt desselben zur Kenntniss kommt, btevon das oberwühnie 
Volk verständigen, damit es alle diese Wohlthaten , welche Akte 
Meiner kaiserlichen Gnade und Obsorge sind, geböhrlicb er- 
kenne. Solange es sich in den Grenzen der Treue und ünler- 
thanigkett halten wird, wird es nicht aufhören Gegenstand 
dieser Obsorge bu sein , und unter dem Schirme Meiner kaiser- 
lichen Macht die vollkommenste Sicherheit und Ruhe zu ge- 
niessen. Belehre es, dass es sich aufgelegen sein lassen möge, 
seine Unterthanenpflichien zu ej lullen und sich vor allem lu 
hüten, was diesen widerstreiten würde. 

Hienach wirst Du yerfahren und, nachdem Du vor dem 
besagten Volke den Inhalt dieses erhabenen Formans wirst 
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kundgemacht und in die Hecbtsdienie*) von Belgrad eingelragen 
haben , wirst Du denselben dem besagten Fürsten Übergeben, 

damit er ihn aufbewahre. 



ah 

Hatischerif 
vom Anfange des Monats Redscliep 1 249 
(November 1833). 

Indem Ich das serbische Volk , Unterihanen Meines Kaiser- 
reichs , fttr seine gegen Meine hohe Pforte bewiesene Treue be- 
lohnen wollte, und nach glanienden Beweisen Meioer Grossher- 

zigkcil und Meiner kaiserlichen Gnade gegen dasselbe, habe Ich 
im Jahre 1246 einen an der Siii ne nul Meiner eigenhandijjen 
Fertigung geschmückten Fciman erlassen, wodurch Ich dem- 
selben verschiedene Becbte verliehen habe , wie : die vollstän- 
dige innere Verwaltung; die Wiedervereinigung der ehedem 
von Serbien losgenssenen Distrikte; die festgestellte Zahlung 
ihrer Abgaben in einem Aversional- Betrage; die Verwaltung 
der Guter der Tüiken , welche, mit Ausnahme der Garnison, in 
der Frist von Einem Jahre Serbien verlassen müssen. 

Die Durchfuhrung dieser verschiedenen Artikel wurde bis 
stt der Zeit vertagt | bis man sich von dem erst su erhebenden 
Sachverhalte dieser Angelegenheiten in Kenntnias gesetzt haben 
würde, deren Gci^cnbtand von liciuüinsLhaflUchem Vortheile 
sowohl der Türken als der Seibtn, Meiner Unterihanen , war. 
Nachdem aber alle auf diese Angelegenheit bezügliche Bedenken 
behoben und alle Uiudernisse beseitigt, endlich alle Modalitäten 
und Yorscfalaga erläutert und aufgeklärt sind> und es Mein 
allerhöchster Wille ist , indem zur definitiven Durchführung der 
dem genannten Volke verliehenen Rechte geschritten wird , den 
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Akt der Gerechtigkeit und der Gnade, deren Anfang in dem 
oberwShnten Ferman kundgemacht wurde, aicherzostellen, und 

nachdem Meine Staatsciic iu r sicli mit der russischen Gesandt- 
Schaft berathen haben, ist Fol|;cndes entschieden worden : 

4. Die von Serbien losgerissenen Bezirke, welche bisher 
slreitig waren, mOssen gleich den übrigen Bezirken Serbiens 
von Dir , Fttrst , in der Ausdehnung verwallet werden , welche 
mittels der Berichte der hiezu ernannten und an Ort und Stelle 
ausgesandten (lofiimissüre festgesetzt wurde , und n\ ie dies die 
an Ort und Stelle entworfenen topograpliischen Karten darstel- 
len. Diese Bezirke sind : Krajina mit Einschluss von Kljutsch ; 
Zma Rijeka mit Einschluss von Gurgusssowatz , Banja und 
Sswrljik ; Alekssinalz mit Rashanj und Para Ischin ; Rrnsche- 
watz oder Aladscha -Hissaar; ein Theil von Stari Wlach mit 
Einschluss des unter dem Namen Brwenik hel^annlen Theils von 
Nowi-Pasar, und der aus Jadar und Badschewina bestehende 
Landstrich an der Drina. 

In Folge dessen y dass diese Bezirke unter die serbische 
Verwaltung kommen, wurden Ferroane erlassen und abgeschickt 
an den Pascha von Widin , Hussein Pascha und an den Pascha 
von Belgrad, Wedschi Pascha, wodurch Wir verordnen, dass 
Gommissäre , sowohl von Hussein Pascha*s als von Deiner Seite 
gewühlt werden und sich gemeinsam an Ort und Stelle begebeui 
und dass, um diese Angelegenheit zu Ende zu führen, die Be- 
amten und Vorsteher aus der Nachbarschaft sich beeilen mögen, 
hiezu die uothige Hilfsleistung zu geben. Und damit die in Bede 
stehenden Bezirke deutlich abgegrenzt werden , wird dem mit 
dieser Angelegenheit betrauten Gommissar ein Exemplar der 
topographischen Karle mitgegeben , welche dem oberwftbnten 
Wesir über^zeben worden ist. 

%. Mein vorerwähnter letzter Ferman hat eine Frist von 
Einem Jahre festgesetzt, dass die Türken, welche in den Vor- 
städten um die Festungen wohnen» mit Ausnahme Beigrad's, mit 
Vortheii ihre Besitzungen verUussem können* Da aber aner- 
kanntermassen diese Frist hiezu unzureichend ist, und diese 
Angelegenheit eine gesetzliche Abänderung erheischt , so haben 
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sie die fielu|;QiüS| ia den Bezirken Serbiens noch weitere fünf 
Jahre zu wohnen , vom Tage der Erlassang und Kundmachung 
dieses Fermans an gerechnet. Während dieser Frist von tfXnt 
Jahren werden sie den betreifenden Wesiren dieser Beiirlie un- 

leii^eordnet sein und uiilet dei' Verwaltung von türkischen 
Obrigkeiten stehen, welche unter ihnen gewühlt werden. 

3. AlleLebensmitiel, welche sowohl die Türken, für welche 
die Aaszugsfrist von fUnf Jahren festgesetat isl, als die gesamm- 
ten lUr immer daselbst verbleibende Truppen der Festungsgar- 
nison bentfthigen werden, sollen von den Serben für baares 
Geld und ohne jede Gewaltthätigkeit und Unterdrückung gelie- 
ferl werden. 

4. Die türkischen Obrigkeiten werden sich unter keinerlei 
Yorwünden in die serbischen Angelegenheiten einmengen » und 
werden (mit den Serben) in bester Einigkeit zusammenleben. 

5. Diejenigen Türken, welche vor Ablauf der Frist von fünf 

Jahren auswandern wollten , werden hiebei jede Hilfsleistung 
erfahren, um ihre Besitzungen mit Yortheil zu verkaufen und 
mit ihren Familien fortzuziehen. 

6. Bei Ablauf der erwähnten Frist aber müssen sich die 
Türken, welche in Stttdien leben ^ in andere Provinzen ziehen; 
auch jene , die in Vorstädten — ausser jenen von Belgrad — 
sesshaft sind, werden mit ihren Familien entw eder in das Innere 
der Festungen oder in andere Provinzen übersiedeln , so dass in 
Hinkunft kein Türke und in keinem Falle sich von Neuem in 
Serbien ansSlssig machen darf. 

7. Die Serben aber werden den Türken vor ihrer Auswan^ 
derung den angemessenen Preis für ihre LHndereien und Be- 
sitzungen baar und vollständig ausbezahlen müssen. 

8. Die in den Vorstädten von Belgrad ansässigen Tüi ken 
sind nicht nur zur Besatzung dieser Stadt bestimmt , sondern 
treiben zugleich mit den Serien einen vortheilhaflen Handel , 
und diese beiden Völker sind gleichberechtigte Unterthanen 
Meines Kaiserreichs. Um jedoch dem Wohlverhalten der er- 
wähnten Türken eine kräftige Stütze zu geben , werden diesel- 
ben lUr die ganze Zukunft in den belgrader Vorstädten wohnen 



Digitized by Google 



262 



UriLaodiicbe B«ila§0O. 



und unter dem Befehle des Stnllhallers, Meines Wesirs Mebmed- 
Wedschi Pasoba steheo. Damit aber der HaupUweok , die £r- 
lialtuog der allgemeioen* Bube gegen jede SlOrang geschfltil 
werde, go werden au(^' Serben , wie'jedeneit bisber, In den 

Vorstädten Belgrads wohnen. Du, Fürst, und die lil)r igen lliiap- 
ter der Serben wei doi freien Ein- und Ausgang daselbst ha- 
ben, und niemand darf Eucb von keiner Seite und aul keinerlei 
Weise bierin bennrtibigeii* 

9. Die Türken und ebenso die Serben werden , indem sie 
die Zotllaxen sablen, in Belgrad vollkeinmene Handelsfreiheit 
geniessen und dieses Zollamt wird den Serben übergeben wer- 
den. 

40. Ausser den unter dem Befehle des vorerwähnten Pascha 
stehenden Truppen ; ferner ausser der serbischen Garnison und 
den serbischen Beamten oder Poliseidienem darf niemand in 
den Vorstädten ron Belgrad Waffen tragen. 

44. Die Türken werden weder Wohnbiluser noch andere 
Gebäude (irgendwo) ausser in diesen Vorstädten bauen. 

42. .Die Türken dürfen sich den Polizeivorschriften nicht 
widersetsen , welche der Gouverneur von Belgrad im Einver- 
nehmen mit Dir^ Fttrst, ansuordnen für angemessen finden 
würde. 

43. Du und das serbische Volk werdet nionials und uiuor 
keinerlei Weise gegen die Pflichten der Unlerthanen und gegen 
die der hohen Pforte schuldige Ergebenheit handeln. 

44. Der vererwähnte Gouverneur und Du werdet Euch 
Ober alles, was die Ordnung und Reinlichkeit der Vorstudie be- 
triflly ins Einvernehmen setien. 

4 5. Die den fremden Unterthanen gemn( htc Concesston, 
in Belgrad Handel treiben und in seinen VorsUUllen wohnen zu 
dürfen, ist ebenfalls ein Puntt, worüber der Gouverneur von 
Belgrad und Du Euch mit einander zu berathen habet, damit 
diese Fremden Hilileistung und Bohuts geniessto in Gemilssheit 
der Vertrage, welche swisohen Meiner hohen Pforte und den 
befindeten Machten bestehen. 

4 6. Jene (TUrken;, welche aus freien Stücken an Serben 
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oder andere Türken ihre Uegenscbaflen , die sie in Bclfirnd i>e- 
sitzcn , verkaufen woliien, aolleo dies ohne jedes Uioderoiss 
ibuo iLttimeD. 

' .47. Fremde UDterthsoen werden weder in den YorBtlidten 
von Belgrad , noch in den Qbrigen Landeelheiieo das Recht ha- 

ben^ liegende Güter zu besitzen. 

18. Ks wird in keiner Weise gehindert werden, dass Tür- 
ken und Serben in Belgrad ihre Besitzungen einander aus freien 
SiUcken verkaufen. 

49 Mii Rttcksicht auf den Steoer|>etrag» welchen die Ser- 
ben bisher an Meinen kalsertiohen Schate tahlen, auf den Werl- 
laut des oberwjlhnten l eruiaiis und iuil die Vermehrung ihrer 
Auslagen, die dadurch ant;ewachsen sind, dass die innere Ver- 
waltung ihren Flauplem Uberlassen wird; itl der Tribut fUr die 
Zukunft in der Summe von Zwei Millionen und dreihun- 
dert tausend Piastern*) festgeslelH worden; in diesem 
Averstonalbetrage ist auch der Zoll» welcher Dir übergeben 
wird, die Kiiikünfle der Kriegslehen (Timars, Sijaroets und 
Mukaats), deren Verwaltung in die Hände der Serben zu Über- 
gehen hat, der Kopfsteuer (Gbaradsoh) und alle Abgnhen ttber- 
hauply welche bisher, sei es in baarem Gelde, sei es in Natura* 
llen , empfangen wurden und welchen Namen sie auch tragen 
mOgen, mitinbegriffen. Der Tribut wird jedes Jahr in Belgrad in 
zwei Raten, angefangen vom St. Demetriustage ^) dieses Jahres 
und am Schlüsse jedes sechsten Monates bezahlt. 

Die Serben werden das gesammte Einkommen ihres Vater- 
landes selbst verwalten und die Brseugnisse ihres Bodens ge- 
niessen. 

20. Mit Ausnahme der kaiserlichen Festungen , welche in 
Serbien von Alu rsher bestehen , mllsscn alle neuen Befestigun- 
gen wie Tscbuprija, Palanka und andere spater erboute gänzlich 
zersUirt werden. 

Diese mehrarwfihnien Artikel sind die Erg^niung des Bin^ 
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gangs erwähnten Fermans, und da alle Verfügungen mit jenem 
PermaD bestätigt werden, so ist von dem Minister Hemer hoben 
Pforte nod der rossiscben Gesandtschaft beschlosseo worden/ an 
ihre deOnitWe Aasftthrang Hand ansulegen. 

Und da es Mein Herrscherwille ist, dass die vorangeführten 
Artikel durcliseführt und ausgeglichen werden, so lii)l)oIch di**- 
sen Meinen erhabenen Ferinan mit eigenhUndiger Fertigung in 
Betng auf diese Angelegenheit auch an den Pascha von Be%rad 
erisssen, welcher sich mit Dir wegen der Darehfitthrung der hier 
bezeichneten Artikel va verstiindigen hat ; ein zweiter Ferman 
ist aber nn den Pascha von Widiti in Bezug auf die genaue Be- 
slimmuni; der Grenzen der in Rede stehenden Bezirke imd der 
nothwendigen Anweisungen Uber die übrigen Punkte dieses 
Permans ansgefortigt worden. 

Dieser Ferman, geschmttcki mit Meinem Hatischerif, ist 
auch aus dem Grunde erlassen worden , damil Dir der Stand 
dieser Angelegenheit mitgetheiit werde. 

Nachdem DuDich auf diese Weise von diesem Meinem Herr- 
scherwillen wirst überzeugt haben, wirst Du Dir angelegen sein 
lassen , die Durchführung und Ausgleichung der hier mehrer- 
wühnten Punkte imUebereinkommen mit den sw« oftgenannten 
Paschas zu Überwachen. Und in Anerkennung der Wohlthaten, 
mit welchen das serbische Volk von Meiner Seite überhäuft 
wird, wirst Du alle Deine Kräfte darauf hin richten , jederzeit 
nach dem Willen Meiner hohen Pforte zu handeln; und indem 
Du Dich bestreben wirst in jeder Beziehung das su vermeiden, 
was Meine Untertbsnen in den unter Deiner Regierung stehen- 
den Gebieten'drflcken ^*Urde , wirst Du darOber wachen , dass 
Du Mir und Dir ihre guten Wünsche und Segnungen erwirbst. 
Ich erwarte, dass Da Dich auch in Hinkunft beeifern wirst, 
Meiner hohen Pforte gute Dienste zu erweisen, und Dich den 
Pflichten der Unterthanen gemäss zu benehmen , und dass Du 
Dich hüten wirst, denselben entgegen zu handeln. 
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IV- 

Ustaw. 

Hatischerif 
erflossen um die Mitte des Monats Schewal I S54 

(Dezember i 83S). 

Meinem Wesir Jussui-Muchlis Pascha (möge er berllhmt 
werden I) und 

dem Fürsten des serbischen Volkes Milosch Obrenowitsch 
(möge sein Ende gittcklicb sein 1). 

Kraft der den Bewohnern Meiner Provins Serbien für ihre 
Treue und Anhänglichkeit, nach dem Inhalte mehrer frühem in 

verschiedenen Zeilen erflossenen kaiser lichen Ilalischerife , ver- 
liehenen Privilegien und Freiheiten , liat sich die Nolhwendig- 
keit gezeigt, dieser Provinz eine eif^ene innere Verwaltung und 
eine eigene beständige Landesverlassnng unter der Beding- , 
niss zu geben » das« die Serben in Hinkunlt ihre Pflichten der 
Treue und des Gehorsams genau erfüUen und den festgesetzten 
Tribut Meiner hohen l'iüile in den vorgeschriebenen Terminen 
pünktlich entrichten. 

1. 

Die fürstliche Wttrde ist also , gemäss dem organischen 
Ustaw, den Ich der serbischen Nation gebe, Deiner Person und 
Deiner Familie, zur Belohnung Deiner Treue und Deiner An- 

hüne;Iichkeit nach dem Inhalte des kaiserlichen Berals ^ den Du 
früher erhalten hast, verliehen. 

Die innere Landesverwaltung ist Deiner treuen Obsorge an- 
vertraut, und 4000 Beutel*) jährlich sind zu Deinem 'eigenen 

Unterhalte beslinimt. 

Ich lege Dir zugleich auf: 

a) EEtwa H90S0 Tblr. pr. CrI. odor 17U00 Gulden östr. Wahng. 
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a) die Ernennung der verschiedenen Beamten der Provinz; 

b) die Vollziehung der eingeführlea Gesetze und Yerord- 

nuDgen ; 

c) don obersten üefehl Uber die zur HandhabuDg der Ruhe 
und guten Ordnung ioi Lande und gegen jeden Angriff und 
Störung ntfthtgen Garniaontruppen ; 

d) die Sorge fbrUmlegung und Einbringung der (tffealltchen 
Auflagen und Lasten ; 

e) die Erlassung der nöthigen gesetzmässigen Befehle und 
Instructionen an alle Amts- und Würden-Träger; 

f ) die Vollziehung der Strafen an den nach den Gesetzen 
verurtheilten Verbrechern , und räume Dir das Recht ein , die 
Strafen I mit angemessenen Ausnahmen, zu erlassen oder m 
mildem. 

4. 

In Folge dieser Dir anvertrauten Gewalt wirst Du voll- 
kommenes Hecht haben , für die gute Landesverwaltung , deren 
Pflichten Dir auferlegt sind , drei Personen zu erwählen , zu er- 
nennen und zu bestellen, welche unter Deinen Befehlen die 
Central- Regierung des Landes ausmachen werden , von denen 
Einer die Geschäfte des Innern , der Andere jene der Finanzen 
und der Dritte das Justiz wesen des Landes leiten wird. 

5. 

Du wirst Dir eine eigene Staatskanzelei organisitvn, welche 
unter Leitung Deines Stellvertreters (Predstawnik) stehen wird. 

Dieser wird von Dir mit Ertheilung der Reise -Pässe und mit 
Leitung der Angelegenheiten zwischen Serbien und den aus- 
wärtigen Mächten beauftragt sein. 

6. 

Es wird ein Senat (Ssowjel), besetzt aus den Erfahrensten 
und Angesehensten unter den Serben, organisirt werden. Die 
Zahl der Mitglieder desselben ist siebenzehn , worunter ein Prä- 
sident. 

7. 

Der in Serbien nicht geboren, oder nach den Gesetzen nicht 
naturalistrt ist, der das Alter von &knf und drelssig Jahren nicht 
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eirefcht hat, und der kein nnbeweglicbes Verminen besitzt, 

ki\nn im Senate nicht Plau haben, noch zu desöen Mitgliedern 
gezahlt werden. 

8. 

Der Präsident des Senats so wie dessen Mitglieder werden 
durch Dieb ernannt, mit der Bedingung, das« sie unter ibren 
Mitbttrgem durch ihre Pttbigkeiten und durch Ihre Redliobkeü 
vollkommen bekannt sind und dass sie Verdienste ums Vaterland 

sich erwüibeu und allgemeine Anerkennung verdient Laben. 

9. 

Nach der Wahl und Ernennung der Mitglieder, und vor 

Anlrilt ihrer Funktionen , hoben alle und jeder, von Dir ange- 
fangen , in die Hünde des Metropoliten einen Eid abzulegen, 
worin sie geloben , gegen die Interessen der Nation, gegen die 
ihnen auferlegten Amtspflichten , gegen die Pflichten ihres Ge- 
wissens und gegen Meinen kaiserlichen Willen nichts zu unter- 
nehmen. 

- Begutachtung der Öffentlichen Interessen des Volkes , und 

Dir Dienste und Hülfe zu leisten, wird das einzige Geschilili die- 
ses Senates sein. . 

Keine Anordnung wird vollzogen , keine Auflage wird ein- 
gehoben werden können , die nicht vorerst und vorlüufig vom 
Senate gutgeheissen und angenommen worden wttre. 

42. • 

Die Besoldung der Senats -Mitglieder wird mit allgemeiner 
Zustimmung und in angemessener Weise durch Dich bestimmt; 
und wenn ihre Versaromlungen indem Orte der Central- Ver- 
waltung des Fürstenthums organisirt sein werden , wird deren 
Wirkungskreis auf folgende Gegenstände begrenzt: 

a) Begutachtung und Entscheidung der Fragen und Grund- 
sätze hinsichtlich der Landesgesetze und Verordnungen , der 
liecbtapflege, der Steuern und sonstigen Abgaben. 

bj Bestimmung der Besoldungen und Remunerationen aller 
Landesbeamten und Greirung neuer Dienststellen nach Bedttrfniss. 
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c) Die VorauBbereebnQngderjttbrIieben VerwaltuD^Atu- 
gaben und Begulachtung der billigslen uod geeignetsten Mittel 

zur Urninge und Einbringung der Abgaben , von deren Erträg- 
niss die Verwaitungs-Ausgaben bestritten werden ; endlich 

d) Begutachtung eines zu verfassenden , die Zahl , Besol- 
dung und Dienatvorschrift bestimmenden Gesetzes fUr das zur 
Erhallung xler Ruhe und Ordnung bestimmte MilitSr. 

43. 

Dieser Senat wird das Recht haben, motivirle Projekt o ihm 
nützlich scheinender Gesetze verfassen zu lassen , und solche, 
unterfertigt vom Präsidenten und dem Sekretär des Senats , Dir 
vorzulegen^ immer unter der Bedinguiss, dass dieses Gesetz 
nichts enthalte, was gegen die Rechte derHerrschaftHeiner hohen 
Pforte, welche der Oberherr des Landes ist, verstiesse. 

U. 

Die im Senate zu begutachtenden i:'rageQ werden durch 
Mehrheit der Stimmen entschieden. 

45. 

Der Senat wird das Recht haben , von den benannten drei 

Ministem jahrliche Auszüge ihrer Geschäfte alle Jahre im Monate 
Marz und April zu verlangen, und ihre Rechnungen zu revi- 
diren. 

46. 

Diese drei hohen Beamten , die Minister (Popetschitelj) des 
Innern, der Finanzen und der Jusliz, so wie der Minister Deiner 
Kanzelei, werden, solange sie in ihren Amtsfunktionen sind, 

im Senate nach Ahlegung des Eides Sitz haben. 

Diese siebenzehn Senatoren können nur in dem Falle ab- 
gesetzt oder entfernt werden, wenn sie Uk)erwiesen werden, 
dass sie sich eines Vergehens gegen Meine hohe Pforte und einer 
Verletzung der Landesgesetze schuldig gemacht haben. 

4 8. 

Es wird unter den Sert>en ein Geschäftsträger erwählt und i 

ernannt , der seinen permanenten Aufenthalt hei Meiner hohen : 

Pforte haben und die Angelegenheiten der serbischen Nation • 
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io Gerolfssheit Meiner kaiserlichen AbsiohteD und der Geeetie 
UDd Natiooal-Freibeiten der Serben besorgen wird. 

Zum Ressort des Ministers des Innern gehdrt : die Polisei, 
die QuarantalDe (Sanität), die Erlassang fürstlicher Verordnun- 
gen an die EreisbefaOrden, die Leitung gemeinnütziger Anstalten 

und des Postwesens ; die Erhaltung der grossen Landesstrassen 
und die Vollziehung der das Landes -Militär betreffenden An- 
ordnungen. 

20. 

Der mit der Finanzverwaltung beauftragteMinister wird die 
Rechnungen revidiren ; für die Emporhebung des Handels sor- 
gen ; die National- Einkünfte , deren Art und Betrag gesetzlich 
bestimmt wird^ bewahren und verwalten ; die erlassenen Han- 
dels- und Finanz-Gesetze vollziehen ; die von den übrigen Mi- 
nistern vorberechneten Landesaiisgaben ausbezahlen ; für Er- 
richtung eines Katasters der öffentlichen und Privatguter , nicht 
minder für Bearbeitung der Bergwerke und Bewirthschafiung 
der Forsten, so wie für die übrigen Geschäfte sorgen, die seinem 
Deparlemeot angehören. 

Der Jiistizminister, welchem auch das Ministerium der 
Volks-Erziehung und Nalional-Aufklürung übertragen ist, wird 
die Voliziehimg der von den Gerichten gefüllten ürtheile Uber- 
wachen ; die von Parteien gegen die Richter vorgebrachten Be- 
schwerden entgegennehmen und erledigen; sich von den Eigen- 
schaften der Richter Kenntniss verschaffen; sich von denselben 
drcimoiiiiiliche Verzeichnisse aller inzwischen bei den Gerichten 
verhandelten und erledigten Rechtsstreite vorlegen lassen ; und 
den Zustand und die Einrichtung der Gefängnisse überwachen 
und für deren Verbesserung Sorge tragen. 

«8. 

Er wird sich, durch Errichtuns^ neuer Schulen und dnroh 
Aufmunterung zur Erlernung nOthiger Kenntnisse, auch mit der 
Bildang''der National-Sitten befassen. Er wird die Aufsieht der 
Spitflier und sonstiger gemeinnütziger Anstalten führen» und mit 
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den Kirohenhioptem das BiiiTernahHien pfle^ inr Oi^disf- 

rung alles dessen, was fieh auf die Religion, den Gottesdienat 

und die Kirche bezieht. 

23. 

Ein Fremder, der in Serbien nicht geboren oder nalurali- 
sirt worden iat| kann zu iLeiner der obbenannten drei Stellen 




Diese drei Uinister, deren jeder seine separate Kanselei 
haben wird, werden bei der Vollxiebung ihrer Dienstesobliegen- 

heilen von einaoUer unabhanj^ig und coordinirl bciu. 

Ibra Departements werden in mehrere Bureaus and Sectio- 
nen eingeibeilt , und jede von ihnen ausgebende amtliche Acte 

muss mit ihrer Unlcrschrift versehen sein; ausserdem darf keine 
Acte ohne voilaiifii^o Gegenzcichnunti dos l)elreffenden Sections- 
Chefs, und kein Eriass und keine Anordnung kann ohne vor- 
läufig erfolgte Eintragung und Regiatrirung deraelb^ in die 
Protokolle des Bureaus vollzogen werden. 

26. 

Diese drei Minister werden alle Jahre im Monate Marz und 
April einen Rechenschaftsbericht Uber die in ihren betreffenden 
Kanzeleien und in jenen der ihnen untergeordneten Behörden 
verhandelten Geschäfte verfassen, und mit beweisltefemden 

Motiven unter ihrer eigenhändigen Fertigung und Amtssiegel 
und unter Gegenzeichnung der hctreffondcn Seclions-Chefs dem 
Senate zur Prüfung und Begutachtung vorlegen. 

27. 

Es ist Mein ansdrUcfcHcher Wille , das« die Serben , Unter- 
tfaanen Meiner hohen Pforte, in ihren GtHem nnd ihren Worden 

beschützt werden; folglich ist es Meinem Willen /uwider, dass 
was immer für eine Person ihrer bürgerlichen Reclile verlusiigt, 
oder einer Verfolgung, oder waa immer für einer Strafe ohne 
Gericht auagesetst werde. Damm Ist es dem Heebtsgesetie und 
den allgemeinen Bedürfnissen entsprechend machtet wonien, 
verscbiedeiie Arten von Gerichten im Lande so enridrteiiy um 
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die gerichtlicli ttberwieseneo Verbrecher, mit Rttcksiefatenabme 
auf ihre Vertheidigung und Strafwttrdfgkeit , gesetzitiässig zu 
strafen , und Jeder Privat- und olfenUicheii Person Recht zu er<- 
theilen. 

28. 

t Es wird demnach kein Serbe eine Geld- oder sonstige 
körperliche Straüe erleiden , oder zum Loskaufe von der Strafe 
genOthigt werden., ohne dass er vorläufig von einem Gerichte 
nach dem Gesetze gerichtet und dazu verurtheilt wäre. Diese 

Gerichte wenk n nnch dem Gesetze alle civil- und bandelsrecbl- 
lichen Slreilii;keiten , alle Vergehen und Lehertretungen zu un- 
tersuchen und endgiltig zu richten haben; jedoch wird in kei- 
nem Falle die Strafe der VermOgensconfiscation auferlegt oder 
ausgesprochen werden ktfnnen. 

«9. 

Kinder und Verw.uulle eines Verbrechers werden für Ver- 
brechen oder Vergehen des Letztern nicht zur Verantwortung 
gezogen, noch bestraft werden können» 

30. 

Dreierlei Gerichte sind zur Rechtspflege in Serbien bestellt. 
Das erste wird in den Dorfern aus den Aeltesten des Ortes unter 
dem Namen Friedensgericht, das zweite wird in jedem der 
siebzehn Kreise, in welche Serbien eingelheiit ist, als Gericht 
erster Instanz, und das dritte in dem Sitze der Gentralverwal- 
tung als Appellationsgericht bestehen. 

Das Friedensgerichl jedes Dorfes wird aus einem Präsiden- 
ten und zwei Mitaiiedern , erw von ihren Gemeinde-Genos- 
sen, bestehen. Ihre Befugniss bei Entscheidung der Givil-Strei- 
tigkeiten erstreckt sich bis 100 Piaster, und bei Bestrafung der 
Vergehen bis zum dreitägigen Arrest und zehn Stockstreichen. 

32. 

Bei Civilstreitii'keilen ist bei diesem iierichle das Verfah- 
ren summarisch und mündlich , die Urlheiie der übrigen zwei 
Geriehle aber werden aohriftlich geschöpft. Das Friedensgericbt 
moss jeden BechtflstreU, dessen Vierth 100 Piaster ttbersteigt, 
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und jedeD Prooesi wegen Verbrecheii oder Veigriien, welche 
grossere Strafe als 10 Slockatreicbe nach sich tiehen, sammi 

beiden streitenden Theilen, dem Kreisgerichte Ubergeben, in 
dessen Gerichlssprengel die Gemeinde liegt. 

33. 

Das Kreisgerichi , dem die Eotscheidung der Streitsachen 
in erster Instanz obliegt, wird aus einem Präsidenten , drelMil- 
gliedern und einer hinlänglichen Auzahi Schreiber bestehen. 

34. 

Auf die Stelle eines Präsidenten oder Mitgliedes des Ge- 
richtes erster Instanz klfnoen diejenigen keinen Anspruch haben, 

die das Alter von 30 Jahren nicht erreicht haben. 

35. 

Diesem Gerichte wird das Verfahren und das Entschei- 
dungsrecht in Civil-, Griminal- und Handels-Rechtssacben zu- 
stehen. 

36. 

Jedermann, der einen Civilrechtsstreit beim Erstinstanz- 
Gerichle seines Kreises verloren hat und an das Äppellations- 
Gericht zu appeliiren wünscht, erhalt biezu eine Frist von acht 
Tagen: und wenn der Verurtheiite sich im Laufe von acht 
Tagen an das Appellations^Gericht zu berufen nicht beeilt, wird 
das Urtheil des Kreisgerichtes gültig und rechtskräftig. 

37. 

Das Appellations- Gericht wird sich mit der Untersuchung 
und Entscheidung jener Gegenstände nur beDassen, welche bei 
Gerichten erster Instanz schon entschieden smd. — Sowohl 
der Präsident «tls die ihm heigegebenen vier Räthe müssen das 
Alter von fünf und dreissig Jahren erreicht haben. 

38. 

Die Mitglieder der serbischen Gerichte niUssen eingeborne 
oder geselzmttssig eingebürgerte Serben sein. 

39. 

Behufs der Ueberiragung eines Processes an ein anderes 
Gericht ist jeder Gerichtsprüsident schuldig , einen Auszug des 
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UrtheOs unter seiner Fertigung und Siegel beiden Fertbeien lu 

verabfolgen. 

40. 

Die Mitglieder der Friedensgerichte können nicht (gleich- 
zeilig) Mitglieder der Übrigen zwei Gerichte sein. 

4(. 

Die erledigten Stellen der Mitglieder bei den iwei Gerichten 

werden durch physisch und im Dienste Aelteste unter den Ge- 
setzkundigen, die bei Gerichten schon lungirt haben^ besetzt. 

42. 

Kein Mitglied des Gerichtes wird unter dem Verwände der 
Verletsnng seiner Pfliebten des Amtes entsetzt werden können, 
ohne erwiesene Stiai Würdigkeit desselben im Rechtswege und 
nach dem Gesetze. 

43. 

Da die Beamten vom Civil-, Militär- oder geistlichen Stande 
körperlichen Strafen nicht unterliegen , so soll , wenn sie nach 
feierlichem Erweise ihrer Schuld nach den Gesetien als straf- 
würdig verurtheilt worden, gegen dieselben keine andere Strafe 
verhängt werden als scharfer Verweis , Arrc;!}tj Cabbatiou und 
Kerker. 

44. 

Kein höherer oder niederer Civil- oder Militär-Beamte des 
FUrstenthums darf sich in die Funktionen der vorbenannten drei 
Gerichte mischen. Sie können nur zur Vollsiehong der Urtbeile 
derselben berufen werden. 

45. 

Da in Serbien Handelsfreiheit besteht, so wird sie jeder 
Serbe frei ausüben können. Selbst die geringste Beschränkung 
dieser Freiheit wird nie gestattet , es sei denn , dass der Fürst 
mit Zustimmung des Senats zeitliche Beschränkung eines Han- 
delszweiges unumgüngUch nöthig findet. 

46. 

Jeder Serbe ist unter Beobachtung der Gesetze unbe- 
schrttnkter Herr seines Eigentfaums und als solcher befugt, sein 

TUIae, Serb. Staattnelit. * 8 
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BigenUivm su verkaufeii, damit naob eigenen Willen-ia diapo 

niren uud leslamen tarisch zu verfügen. 

Er kann dieses Rechtes nicht anders als durch gesetzmas- 
sigen Spruch eines der organisirten Landesgerichte verlaatig er- 

« 

klart werden. 

48. 

Jeder Serbe ist in einem vorkommenden Bechtsstreite ver- 
p0ichtet, sich an das Gericht des Kreises, wo er wohnt, zu 
wenden; und kann vor kein anderes Gericht vorgeladen werden 
als jenes des' Kreises, wo er seinen Wohnsitz hat. 

49. 

Jciler troliinlicnst ist in Serbien dermassen aufgehoben, 
dass er keinem Serben mehr wird aufgelegt werden können. 

50. 

Die zum Ünterhalt der Brttcken und Strassen nöthigen 

Kosten werden auf die umliegenden Dorf-Gemeinden repartirt. 

So wie die Gentralverwaltung des FUrstenthums schuldig 
ist, für Erhaltung der grossen Poststrassen, Brücken und son- 
stigen gemeinnttlzigen Bauten Sorge zu tragen , und sie zu ver- 
walten, eben so mUssen die Privaten wissen, dass auch ihr Kifer 
und ihre Sorgfalt dabei utHimgUnglich ist. 

Du wirst mit Zustimmung des Senats billigen Taglohn den 

armen Leuten bestimmen , die sich mit derlei Arbeiten be- 
schäftigen ; so w ie Du Dich mit dem Senate über Festsetzung 
ständiger jährlicher Besoldungen aller im Dienste des FiUrslen- 
thnns Angestellten verständigen wirst. 

5S. 

Jeder Beamte, der durch eine Anzahl von Jahren gedient, 
kann aus gesetzlichen Ursachen verlangen , aus dem Dienste zu 
treten. In diesem Falle wird ihm eine seinem Verdienste ange- 
messene Pension au Tbeil. 
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Jedes Ainl im Civil-, Militär- oder Jiistizdienste wird in 
Serbien mit ükas (Dekret) des Fürsten verlieben, unter der Be- 
dingung, dass jeder Beamte in den niedern Dienstgraden zu 
dienen anfangt und stufenweise nach erprobter Tauglichkeit 
XU hohem Stellen gelangt. 

55. 

Die bei den Gerichten angestellten Rechtskundigen werden 
nie zu andern Bedienstuneen ausser dem Gcitclite übersetzt: 
sie sind schuldig, sich ausschliesslich mit ihrer Ausbildung im 
Justiziache zu befassen. 

56. 

Kein anderer Civil- oder Militär- Beamte wird , nicht ein- 
mal zeitlich, bei den Gerichten angestellt werden können. 

57. 

Da die Serben , tributüre Unterthanen Meiner hohen Pforte, 
Christen des griechischen Ritus , oder der sogenannten morgen- 
ländiscben Kirche zugethan sind, so habe Ich der serbischen 
Nation volle Freiheit verlieben , ihre religiösen Cereraonien aus- 
zuüben, ynd unter sich, unter Deiner Aufsicht und Mitwirkung, 
ihre Erzbischöfe und Bischöfe mit dem Vorbehalt wählen zu 
können, dass letztere, nach den Kirchensatzungen , der geist- 
lichen Gewalt des in Konstantinopel residirenden Patriarchen, 
der als Haupt dieser Kirche und der Synode gilt , untergeordnet 
werden. Und so wie den christlichen Bewohnern des otomani- 
sehen Reiches ursprünglich zur Zeil ihrer Unterwerfunf? lYivile- 
gien und Freiheiten verliehen worden sind, dass die geistlichen 
Haupter die religiösen und kirchlichen Angelegenheiten (in so- 
fern sie nicht das Politische berühren) in vollem Masse verwal* 
ten ; und so wie die angemessene Erhaltung der Metropoliten, 
Bischöfe, Kloslervorsteher, weltlichen Geistlichen und frommen 
der Kirche angehörigen Stiftungen dem Volke obliegt; eben 
diese Vorschrift soll auch in Hinsicht des Unterhaltes und der 
Würde des Metropoliten und der Bischüfe in Serbien gelten. 

58. 

In Serbien werden eigene Orte fttr die Zusammenkunft des 

18* 
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basoodern Balhes des Melropoliten und der Biadiilfe lur Lettong 
der Angelegenheiten der Beligion, der Geisüicbk^l und der 

Laodeslürcbe bestimmt werdeo. 

59. 

So wie der Lebens verband (SpabilUks , Timars und Sija- 
mets) in Serbien aufgehoben ist, so wird dieser alte Gebrauch 
dort nie wieder eingeführt werden können. 

60. 

Jeder Serbe, gross und klein , ist Steuer- und abgabe- 
pflichtig. Die in Serbien angestellten Beamten werden ihre 
Steoerquote nach dem Hasse ihrer Grundstücke und Güter ent- 
riditen. Nur die Geistlichkeit ist von der Steueraahlung befreit. 

Da Serbien in siebzehn Kreise, diese in einige Bezirke, 
aus mehreren Gemeinden und Dtfrfem l>estehend. eingetheilt 
ist , so wird jeder Kretsvorstand (Okrushny Natschalnik) einen 

Adjunkten, einen Schreiber, einen Kassier und die sonst nö- 
thigen Personen haben. 

Die Kreisvorslilnde werden die ihnen von der Centrai- 
regierung in allen Zueigen der innern Verwaltung zukommen- 
den, ihre Obliegenheiten betreffenden Befehle vollziehen; Sie 
sind bei Bepartirnng der Abgaben an die ihnen von der Cen- 
tralregierung durch das Finanzministerium zukommenden 
Steueriülicii i^ei>uiiden, und sie können sich in die ia ihrem 
Kreise über Bezahluni; der Auflagen entstehenden Sireiligkeiten 
nicht einniiscben , sondern müssen derlei Processe dem Kreis- 
gerichte senden, sich nur die Vollziehung des richterlichen 
Spruches vorbehaltend. 

63. 

Der Bezirksvorstand (Ssreski Natschalnik) wird auf Be- 
sdiOtzung der Grundstücke und Güter der Dörfer vor jeder 
Beeinträchtigung und auf die Beschützung des Volkes vor Bos- 
gesinnten , Landstreichern und Ausgelassenen sein Augenmerk 
richten. 
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64. 

Er i«i schuldig die PflSM aller dttrch semen Bexirk Aus- 
und Eingehenden su revidiren. 

65. 

Er küim Niemand länger als 24 Stunden in Hüfi behalten. 
Er wird dem Rreisgerichle alle in seinem Bezirke sich ereig- 
nenden Streitigkeiten und Processe senden und in Polizeisacben 
sich an den Kreisvorsland wenden. Nebstdem hat er die Auf- 
sicht über die Friedensgerichte zu fuhren, sich jedoch jeder 
Einmischung in die Kirchen- und Schulsachen und jeder Ver- 
letzung der L.ii]kUnftc von frommen StiftUDgen angebörigen 
Grundstücken zu enthalten. 

Zum Erweise des Eigenthums-Rechtes auf die den Kirchen, 
Gemeinden, gemein ntttzigen Anstalten, so wie den Privaten ge- 
hörigen Grundstücke werden Jedem besonders eigene das Ei- 
genthum bestätigende Grundbriefe (Tapije) verabfolgt , und in 
den Landeskanzeleien eioregistrirt. 

66. 

Uefoerhaupi kann kein Serbe ebne Ausnahme weder ge- 
heim noch Öffentlich verfolgt, oder beunruhigt werden, ohne vor 
das Gericht geladen und gerichtet worden zu sein. 

Die Vorst elj L üden Beslimmuni'en Meinem kaiserlichen Wil- 
len gemäss also verfassend und bekräftigend, ist dieser kaiser- 
liche Ferroan ausgefertigt und mit Meinem erlauchten kaiserli- 
chen Hat verherrlicht, Dir mitgetheilt und eingesendet worden. 

Ich befehle Dir also, die Sicherheit dieser Provinz, deren 
Regierung Ich Dir und Deiner Familie nur unter der ausdrttck-r 
liehen Bedingung, Meinen Befehlen nachzugehen und zu ge- 
horchen, gegeben habe — sowohl nach Aussen als ini Innern zu 
bewachen, und alle Deine Kräfte zur Sicberstellung ihrer Wohl- 
fahrt, 80 wie der Ruhe und des Friedens ihrer Bewohner an- 
zuwenden. 

Nebstdem befehle Ich Dir, Jedermanns Stand, Ehre, 
Würde und Amt zu achten , und hauptsachlich dcu uber zu wa- 
chen, dass alle Punkte und Satzungen des vorstehenden Ustaws 
in ihrer Integrität zu jeder Zeit vollzogen werden, damit Du 
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durch Dmoea Eifer Meiner Persoo die Gebete und Segnungen 
aller Klassen der Landes - Bewohner ervi irbst und somit das 
kaiserliche Verlrauen und Wohlwollen rechlferUgesi. 

Ich befehle weiter allen Serben, sich jeder dem Cstaw und 
den Landesiostitutionen entsprechenden Anordnung des Fürsten 
zu föcen und sich stets die nöthigc Ehrerbietung (gegen ihn) 
gegenwärtig zu halten. » loh helehlc diesen kaiserlichen Uali— 
scheril dem Volke kund zu machen, damil sich Jeder, mehr und 
mehr durchdrangen von der Erkenntlichkeit fUr diese Verlei- 
hung und für diese durch Meine kaiserliche Gnade Allen im glei- 
chen M isse erwiesene Wohlthaten, unter allen Verhältnissen so 
benehme, dass ersieh Meine Zufriedenheit verdiene, und dass 
die Punkte des vorstehenden Ustows von Wort zu Wort und zu 
jeder Zeit, ohne dass ihnen jemals entgegen gehandelt werden 
konnte, vollzogen werden. 

Auch Du, Mein Wesir, sollst Ihn verstehen, und Deine 
Kräfte rnit jenen des Fürsten zur pUnkth'chen und strengen 
Vollziehung der Punkte des vorstehenden kaiserlichen Formans 
vereinigen. 



V. 

^alischeiif 

vom Ende des Monats Kebiul-Ewwel 1270 
(Dezember 4853)« 

[ Indem Uns die ungestörte Ruhe des serbischen Volkes, 
welches unter die Zahl Unserer getreuen Unterlhanen gehört, 
am Herzen liegt, sollen in dieser Beziehung die Anordnungen 
dieses Unseres kaiserlichen Befehles gelten, mit welchen die be- 
stehenden Vorrechte (desselben) bekräftigt werden. 

Fernaan. 

Refehl an Alexander-ßeg , gegenwärtigen Fürsten der Ser^ 
beo, dessen Würde von langer Dauer sein mOge. 
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Es war jederzeit Mein Bestreben , dass die bezüglich der 
innera Verwaltung der FUrslenthUiuer Serbien, Walachei und 
Moldau , weiche wesentliche Beslandlheile Meines Kaisemiohs 
bilden, festgestellten Vorrechte ununterbrochen in Ausübung 
bleiben, und dies geht bis su dem Grade } dass, ungeachtet 
(wegen des zwischen Meinem Kaiserreiche und Russland ent- 
standenen Krieges) die zwischen diesen beiden Staaten ge- 
schlossennn Traktate aufgehört haben zu Recht zu bestehen, die 
Sorgfalt Meiner hohen Pforte zur kräftigen Bürgschaft fttr die 
Anfrecbterhaltung der Wohlfahrt und Ruhe Meiner getreuen 
Unterthanen dient. 

So wie im Uebrigen die Auirechlerhaltung ähnlicher fest- 
gestellter Vorrechte ein bestandiges System und eine Ehren- 
sache Meiner hohen Pforte ist, weiche dieselben auch festge- 
stellt hat ; eben so ist es Mein fester und aufrichtiger souverainer 
Entscbluss, die bestehenden Vorrechte dieser drei Provinzen auf- 
recht zu erhalten , und nicht allein dieselben auch nicht um den 
kleinsten Theil zu scliiijiilern , sondern im Gcgenlheilc, indem 
Meine höchste Obsorge auf die vollkomiueoe Erfüllung dersen>en 
gerichtet ist; ist es Mein souverainer Wille, den Bewohnern der 
besagten Provinsen nach Massgabe dessen , wie dieselben von 
nun an ihre Treue, von der sie beseelt sind, flbriegen werden, 
und sobald die Umstünde dem günstig sein werden , fortzufah- 
ren, neue Merkmale Meiner souverainen und wohlwollenden 
Grundsalze zu geben. 

Deshalb wird dieser kaiserliche Befehl, hervorgegangen 
aus Meinem ,Diwan und geschmttokt mit Meiner eigenhündigen 
Fertigung , zu dem Ende erlassen , dass er kundgemacht und 
allen zu wissen gethan werde, dass es der feste Bescbloss 
Meiner hohen Pforte ist, die Vorrechte des zu Meinen Staaten 
gehörenden Serbiens, so wie sie jetzt bestehen, zu bekräftigen, 
SO wie sie durch Vorstehendes auch wirklich bestätigt werden. 

Sobald Dir dieser Mein kaiserlicher Befehl zukommt, wirst 
Du punktlich diejenigen, die es angeht, von der Natur dieser 
Meiner Verfügung und dieses Meines souverainen Willens in 
Kenntniss setzen und entsprechend Deiner Pflicht und Deiner 
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Weisheit alle Deine Sorgfalt darauf verwencJcn , und Alles , was 
Dir möglicb ist, tbun, um bei jeder Gelegenheit die Wohlfahrt 
jenes Landes , so wie den Frieden und die Ruhe seiner Bewoh- 
ner und Heiner Unterthanen sicbersostellen , was ein höehst 
wiehtiger Gegenstand Ist, nnd Du wirst Alles Mögliche thun, 
um Beweise Deiner Weisheit und Deiner Treue zu geben. 

Verstehe dns wolil und glaube dem erhabenen Zeichen, mit 
welchem dieser am Ende des Monats Rebiul-Ewwel des Jabr6S 
ii70 erflossene Perman gescbmiickt ist. 



VI. 
Ooncordat 

des Fürsteolhuuis Serbien mit dem Patriarchate 

zu Konslantinopel. 

KoDstantios von Gottes Gnaden Erzbischof von Konstan- 
tinopel, dem Neuen Rom, und ttkumenisoher Patriarch. 

Es Ist klar und ausser allem Zweifel gesetzt, dass dieiier 
heilige PatriarcVenstabl von Neu -Rom über alle andern erha- 
ben ist wegen verschiedener seiner Vorrechte, hauptsächlich 
aber deshalb , dass er nicht wie andere in der Leitung der re- 
ligiösen Angelegenheiten der auf dem gesammten Erdraume 
wohnenden rechtgläubigen Volker beschrankt ist. Denn alle 
andern heiligen Kirchen, die nach autonomen Grundsätzen 
verwaltet werden, haben ihren originalen Wirkongs- undHacbt- 
kreis; der Patriarchensitz dieser herrschenden Hauptstadt, die 
von dem grossen Konstantinos den Namen führt , breitet gleich 
der Sonne seine Strahlen nach allen Seiten und erleuchtet die 
ganze Christenheit, erwSrmt sie mit dem hohem Liebte des 
wahren Glaubens , und ertbeilt ihr die heiligen Unterweisungen 
und guten Grundsätze in Hinsicht auf alle kirchlichen und bür- 
gerlichen Angelegenheiten. Und deshalb richtet diese grosse 
heilige Kirche im Namen Jesu Christi ihren Blick von ihrem Sitza 
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nach allen Seiten bin , wie von einem erhöhten Standorte aus 
und iDdem sie unaolerbrochen geisUicbe Gnaden ertheilt, Erz- 
bischOfe in den rechtgläubigen Kirchen einsetzt und alle mit 
Vorsteht und Sorgfalt leitet, umfängt sie mit ausgebreiteten 
Armen Alle von der rechtglilubigen Kirche Erleuchteten und 
schlägt ihnen die Erfüllung ihrer das Heil ihrer geistlichen Kin- 
der betrefTenden gerechten Wunsche nicht ab, damit Niemand 
von den Brleuchteten in der Ausübung seiner Pflichten hin- 
sichtlich der gottgefälligen Leitung der Kirche Hindernissen 
ausgesetzt sei und damit jede Kirche dem güiilicLcn Willen ge- 
mäss verwaltet, mit den hierarchischen Gewalten und ^Vurden 
und den geistlichen Gnaden geschmttckl und durch die noth- 
wendigen und heilbringenden Einrichtungen befestigt werde. . 

Indem also dieser oberste Patriarchensitz Beweise seiner 
Sorgfalt Air das Cbristentbum ^il)t, und nachdem uns Sr. Ho- 
heit der 1 Iii st des serbischen Volkes, Herr Milosch Obreno- 
witsch , der Klerus und die Häupter dieses Volkes zum Zwecke 
der seelenheilbringenden Organisation und Einrichtung des 
Klerus die Bestimmung einiger Grundsatze für die zukünftige 
Ernennung ihrer Erzbischtffe und für Alles die BezUge dieses 
Volkes zu unserer in Christo grossen Kirche Betreffende, inglei- 
chen auch ftlr den Kostenpunkt, dessen Unbesliinnitheit zu 
Misshelligkeilcn Anlass geben könnte, Vorslelluni^en gemacht 
haben , und nachdem diese aus acht Artikeln bestehende Vor- 
stellung Uns, dem Vorsitzenden der heiligen Synode , eingehän- 
digt wurde und Wir von den hier in Konstantinopel anwesen- 
den Abgeordneten des serbischen Volkes ersucht wurden , diese 
Vorschlüge zum Seelcnhcile des rechtgläubigen Volkes in Serbien 
zu bestätigen und bcbuts der gottgefälligen Leitung der Kirche 
und der Ordnung im Klerus ins Leben einzufahren; da Uns 
femer die vorerwähnten Artikel nach Oflentlicher Vorlesung in 
der Synode und nach strenger Prüfung gesetzlich und der Sorg- 
falt dieser hohen Kirche für das Heil der rechtgläubigen Völker 
entsprechend erschienen ; und da diese Artikel von den Hiiup- 
tern des serbischen Volkes insgemein bestütiut und von diesen^ 
80 wie vom Volke selbst mitteis schriftlicher Vorstellung unse- 
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rer heiligen hohen Kirche unterbreitet und überdies mit der 
Genehmigung der otomaniseben Regierung versehen Worden 

sind : desshalb fertigen Wir dieses kirchliche Dekret unter Zu— 
slinimung der Synode aus und mdcui Wir diese Entscbeiduug 
im Einvernehmen mit Unsern Brttdern in Christo, den uns um- 
gebenden Metropoliten I treffen, verordnen Wir Nachstehendes: 

I. 

Dass voQ nun an in Zukunft sowohl der Metropolit als die 
Bischöfe Serbiens vorn Fürsion und Volke aus dem serbischen 
Klerus in der Art gewühlt werden, dass von Seiten Unserer 
hohen Kirche keinerlei Anstände dagegen weder Uber die Art 
der Wahl, noch über das Geburtsland und die Persönlichkeit 
des Gewählten erhoben werden können. 

«. 

Dass der Erzbischof, nach dem allgemeinen Willen und mit 
Uebereinstimniün^ des serbischen Volkes und Klerus gewählt, 
von heute an für imiper lum Metropoliten von Serbien ^ernannt 
werde, das heisst: der Brsbischof von Belgrad wird* den Titel 
eines Metropoliten von gans Serbien fllhren , dem alle Bischöfe 
dieses Landes untergeordnet sein werden. Bei jeder neuen Er- 
nennung des Metropoliten aus der Mitte des serbischen Klerus 
nach vorbezeicbneter Art der Theilnahme des Volkes und des 
Pürsten, wird der Fürst und das serbische Volk verpOichtet 
sein, Uns von der erfolgten Wahl und der Person des Gewahlten 
in Kenntniss zu setzen und ihn zur Ertheilung der Investitur zu 
empfehlen; der Patriarch aber wird nach gewonnener Ueber- 
zeogung, dass die Wahl den Grundsätzen der Kirche gemäss 
vorgenommen worden ist, verpflichtet sein , ohne jedes Zaudern 
schriftlich seine Genehmigung einzusenden, begleitet von seinem 
oberstpriesterlichen Segen , damit nach kirchlichem Ritus die 
Weihe des Metropoliten vollzogen werde. 

3. 

Dass die serbischen Bischöfe, vom Fürsten und dem Metro- 
politen aus dem serbischen Klerus gewählt, dort die Weihe 
empfangen sollen, ohne vorhergehende patriarcliale Genehmi* 
gung, sondern einzig durch die geistliche Gewalt und Vollmacht 
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ihres lfetro|>oiiteii, als des dorligen geselKlicheii Kirchenbauptes, 
ond dass hierauf die Einweihung dem Patriarchen angezeigt 
werde , welcher in seiner Antwort seine Genehmigunt^ ertheilen 
und mit seinem Segen begleiten wird. 

4. 

Dass gelegenheitlich jeder neuen Wahl des Metropoliten 
dem Patriarchen als Ehrengabe 300 österreichische Dukaten') 
zugeschickt werden , dass aber bei der Ernennung und Ein- 
weihung der serbischen Bischöfe die hohe Kirche unter keiner- 
lei Vorwänden irgend etwas fordern darf. ^ Die besagte Summe 
von 300 Dukaten isl aber nicht mitinbegriffen in jener jährli- 
chen Abgabe, welche das serbische Volk an den Schatz der 
grossen Kirche leistet , das ist -iOüO Piaster für den Erzbischof 
und 3000 Piaster'') für den Bischof von Ushilze; dieses Ehren- 
geschenk bleibt fur sich bestehen und ist insbesondere, wie 
erwähnt, bei jeder neuen Wahl des Metropoliten zu leisten; 
wenn aber die Übrigen zu Serbien gehörigen Bezirke dem Lande 
wieder einverleibt werden, dann wird diese jahrliche Ah4^abe 
von Seilen Scrl)ieDS in einer allgemeinen Summe bestimuu und 
geleistet werden. 

8. 

Dass ausser der bestimmten jährlichen Abj^abe an die Kassa 
der grossen Kirche und jenen 300 tfstr. Dukaten bei der Neu- 
wahl des Metropoliten , sowohl der Erzbischof als nicht minder 
der ganze serbische Klerus frei sei von jedem Ansinnen und 

jeder Forderung seitens der hohen Kirche und das.s sie, ausser 
dem Vorbesagten, keine weitere Verbindlichkeit weder geilen 
den Patriarchen noch gegen die hohe Kirche haben ; und dass 
weder der Patriarch und die grosse Kirche , noch der Metropolit 
von Beli^i ad einen Theil von dem Nachlasse der verstorbenen 
Bischöfe, noch der Patriarch irgend etwas Im Namen des Sttn- 
denablasses ansprechen darf, indem solche hinlerlassene Guter 
sowohl des Metropoliten als der Bischoie zu nützlicher Yerwen- 
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dang ZU gottgeralligeo und staaUicben Zweckeo an den Nalionai- 
aohalx absufUbren sind. 

6. 

Weder der IfetropoHt noch die Bisofatffe sind berechtigi, 
weder auf Rechnung des serbischen Volkes noch auf Rechnung 

dieser hoben Kirche Scbuldcn 7.11 contrabiren. 

7. 

Der Metropolit darf ohne die gesetzliche Einwilligung des 
Konstantinopeler Patriarchen und ohne Genehmigung des Für- 
sten aus seiner Diöcese nicht entfernt werden , eben so wenig 

nls die serbischen Bischöfe ohne den einaiüLhij»eu Willen des 
Melropolilen und des Fürsten. 

8. 

Schliesslich wird im Verlaufe des Gottesdienstes der Me- 
tropolit ven Serbien des Konstantinopeler Patriarchen, alle 

Bischöfe Serbiens aber des Metropoliten Erwähnung thun. 

Indem diese vorbemerkten acht Artikel , welche von dem 
rechtgläubigen Volke in Serbien gewünscht werden , zum See- 
lenheile des Volkes gereichen und ebenso der Leitung der Kirche 
desselben Landes angemessen und gottgefällig sind ; so befehlen 
Wir in Uebereinslimroung mit der heiligen Synode: dass der 
Inhalt dieses Dekretes jederzeit unverbrüchlich ohne die ge- 
ringste Veränderung in voller Wirksamkeit ;iulrecbt erhallen 
werde, und so wie Wir die schriftliche Zusicherung von Seilen 
des serbischen Volkes hinsichtlich der unverbrüchlichen Befol- 
gung dieser Anordnung [haben ; eben so werden alle Unsere 
Nachfolger darüber wachen , dass Unsere geistlichen S(Shne in 
Serbien eine gute geistliche Regierung geniesscn, wozu Wir 
ihnen hiemit eine unumstössliche Regel begründen und über- 

Und dieserwegen wurde , nach Eintragung dieses Dekre- 
tes in den Codex Unserer hohen Kirche und nach Bekräfti- 
gung desselben durch die Unterschriften der heiligen Synode 

das vorstehende Dekret in der in der Kirche allgemein übli- 
chen Fassung den würdigen Abgeordnelen der Serben in 
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Konstantioopel ausgefertigt und wird ewige Glaubwürdigkeit 
haben. 

Gegebeu im Moaale Jänner des Jahres i83S. 
(Folgen die Unterschriften.) 



VIL 

Zusatzakte zum Üoncordate 
IQ Betreff der kirchlichen Angelegenheiten der mit 
Serbien wiedervereinigten Bezirke. 

Gregorios von Gottes Gnaden Erzbischof von Konstantino- 
pel, Neu-Rom, und ökumenischer Patriarch. 

Durch Unsern gegenwärtigen Palriarchal- und Synudalbrief 
wird kund und zu wissen gethan, dass zu der für die Gemeine 
Unserer hohen Christuskirche bestimmt gewesenen jährlichen 
Abgabe oder zu den Einkünften von den zwei Eparchien von 
Belgrad und Ushitze^ mit 6000 Piastern , rttcksichtlich der rein- 
corporirten übrigen sechs Bezirke, aus denen heutzutage das 
FUrslenlhum Serbien besieht, die BeslimniuDi^ des jährlichen 
Einkommens gleichfalls von 3000 Piaster getroffen wurde , so 
dass die neue Metropoiie Serbien zugleich mit den ihr einver- 
leibten BistbUmem, nämlich mit Inbegriff der ihr erwähnter- 
massen jungst zugefallenen sechs Bezirke , beim Beginne jedes 
Jahres einen einzigen aus 9000 Piastern*) bestehenden Abgaben- 
betrag an die Gemeine zu zahlen vetpflichlet und willens ist; 
untor Gleichzeitiger unverbrüchlicher Aufrechthaltung aller Vor- 
rechte , welche in jenem im Jahre des Heiles ^834 im Monate 
September erlassenen und damals an den erlauchten Fürsten 
der Serben abgefertigten Synodalschreiben enthalten sind; 
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desshalb wurde xum Beweise deseeo auch vorstebeodes Schrei- 
ben erlassen, damit es dorthin Sr. Hoheit flberschickl werde. 

(kou5laiiUuopel); 17. Juli 1836. 

(Folgen die Unterschriiten.) 



Druckfehler. 
S«{te II, Zeile tl v. o. lies ,,Abkoii ft«* statt „Aas Icuitfl.** 
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!5 9lgr. 

— QlnUttuiti) ütci D^rc^t«fa(^ |u Trfetivttt. 8. 1839. ar^. Ili9^c* 
Sattmciftetr 9*f ^rmcrfungeit gut 6iraf<|efc|9e(ii»g* 1* 4kft. gr. 8. 

I8/|7. gcf>. 15 0igt. 

Cilli(re4)t6fd([e o^ne @ntf(^riDungen. Bv afaDemif(^en 3n>^({^n bfraud« 

i'jfiicf'ni ^^on ^uö. fKjmni]. l.^öeft. n^- ^- 1847. vicf). 25 Si^gr. 
San), '21. r l^c^rt^ttd) tec ä^cfc^i^tt bed i5mif4tn 0if:f t5. ? Tt>et(e. 

8. 1810. qrfi. 1 :iljlr. 20 Oigu. 

uiil> für I)eu heutigen ®ekau(^ taigefteUU gt. 8. 1857. ^e^. 

1 itjU 20 Oigr. 

Sittfett, bif Scriptores Historiae Au<j;ustae. 5!nbeutMnc\m 

ju 4atfiS = JliUit uuo -iluulc^uug mjcibcn. gr. 8. 1842. gclunut. 

•^a||ii;tt^jlug,§.JD»2,3f»r f(eine(S(^tiftm iurljlifc§fn3n^alt^. l.iöäub^ 
» (S^n. gr. 8. 1845. ge^. 24 0lflT. 

3^erittg, ^ttttr ^f'tianbtttngm au« bmt 8IMf(^m ffttäft, gr. 8» t844. 

&tift br6 rdmif^hi 9te4t9 auf bm »rrf^iebenm Gtuftn feituc (Stit« 

n>i(f(ttng* l.3:9rUti. 3. ^rtC. l«9l&t(n(. gr.8« |B{^2*54. gc(L 

2 ^\x, 25 9tgr. 

^cnmir fi. uhtx bif fliUic^iDrigmb fi^cmomittme SSrvbinbliil^feit 

SÖejaMung brö Jtaufprrifrd unbrflrllt rnipfattgfllfr 9Baatm. 91a(^ , 
(tfiitfinfm Gbilrec^t. gr. 8. 1854. ge^. 12 9{gr. 

^U^taf 9*%*, (Sinicimng in ba« Oi«^! ber Jtit«^. 8* 1840. gef^eftet. 

26i 9lgt. 

— d^uvfuö tfv 3uftitutioncn. 1 . n. 2. Q?a)ib. 5. neu ocvmct^rtc *2lufr., 
nad) bfin ^ oi-c bc8 Ü)frfa|TcrÄ bcforgt »on ilivüf«()oi Dr. ä. Jluöorff. 
gr. 8.. 1856. 57. gcl^. _ ä 3 3:^tr. 15 ««gr. 

■ 3. 5^an>. Öluß &cni OZaif)taiic tcö ^^crfaffcrö ^erauögcgcbcn 

\).^4Jrüf.Dr.a.,lluÖorff. 4.^2Uifl. i]v.8. 1857. ijrK I Tbfr. 20 9igr. 
ffeinc cit»iüjli|cfie €d)iiftcn. ©rfammeit imb ^|crauöflegf6cn üon 

Dr. iL Jiuöoiff. gr. 8. 1851. c^c^. 3 XUr. 

3iübci'/ 2). ©ruiiDijecaufiu uuD ^Bcßfutung bfö rümi[d)cu uiib 

gmnanifrfien ^e(^tö. gr. 8. 1855. gc^. ' 20 IWgr. 

@(^mibt, Statl 2lbolf, baeSnterbiftcnöerfa^rcnberaiömfr. ^ngcfc^id^t* 

(i^er (Snttoitfftttttg. gr. 8* 1853. g<^. 1 3:;^(t. 12 91gr» 

UngCC, 3ore))(, 6);j!rnt bcd 5flftcei(^if^en aCIgeinemm $ri))ant<(t0* 

1. iBaitb itttb 2» 9anb 1» %6t$ci(ung. gr. 8* 18S6 tt. 57. gef • 

4 %^iu 15 IRgt. 

®ie rr<(tn<^ Sffatitr brr dntaBrrwirrr. (Sint ci9i(ifl(f4( Uiittt* 

nic{)iitui. ni. 8. 1857. gfb. 25 Dlgr. 

Sottmannr ^nU, ©i^flem bei fäc^fifc^tn ÜMU unb Otbmmtfhatib $ro« 
ceff<« na(^ Aiener. 3 liBbe* gr* 8« 1846* gc^. 5 St^tr. 15 Sigc. 
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